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Hannes Siegrist 

Die Propertisierung von Gesellschaft und Kultur. 
Konstruktion und Institutionalisierung des Eigen­
tums in der Moderne 

1. Einleitung 

Im vorliegenden Band untersuchen Historiker, Juristen, Sozialwissen­
schaftler und Kulturwissenschaftler die Konstruktion, Institutionalisie­
rung und Anwendung privater Eigentumsrechte und eigentumsähnlicher 
Handlungsrechte unter dem Gesichtspunkt der „Entgrenzung des Eigen­
tums". Im Rahmen einer interdisziplinären Eigentumsforschung werden 
„Entgrenzungen des Eigentums" systematisch als Prozesse der „Proper­
tisierung" oder „Propertization" von Gesellschaft, Kultur, Recht, Wirt­
schaft und Politik begriffen. Die Leitfrage lautet: Warum regeln Indivi­
duen, kollektive Akteure und Organisationen ihre Beziehungen und den 
Umgang mit materiellen und immateriellen Objekten zunehmend eigen-
tumsförmig? 

Im Mittelpunkt des Bandes stehen Probleme der Entwicklung, Diffe­
renzierung und Verbreitung von Eigentum in der Gegenwart und Ver­
gangenheit. Die Beiträge behandeln ausgewählte empirische Phänomene 
und theoretische Probleme der „Propertisierung" in modernen Gesell­
schaften, Kulturen, Rechts- und Wirtschaftssystemen. Thematisch kon­
zentrieren sie sich auf das Eigentum an Grund, Boden und Immobilien, 
das „geistige Eigentum" an kulturellen und wissenschaftlichen Werken 
und Leistungen, den Wandel juristischer und philosophischer Eigen­
tumstheorien, die Interdependenz verschiedener Eigentumsentwicklun­
gen und das Verhältnis eigentumsbasierter und nicht-eigentumsförmiger 
Handlungsrechte. Propertisierung interessiert als objektiver und subjek­
tiver Prozess. Anhand exemplarischer Fälle, Probleme und Entwicklun­
gen wird gezeigt, was verschiedene Akteure, Gesellschaften, Rechtssy­
steme, Kulturen und wissenschaftliche Disziplinen jeweils unter 
„Eigentum" verstehen, warum sich der soziale und symbolische Um­
gang mit Eigentumsrechten bzw. materiellen und immateriellen Objek­
ten wandelt, und wie dadurch die Entwicklung von Gesellschaft, Kultur, 
Moral, Recht und Wirtschaft bestimmt wird. 

Die Beschäftigung mit der Eigentumsproblematik hat sich im Zuge 
der Spezialisierung und Verselbständigung der wissenschaftlichen Dis-

C O M P A R A T I V 16 (2006), Heft 5/6, S. 9-52. 
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ziplinen und Praxisfelder immer weiter differenziert und auseinander 
entwickelt. Die Fragestellungen und Forschungsansätze sind aufgrund 
der disziplinaren Verengung des Blicks, der Konzentration auf einzelne 
Probleme, Gegenstände und Rechtsgebiete und der Festlegung auf be­
stimmte Theorien und Doktrinen des Eigentums immer spezieller ge­
worden. Vielen ist erst in den jüngsten Auseinandersetzungen um das 
„geistige Eigentum" an Wissen, Texten, Tonwerken, Gensequenzen und 
technischen Herstellungsverfahren wieder richtig klar geworden, dass 
„Eigentum" ein zentraler „Querschnittbereich" der gesellschaftlichen 
Entwicklung ist und deshalb verstärkt interdisziplinär erforscht werden 
muss. 

Interdisziplinäre Forschung erfordert eine übergreifende und verbin­
dende Fragestellung, Perspektive und Begrifflichkeit, die sich einerseits 
durch eine gewisse Abstraktionshöhe auszeichnet, andererseits durch die 
Anschlussfähigkeit an die Einzeldisziplinen und die Empirie. Die Bei­
träge des vorliegenden Bandes beruhen auf dem disziplinübergreifenden 
Interesse an der Konstruktion, Institutionalisierung und Verwendung 
von Eigentumsrechten.' Im Rahmen einer sozial-, kultur-, geschichts-

Der Band vereinigt Beiträge einer interdisziplinären Konferenz, die unter dem 
Titel „Eigentum und Handlungsrechte im Zeitalter der Propertization. Rechts-, 
sozial- und kulturwissenschaftliche Perspektiven auf die Entgrenzung des Eigen­
tums" vom 27.-28. Januar 2006 vom Zentrum für Höhere Studien, dem Institut 
für Kulturwissenschaften und der Fakultät für Sozialwissenschaften und Philoso­
phie der Universität Leipzig durchgeführt wurde (vgl. den Tagungsbericht von 
Isabella Lohr unter http://geschichte-transnational.clio-online.net/tagungsbe-
richte/id=l 120). Für die Organisation der Tagung danke ich Isabella Lohr, für die 
Mitarbeit bei der Herausgabe des Bandes Matthias Wießner. - Die Tagungsidee 
wurde in Gesprächen der interdisziplinären Forschergruppe „Eigen tum" am 
Geistes- und Sozialwissenschaftlichen Zentrum (GSZ) der Universität Leipzig 
entworfen. Ich danke den Mitgliedern der Forschergruppe - Christian Berger 
(Leipzig), Wolfgang Fach (Leipzig), Horst-Peter Gotting (Dresden), Sylke Nis ­
sen (Leipzig), Pirmin Stekeler-Weithofer (Leipzig) und Matthias Schmidt (Leip­
zig) - für viele spannende Diskussionen über die „Entgrenzung des Eigentums" 
und „entgrenztes Eigentum". Z u großem Dank bin ich allen Autorinnen und 
Autoren des Bandes verpflichtet; sowie Elmar Wadle (Saarbrücken), Albrecht 
Götz von Olenhusen (Freiburg), Christian Bumke (Hamburg), Andreas Busch 
(Oxford), Nicole Grochowina (Jena) und Ka i -Uwe Hellmann (Berlin) für kr i ­
tische und weiterführende Kommentare während der Tagung. - Für Gespräche 
über Methoden und Perspektiven der sozialwissenschaftlichen Institutionenana­
lyse und des geistigen Eigentums danke ich Wolfgang van den Daele, Dieter Go-
sewinkel, Jeanette Hofmann, Sigrid Quack, Günther Schmid, Gunnar Folke 
Schuppert und Dagmar Simon vom Wissenschaftszentrum Berl in für Sozialfor­
schung ( W Z B ) . Dem Präsidenten des W Z B , Jürgen Kocka , danke ich für die 
Einladung, das akademische Jahr 2004/05 als Gastprofessor am W Z B zu ver-

http://geschichte-transnational.clio-online.net/tagungsbe-
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und rechtswissenschaftlich akzentuierten Propertisierungsforschung 
interessiert Eigentum als komplexe - d. h. soziale, kulturelle, rechtliche, 
wirtschaftliche und politische - Institution, die ihre besonderen Bedeu­
tungen und Funktionen im Rahmen der jeweiligen Konstellationen und 
Kontexte gewinnt. Forschungsschwerpunkte sind die soziale, kulturelle 
und rechtliche Konstruktion von Eigentumsrechten; die Institutionalisie­
rung eigentumsförmiger Handlungsregeln und Handlungsrechte; die 
Verwendung eigentumsförmiger und eigentumsähnlicher Institutionen 
durch verschiedene Akteure; und die Funktionen und Bedeutungen von 
„Eigentum", „geistigem Eigentum" und „Langfristrechten" im jeweili­
gen rechtlichen, historischen, sozialen, kulturellen, wirtschaftlichen und 
politischen Rahmen. Im Unterschied zu normativen, essentialistischen, 
ahistorischen und kulturindifferenten Richtungen der Eigentumsfor­
schung stehen weder „das Wesen" oder „die Substanz", noch theoretisch 
postulierte „Effekte" des Eigentums im Vordergrund, sondern Prozesse 
und Strategien. 

Der einleitende Forschungsessay führt zunächst aus historischer, so­
zial- und kulturwissenschaftlicher Sicht in die aktuellen Probleme der 
Eigentumsentwicklung (Kapitel 2) und in die Institutions- und Rechts­
geschichte des Eigentums (Kapitel 3) ein. In den folgenden Kapiteln 
wird die Konzeption der „Propertisierung" von Gesellschaft, Kultur, 
Recht, Wirtschaft und Politik entworfen (Kapitel 4) und historisch­
systematisch skizziert (Kapitel 5). Propertisierung fungiert als heuristi­
sche Leitkonzeption einer vergleichenden und interdisziplinären Eigen­
tumsforschung, die allgemeine und besondere Prozesse der Aneignung 
und des institutionellen und gesellschaftlichen Wandels unter einem 
übergreifenden Gesichtspunkt behandelt. 

2. Aktuelle Probleme der Entgrenzung des Eigentums in histori­
scher Perspektive 

Die Umwälzungen in den Eigentumsverhältnissen und die öffentlichen 
und wissenschaftlichen Diskussionen darüber, wie diese zu interpretie­
ren und bewerten sind, haben in den letzten Jahren die Aufmerksamkeit 
für die Eigentumsproblematik ganz erheblich gesteigert. Im Zentrum der 
wissenschaftlichen Debatten stehen seit den 1990er Jahren die Privati-

bringen, um fernab des Universitätsalltags über Probleme des geistigen Eigen­
tums und über die Propertisierung von Gesellschaft und Kultur zu forschen. 
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sierung des Eigentums in den postsozialistischen Gesellschaften,2 die 
Restitution unrechtmäßig enteigneter Güter und kultureller Artefakte an 
Individuen und Gruppen in Europa, Amerika und Australien3 und die 
weltweite Expansion und Angleichung des geistigen Eigentums im Ge­
folge des wissenschaftlichen, technologischen, medialen, rechtlichen 
und politischen Wandels.4 

Die Privatisierung von Grund und Boden, Immobilien, Rohstoffen, 
Produktionsanlagen und Betrieben in den postsozialistischen Transfor­
mationsgesellschaften und die weltweiten Prozesse der Restitution mate­
rieller und immaterieller Besitztümer, die Individuen, Organisationen 
und Gruppen aufgrund gesellschaftlicher und kultureller Diskriminie­
rung sowie illegaler und illegitimer Verfahren entzogen wurden, bewe­
gen sich im Rahmen affirmativer und universalistischer Eigentumsdis­
kurse und klassischer politischer und juristischer Normen, Doktrinen 
und Verfahren. Da diese mit den aktuellen und lokalen Praxisformen 
und Mentalitäten der Eigentümer und Nichteigentümer mitunter nur lose 
verbunden sind, sind ihre Wirkungen ambivalent. Als Beispiel dafür sei 
hier die Umwälzung der Eigentumsverhältnisse in den ehemals zentrali-
stisch, planwirtschaftlich und großbetrieblich strukturierten Industrie-
und Agrargesellschaften Ost- und Ostmitteleuropas genannt, die seit 
1989/90 zu enormen räumlichen, qualitativen und quantitativen Ent­
grenzungen des Privateigentums führt. Diese Propertisierungsprozesse 
werden von den einen als Restauration bzw. Re-Privatisierung betrach­
tet, von den anderen als komplexe Eigentums-Revolution, deren Inhalt 
und Richtung nur schwer zu kontrollieren und steuern sind. Die postso­
zialistischen Transformationsgesellschaften haben private Eigentums­
rechte an Boden, Produktionsanlagen und Kapital ideologisch rehabili­
tiert, rechtlich gestärkt, systematisiert und an internationale Standards 
angepasst, politisch und kulturell aufgewertet. Aufgrund spezifischer 

V g l . den Beitrag von C . Hann in diesem Band, sowie, mit weiterführenden Hin ­
weisen, C . Hann, (Hrsg.), Property Relations. The Halle Focus Group 2000-
2005, M a x Planck Institute for Social Anthropology, Halle 2005. 

3 C . Goschler/ Ph. Ther (Hrsg.), Raub und Restitution. Arisierung und Rückerstat­
tung des jüdischen Eigentums in Europa, Frankfurt am M a i n 2003; M . F. Brown, 
Can culture be copyrighted?, in: Current Anthropology 39 (1998), H . 2, S. 
193-223; M . F. Brown, Who owns native culture?, Cambridge 2003; R. J. 
Coombe, The Cultural Life of Intellectual Properties. Authorship, Appropriation 
and the Law, Durham 1998. 

4 J. Hofmann (Hrsg.) Wissen und Eigentum. Geschichte, Recht und Ökonomie 
stoffloser Güter, Bonn 2006; B . Andersen, Introduction, in: dies (Hrsg.), Intellec­
tual Property Rights. Innovation, Governance and Institutional Environment, 
Cheltenham 2006; D. Haibert, Intellectual Property in the Information Age. The 
Politics of Expanding Ownership Rights, Westport 1999. 
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historischer Entwicklungspfade, Strukturen und Mentalitäten sowie ge­
genwärtiger Zwänge und Opportunitätsstrukturen resultieren daraus aber 
nicht nur die theoretisch erwarteten positiven wirtschaftlichen, politi­
schen, sozialen und kulturellen Effekte, sondern, wie Ethnologen, Juri­
sten und Politikwissenschaftler in empirischen Studien immer wieder 
feststellen, auch ambivalente, unbeabsichtigte und unerwünschte Er­
scheinungen. Die rechtlichen, wirtschaftlichen und sozialen Bedeutun­
gen des Eigentums sind bis heute im Fluss. Die Funktionen des Eigen­
tums für die Rechte der Person und des Bürgers, für die wirtschaftliche 
Entwicklung und für die gesellschaftliche Integration sind umstritten. 
Chris Hann fordert deshalb dazu auf, die klassischen Kriterien für die 
Analyse und Bewertung von Propertisierungsprozessen zu revidieren.5 

Neuartigen Formen der Eigentumsentwicklung und, damit verbun­
den, der Eigentumskritik begegnen wir zurzeit vor allem in den weltweit 
geführten Debatten über die Entgrenzung und Begrenzung des geistigen 
Eigentums.6 Unternehmen verwenden die eigentumsförmige Regulie­
rung von Technologien, Herstellungsverfahren, Wissen, Kultur und Me­
dien im Rahmen von Strategien der Produktentwicklung, Finanzierung 
und Vermarktung und Expansion, sowie zum Schutz der Investitionen 
und zur Einschränkung des Wettbewerbs. „Öffentliche Güter" wie In­
formation, Wissen, Symbole und Ausdrucksformen werden mit Hilfe 
des Patentrechts, Urheberrechts und Markenrechts eigentumsrechtlich 
geschützt, um sie im Interesse privater Anbieter marktfähig zu machen.7 

Kritiker warnen vor dem „Ausufern" des geistigen Eigentumsschutzes 
für technische Herstellungsverfahren, Computerprogramme, Texte, 
Bildzeichen, Formen und künstlerische Leistungen,8 weil dadurch kultu­
relle Zugangsrechte eingeschränkt und die kulturelle Kreativität und 
wirtschaftliche Dynamik gebremst werden. In der angelsächsischen bzw. 
englischsprachigen Publizistik werden derartige Tendenzen der privaten 
Aneignung und Kommerzialisierung von Information, Wissen und Kul-

V g l . den Beitrag C. Hann in diesem Band. 
V g l . die Beiträge von H.-P. Gotting, C . Berger/ V . Glas, T. Dreier und P. Steke-
ler-Weithofer in diesem Band. 
V g l . K . Goldhammer, Wissensgesellschaft und Informationsgüter aus ökonomi­
scher Sicht, in: J. Hofmann (Hg.) Wissen und Eigentum. Geschichte, Recht und 
Ökonomie stoffloser Güter, Bonn 2006, S. 81-106; V . Zerdick u. a. (Hrsg.), Die 
Internet-Ökonomie. Strategien für die digitale Wirtschaft, Berlin 1999. 
V g l . W . W . Fisher III, Geistiges Eigentum - ein ausufernder Rechtsbereich. Die 
Geschichte des Ideenschutzes in den Vereinigten Staaten, in: H . Siegrist/ D. Su-
garman (Hrsg.), Eigentum im internationalen Vergleich (18.-20. Jahrhundert), 
Göttingen 1999, S. 262-289. 
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tur in den letzten Jahren vermehrt als „propertization" bezeichnet,9 oder 
unter dem Gesichtspunkt der Expansion und Entgrenzung der „(intellec-
tual) property rights" behandelt.10 In Publikationen des deutschen 
Sprachraums ist - ganz ähnlich - von der Ausdehnung, Überdehnung 
und Entgrenzung des Eigentums die Rede; mitunter auch von überfallar­
tigen Angriffen privater Eigentumsinteressen auf die Rechte der Allge­
meinheit, von Biopiraterie durch internationale Unternehmen in der 
Dritten Welt und von der Enteignung der Allgemeinheit oder Mensch­
heit." Manche Kritiker machen dafür den Neoliberalismus und den po­
pulären Privateigentums-Fundamentalismus in den reichen Ländern ver­
antwortlich und erinnern kritisch daran, dass die Erfolge moderner 
Marktwirtschaften und Demokratien seit gut zweihundert Jahren nicht 
auf die einseitige Stärkung privater Eigentumsrechte zurückzuführen 
sind, sondern auf den Ausgleich zwischen privaten Eigentumsrechten 
und allgemeinen Handlungsrechten.12 Die klassische Ideologie- und 
Rechtskritik des Eigentums wird ergänzt durch die kritische Analyse 

„Propert izat ion" wird als Begriff oder Bezeichnung in der amerikanischen 
Rechtspublizistik und in Teilen der angelsächsischen Kulturwissenschaften und 
Öffentlichkeit zunehmend verwendet. V g l . zum Beispiel L . Lessig, Reclaiming a 
commons, Draft 1.01, http://cyber.law.harvard.edu/events/lessigkeynote.pdf; L . 
Lessig, Free Culture. How B i g Media Uses Technology and the Law to Lock 
Down Culture and Control Creativity, New York 2004. http://www.free-
culture.cc/freeculture.pdf; M . J. Radin, Copyright Defection, in: Industrial and 
Corporate Change 15 (2005) 6, S. 981-993; D . Bollier , The Enclosure of the 
Academic Commons, http://www.aaup.org/publications/Academe/2002/02so/02-
sobol.htm; J. Boyle. Eine Politik des geistigen Eigentums. Umweltschutz für das 
Internet, in: J. Hofmann (Hrsg.), Wissen und Eigentum, Bonn 2006, S. 21- 38; A . 
Bartow, Our Data, Ourselves. Privacy, Propertization, and Gender, in: University 
of San Francisco Law Review, 34 (2000), S. 633ff. http://ssrn.com/ab-
stract=3 74101. 
R. Cooper Dreyfuss/ D . Leenheer Zimmerman/ H . First (Hrsg.), Expanding the 
Boundaries of Intellectual Property. Innovation Policy for the Knowledge Soci­
ety, Oxford 2001 (Neudruck 2004); D . Halbert, Intellectual Property (Anm. 4); P. 
E. Geller, Copyright History and the Future. What's Culture got to do with it?, 
in: Journal of the Copyright Society of the U S A 47 (2000), S. 209-264. 
V g l . z. B . H . Nowotny u. a. (Hrsg,), The Public Nature of Science under Assault, 
Berl in 2005; V . Grassmuck, Wissenskontrolle durch D R M . V o m Überfluss zum 
Mangel, in: J. Hofmann (Hrsg.), Wissen und Eigentum. Bonn 2006, S. 164-186; 
J. Wullweber, Marktinteressen und Biopiraterie. Auseinandersetzungen um das 
'grüne Go ld der Gene', in: ebd. S. 243-262; C . Heineke, Adventure Trips. Die 
Globalisierung geistiger Eigentumsrechte im Nord-Süd-Konflikt , in: ebd. S. 141-
163; Eigentum. Aneignen, Enteignen, Doppelheft der Zeitschrift Peripherie. Zeit­
schrift für Politik und Ökonomie in der Dritten Welt, 26 (2006). 
V g l . Lessig, Free Culture (Anm. 9); G . Davies, Copyright and the Public Interest, 
Weinheim 1994. 

http://cyber.law.harvard.edu/events/lessigkeynote.pdf
http://www.free-
http://www.aaup.org/publications/Academe/2002/02so/02-
http://ssrn.com/ab-
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spezifischer neuer „Geschäftsmodelle" und technischer Schutzmaßnah­
men, die im Rahmen der Digitalisierung und des Internets entwickelt 
werden,13 sowie durch historische, sozialwissenschaftliche, kulturwis­
senschaftliche und rechtswissenschaftliche Studien, welche die Properti­
sierung von Gesellschaft und Kultur als komplexen Prozess begreifen.14 

Bisweilen erinnern die heutigen Prozesse und Debatten an die Zeit 
des ersten großen Schubes der Propertisierung von Gesellschaft, Kultur 
und Wirtschaft vom späten 18. bis ins späte 19. Jahrhundert, als in neu­
artiger Weise zwischen privaten und öffentlichen Rechten unterschieden 
und Privateigentum zu einer Leitinstitution moderner Gesellschaften 
wurde.1 5 Damals beruhte die Entgrenzung des Eigentums allerdings 
stärker auf pauschalen Eigentumsvorstellungen und einem umfassenden 
und absoluten liberal-individualistischen Eigentumsbegriff. Die erste 
große Propertisierungswelle vollzog sich im Rahmen großer, ehrgeiziger 
und riskanter Projekte zum Umbau von Gesellschaft, Wirtschaft, Politik, 
Kultur, Wissenschaft und Recht. „Eigentum" sollte dabei die „Emanzi­
pation" und „Freiheit" des „Individuums", die „Entfesselung" der wirt­
schaftlichen, technischen und kulturellen Kräfte, den „Fortschritt" und 
die Integration von Gesellschaft, Staat und Nation begründen. Die Ge­
schichte des Eigentums verband sich mit der Entwicklung von Libera­
lismus und politischer Partizipation, Marktwirtschaft, Rechtstaat und 
bürgerlicher Vertrags- und Privatrechtsgesellschaft.16 

1 3 V g l . manche der Beiträge in Hofmann, Eigentum und Wissen (Anm.4); Ander­
sen, Intellectual Property Rights (Anm. 4). 

1 4 V g l . E. Wadle, Geistiges Eigentum. Bausteine zur Rechtsgeschichte, Bd . 1, 
Weinheim 1996, B d . 2 München 2003; H . Siegrist, Geschichte des geistigen E i ­
gentums und der Urheberrechte. Kulturelle Handlungsrechte in der Moderne, in: 
J. Hofmann (Hrsg.), Wissen und Eigentum, Bonn 2006, S. 64-80; M . Seckel­
mann, Industrialisierung, Internationalisierung und Patentrecht im Deutschen 
Reich, 1871-1914, Frankfurt a. M . 2006; M . Dommann, Notieren, Aufzeichnen, 
Vervielfältigen. Medientechnische Umbrüche von Musik im Urheberrecht, in: R. 
Adelmann u. a. (Hrsg.), Ökonomien des Medialen. Tausch, Wert und Zirkulation 
in den Medien- und Kulturwissenschaften, Bielefeld 2006, S. 149-165; B . Lut­
terbeck, Die Zukunft der Wissensgesellschaft, in: J. Hofmann (Hrsg.), Wissen 
und Eigentum, Bonn 2006, S. 319-340; P. Tschmuk, Kreativität und Innovation 
in der Musikindustrie, Innsbruck 2003. 

1 5 Zur Einführung mit weiterführenden Literaturhinweisen: H . Siegrist/ D. Sugar-
man, Geschichte als historisch-vergleichende Eigentumswissenschaft. Rechts-, 
kultur- und gesellschaftsgeschichtliche Perspektiven, in: H . Siegrist/ D. Sugar-
man (Hrsg.), Eigentum in internationalen Vergleich, Göttingen 1999, S. 9-30. 

1 6 D . Gr imm, Recht und Staat der bürgerlichen Gesellschaft, Frankfurt a. M . 1987; 
J. Kocka (Hrsg.), Bürgertum im 19. Jahrhundert, 3 Bde., Göttingen 1995. 
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Die aktuellen Propertisierungsstrategien beruhen dagegen stärker auf 
der funktionalen Differenzierung der Begriffe und Institutionen des pri­
vaten Eigentums. Und sie sind, bei allen strukturellen Kontinuitäten, 
stärker mit Strategien der Internationalisierung, Transnationalisierung, 
Kommerzialisierung und Technisierung verknüpft. Konzepte des priva­
ten und individuellen Eigentums werden weltweit mit verschiedenarti­
gen gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, politischen und kulturellen 
Ordnungsvorstellungen und Systemen kombiniert.17 Dafür sorgen nicht 
zuletzt die im späten 19. Jahrhundert gegründeten internationalen Ab­
kommen, wie die „Berner Union" für Urheberrechte und die „Pariser 
Union" für gewerbliche Schutzrechte, die Ende der 1960er Jahre ge­
gründete World Intellectual Property Organization (WIPO), die Welt­
handelsorganisation (World Trade Organization, WTO) und das Ab­
kommen über Trade Related Aspects of Intellectual Property Rights 
(TRIPS) von 1994.18 

Die Attraktivität von „Eigentum" beruht auf der Vieldeutigkeit, Mul-
tifunktionalität und Anpassungsfähigkeit einer Institution, die sowohl 
Prozesse der Stabilisierung und Traditionalisierung als auch Prozesse 
des Wandels und der Innovation strukturiert und steuert. Aufgrund der 
Vieldeutigkeit und der Multifunktionalität des Eigentums differenziert 
sich jeweils auch die Eigentumskritik. Mit dem Ende des europäischen 
Staatssozialismus ist die marxistische und staatsozialistische Privatei­
gentumskritik, welche die politischen und wissenschaftlichen Debatten 
und Forschungen über das Eigentum im 19. und 20. Jahrhundert stark 
geprägt hat, weitgehend verstummt. Das mag mit zu dem Eindruck bei­
tragen, dass - trotz vielfältiger Kritik an bestimmten Formen und Wir­
kungen der gegenwärtigen Propertisierungsprozesse - das Vertrauen in 
die Institutionen des Privateigentums in den letzten zwei bis drei Jahr­
zehnten alles in allem gestiegen ist. Im Zuge der Liberalisierung und 
Internationalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft werden die Fähig­
keiten der Institution „Eigentum" in der Sicherung von Zugangs-, Kon­
troll-, Nutzungs-, Verwertungs- und Ausschlussrechten und in der Ge­
währleistung effizienter und berechenbarer Beziehungen zwischen 

1 7 V g l . z. B . W.P . Alford , To Steal a Book is an Elegant Offence. Intellectual Prop­
erty Law in Chinese Civilisations, Stanford 1995. Zuletzt über Eigentum an Un­
ternehmen, Immobilien usw.: „China w i l l das Privateigentum schützen", in: 
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 16.3.2007, S. 11. 

1 8 Zur Geschichte vgl . die Beiträge von Isabella Lohr und Matthias Wießner in 
diesem Band. Zur jüngsten Entwicklung der Organisationen und Konventionen 
vgl . den Beitrag von Thomas Dreier in diesem Band; Cooper Dreyfuss u. a. 
(Hrsg.), Expanding the Boundaries (Anm. 10); C . May , A Global Political Eco­
nomy of Intellectual Property Rights. The New Enclosures?, London 2000. 
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Individuen, Gruppen und Organisation aufgewertet und europa- und 
weltweit vermutlich positiver beurteilt als noch im frühen und mittleren 
20. Jahrhundert. Für diese Aufwertung privateigentumsartiger Institutio­
nen sorgen die europäische und globale Freihandels-, Finanz-, Rechts-, 
Technologie-, Wissenschafts-, Medien- und Kulturpolitik. Mit dem ten­
denziellen Wandel des Staates vom Interventions- zum Gewährlei­
stungsstaat wächst die Bedeutung von Eigentumsrechten. 

Eine systematische Antwort auf die Frage, welche sozialen, kulturel­
len, politischen, wirtschaftlichen und rechtlichen Prozesse zur langfristi­
gen und zyklischen Aufwertung privater Eigentumsrechte geführt haben 
und führen, kann nur im Rahmen einer interdisziplinären und interkultu­
rell vergleichenden Propertisierungsforschung gegeben werden, die zu­
dem berücksichtigt, dass die aktuellen Entgrenzungen des Eigentums 
nicht allein durch gegenwärtige Interessen, Funktionen, Vorstellungen, 
Machtverhältnisse und intentionale Strategien bestimmt sind, sondern 
auch durch institutionelle Entwicklungspfade sowie Erfahrungen, Erin­
nerungen, Traditionen und Geschichtsbilder. Die Gegenwartsanalyse 
muss deshalb zum einen durch historisch-systematische Analysen insti­
tutioneller und struktureller Propertisierungsprozesse vertieft werden, 
zum anderen durch eine historische und systematische Kritik tradierter 
Begriffe, Normen, Doktrinen und Diskurse, welche die Wahrnehmun­
gen, Deutungen und Praktiken der Akteure bestimmt, ohne dass sich 
diese dessen immer bewusst sind. 

3. Eigentum als Vorstellung, Begriff und Institution. Probleme 
einer integrierten sozial-, kultur-, rechts- und geschichts­
wissenschaftlichen Institutionsanalyse der Eigentums 

„Eigentum" gehört in modernen arbeitsteiligen und differenzierten Ge­
sellschaften und Rechtssystemen zu den zentralen Ordnungsprinzipien 
und Institutionen, womit der Umgang mit materiellen und immateriellen 
Gütern sowie soziale Beziehungen und Hierarchien geregelt werden. In 
den Prozessen der Konstruktion und Institutionalisierung von Eigen­
tumsrechten verständigen sich die Gesellschaften über die moralischen, 
kulturellen, sozialen und rechtlichen Bedeutungen und Funktionen von 
Eigentum; über die Gegenstände des Eigentums (materielle und immate­
rielle Artefakte, Ressourcen und Leistungen); über die Träger der Eigen­
tumsrechte (soziale Gruppen, Organisationen, Rollen und Individuen); 
und über die sozialen und kulturellen Apparate zur Rechtfertigung, Be­
wertung, Kontrolle und Durchsetzung der Eigentumsrechte. Die Proper­
tisierung von Gesellschaft, Kultur, Wirtschaft und Recht ist dadurch 
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charakterisiert, dass „Eigentum" tendenziell zur dominierenden Institu­
tion wird. 

Eigentum als Institution 

Mit Institutionen sind „kollektive Handlungsregeln", „handlungsleitende 
Regeln", „Spielregeln" oder „symbolische Ordnungen" gemeint, wo­
durch soziale Beziehungen und Formen des Umgangs mit materiellen 
und kulturellen Artefakten typisiert, standardisiert und stabilisiert wer­
den.1 9 Institutionen wie das Eigentum stellen „übergreifende und verfe­
stigte gesellschaftliche Erwartungsstrukturen" dar,20 die soziales Han­
deln sowohl bestimmen als auch ermöglichen. Sie werden legitimiert 
durch gesellschaftliche Leitideen, welche die Ordnung von Wissen und 
Gesellschaft begründen, durch Traditionen, Erfahrungen und Zukunfts­
erwartungen sowie durch gruppenspezifische, subjektive und situations-
bezogene Einstellungen und Präferenzen der Akteure. 

Institutionalistische Ansätze sind in der bisherigen Eigentumsfor­
schung und den daran beteiligten Fachdiziplinen und Spezialrichtungen 
breit vertreten und gut verankert. Die interdisziplinäre Eigentumsfor-

V g l . zum Institutionsbegriff und zur sozial-, kultur-, wirtschafts- und ge­
schichtswissenschaftlichen Institutionenanalyse: W. R. Scott, Institutions and 
Organizations, Thousand Oaks 2. erw. Auf l . 2001; P. J. D i Maggio/W. W. Powell, 
Introduction, in: W. W. Powell/P. J. D i Maggio (Hrsg.), The New Institutional-
ism in Organizational Analysis, Chicago 1991 S. 1-38; K..-S. Rehberg, Institu­
tionen, Kognitionen und Symbole. Institutionen als symbolische Verkörperun­
gen, in: A . Maurer /M. Schmid (Hrsg.), Neuer Institutionalismus. Zur 
soziologischen Erklärung von Organisation, Mora l und Vertrauen, Frankfurt a. 
M . 2002, S. 39-56; K . - S . Rehberg, Weltrepräsentanz und Verkörperung. Institu­
tionelle Analyse und Symboltheorien. Eine Einführung in systematischer A b ­
sicht, in: G . Melvi l le (Hrsg.), Institutionalität und Symbolisierung. Verstetigun-
gen kultureller Ordnungsmuster in Vergangenheit und Gegenwart, Köln, 2001, S. 
3- 49. hier bes. S. 3f..; A . Maurer /M. Schmid, Die ökonomische Herausforderung 
der Soziologie, in: dies. (Hrsg.), Neuer Institutionalismus. Zur soziologischen 
Erklärung von Organisation, Mora l und Vertrauen, Frankfurt a. M . 2002, S. 9-38, 
hier S. 10; D . C . North, Theorie des institutionellen Wandels. Eine neue Sicht der 
Wirtschaftsgeschichte, Tübingen 1988; ders., Institutionen, institutioneller Wan­
del und Wirtschaftsleistung, Tübingen 1992; R. Richter/E. G . Furubotn, Neue In­
st i tut ionenökonomik, 3. Auf l . Tübingen 2003; H . Esser, Soziologie. Spezielle 
Grundlagen B d . 5: Institutionen, Frankfurt a. M . 2000; M . - L . Djelic/S. Quack 
(Hrsg.), Globalization and Institutions. Redefining the Rules of the Economic 
Game, Cheltenham 2003. 
G . Krücken, Imitationslernen und Rivalitätsdruck. Neo-institutionalistische Per­
spektiven zur Empirisierung globaler Diffusionsprozesse, in: Comparativ, 15 
(2005),1, S. 94-111, hier S. 101. 



Die Propertisierung von Gesellschaft und Kultur 19 

schung kann an interdisziplinär vermittelbare institutionalistische Ansät­
ze in den Wirtschaftswissenschaften und der Institutionenökonomik, in 
der Rechtswissenschaft, in den Sozialwissenschaften und Kulturwissen­
schaften sowie in der Geschichtswissenschaft anschließen. Den konzep-
tuellen Rahmen für eine disziplinenübergreifende systematische Institu­
tionenanalyse liefert der amerikanische Soziologe W. Richard Scott, der 
analytisch zwischen regulativen, sozialen und kognitiv-kulturellen Di ­
mensionen der Institutionen unterscheidet und fragt, wie Institutionen 
durch „Träger" wie symbolische Systeme, Beziehungssysteme, Routi­
nen und Artefakte repräsentiert oder verkörpert werden.21 Die sozial-, 
kultur-, rechts- und geschichtswissenschaftlich akzentuierte Propertisie-
rungsforschung verknüpft die Institutionenanalyse des Eigentums mit 
Untersuchungen über Akteure, Handlungsfelder und Sinnordnungen. 
Die Konstruktion, Institutionalisierung und Anwendung des Eigentums 
wird an die Akteure zurückgebunden (akteurszentrierter Institutionalis­
mus) und in der Beziehung zu alternativen und komplementären Formen 
der Institutionalisierung sozialer und materieller Beziehungen unter­
sucht. So führt die interdisziplinäre Propertisierungsforschung aus den 
Bahnen der disziplinaren Eigentumsforschung heraus und eröffnet neue 
Chancen zur kritischen Reflexion der Institutionen, Praxisformen, My­
then und Ideologien moderner Eigentumskulturen und Eigentümerge­
sellschaften. 

Moderne Gesellschaften verwenden die Institution des Eigentums, 
um den Umgang mit solchen materiellen und immateriellen Ressourcen 
zu regeln, die als knappe, wirtschaftlich wertvolle und gesellschaftlich 
zentrale Güter gelten. Die Bedeutungen und Funktionen sowie der Preis 
solcher Objekte unterliegen in dynamischen und offenen Gesellschaften 
allerdings zyklischen Schwankungen und einem mittel- und langfristi­
gen Wandel. Materielle und immaterielle Gegenstände, die zu einem 
früheren Zeitpunkt aufgrund ihrer hohen Bewertung durch Gesellschaft 
und Markt als Eigentum definiert wurden, behalten aufgrund der Persi­
stenz des Rechts und der Rechte des Eigentümers den rechtlichen Eigen­
tumsstatus in der Regel auch dann noch, wenn sie zwischenzeitlich wirt­
schaftlich, sozial und kulturell abgewertet worden sind oder real 
überhaupt nicht mehr zu den zentralen gesellschaftlichen Gütern gehö­
ren. Propertisierungsprozesse beruhen auf einem breiten Sockel existie­
render unbefristeter und relativ kontextunabhängiger materieller Eigen-

Scott, Institutions (Anm. 19), passim und S. 77. Der integrative Ansatz von Scott 
überschneidet sich in wichtigen Punkten mit den in der A n m . 19 genannten Stu­
dien bzw. Ansätzen. Zur Adaption des Institutionenkonzepts in der Philosophie 
vgl . den Beitrag von P. Stekeler-Weithofer in diesem Band. 
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tumsrechte und darauf, dass ständig neue kulturelle Artefakte und Lei­
stungen zu Eigentum umdefiniert und deren Träger mit eigentumsförmi-
gen kulturellen und wirtschaftlichen Handlungsrechten ausgestattet wer­
den. Im Falle des geistigen Eigentums werden dabei entweder 
eigentumsartige Verfügungs- und Ausschlussrechte auf neu geschaffene 
„geistige Werke" übertragen oder kollektive Rechte von Berufen, Kon­
fessionen, Nationen und Kulturen in befristete private geistige Eigen­
tumsrechte umgewandelt. 

Die Geschichte und der interkulturelle Vergleich zeigen, dass exklu­
sive Handlungsrechte und Verfügungsrechte über gesellschaftlich zen­
trale' materielle und immaterielle Ressourcen, Artefakte und Leistungen 
dem individuellen oder kollektiven Träger im Prinzip eigentumsförmig 
oder nicht-eigentumsförmig zugeordnet werden können. Der Zugang zu 
Gütern und Wissen sowie deren ausschließliche Kontrolle, Nutzung und 
Verwertung kann - alternativ - zum Beispiel auch sakral, konfessionali-
stisch, politikförmig oder professionalistisch geregelt werden. So wurde 
der Umgang mit Grund und Boden bis zum Anbruch der Moderne nach 
sakralen, spirituellen, weltlichen, dynastischen und herrschaftlichen 
Prinzipien geregelt. 

Im 19. und 20. Jahrhundert sind exklusive professionalistische Zu-
lassungs-, Berufs-, Wettbewerbs- und Standesregeln der Akademiker 
und freien Professionen für den erwerbsmäßigen Umgang mit gesell­
schaftlich zentralen, höheren und systematischen Wissensformen lange 
Zeit bzw. in manchen Situationen wichtiger als der eigentumsfönnige 
Schutz von Wissen und Kultur durch Urheberrechte und Patentrechte.22 

Die Rivalität zwischen der „Propertisierung" und der „Professionalisie­
rung" des Wissens zeigt sich in den sich zyklisch verschärfenden Kon­
flikten über Erfindungs- und Patentrechte, in denen angestellte Ingenieu­
re und Chemiker und ihre Arbeitgeber über die Rechte der Profession 
bzw. des Eigentums und Unternehmens an der Umformung des Wissens 
und an den Erträgen der Verwertung gewerblich-technischer Herstcl-

V g l . H . Siegrist, The Professions in Nineteenth-Century Europe, in: H . Kaelble 
(Hrsg.), The European Way. European Societies during the Nineteenth and 
Twentieth Centuries, New York 2004, S. 68-88; H . Siegrist, Professionalization, 
Professions in History, in: N . J. Smelser/P. B . Baltes (Hrsg.), International Ency­
clopedia of the Social and Behavioral Sciences (IESBS), Oxford 2001, S. 12154-
12160; A . Abbott, Sociology of Professions, in: N . J. Smelser/P. B . Baltes 
(Hrsg.), International Encyclopedia of the Social and Behavioral Sciences 
( IESBS), Oxford 2001, S. 12166-12169; P. Lundgreen, Bildung und Bürgertum, 
in: P. Lundgreen (Hrsg.), Sozial- und Kulturgeschichte des Bürgertums, Göttin­
gen 2000, S.173-194. 
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lungsvcrfahren streiten; und in den immer wieder aufbrechenden Kon­
flikten zwischen Medienunternehmen, freien Autoren und angestellten 
Mitarbeitern über Umformungs-, Vervielfältigungs- und Verwertungs­
rechte an Texten, Bildern, Filmen, Tonwerken und Aufführungen. 2 4 

Derartige Spannungen verweisen darauf, dass Akteure institutionelle 
Muster nicht nur anwenden, sondern aufgrund von Traditionen, Interes­
sen und innovativen Strategien auswählen und kombinieren. Wenn heute 
Naturwissenschaftler und Ingenieure neue Erkenntnisse und Herstel­
lungsverfahren patentieren lassen und erst danach in der wissenschaftli­
chen Fachzeitschrift ihres Berufs oder ihrer professionellen Spezialrich-
tung veröffentlichen, so zeigt sich daran, dass proprietäre Strategien die 
klassischen professionalistischen und akademischen Regeln der „Kolle­
genkontrolle" und „wissenschaftlichen Öffentlichkeit" zunehmend über­
lagern, ergänzen und ersetzen. 

Die Durchsetzung proprietärer Standards hängt von den Verfahren 
der Aushandlung und Normierung ab. In der Frage der technischen, po­
litischen, moralischen und rechtlichen Regelung des Umgangs mit mi­
krobiologischen Verfahren und Wissensbeständen zum Beispiel können 
weder Wissenschaftler (unter Berufung auf exklusive fachwissenschaft­
liche Kompetenz, professionelle Regeln oder Patenrechte) noch Unter­
nehmen (als Eigentümer der Anlagen, des Kapitals und der Patente) al­
lein entscheiden. Proprietäre und professionelle Institutionen und 
Strategen stehen nicht nur untereinander im Wettbewerb, sondern auch 
mit religiösen, moralischen, weltanschaulichen und politischen Werten 
und Institutionen. Der Umgang mit Wissen und Herstellungsverfahren 
bzw. die Entgrenzung des geistigen Eigentums muss in einer differen­
zierten nationalen und internationalen Öffentlichkeit ausgehandelt wer­
den. Um diese komplexen Prozesse zu begreifen, sind Analysen der In-
stitutionsgefüge und der Governance nationaler und internationaler 
Eigentumsregimes und Eigentumskulturen erforderlich. 

2 3 M . Seckelmann, Industrialisierung, Internationalisierung und Patentrecht im 
Deutschen Reich, 1871-1914, Frankfurt a. M . 2006; K . Gispen, Poems in Steel. 
National Socialism and the Politics of Inventing from Weimar to Bonn, New 
York 2002. 

2 4 A . Götz von Olenhusen, Medienarbeitsrecht für Hörfunk und Fernsehen, K o n ­
stanz 2004; Historisch: B . Scheideier, Zwischen Beruf und Berufung. Zur Sozi­
algeschichte der deutschen Schriftsteller von 1880 bis 1933, Frankfurt a. M . 
1997; F. Krön, Schriftsteller und Schriftstellerverbände. Schriftstellerberuf und 
Interessenpolitik 1842-1973, Stuttgart 1976; M . Dommann, Notieren, Aufzeich­
nen, Vervielfältigen. Medientechnische Umbrüche von Musik im Urheberrecht, 
in: R. Adelmann u. a. (Hrsg.), Ökonomien des Medialen. Tausch, Wert und Zir­
kulation in den Medien- und Kulturwissenschaften, Bielefeld 2006, S. 149-165. 



22 Hannes Siegrist 

Die interdisziplinäre Propertisierungsanalyse geht von besonderen 
und allgemeinen Eigentumsbegriffen aus. Aus sozial- und kulturwissen­
schaftlicher Sicht bilden Eigentumsrechte eine besondere Kategorie von 
Handlungsregeln und Handlungsrechten, womit die Art der sozialen 
Beziehung und des Umgangs mit materiellen und immateriellen Objek­
ten als Eigentumsbeziehung definiert wird. Die integrierte Institutionen­
forschung unterscheidet dabei zwischen verschiedenen Ebenen, Dimen­
sionen und Trägern des Eigentums. Das Spektrum der proprietären 
Handlungsregeln reicht so von den großen gesellschaftlichen politi­
schen, kulturellen und moralischen Prinzipien (kognitiv-kulturelle Ebe­
ne) über explizite soziale Normen und Rollenerwartungen und mehr 
implizite kognitive Schemata, Skripte und Habitusformen (soziale Ebe­
ne) bis hin zu den gesetzlich kodifizierten und rechtlich sanktionierbaren 
Normen und Gewohnheiten. Aus juristischer und politisch­
philosophischer Sicht setzen sich private Eigentumsrechte abstrakt aus 
spezifischen (subjektiven) Anspruchsrechten, Freiheiten, Kompetenzen 
und Immunitäten zusammen.25 Die Neue Institutionenökonomik wieder­
um konzentriert sich auf die wirtschaftliche Rolle eigentumsartiger 
„Verfügungsrechte" („property rights") und unterscheidet dabei zwi­
schen rechtlich formalisierten privaten Eigentumsrechten an materiellen 
und immateriellen Sachen, die im Anschluss an die herrschende Rechts­
dogmatik als „absolute Verfügungsrechte" begriffen werden, und 
schuldrechtlich relevanten privatvertraglichen Abmachungen, die als 
„relative Verfügungsrechte" bezeichnet werden.26 

Eigentumsrechte 

Eigentumsrechte regeln und standardisieren Beziehungen zwischen so­
zialen Akteuren bezüglich des Gebrauchs materieller und immaterieller 
Objekte. Das Spektrum der abstrakten sozialen, kulturellen, rechtlichen 
und moralischen Eigentumsbegriffe und der konkreten Eigentumsrechte 
ist breit. Auf der einen Seite des Spektrums stehen naturrechtliche, indi­
vidualistische und ganzheitliche Konzepte von Privateigentum, die dem 
Einzelnen ein umfassendes, unteilbares und absolutes Eigentumsrecht 
zuordnen. Die sozialen Beziehungen zwischen dem Eigentümer und 
Dritten sind in diesem Fall durch exklusive Verfügungsrechte und eine 
dauerhafte Asymmetrie der Handlungsrechte und Machtchancen ge-

V g l . M . Stepanians, Die angelsächsische Diskussion. Eigentum zwischen ,D ing ' 
und ,Bündel ' , in: A . E c k l / B . Ludwig, Was ist Eigentum? Philosophische Positio­
nen von Platon bis Habermas, München 2005, S.232-245, hier S. 239. 
Richter/Furubotn, Insti tutionenökonomik (Anm. 19), S. 87-214. 
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kennzeichnet. Auf der anderen Seite des Spektrums stehen antimonopo­
listische, demokratisch-liberale, christlich-soziale, sozialdemokratische 
und staatssozialistische Eigentumsvorstellungen, in denen die subjekti­
ven Eigentumsrechte durch übergeordnete Prinzipien des Wettbewerbs, 
des Allgemeinwohls, der Gegenseitigkeit und des Ausgleichs zwischen 
Privatnutzen und Allgemeinwohl relativiert werden. 

Das juristische Eigentumsverständnis differenziert und konkretisiert 
sich nach Rechtsbereichen (wie dem Verfassungsrecht, Privatrecht, 
Strafrecht, Immaterialgüterrecht) und nach der Ebene der Normierung 
und Sanktionierung (Verfassung, Gesetzgebung, Rechtsdoktrin, Recht­
sprechung, Gewohnheit). Übergeordnete rechtliche Generalklauseln und 
gesellschaftliche und kulturelle Maximen sorgen für Kohärenz zwischen 
den verschiedenen Normen, Praxisformen und Kontexten.27 Beispiele 
für solche Metaregeln sind die „Balance" zwischen privaten und öffent­
lichen Rechten, die „Mäßigung" im Umgang mit den privaten Eigen­
tumsrechten sowie der „Schutz des Familieneigentums" und der „Schutz 
des kleinen Eigentums". Derartige Maximen des Gebrauchs des Eigen­
tums werden in Verfassungen, höchstrichterlichen Urteilen und Gesell­
schaftstheorien festgehalten und in kollektiven Geschichtsbildern und 
gruppenspezifischen Mentalitäten tradiert. Sie sorgen dafür, dass sich 
die Abweichung von der imaginären Mittellinie des einmal eingeschla­
genen Pfades der Propertisierung selbst dann in Grenzen hält, wenn sich 
die konkrete Eigentumsgesetzgebung, die realen wirtschaftlichen Eigen­
tumsverhältnisse und das gesellschaftliche Umfeld ändern. Umgekehrt 
kann eine Verschiebung im Verständnis von „Balance", „Mäßigung" 
oder „Familie" zu einer Verschärfung oder Abschwächung der Properti­
sierung führen. Die Analyse und Bewertung derartiger Probleme erfor­
dert die interdisziplinäre Zusammenarbeit von Sozial- und Kulturwis­
senschaftlern, Historikern, Juristen und Ökonomen. 

Kennzeichnend für moderne und dynamische Gesellschaften ist die 
Spannung zwischen der Differenzierung und Entdifferenzierung des 
Eigentums. Moderne Gesellschaften und Rechtsstaaten, die sich histo­
risch damit legitimieren, dass sie die rechtliche Unübersichtlichkeit, 
Vielfalt, Unberechenbarkeit und Willkür vormoderner Regimes über­
wunden haben, beharren einerseits auf dem Prinzip der doktrinären Ein­
heitlichkeit und der Gleichheit der (Eigentums-)Rechte, müssen anderer­
seits das Recht aber auch ständig an funktionale Bedürfnisse anpassen. 
Sie stehen deshalb permanent vor der Frage, ob sie die mit der sozialen, 

2 7 V g l . P. Häberle, Vielfalt der Property Rights und der verfassungsrechtliche E i ­
genrumsbegriff, in: M . Neumann (Hrsg.), Ansprüche, Eigentums- und Verru-
gungsrechte, Berlin 1984, S. 63-102, bes. S. 90f. 
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wirtschaftlichen und kulturellen Propertisierung einhergehenden Diffe-
renzierungs- und Pluralisierungstendenzen im Umgang mit materiellen 
und immateriellen Objekten ignorieren, in die vorhandene Rechtssyste­
matik und Rechtsprechung integrieren, oder als Anlass für gesetzliche 
und rechtliche Neuerungen betrachten. Vor diesem Hintergrund fragt die 
interdisziplinäre Propertisierungsforschung, wie proprietäre Prozesse auf 
der sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Ebene mit Entwicklungen 
auf der gesetzgeberischen, normativen und judikativen Ebene korre­
spondieren - und umgekehrt.28 

Die juristische und rechtshistorische Forschung konzentriert sich 
vielfach auf die Frage, inwiefern Traditionen und Entwicklungspfade 
der Gesetzgebung, Rechtslehre und Rechtsprechung spätere Entgren­
zungen des Eigentums bestimmen. Unter dem Gesichtspunkt der Ent­
grenzung des Eigentums stellt sich die Verbreitung, Differenzierung und 
Höherbewertung einer bestimmten Eigentumslehre als eine spezifische 
„doktrinäre Propertisierung" juristischer Wissensordnungen und Hand­
lungsfelder dar. Die nationale, europa- und weltweite territoriale 
Verbreitung und Rezeption bestimmter Doktrinen und Rechtssysteme 
verweist auf räumliche, interkulturelle und international-rechtliche As­
pekte der Propertisierung. Indem sich in Europa seit dem Hochmittelal­
ter, zuletzt noch einmal ganz massiv im 19. Jahrhundert die römisch­
rechtliche bzw. pandektistische Doktrin, wonach es sich beim „Eigen­
tum" um eine unteilbare und umfassende Sachherrschaft des Einzelnen 
und um eine Person-Ding-Beziehung handelt, verbreitete, wurden alter­
native - herrschaftliche, genossenschaftliche, germanisch-rechtliche -
Eigentumsdoktrinen diskreditiert, zurückgedrängt und überlagert. 2 9 Im 
20. Jahrhundert verbreitet sich dann die US-amerikanische bzw. angel­
sächsische Eigentumsdoktrin, wonach Eigentum eine interpersonale 
Beziehung und ein Bündel von subjektiven Rechten und Berechtigungen 
darstellt.30 

V g l . dazu die Beiträge von H.-P . Gotting, C . Berger/ V . Glas, T. Dreier, F. von 
Benda-Beckmann, W. Fach/R. Pates und S. Nissen in diesem Band. 
V g l . etwa Bürges Studie über die Rezeption der von Savigny geprägten deut­
schen' bzw. , römisch-rechtl ichen' Eigentumsdoktrin in Frankreich. A . Bürge, 
Das französische Privatrecht im 19. Jahrhundert. Zwischen Tradition und Pan­
dektenwissenschaft, Liberalismus und Etatismus, Frankfurt a. M . 1991. Al lge­
meiner: K . Kroeschell, Die nationalsozialistische Eigentumslehre. Vorgeschichte 
und Nachwirkung, in: M . Stolleis (Hrsg.), Rechtsgeschichte im National­
sozialismus. Beiträge zur Geschichte einer Diszipl in , Tübingen 1989, S. 43-61. 
V g l . die Beiträge von H.-P. Gotting und T. Dreier in diesem Band; sowie Stepa-
nians, Angelsächsische Diskussion (Anm. 25). 
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Die analytische Konzeption von Eigentum als einem „Bündel von 
Rechten, Berechtigungen und Pflichten" setzt sich seit einigen Jahrzehn­
ten unter Ethnologen, Sozialwissenschaftlern, Kulturwissenschaftlern 
und Historikern, die sich auf reale Prozesse, Funktionsrechte, Hand­
lungsregeln und soziale Beziehungen konzentrieren und eine kritische 
Sicht auf die normative Doktrin- und Ideengeschichte des Eigentums 
entwickeln, vermehrt durch.31 Aus sozial- und kulturwissenschaftlicher 
Sicht verweisen Bezeichnungen und Begriffe wie „Eigentum", „proper-
ty" und „propriété" auf mehr oder weniger umfassende und kohärente 
„Bündel" relativ exklusiver Handlungsrechte. Die Bündel bzw. die ein­
zelnen Handlungsrechte repräsentieren in typisierter Form die zu einem 
bestimmten Zeitpunkt herrschenden sozialen, kulturellen, moralischen 
und rechtlichen Vorstellungen und Praxisformen legalen und gesell­
schaftlich legitimierten Eigentums. Im Falle des materiellen Eigentums 
an Grund, Boden, Immobilien und Gewässern umfasst Eigentum typi­
scherweise ein Bündel von Funktions- oder Handlungsrechten, das sich 
aus Rechten des Zugangs, der Nutzung, der Verwaltung, der Kontrolle 
und der Veräußerung zusammensetzt. Die Skala der Rechte reicht vom 
Zugangs- und Durchgangsrecht desjenigen, der das Grundstück betreten 
darf, über Entnahmerechte des Nutzers bis zu den vollen Rechten des 
Eigentümers und Besitzers.32 Den Kern des modernen Eigentumsrechts 
bildet klassischerweise das Recht der Veräußerung, weil dadurch gleich­
zeitig auch alle anderen Teilrechte übertragen werden. 

Bei den verschiedenen Formen des geistigen Eigentums handelt es 
sich um Bündel von Handlungsrechten, womit bestimmte Funktionen 
und Beziehungen - wie die Herstellung, Bearbeitung, Umformung, Über­
setzung, Veröffentlichung, Vervielfältigung, Aufführung und gewerbli­
che Verwertung geistiger Werke oder immaterieller Güter - eigentums-
förmig oder eigentumsähnlich geregelt werden.33 Rechtstheoretisch 
werden derartige Funktionen als „geistige Eigentumsrechte", „Immateri­
algüterrechte", „Persönlichkeitsrechte" oder „Wettbewerbsrechte" be-

C. Hann, Introduction. The Embededness of Property, in: C . Hann (Hrsg.), Prop­
erty Relations. Renewing the Anthropological Tradition, Cambridge 1998; Sie-
grist/Sugarman, Eigentumswissenschaft (Anm. 15) 

3 2 E. Ostrom, How Types of Goods and Property Rights Jointly Affect Collective 
Action, in: Journal of Theoretical Politics 15 (2003), 3, S.239-270. 

3 3 V g l . die Beiträge von H.-P. Gotting, C. Berger/V. Glas, T. Dreier, I. Lohr, M . 
Wicßner und P. Stekeler-Weithofer in diesem Band. - Für einen Überblick aus 
sozial- und kulturgeschichtlicher Sicht vgl . H . Siegrist, Geschichte des geistigen 
Eigentums und der Urheberrechte. Kulturelle Handlungsrechte in der Moderne, 
in: J. Hofmann (Hrsg.), Wissen und Eigentum. Geschichte, Recht und Ökonomie 
stoffloser Güter, Bonn 2006, S. 64-80. 
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trachtet und in besonderen Rechtsbereichen wie dem Urheberrecht, Co­
pyright, Patentrecht, Warenzeichenrecht oder Recht des geistigen Eigen­
tums zusammengefasst.34 Aus der Sicht der interdisziplinären Eigen­
tumsforschung stellen die gesetzlich festgelegten, rechtlich normierten 
und sanktionierten „geistigen Eigentumsrechte" jedoch nur die Spitze 
eines viel umfassenderen Komplexes der sozialen, kulturellen, ästheti­
schen, wissenschaftlichen, wirtschaftlichen, technischen und politischen 
Regeln dar, wodurch der Umgang mit kulturellen Artefakten, geistigen 
Werken, Zeichen, Ausdrucksformen, Darstellungen, Erfindungen und 
Wissen bestimmt ist. Sebastian Klotz zeigt anhand der sozialen Praxis 
und der kulturellen Vorstellungen über Komponisten, Künstler und Mu­
sikverleger, dass sich Propertisierungstendenzcn in der Musik lange vor 
der systematischen Verrechtlichung herausgebildet haben.35 Friedemann 
Kawohl und Martin Kretschmer heben umgekehrt hervor, dass die heu­
tige Produktion und Reproduktion von Musik durch etablierte ältere 
rechtliche Vorstellungen und Normen - d. h. einen historischen Über­
hang und die Eigendynamik rechtlich verfestigter Eigentumsregeln -
eingeschränkt wird. 3 6 

Im Falle des Urheberrechts besteht die Propertisierungstendenz der 
letzten zwei bis drei Jahrhunderte darin, dass immer mehr Funktions­
rechte und Gegenstände formal-rechtlich als individuelle Rechte des 
Urhebers bzw. geistige Werke definiert werden; dass sich die Eigentü­
merrollen differenzieren und vermehren; und dass der zeitliche und 
räumliche Geltungsraum der Urheberrechte und verwandten Leistungs­
schutzrechte aufgrund der Verlängerung der Schutzfristen und interna­
tionaler Abkommen zeitlich und räumlich immer weiter ausgedehnt 
wird. 3 7 Im 19. und frühen 20. Jahrhundert wurde die Propertisierung 
kultureller, künstlerischer und wissenschaftlicher Felder, Werke und 
Leistungen allerdings noch erheblich behindert, weil die Eliten im Hin-

E. Wadle, Entwicklungsschritte des geistigen Eigentums in Frankreich und 
Deutschland. Eine vergleichende Studie, in: H . Siegrist/ D . Sugarman (Hrsg.), 
Eigentum im internationalen Vergleich, Gött ingen 1999, S. 245-263. 
V g l . den Beitrag von S. Klotz in diesem Band. 
V g l . den Beitrag von F. K a w o h l / M . Kretschmer in diesem Band. 
V g l . die Beiträge von F. K a w o h l / M . Kretschmer, T. Dreier und I. Lohr in diesem 
Band. Dazu und zum Folgenden allgemeiner: Siegrist, Geschichte des geistigen 
Eigentums (Anm. 33); H . Siegrist, Geistiges Eigentum im Spannungsfeld von Indi­
vidualisierung, Nationalisierung und Internationalisierung. Der Weg zur Berner Ü-
bereinkunft von 1886, in: R. Hohls/I. Schröder/H. Siegrist (Hrsg.), Europa und die 
Europäer. Quellen und Essays zur modernen europäischen Geschichte, Wiesbaden 
2005, S. 52-61; H . Siegrist, Geschichte und aktuelle Probleme des geistigen Eigen­
tums (1600-2000), in: A . Zerdick u. a. (Hrsg.), E-merging Media. Kommunikation 
und Medienwirtschaft der Zukunft, Berlin 2003, S. 313-332. 
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blick auf die gesellschaftliche und kulturelle Integration, den wirtschaft­
lichen Fortschritt und die Macht der Nation ein hohes Interesse an der 
freien oder staatlich organisierten Verbreitung bestimmter Wissensinhal­
te und Kulturgüter hatten. Die landwirtschaftlich und industriell gepräg­
ten Gesellschaften des 19. Jahrhunderts gingen in der Privatisierung von 
Boden, Bodenschätzen, Immobilien, gewerblichen Anlagen und Kapital 
sehr viel radikaler vor als in der Propertisierung von Kultur, Kunst und 
Wissenschaft. Selbst in den Pionierländern des individuellen geistigen 
Eigentums, wie Großbritannien, den Vereinigten Staaten, Frankreich 
und Preußen, galten „geistige Werke" der Wissenschaft, bildenden 
Kunst, Literatur, Musik und Technik grundsätzlich immer auch als kul­
turelle Gemeinschaftsgüter oder öffentliche Güter. Urheberrechte und 
Patentrechte an „geistige Werken" oder „immateriellen Gütern" wurden 
deshalb zeitlich befristet. Im Vergleich zu heute war das Bündel der 
eigentumsbasierten kulturellen Handlungsrechte bis ins frühe 20. Jahr­
hundert bescheiden. Die damaligen besitz- und bildungsbürgerlichen 
Eliten verständigten sich aufgrund klassenspezifischer, berufsständi­
scher und nationaler Interessen darauf, die Rolle des individuellen gei­
stigen Eigentums durch alternative - etatistische, bürokratische, akade­
mische, professionelle, vereinsmäßige, kirchliche und 
marktwirtschaftliche - Formen der Institutionalisierung des kulturellen, 
wissenschaftlichen und spirituellen Feldes zu relativieren. Derartige 
nicht-proprietäre Handlungsregeln sind erst in den letzten Jahrzehnten 
des 20. Jahrhunderts im Zuge von bildungs-, wissenschafts-, kultur-, 
medien- und wirtschaftspolitischen Reformen abgebaut oder aufgrund 
des wissenschaftlichen und technologischen Wandels durch Digitalisie­
rung und Internet obsolet geworden. Diese Formen der De-Regulierung 
haben zusätzliche kulturelle Artefakte, Wissensbestände und Informa­
tionen zu „öffentlichen Gütern" gemacht,38 die jetzt von Unternehmen 
mithilfe des geistigen Eigentumsrechts und technischer Sperren zu 
„knappen Gütern" umdefiniert und damit „marktfähig" gemacht wer-
den. 3 9 

Im Gefolge kultureller und rechtlicher Regulierungs- und Deregulie­
rungsprozesse werden jeweils früher oder später die herrschenden juri­
stischen Lehrmeinungen auf den Prüfstand gestellt. In der Frage, wie 
angesichts neuer technologischer Möglichkeiten und Akteurskonstella-

Öffentliche Güter zeichnen sich durch die Nichtrivalität der Nutzung und er­
schwerte Ausschließbarkeit aus. Sie können ohne besondere Abnutzung gleich­
zeitig von vielen genutzt werden. 
Goldhammer, Wissensgesellschaft (Anm. 7); A . Zerdick u. a. (Hrsg.), Die Inter­
net-Ökonomie. Strategien für die digitale Wirtschaft, Berlin 1999. 
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tionen der Umgang mit geistigen Werken, Wissen und Information 
rechtssystematisch zu begreifen ist, gewinnt zur Zeit die Doktrin des 
„geistigen Eigentums" europa- und weltweit an Boden; auch in Deutsch­
land, wo kulturelle Handlungsrechte und der Umgang mit kulturellen 
Artefakten und Leistungen im 20. Jahrhundert traditionell stärker „im-
materialgüterrechtlich" und „persönlichkeitsrechtlich" begründet wer­
den. 4 0 Die Propertisierung des juristischen, kulturellen und wissenschaft­
lichen Feldes wird nicht zuletzt auch durch internationale 
Organisationen und Konventionen gefördert. 4 1 Die nationale Gesetzge­
bung und Rechtsprechung im Urheber-, Patent- und Markenrecht orien­
tiert sich zunehmend an den gemeinsamen Richtlinien der Europäischen 
Union für Urheberrechte, Medien und gewerbliche Schutzrechte, und an 
den Grundsätzen und Vertragsbestimmungen multilateraler Verträge wie 
der Berner Union und internationaler Organisationen wie der World In­
tellectual Property Organisation (WIPO). Zugleich wird die Propertisie­
rung von Wissen und Kultur durch die Dynamik eines sich immer mehr 
internationalisierenden Wettbewerbs und durch die zunehmende europa-
und weltweite Kooperation der Juristen in Ausbildung und Beruf be­
stimmt gefördert. 

Eigentum, Gesellschaft, Wirtschaft und Kultur 

Die Brisanz der Eigentumsthematik besteht darin, dass Eigentumsregeln 
und Eigentumsrechte nicht nur den Umgang mit materiellen und imma­
teriellen Ressourcen und Artefakten bestimmen, sondern auch die gro­
ßen Sinn- und Ordnungsfragen der Gesellschaft und Kulturen. Aufgrund 
der Scharnierfunktion des Eigentums zwischen Individuum, Gesell­
schaft, Markt, Kultur, Technologie, Recht und Staat befassen sich seit 
über zweihundert Jahren nicht nur Juristen und Ökonomen mit Eigen­
tumsfragen und Aneignungsprozessen, sondern auch Philosophen, H i ­
storiker, Sozialwissenschaftler, Kulturwissenschaftler, Naturwissen-

V g l . dazu und zum Folgenden die Beiträge von H.-P. Gotting, C.Berger/V. Glas 
und T. Dreier in diesem Band. Ferner: Wadle, Entwicklungsschritte (Anm. 14); 
V . Jähnich, Geistiges Eigentum. Eine Komplementärerscheinung zum Sachei­
gentum?, Tübingen 2002; D . Kl ippe l , Historische Wurzeln und Funktionen von 
Immaterialgüter- und Persönlichkeitsrechten im 19. Jahrhundert, in: Zeitschrift 
für Neuere Rechtsgeschichte, 4 (1982), S. 132-155; L . Pahlow, Intellectual Pro­
perty, Propriété Intellectuelle und kein geistiges Eigentum? Historisch-kritische 
Anmerkungen zu einem umstrittenen Rechtsbegriff, in: U F I T A 115 (2006), S. 
705-726. 
V g l . die Beiträge von H.-P. Gotting, T. Dreier, I. Lohr und M . Wießner in diesem 
Band. 



Die Propertisierung von Gesellschaft und Kultur 29 

schaftler und Ingenieure. Aus sozial- und kulturwissenschaftlicher Sicht 
interessiert traditionell die Funktion der Eigentumsrechte für die Siche­
rung sozialer und kultureller Beziehungen und Erwartungen. Aus wirt­
schaftlicher, insbesondere institutionenökonomischcr Sicht interessiert 
Eigentum als Instrument zur Reduktion von Transaktionskosten und zur 
Verbesserung der Informationsbasis für die Bewertung ökonomischer 
Prozesse. In den sozial-, kultur- und geschichtswissenschaftlichen Ei ­
gentumsforschungen stehen vielfach die Funktionen des Eigentums für 
die Stabilisierung und Dynamisierung von Herrschafts- und Wissens­
ordnungen, das Verhältnis von Individuum und Gemeinschaft und die 
Tradierung bzw. Aufhebung sozialer und kultureller Ungleichheiten im 
Vordergrund. Neuere empirische Studien der vergleichenden Ge­
schichtswissenschaft, Rechtsgeschichte, Transformationssoziologie und 
zeitgenössischen Ethnologie unterstreichen die Ambivalenzen und Kon­
textabhängigkeiten des Eigentums.42 

Die interdisziplinäre Institutionenanalyse des Eigentums versucht, 
relativ komplexe Fragen zu beantworten, wie die folgenden: Warum 
sind in Umbruchzeiten und kulturellen Bruchzonen die wirtschaftlichen 
Effekte des Eigentums mitunter weniger zentral als die sozialen, politi­
schen, kulturellen und rechtlichen Wirkungen? In welchen Situationen 
neigen Unternehmer, Wissenschaftler, Politiker, Bürger und Konsumen­
ten dazu, die positiven Effekte eigentumsartiger und eigentumsähnlicher 
Institutionen zu überschätzen? Warum stellen Apologeten und Kritiker 
Propertisierungsprozesse als zwangsläufige und quasi-natürliche Prozes­
se dar? Ökonomische und juristische Annahmen über die Funktionen 
und Effekte proprietärer Institutionen müssen mithilfe sozial- und kul­
turwissenschaftlicher Untersuchungen über die Professionalisierung und 
Strategien der Ökonomen und Juristen, die in der einen oder anderen 
Weise in Propertisierungsprozesse involviert sind, untersucht werden. 
Inwiefern wird die Entgrenzung des Eigentums durch die Systematisie­
rung der Rechts- und Wirtschaftswissenschaften, die Verwissenschaftli­
chung des Managements, Rechnungswesens und Marketings, Entwick­
lungen im Gesellschafts-, Aktien-, Börsen- und Wettbewerbsrecht und 
die Professionalisierung der juristischen und kaufmännischen Berufe 
bestimmt? Einiges spricht für die Vermutung, dass die jüngste Properti-
sierungswelle durch bestimmte Formen und Inhalte der Professionalisie­
rung der wirtschaftlichen, juristischen, gesellschaftlichen und kulturellen 
Funktions- und Werteliten verstärkt wird. 

4~ V g l . die Beiträge von C . Hann, D. Müller und F. von Benda-Beckmann in die­
sem Band. Klassisch: North, Theorien des institutionellen Wandels (Anm. 19). 



30 Hannes Siegrist 

Indem die gesellschaftliche, kulturelle, institutionelle und rechtssy­
stematische Einbettung bzw. Orts- und Zeitgebundenheit proprietärer 
Institutionen systematisch untersucht wird, lassen sich gewisse Fehl­
schlüsse eines reduktionistischen Institutionalismus vermeiden, der die 
Institutionen des Eigentums dekontextualisiert, isoliert und als Ursache 
aller möglichen Phänomene und Wirkungen betrachtet. Damit relativie­
ren sich gewisse Dogmatisierungen, Kanonisierungen, Verabsolutierun­
gen und mythische Überzeichnungen des Eigentums, die in liberalen 
und marxistischen Wirtschafts- und Gesellschaftstheorien, in der Philo­
sophie und politischen Theorie und in den historischen Selbstdarstellun­
gen von politischen Parteien, Berufs- und Interessenverbänden seit gut 
zweihundert Jahren fortgeschrieben werden. 

Ziele und Aufgaben der interdisziplinären Eigentumsforschung 

Die interdisziplinäre Propertisierungsforschung konzentriert sich auf die 
Analyse und Erklärung komplexer gesellschaftlicher, kultureller, recht­
licher, medialer und wirtschaftlicher Prozesse. Sie richtet ihr Augen­
merk auf die Kontextualisierung, die Historisierung und den Vergleich 
allgemeiner und spezifischer Propertisierungen. Eigentum wird im 
Rahmen übergreifender Deutungshorizonte sowie komplexer Institutio-
nengefüge und Handlungszusammenhänge auf der Mikro-, Meso- und 
Makroebene untersucht. Um das jeweilige Gewicht des Eigentums zu 
bestimmen, muss die Institutionsanalyse des Eigentums mit Analysen 
des Verhältnisses zwischen proprietären und nicht-proprietären Institu­
tionen wie Beruf, Arbeit, Markt, Staat, Staatsbürgerschaft, Person/Per­
sönlichkeit, Geschlecht, Familie, Ethnie, Religion, Wissenschaft und 
Kunst verbunden werden. Strategien, Diskurse und Prozesse der Proper­
tisierung werden als Elemente der Modernisierung und Traditionalisie-
rung begriffen. 

Experten für soziale, kulturelle und rechtliche Konstrukte, Bezie­
hungen, Strukturen und Prozesse untersuchen die Konstruktion, Institu­
tionalisierung, Verwendung und Wirkung des Eigentums in Geschichte 
und Gegenwart. Sie bringen die Eigentumsforschung stärker in die Ge-
schichts-, Gesellschafts- und Kulturwissenschaften zurück, indem sie 
Eigentum im Kontext der historischen, gesellschaftlichen und politi­
schen Strukturen, Entwicklungen und Mentalitäten analysieren.43 Sie 

Sie greifen damit in besonderer Weise eine Forderung des Inst i tut ionenökono­
men und Wirtschaftshistorikers D . C. North auf. V g l . North, Theorie des institu­
tionellen Wandels (Anm. 19); North, Institutionen (Anm. 19). 
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ergänzen und relativieren damit die institutionenökonomische, wirt­
schaftshistorische und wirtschaftsrechtliche Eigentumsforschung. 

4. Propertisierung als Leitbegriff der sozial- und kulturwissen­
schaftlichen Eigentumsforschung 

Propertisierung verweist auf subjektive Strategien und objektive Prozes­
se, wodurch eigentumsbasierte Handlungsrechte von Individuen und 
Organisationen gestärkt werden und die Bedeutung eigentumsartiger 
Handlungsregeln in den sozialen Beziehungen und Prozessen steigt. Die 
interdisziplinäre Propertisierungsforschung unterscheidet analytisch 
zwischen der kulturellen, sozialen, rechtlichen und materiellen Ebene 
der Propertisierung. Es geht ihr, erstens, um die kulturelle Konstruktion 
und Vermittlung eigentumsbezogener Begriffe, Symbole, Sinn- und 
Wissensordnungen; zweitens um Prozesse der Institutionalisierung, 
Kontrolle und Koordination sozialer Beziehungen durch eigentumsbe­
zogene soziale Normen, Rollenskripte, Habitusformen, Gewohnheiten 
und Leitbilder; drittens um Prozesse der Verrechtlichung, d. h. der ge­
setzlichen Kodifizierung, der juristischen Formalisierung und gerichtli­
chen Sanktionierung von Eigentumsrechten und Eigentumsregeln; und, 
viertens, um die Praxisformen des eigentumsförmigen Umgangs mit 
materiellen und immateriellen Gegenständen, Werken und Leistungen.44 

Propertisierungsprozesse verändern nicht nur die Koordination in 
spezifischen Feldern, sondern auch komplexe gesellschaftliche Hand-
lungs- und Sinnzusammenhänge: Die Leitidee des privaten Eigentums 
wird zum vorherrschenden Deutungshorizont, indem sie den Sinn sozia­
len, wirtschaftlichen, politischen, kulturellen und rechtlichen Handelns, 
die Beziehungen zwischen Individuen, Gruppen und Gegenständen und 
die Abgrenzung und Außenkontakte von Gruppen, Organisationen, Ge­
sellschaften und Kulturen bestimmt. Propertisierungsprozesse begrün­
den und reproduzieren sowohl lokale und national-staatliche Eigentums­
ordnungen, Eigentumsregimes und Eigentumskulturen als auch 
internationale und transkulturelle Rechtsräume und Wirtschaftsräume 
sowie zeit- und ortsindifferente Netzwerke im Internet. 

Aufgrund der Annahme und Gewissheit, dass Propertisie­
rungsprozesse die Richtung, Geschwindigkeit und zeitliche Strukturie­
rung des allgemeinen gesellschaftlichen Wandels mitbestimmen, ver­
ständigen sich moderne Gesellschaften und Kulturen über 

V g l . auch das inspirierende und systematisch ausgearbeitete rechtsethnologische 
Konzept der Propertization von Franz von Benda-Beckmann in diesem Band, das 
sich auf konkrete Fälle bezieht. 
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Entwicklungspfade, Kontinuitäten und Brüche der Eigentumsgeschichte 
und über die Rolle des Eigentums für die Traditionalisierung und Inno­
vation sozialer und kultureller Beziehungen und Werte. Propertisie­
rungsprozesse prägen Prozesse der Nationalisierung von Gesellschaft, 
Kultur, Recht und Wirtschaft. Sie bestimmen - wie die Beiträge von 
Isabella Lohr und Matthias Wießner über internationale Regimes des 
geistigen Eigentums bzw. die Besonderheiten des geistigen Eigentums 
in staatsozialistischen Ländern im 20. Jahrhundert zeigen - aber auch 
ein Stück weit die zwischenstaatliche, internationale und interkulturelle 
Interaktion, Kooperation, Kommunikation und Verständigung. 4 5 

Propertisierung verweist einerseits auf Strategien und Prozesse der 
Diffusion, Differenzierung und Diversifizierung der Begriffe, Institutio­
nen, Praxisformen und Diskurse des Eigentums, wodurch die Vieldeu­
tigkeit und Polyfunktionalität von Eigentum begründet wird; anderer­
seits auf Strategien und Prozesse der Entdifferenzierung, Angleichung, 
Konvergenz, Homogenisierung und Universalisierung, wodurch die se­
mantische und funktionale Eindeutigkeit des Eigentums zunimmt. Das 
analytische und heuristische Leitkonzept der Propertisierung begründet 
die notwendige wissenschaftliche Distanz zur Institution des Eigentums, 
die, wie Pirmin Stekeler-Weithofer betont, sowohl über Zugangs-, 
Kommunikations- und Partizipationschancen bestimmt als auch über die 
Konstitutierung von Wissen. 4 6 Soziale, kulturelle und rechtliche Prozes­
se der Differenzierung, Diffusion und Rezeption des Privateigentums 
bzw. geistigen Eigentums werden zum einen unter disziplinspezifischen 
Gesichtspunkten untersucht, um Besonderheiten der Propertisierung in 
bestimmten sozialen Feldern zu begreifen; zum anderen unter transdis-
ziplinären und vergleichenden Gesichtspunkten, um Unterschiede, Ähn­
lichkeiten, Gemeinsamkeiten, Interdependenzen und Verflechtungen 
zwischen den gesellschaftlichen Feldern und Funktionssystemen zu be­
greifen und erklären. 

Propertisierung als analytisches Konzept und Prozess 

Als analytischer Begriff verweist Propertisierung auf objektivierbare 
soziale, rechtliche, kulturelle und wirtschaftliche Prozesse, die dazu füh­
ren, dass Beziehungen ganz oder partiell als Eigentumsbeziehungen in­
terpretiert und institutionalisiert werden. Immer mehr Akteure beanspru­
chen, dass ihre wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Handlungs­
rechte in immer mehr Situationen eigentumsartig oder eigentumsähnlich 

Vgl. die Beiträge von I. Lohr und M . Wießner in diesem Band. 
Vgl. den Beitrag von P. Stekeler-Weithofer in diesem Band. 
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geregelt und legitimiert werden. Das Eigentumsdenken prägt nicht nur 
die Arbeits-, Kooperations- und Vermögensbeziehungen, sondern auch 
Verwandtschafts-, Nachbarschafts- und Liebesbeziehungen, sowie, wie 
Wolfgang Fach und Rebecca Pates in ihrem diskursgeschichtlichen 
Durchgang durch die Moderne zeigen, jeweils ganz zentral auch das 
Verhältnis zum eigenen Körper und zu Körperteilen. 4 7 

Die Dynamik vergangener und gegenwärtiger Prozesse der Properti­
sierung resultiert zum einen aus der Konkurrenz unterschiedlicher eigen­
tumsförmiger Institutionen (wie Privateigentum und Kollektiveigentum) 
zum anderen aus der Verdrängung, Schwächung und Überlagerung 
nicht-eigentumsförmiger Handlungsregeln und Handlungsrechte durch 
proprietäre. Aufgrund der Expansion und Differenzierung des Eigen­
tums geraten alternative Leitideen, Normen und Institutionen, wie reli­
giöse Gebote, Standes- und milieuspezifische Normen und Formen des 
Habitus, traditionelle politische Herrschaftsrechte und moderne Bürger­
rechte in der einen oder anderen Weise unter Druck. Prinzipien der na­
tionalen Solidarität von Eigentümern und Nichteigentümern, Maximen 
der Demokratisierung des Zugangs zu Kulturgütern und Information 
sowie berufsethische Grundsätze von Professionen werden durch Pro­
zesse der Propertisierung in Frage gestellt. „Eigentum" schiebt sich als 
großer Deutungshorizont, als normatives, moralisches Konzept für die 
Gestaltung und Verrechtlichung von Funktionen, Rollen und Berufen 
sowie in Form rechtlich sanktionierbarer Gesetze und Regeln in den 
Vordergrund. Die Leitidee des Eigentums bestimmt die Hierarchie und 
Kohärenz alternativer und komplementärer Begriffe, Diskurse und Pra­
xisformen. Eigentum wird zu einer gesellschaftlichen Leitinstitution und 
prägt die Governance von Gesellschaften, internationalen Systemen und 
Netzwerken.4 8 Aufgrund der Verbreitung eigentumsförmiger Institutio­
nen in Gesellschaft, Kultur, Medien, Kunst, Recht, Wirtschaft und Poli­
tik relativiert sich die reale oder vorgestellte Eigenständigkeit und E i ­
gendynamik „funktionaler Teilsysteme" und „sozialer Felder". Nicht-
proprietäre Verfügungs-, Kontroll-, Nutzungs- und Ausschlussrechte 
büßen in immer mehr sozialen und kulturellen Feldern an Deutungs­
macht und Orientierungspotential ein. 

V g l . den Beitrag von W . Fach und R. Pates in diesem Band. 
V g l . zur Verbindung der Forschungen über Institutionen und Governance: G . F. 
Schuppert (Hrsg.), Governance-Forschung. Vergewisserung über Stand und 
Entwicklungslinien, Baden-Baden 2005; R. Mayntz, Governance als fortentwik-
kelte Steuerungstheorie, in: G . F. Schuppert, Governance-Forschung. Vergewis­
serung über Stand und Entwicklungslinien, Baden-Baden 2005, S. 11-20. 
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Propertisierungsprozesse beruhen auf vielfältigen Motiven, Interes­
sen und Zielen. Gerade in Zeiten anschwellender Propertisierung folgen 
sie mitunter auch einer institutionellen Mode, deren ökonomische, recht­
liche, soziale, kulturelle und politische Vorteile zunächst mehr postuliert 
als nachgewiesen werden. Indem proprietäre Vorstellungen und Institu­
tionen die Erwartungen der Akteure verstärken, wirken sie mitunter im 
Sinne einer sich selbst erfüllenden Vorhersage. Die Wahrnehmung und 
Deutung von Propertisierungsprozessen durch die beteiligten Akteure 
hängt nicht nur von objektivierbaren Kriterien ab, sondern auch von 
subjektiven Einstellungen und kollektiven Erwartungen. Die gesell­
schaftliche Akzeptanz und der Erfolg von Propertisierungsprozessen 
sind durch den Grad der Verbreitung und Verankerung der Vorstellung 
bestimmt, dass eigentumsbasierte Koordinations- und Allokationspro-
zesse besonders berechenbar, effizient und gerecht waren und sind. 

Formen der Propertisierung 

Um den Geltungsanspruch des Privateigentums als einer universalisti­
schen und zugleich in der eigenen Kultur und Gesellschaft verankerten 
Institution zu unterstreichen, wird in Zeiten der institutionellen Plurali-
sierung und Vieldeutigkeit mitunter vor den Gefahren der Anomie (Re­
gellosigkeit) gewarnt. In Zeiten einer intensivierten Propertisierung 
kommt es indessen vermehrt auch zu spontanen, emergenten und rechts­
systematisch inkohärenten Formen der Propertisierung, die, wie aktuelle 
Beispiele aus der Tonträgerindustrie zeigen, durch Vermarktungs- oder 
auf Abwehrstrategien von Unternehmen oder ganzen Sektoren zu erklä­
ren sind. Thomas Dreier diskutiert derartige Probleme unter dem Ge­
sichtspunkt der „Verdichtungen und unscharfen Ränder", 4 9 Christian 
Berger und Vera Glas unter dem Gesichtspunkt der „Wertungsunsicher­
heit" und Horst-Peter Gotting unter dem Gesichtspunkt der „Komplexi­
tät des Schutzgegenstandes" und der daraus resultierenden „Komplexität 
der Befugnisse, die dem Rechteinhaber zustehen".50 Wenn in der heuti­
gen Unterhaltungsmusik die kreativen und produktiven Möglichkeiten 
von Künstlern und Laien aufgrund der einseitigen Orientierung am tradi­
tionellen Urheberrecht und Nichtberücksichtigung produktions- und 
rezeptionsästhetischer Standpunkte in der Musik eingeschränkt werden, 
so manifestiert sich darin eine Eigendynamik des Urheberrechts, die der 

Vgl. T. Dreier in diesem Band. 
Vgl. die Beiträge von T. Dreier, C. Berger/V. Glas und H.-P. Gotting im vorlie­
genden Band. 
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Eigendynamik musikalischer Produktion zuwiderläuft.5 1 Wenn heute im 
Rahmen des Digitalen Rechte-Managements die Umgehung einer tech­
nischen Schranke als Verletzung geistiger Eigentumsrechte gewertet 
wird, so handelt es sich um eine technisch-rechtliche Ad-hoc-
Regulierung.52 

Wenn Rechte an Informationen und Sportübertragungen durch das 
„Hausrecht" des Veranstalters geschützt werden, so handelt es sich um 
eine vom Immobilieneigentum abgeleitete Beschränkung von Kommu­
nikationsrechten und kulturellen Handlungsrechten, die zusätzlich durch 
privatvertragliche Abmachungen ergänzt wird, aber mit den herrschen­
den Vorstellungen und systematischen Rechtslehren des geistigen E i ­
gentumsrechts kaum zu begründen ist.5 3 Mit Derivaten aus dem Recht 
des Grund- und Immobilieneigentums sowie aus dem öffentlichen Recht 
und Strafrecht werden im Fall der Shopping Mails und Gated communi­
ties auch Einschränkungen der Urbanen Öffentlichkeit, öffentlichen 
Kommunikation und individuellen Handlungsrechte begründet. Sylke 
Nissen zeigt an diesen und anderen Beispielen, wie rechtliche und sozio­
logische Privatisierungsprozesse den öffentlichen Charakter städtischer 
Räume reduzieren.54 Sozialwissenschaftliche und sozialgeschichtliche 
Untersuchungen über Medienunternehmen, Autoren, darstellende Künst­
ler, Dilettanten, Zuschauer, Konsumenten und Bürger analysieren, wie 
im Gefolge der Propertisierung und Kommerzialisierung der künstleri­
schen, literarischen und musikalischen Felder bestimmte soziale und 
berufliche Rollen und Positionen aufgewertet werden, andere herabge­
stuft und marginalisiert werden.55 

Prozesse der Propertisierung sind eingebettet in die Konkurrenz von 
Institutionen und Praxisformen, die den symbolischen und sozialen Um­
gang mit Objekten, Rechten, Individuen, Gruppen und Organisationen 
bestimmen und ermöglichen. In modernen Gesellschaften stehen die 
Institutionen des privaten Eigentums und individuellen geistigen Eigen­
tums im Wettbewerb mit anderen proprietären und nicht-proprietären 
Institutionen. Das ist der Dreh- und Angelpunkt der interdisziplinären 
Eigentumsforschung, die sich nicht auf die klassische Frage nach dem 
Verhältnis zwischen dem individuellem, kollektivem und staatlichem 

V g l . den Beitrag von F. K a w o h l / M . Kretschmer in diesem Band. 
5 2 V g l . den Beitrag von C . Berger und V . Glas im vorliegenden Band. 
5 3 V g l . die Beiträge von C . Berger/V. Glas und Thomas Dreier im vorliegenden 

Band. 
5 4 V g l . den Beitrag von Sylke Nissen im vorliegenden Band. 
5 5 V g l . klassisch: P. Bourdieu, Die Regeln der Kunst, Genese und Struktur des 

literarischen Feldes, Frankfurt a. M . 1999. Sowie exemplarisch im vorliegenden 
Band die Beiträge von S. Klo tz und F. K a w o h l / M . Kretschmer. 
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Eigentum beschränkt und nicht ausschließlich auf die wirtschaftlichen 
Aspekte eigentumsbasierten Handelns abhebt. Propertisierungsprozesse 
beruhen darauf, dass sich Akteure und Gesellschaften darüber verständi­
gen, bestimmte Aufgaben mithilfe proprietärer Institutionen zu bearbei­
ten. Zur Debatte stehen dabei jeweils Formen, Funktionen, Gegenstände, 
Träger und Rechtfertigungen des Eigentums und dessen Einbettung in 
das Gesamtgefüge der Institutionen bzw. in die Governance von Wirt­
schaft, Kultur und Gesellschaft. Die Propertisierungsanalyse setzt bei 
den Trägern der Propertisierung an; d. h. bei den Angehörigen von 
Funktions-, Status-, Berufs- und Interessengruppen sowie bei Unter­
nehmen, Staaten, wissenschaftlichen Einrichtungen, Verbänden und 
Organisationen, die in die Gestaltung und Anwendung von Eigentums­
rechten involviert sind. Als - systematischer und zugleich historisch­
konkreter - Programmbegriff verweist „Propertisierung" auf spezifische 
symbolische und soziale Strategien, womit bestimmte Akteure und In­
teressengruppen ihre Erwerbs-, Gestaltungs-, Markt-, Einfluss- und 
Machtchancen stärken wollen. 

Bezeichnungen und Begriffe 

Im historischen und gegenwärtigen Alltag manifestieren sich Absichten, 
Programme und Strategien der Propertisierung in verschiedenen Be­
zeichnungen, Begriffen, Metaphern und Diskursen. In der jüngeren ame­
rikanischen und englischsprachigen Rechtsliteratur und Publizistik be­
zeichnet „propertization" vielfach Prozesse, die den Zugang zu 
commons (Allmenden), public goods und public domains in der Wirt­
schaft, Wissenschaft, Technik, Kultur und Kommunikation mithilfe ei­
gentumsförmiger Regeln beschränken oder verhindern. Kritiker der Pro­
pertization fassen darunter Prozesse der „Privatisierung" und 
„Kommerzialisierung" (commodification) freier und öffentlicher Güter 
sowie Angriffe auf die traditionelle „Balance" zwischen Privatnutzen 
und Allgemeinwohl in marktwirtschaftlich und demokratisch verfassten 
Gesellschaften.56 „Propertization" befindet sich zurzeit im Übergang 

Die Bezeichnung bzw. der Begriff „propertization" wird in der amerikanischen 
Rechtsliteratur, in englischsprachigen Publikationen und in Internet-Beiträgen 
seit einigen Jahren weltweit immer häufiger verwendet. Im April 2007 ergab die 
Google-Suche 18.000 Treffer. Es handelt sich (noch) nicht um einen standardi­
sierten wissenschaftlichen Begriff. Die Rede ist unter anderem von propertization 
of information, propertization of genetic material, propertization of personal data, 
propertization of traditional arts, propertization of free speech, copyright as realm 
of propertization, propertization of trademark law. Im gleichen Zusammenhang 
ist die Rede von privatization, commodification, marketization u. ä. In der 
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vom politischen Schlagwort zum systematischen sozial-, kultur- und 
rechtswisscnschaftlichen Begriff. Deutschsprachige Autoren bezeichnen 
und begreifen Phänomene und Prozesse der „propertization" als „Priva­
tisierung", „Individualisierung", „Entgrenzung des Eigentums", „Aus­
ufern des geistigen Eigentumsschutzes", „Kommerzialisierung des Wis­
sens" und „Ökonomisierung der Kultur". Im ubiquitären Diskurs des 
Internets steht „propertization" für alle möglichen Behinderungen des 
freien Informationsflusses, Anhebung der Zugangsschranken, Verschär­
fung kultureller Ungleichheit und Behinderung von Kreativität. 

Das Bedeutungsfeld von „Propertization" bzw. „Entgrenzung des 
Eigentums" überschneidet sich mit demjenigen von „Privatisierung", 
„Individualisierung" und „Monopolisierung", geht darin aber nicht auf. 
Das spricht dafür, „Propertisierung" als wissenschaftlichen Begriff zu 
schärfen und zum theoretischen Ausgangs- und Referenzpunkt der in­
terdisziplinären Eigentumsforschung zu machen. „Propertisierung" bzw. 
„Propertization" ist ein zwischen den Sprachen und Disziplinen stehen­
der wissenschaftlicher Kunstbegriff mit einem beträchtlichen theoreti­
schen und heuristischen Potential. Darunter lassen sich verschiedenarti­
ge gesellschaftliche, rechtliche, soziale, kulturelle, wirtschaftliche, 
politische, mediale und technische Prozesse und Strategien subsumieren; 
auch jene Prozesse, die in einigen Beiträgen des vorliegenden Bandes 
mithilfe der Metapher der „Entgrenzung des Eigentums" umschrieben 
werden, wie Strategien und Vorgänge der Erweiterung, Differenzierung, 
Verschiebung, Anpassung, Aneignung und Universalisierung eigen­
tumsartiger Regeln, Rechte, Doktrinen und Vorstellungen, sowie territo­
riale Erweiterungen des Geltungsraums bestimmter Eigentumsauffas­
sungen und -rechte. 

Franz von Benda-Beckmann weist in seinem Beitrag über soziale, kul­
turelle und rechtliche Prozesse der Propertization in Indonesien nicht nur 
auf die Problematik des interkulturellen Institutionentransfers hin, sondern 
betont auch, dass Propertization nicht in jedem Fall mit „Ver­

deutschsprachigen Welt wird die Bezeichnung „propertization" noch vergleichs­
weise selten verwendet, sie bürgert sich aber auch da langsam ein (vgl. M . Häng-
gi, Wissenschaft und Wirtschaft. Unterwegs zu McScience, in: W O Z . Die Wo­
chenzeitung, 15.12.2005). Bei der im vorliegenden Beitrag und Band 
verwendeten Bezeichnung „Propert is ierung" handelt es sich um eine der übli­
chen Übertragungen von wissenschaftlichen Bezeichnungen und Begriffen aus 
der englischen in die deutsche Sprache. Die Autoren dieses Bandes schwanken 
zwischen der deutschen Bezeichnung „Propert isierung" (Dreier), der englischen 
Bezeichnung „Propert izat ion" (von Benda-Beckmann, Hann) und „Entgrenzung 
des Eigentums". Weitere Literaturangaben zur Verwendung von Begriffen und 
Konzepten in A n m . 9. 
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eigentumung" im Sinne der Durchsetzung eines bestimmten westlichen 
Eigentumsrechtsverständnisses gleichzusetzen ist. Die Propertisierung von 
Gesellschaft und Kultur manifestiert sich in einer verflochtenen und kultu­
rell vermischten Welt auch in pluralistischen Property-Regimes bzw. in 
der Rivalität und Komplementarität verschiedener Eigentumsrechte.57 

Die ,Sprache der Propertization' wird zurzeit weltweit vor allem von 
den Kritikern und Gegnern einer exklusiven, individualistischen, unter­
nehmerischen, kapitalistischen und westlichen Propertisierung verwen­
det. Die aktiven Betreiber und Befürworter der Propertisierung dagegen 
stellen ihre Strategien zur Ausdehnung und Differenzierung eigentums­
artiger und eigentumsähnlicher Institutionen als Fortsetzung einer tradi­
tionellen liberalen Eigentums-, Kultur-, Rechts-, Wirtschafts- und Han­
delspolitik dar; oder als markt- und systemkonforme Strategie des 
Investitions- und Leistungsschutzes in der globalisierten und digitalisier­
ten Informations- und Wissensgesellschaft. Sie begreifen die Strategien 
und Instrumente der Propertisierung als Mittel zur Liberalisierung, Ent­
fesselung und Dynamisierung von Wirtschaft, Recht, Kultur und Gesell­
schaft. Die Bewertungsunterschiede zwischen Befürwortern und Kriti­
kern der Propertisierung zeigen sich heute unter anderem darin, dass die 
ersten die technischen Sperren zur Verhinderung unbefugten Kopierens 
von Datenträgern als Digital Rights Managements begreifen, wodurch 
geistige Eigentumsrechte gesichert werden, während die letzteren diese 
technischen Sperren als Digital Restrictions Management bezeichnen.58 

Der Vorteil des historisch-systematischen Propertisierungskonzepts 
besteht darin, dass sich damit die Entwicklung des Eigentums systema­
tisch und empirisch mit alternativen, konkurrierenden und komplemen­
tären Prozessen des institutionellen Wandels moderner Gesellschaften 
verknüpfen lässt. Die Problematik der „Einbettung des Eigentums" wird 
operationalisiert, indem die Interdependenz zwischen Propertisie­
rungsprozessen und anderen grundlegenden Prozessen des gesellschaft­
lichen, kulturellen, rechtlichen, wirtschaftlichen und politischen Wan­
dels analysiert wird. 5 9 So untersucht Dietmar Müller in seinem Beitrag 
die Zusammenhänge zwischen der Propertisierung, Staatsbildung, Ver-

V g l . den Beitrag von Franz von Benda-Beckmann in diesem Band. 
V . Grassmuck, Wissenskontrolle durch D R M . V o n Überfluss zu Mangel, in: J. 
Hofmann (Hrsg.), Wissen und Eigentum, Bonn 2006, S. 164-186, hier S. 166. 
Gemeint sind damit u. a. die großen und klassischen Themen der historischen 
und sozial-, kultur-, politik-, rechts- und wirtschaftswissenschaftlichen For­
schung wie Industrialisierung, Kommerzialisierung, Professionalisierung, Büro-
kratisierung, Verwissenschaftlichung, Säkularisierung, Gentrification, Verstaat­
lichung, Nationalisierung, Internationalisierung, Ethnisierung, Liberalisierung, 
Verbürgerl ichung, Verrechtlichung, Demokratisierung usw. 
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rechtlichung, Nationalisierung und Ethnisierung in den ostmitteleuropäi­
schen Staaten des 20. Jahrhunderts.60 Sebastian Klotz verbindet in sei­
nem Beitrag über das Komponieren in der frühen Neuzeit rechts- und 
eigentumsgeschichtliche Fragen „mit der Erforschung musikalischer 
Subjektivität in der Neuzeit, mit der musikalischen Professionalisierung, 
der Inszenierung von musikalischer Autorschaft und der Würdigung von 
Kompositionserzeugnissen als Werken, die unabhängig vom Urheber 
zirkulieren können und Bewertungen unterworfen werden."61 Der Pro-
pertisierungsansatz unterstützt das Anliegen, die Eigentumsforschung 
stärker in den Mainstream der sozial-, kultur- und geschichtswissen­
schaftlichen Forschung zu integrieren, zugleich den Einzeldisziplinen 
aber auch neue Impulse zu geben. 

5. Geschichten, Tendenzen und Typen der Propertisierung 

Propertisierung manifestiert sich in unterschiedlichen Formen und wird 
historisch je nach Erfahrung und Erinnerung verschieden interpretiert. 
Unterschiede und Ähnlichkeiten zwischen Gesellschaften, sozialen Grup­
pen und Generationen beruhen vermutlich ganz wesentlich auch auf dem 
jeweiligen Eigentumsgedächtnis und den Geschichtsbildern, die vorstruk­
turieren, was erinnert wird und wie die Vergangenheit interpretiert wird. 
So betrachten die einen die gegenwärtigen Propertisierungsprozesse als 
Fortsetzung, Vertiefung und Verbreiterung eines seit über zweihundert 
Jahren anhaltenden historischen Trends der Propertisierung unter liberalen 
und individualistischen Vorzeichen, die nach der Auflösung kollektivisti­
scher staatssozialistischer Eigentumsregimes alternativlos dastehe. Die 
anderen dagegen interpretieren die gegenwärtigen Verhältnisse stärker 
unter dem Gesichtspunkt des Endes der klassischen nationalen Industrie­
gesellschaft bzw. des Aufstiegs der globalisierten Wissens- und Informa­
tionsgesellschaft, die durch aggressive Propertisierungsprozesse gekenn­
zeichnet und nicht mehr gewillt sei, Kultur und Wissen als 
Gemeinschaftsgüter und öffentliche Güter der Nation oder Menschheit zu 
betrachten. Unterschiede in den Geschichtsbildern wirken sich auf die 
Interpretation und Bewertung gegenwärtiger und künftiger Situationen 
und Prozesse aus - und umgekehrt. Darüber würde man gerne mehr wis­
sen, tatsächlich steht die empirische Erforschung des Zusammenhangs 
zwischen historischen Erfahrungen, Erinnerungen, Geschichtsbildern, 
Gegenwartdiagnosen und Zukunftserwartungen in der Eigentums- und 

V g l . den Beitrag von D. Müller in diesem Band. 
S. Klotz in diesem Band. 
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Propertisierungsforschung aber noch in den Anfang en. 6 2 Sie gehört zu den 
zentralen Desideraten der interdisziplinären Propertisierungsforschung. 

Besser etabliert sind Untersuchungen zur Ideen-, Begriffs-, Diskurs-, 
Rechts- und Wissenschaftsgeschichte des Eigentums. Besonders loh­
nend und weiterführend sind hier Studien, die aufgrund aktueller Her­
ausforderungen neue Fragen an die Geschichte stellen und so klassische 
Fragen in ein neues Licht rücken; 6 3 interkulturelle, rechtsvergleichendc 
und internationale Begriffs- und Rechtsgeschichten sowie empirische 
Studien über institutionelle Kontinuitäten und Brüche, die die Meisterer­
zählung vom kontinuierlichen, unilinearen und teleologischen Entwick­
lungspfad des Eigentums in Frage stellen. Angesichts der gegenwärtigen 
Renaissance essentialistischer, naturrechtlicher, anthropologischer und 
evolutionstheoretischer Eigentumstheorien versprechen systematisch 
vergleichende, transfergeschichtliche und verflechtungsgeschichtliche 
Untersuchungen,64 die auch im Feld des Eigentums von der Annahme 
einer Pluralität von Modernisierungsprozessen oder der Vielfalt der Mo­
dern ausgehen,65 weiterführende Erkenntnisse. 

Die Propertisierung von Gesellschaft, Kultur, Wirtschaft und Recht 
hat einige historische Meistererzählungcn und enthistorisierte Mythen 
des Eigentums hervorgebracht, die unterschiedliche funktionale und 
symbolische Aspekte des Eigentums betonen und entweder die Konti­
nuitäten oder die Brüche in der Entwicklung hervorheben. Derartige 
Erzählungen repräsentieren Erfahrungen, Erinnerungen und Erwartun-

V g l . zur Problematik der Erinnerung an Besitz und des Eigentumsgedächtnisses 
die Beiträge von Chris Hann und Franz von Benda-Beckmann vom Max-Planck-
Institut für ethnologische Forschung in Halle. Daran arbeitet auch das von der 
Volkwagenstiftung finanzierte Projekt „Bodenrecht , Kataster und Grundbuchwe­
sen im östlichen Europa 1918 - 1945 - 1989. Polen, Rumänien und Jugoslawien 
im Vergleich", das von Dietmar Müller koordiniert und von Hannes Siegrist 
(Leipzig), Stefan Troebst (Leipzig) und Bogdan Murgescu (Bukarest) geleitet 
wird. 
V g l . die Beiträge von W. Fach/R. Pates und P. Stekeler-Weithofer in diesem 
Band. Begriffsgeschichtlich: G . Lottes (Hrsg.), Der Eigentumsbegriff im engli­
schen politischen Denken, Bochum 1995. 
V g l . zum Vergleich: H . -G . Haupt/J. Kocka (Hrsg.), Geschichte und Vergleich. 
Ansätze und Ergebnisse international vergleichender Geschichtsschreibung, Frank­
furt a. M . 1996; H . Kaelble/J. Schriewer (Hrsg.), Vergleich und Transfer. Kompära­
tistik in den Sozial-, Geschichts- und Kulturwissenschaften, Frankfurt a. M . 2003; 
M . Stolleis, Nationalität und Internationalität. Rechtsvergleichung im öffentlichen 
Recht des 19. Jahrhunderts, Stuttgart 1998; H . Siegrist, Comparative History of 
Cultures and Societies. From Cross-societal Analysis to the Study of Intercultural In-
terdependencies, in: Comparative Education, 42 (2006), 3, S. 377-404. 
S. N . Eisenstadt, Die Vielfalt der Moderne, Weilerswist 2000. 
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gen. Sie begründen soziales Handeln, indem sie in der Alltagsroutine 
wie in unübersichtlichen Entscheidungssituationen als stabile Deutungs­
horizonte und Interpretationsschemata fungieren. Als Texte können sie 
sich verselbständigen, in neue Kontexte transferiert und durch Rezepti­
onsprozesse umgedeutet werden. Sie bestimmen und ermöglichen in der 
einen oder anderen Weise den Fortgang der Propertisierung. 

Klassische Meistererzählungen des Eigentums und der Propertisierung 

Eine der klassischen Kollektiverzählungen der Propertisierung von Ge­
sellschaft und Kultur stammt aus dem 18. und 19. Jahrhundert und lau­
tet, dass sich mithilfe der Privatisierung und Individualisierung des E i ­
gentums traditionelle' Konflikte und Spannungen, wodurch ,vormoder­
ne' Gesellschaften blockiert werden, lösen oder überwinden lassen. 
Eigentum entfesselt die Wirtschaft, begründet Fortschritt, Gerechtigkeit 
und Wohlstand für viele, befreit das Individuum von traditioneller Herr­
schaft und Patronage und garantiert in der ,modernen' Gesellschaft die 
Unabhängigkeit und Freiheit des Individuums, die Rechte des Bürgers 
sowie Gerechtigkeit, Frieden und Wohlstand. Indem ,moderne' Gesell­
schaften Eigentumsrechte ungeachtet der ständischen, ethnischen, natio­
nalen, sprachlichen und konfessionellen Zugehörigkeit des Eigentümers 
zuordnen und garantieren, verblassen traditionelle gesellschaftliche und 
kulturelle Konfliktlinien. 

Mit der Institution des privaten Eigentums handeln sich moderne 
Gesellschaften allerdings auch ,moderne' Probleme, Risiken und Kon­
flikte ein. Darüber forschen und reflektieren seit über zweihundert Jah­
ren Rechtswissenschaftler, Ökonomen, Philosophen, Historiker, Sozial­
wissenschaftler, Kulturwissenschaftler, Theologen und Ingenieure. Und 
darauf heben die wohlbekannten liberalen, demokratischen, christlichen 
sozialistischen und marxistischen Meistererzählungen des Eigentums ab, 
die sich - trotz mannigfaltiger Differenzen - darin einig sind, dass die 
Prozesse und Probleme der Moderne in der einen oder anderen Weise 
mit der Eigentumsfrage verknüpft sind. 

Die Eigentumsfrage spaltet moderne Gesellschaften in das Lager der 
Eigentumsoptimisten, welche die Propertisierung der Gesellschaft als 
zentrales Element einer Freiheits-, Fortschritts- und Emanzipationsge­
schichte betrachten, und in die Gruppe der Eigentumspessimisten, die in 
der Propertisierung die Ursache für Entfremdung, Unterdrückung und 
Krisen sehen. Als Eigentumsoptimisten gelten in westlichen Gesell­
schaften die Anhänger eines liberal-individualistischen Eigentumskon­
zepts, als Eigentumspessimisten die Anhänger korporativer und kollek­
tivistischer Eigentumskonzepte und einer starken öffentlichen oder 
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staatlichen Kontrolle des Eigentums. Anhand der Diskurse der Optimi­
sten und Pessimisten lässt sich die Grundaussage der institutionalisti-
schen Forschung verdeutlichen, dass Institutionen soziale Erwartungen 
repräsentieren und bestimmen: Die Eigentumsoptimisten erwarten und 
versprechen, dass die Institution des Privateigentums die Koordination 
gesellschaftlicher, wirtschaftlicher, politischer und kultureller Beziehun­
gen und Prozesse durch Selbststeuerung optimiert, die Rechte des Indi­
viduums stärkt, die wirtschaftliche Effizienz steigert, die gesellschaftli­
che Integration garantiert und den gesellschaftlichen Fortschritt fördert. 
Die Eigentumspessimisten dagegen warnen vor den negativen Folgen 
privateigentumsbasierter Prozesse für Gleichheit, Verteilungsgerechtig­
keit und gesellschaftliche Integration. 

Die Eigentumsoptimisten unterscheiden sich von den Eigentumspes­
simisten dadurch, dass sie die materiellen, gesellschaftlichen, rechtli­
chen, kulturellen und politischen Gewinne hervorheben, die aus der Ent­
scheidung für privateigentumsförmige Institutionen resultieren. Die 
Eigentumspessimisten betonen dagegen die Risiken und Verluste eigen­
tumsbasierter Prozesse, und die Unberechenbarkeit und Eigendynamik 
einmal in Gang gesetzter Propertisierungsprozesse. Die Auseinanderset­
zungen zwischen Eigentumsoptimisten und Eigentumspessimisten haben 
mittlerweile eine lange und bewegte Geschichte, die im Folgenden zum 
einen unter dem Gesichtspunkt der Propertisierung, De-Propertisierung 
und Re-Propertisierung der Gesellschaft und Kultur skizziert werden 
soll, zum anderen unter dem Gesichtspunkt der Herausbildung und 
Konkurrenz unterschiedlicher Typen und Varianten der Propertisierung. 

Die moderne Geschichte der westlichen liberal-individualistischen 
Propertisierung beginnt in den spätmittelalterlichen und frühneuzeitli­
chen Städten und Staaten Europas, wo sich an den Rändern der traditio­
nellen ständischen Ordnung sowie feudaler, absolutistischer und städti­
scher Herrschafts- und Eigentumsregimes neue Formen des Eigentums 
und exklusiver Handlungsrechte herausbilden.66 In den großen institu­
tionellen Revolutionen und Reformen um 1800 verbreitet sich das pau­
schale Versprechen von Eigentum, Freiheit und Wohlstand in verschie­
denen Varianten in Europa und Amerika. Die Erwartung, dass die 
Institution des privaten Eigentums soziale, wirtschaftliche, rechtliche 
politische und kulturelle Beziehungen effektiver, gerechter und bere­
chenbarer mache, verallgemeinert sich. Eigentum wird zu einer Leitidee 
der Modernisierung von Gesellschaft, Wirtschaft, Kultur, Recht und 
Politik. 

Vgl. dazu N. Grochowina (Hrsg.), Eigentumskulturen und Geschlecht in der 
Frühen Neuzeit, Leipzig 2005 (zugl. Comparativ 15 (2005), 4). 
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Die Propertisierung erfasst im 18. und 19. Jahrhundert immer mehr 
Akteure, Gegenstände, Beziehungen, Rechtsgebiete und Territorien. 
Aufgrund der Einbettung der Propertisierung in Prozesse der Liberalisie­
rung, Nationalisierung, Verrechtlichung und Verbürgerlichung müsste 
diese genauer als „exklusiv-liberale Propertisierung" begriffen werden. 
Dieser Propertisierungstyp wird in vormodernen Gesellschaften ur­
sprünglich vor allem von Gegeneliten propagiert. Einmal geschaffen, 
verbindet das exklusiv-liberale Eigentumsregime trotz mannigfaltiger 
Spannungen und Konflikte aristokratische, staatliche, bürgerliche und 
bäuerlich-ländliche Eliten. Vielfach wird es im Rahmen einer „Properti­
sierung von oben" oder einer „Propertisierung aus der Mitte der Gesell­
schaft" durchgesetzt; öfter auch im Rahmen einer „Propertisierung von 
außen", d.h. mit militärischen Mitteln (wie z . B . um 1800 durch das 
revolutionäre und napoleonische Frankreich), durch außenpolitischen 
Druck, indem etwa freihändlerische Länder wie England und die USA 
im 19. und 20. Jahrhundert andere Staaten dazu drängen, den internatio­
nalen Waren-, Kapital- und Kulturaustausch zu liberalisieren. 

Der Typus der exklusiv-liberalen Propertisierung entfaltet sich in ar­
beitsteiligen und funktional differenzierten Gesellschaften, die bei aller 
sozialen Ungleichheit durch durchlässige Hierarchien und graduelle kul­
turelle Differenzen geprägt sind. Er entfaltet sich vorzugsweise in Ge­
bieten, in denen liberale Ordnungsvorstellungen und die Ideologie des 
possessiven Individualismus verbreitet sind und in denen eigentumsför-
mige Handlungsrechte mithilfe individualistischer - naturrechtlicher, 
gewohnheitsrechtlicher oder römisch-rechtlicher - Eigentumsdoktrinen, 
Privatrechtskodifikationen sowie privatrechtlicher und rechtstaatlicher 
Verfahren sanktioniert werden können. Einmal in Gang gekommen, 
bringt die liberale, exklusive und individualistische Propertisierung lau­
fend weitere eigentumsartige Institutionen und Praxisformen hervor und 
wird Eigentum im alltäglichen Umgang mit Menschen, Wirtschaftsgü­
tern, Leistungen, Wissen und kulturellen Artefakten immer wichtiger. 
Die Anerkennung und Sanktionierbarkeit von Eigentumsregeln begrün­
det die Verdichtung der Kommunikation und Kooperation in komplexen 
territorial-staatlich verfassten „Gesellschaften" und in internationalen 
Rechtsräumen, Wirtschaftsräumen, Kulturräumen und Zivilisationen. 
Das heißt, Vorstellungen und Institutionen des Eigentums strukturieren 
den Raum und die Zeit, das Bild des Eigenen und des Anderen und die 
Erwartungen an die Gegenwart und Zukunft. 

Im Verlauf der exklusiv-liberalen Propertisierung europäischer und 
amerikanischer Gesellschaften offenbaren sich früher oder später die 
Stärken und Schwächen des liberalen und individualistischen Eigen-
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tumskonzepts. Diese werden ganz wesentlich an den Fragen der sozialen 
Inklusion und Exklusion sowie des wirtschaftlichen und kulturellen 
Fortschritts festgemacht. Radikale Formen der Propertisierung von Ge­
sellschaft, Wirtschaft, Politik, Kultur und Recht werden für strukturelle 
und konjunkturelle Wirtschaftskrisen und soziale Konflikte verantwort­
lich gemacht und durch Interventionen von Staaten, Gesetzgebern, Phil­
anthropen, Wissenschaftlern und sozialen Bewegungen korrigiert. Pau­
schale Eigentumsvorstellungen werden durch Differenzierung 
entschärft. Die rechtlichen, sozialen und moralischen Regeln des Eigen­
tums werden übergeordneten Prinzipien unterstellt, die auf den Aus­
gleich zwischen privaten, staatlichen, öffentlichen und allgemeinen In­
teressen abzielen. Derartige Metaregeln finden sich seit den Anfängen 
der modernen Eigentumsgeschichte in Verfassungsgrundsätzen, Grund­
rechtskatalogen und speziellen Teilen des Privatrechts, womit Staat und 
Gesetzgeber private Eigentumsrechte aufgrund übergeordneter allge­
meiner und staatlicher Interessen begrenzten. Im Rahmen zyklischer 
Debatten über die Entgrenzung und Begrenzung des Eigentums wächst 
langfristig das Bewusstsein dafür, dass eigentumsförmige Regelungen 
die ihnen theoretisch zugeschriebenen Wirkungen nur unter bestimmten 
Bedingungen entfalten. 

In den permanenten Auseinandersetzungen über die Entgrenzung 
und Begrenzung exklusiver privater Eigentumsrechte verfestigen sich 
auch die Diskurse der „Aushöhlung", „Ausdünnung" und „Verdünnung" 
individueller Eigentumsrechte. Diese warnen zum einen vor der Schwä­
chung der wirtschaftlichen Verfügungsrechte der Eigentümer, und zum 
anderen davor, dass mit der Erosion der wirtschaftlichen Verfügungs-
rechte auch die individuelle Autonomie und die Funktion des Eigentums 
in der Sicherung der Freiheit gefährdet werden.67 Diese Argumente ge­
hören zum großen Diskurs der De-Propertisierung, der eine ebenso lan­
ge Tradition hat wie der Diskurs der Propertisierung, mit dem er eng 
verwoben ist. Den Gegnern proprietärer Institutionen bzw. bestimmter 
Eigentumspraktiken geht es dabei um die Zurückdrängung, Relativie­
rung oder Abschaffung privater Eigentumsrechte, während die Anhän­
ger starker privater Eigentumsrechte vor der Schwächung des Eigentums 
warnen, um die Eigentümerrechte zu stabilisieren. Als im späten 19. und 
frühen 20. Jahrhundert im Zuge des Ausbaus von Demokratie, Rechts­
staat und Sozialstaat die Eigentumsrechte von Unternehmern, Hausbe­
sitzern und Bodeneigentümern zugunsten der Rechte von Arbeitneh-

Vgl. dazu C. Engel, Die soziale Funktion des Eigentums, in: T. von Danwitz/O. 
Depenheuer/C. Engel, Bericht zur Lage des Eigentums, Berlin 2002, S. 9-107. 
hierS. 13. 
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mern, Mietern und Pächtern relativiert wurden, befürchteten Teile der 
bürgerlichen Eliten und Mittelschichten nicht nur den Verlust von Herr­
schafts- und Nutzungsrechten, sondern auch den Verlust ihrer Stellung 
als Bourgeois und Staatsbürger. Defensive Eigentumsdiskurse gewannen 
damals ein Eigenleben. Sie verbinden in wechselnden Formen bis heute 
verschiedenste Gruppen von Eigentümern und Eigentumsexperten. 

In den Krisen und Kriegen, Enteignungen und Zerstörungen des 20. 
Jahrhunderts verallgemeinerten und radikalisierten sich die Diskurse der 
De-Propertisierung. Auch nach dem Ende des europäischen Staats­
sozialismus behält der defensive Eigentumsdiskurs eine gewisse Eigen­
dynamik, die sich nicht nur in politischen Debatten und Ritualen zeigt, 
sondern auch in den Fragestellungen und Schwerpunkten der Eigen­
tumsforschung. Die Eigentumsforschung berücksichtigt zu wenig, dass 
in den letzten zwei bis drei Jahrzehnten proprietäre Institutionen und 
liberale Eigentumsvorstellungen stark aufgewertet und durch internatio­
nale Verträge und multilaterale Konventionen gestärkt worden sind, so 
dass mittlerweile auch die Entgrenzung des Eigentums analysiert und 
problematisiert werden muss. Das ist der Ausgangspunkt der neuen in­
terdisziplinären Propertisierungsforschung, die Gegenwartsdiagnosen 
mit historischen und kulturvergleichenden Analysen verbindet und die 
bisherige starke Trennung der Geschichte des materiellen Eigentums 
von der Geschichte des geistigen oder immateriellen Eigentums aufhebt. 

Typen und Tendenzen der Propertisierung im 20. Jahrhundert 

Um 1900 erfolgte weltweit der Durchbruch liberaler und individualisti­
scher Konzeptionen und Institutionen. Die liberal-individualistische 
Propertisierung bzw. das geistige Eigentumsdenken prägte nun verstärkt 
auch die Felder der Kultur, Kunst und Wissenschaft, und in der Industrie 
und Wirtschaft wurden gewerbliche Herstellungsverfahren, Gebrauchs­
formen und Warenzeichen vermehrt eigentumsrechtlich geschützt. 6 8 Das 
internationale Rechtsregime des geistigen Eigentums behinderte natio­
nalistisch und weltanschaulich motivierte Begrenzungen des Eigentums 
und trug europa- und weltweit dazu bei, dass das Vertrauen in die Insti­
tutionen des geistigen Eigentums langfristig stieg und selbst im Kalten 
Krieg und nach der Dekolonisierung nicht grundlegend erschüttert wur-

V g l . Fisher, Geistiges Eigentum (Anm. 8); Geller, Copyright History (Anm. 9); 
Wadle, Entwicklungsschritte (Anm.34); F . - K . Beier/A. Kraft/G. Schricker/E. 
Wadle (Hrsg.), Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht in Deutschland. 
Festschrift zum hundertjährigen Bestehen der Deutschen Vereinigung für ge­
werblichen Rechtsschutz und Urheberrecht und ihrer Zeitschrift, 2 Bde., Wein­
heim 1991; sowie den Beitrag von F. K a w o h l / M . Kretschmer in diesem Band. 
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de. Isabella Lohr betont anhand der Geschichte der Berner Union die 
Bedeutung der Internationalisierung der Urheberrechte und der multila­
teralen internationalen Konventionen und Organisationen für die Persi­
stenz des geistigen Eigentums in den beiden Weltkriegen und nach 
1945.69 

Alles in allem gerieten die Institutionen und Strategien der exklusiv­
liberalen Propertisierung des 19. Jahrhunderts allerdings immer stärker 
in den Wettbewerb mit sozialistisch-gemeinwirtschaftlichen, genossen­
schaftlichen, christlich-sozialen, völkischen, nationalistischen und 
kommunistischen Eigentumskonzepten. Im Zeitalter des Imperialismus, 
der Dekolonisierung und des Ausbaus zahlreicher neuer Staaten intensi­
vierte sich überdies die Konkurrenz mit vielfältigen ,nichtwestlichen' 
Eigentumsvorstellungen und Propertisierungsbewegungen.70 Im frühen 
und mittleren 20. Jahrhundert wurden exklusive und individualistische 
Eigentumskonzepte auch in Ländern, in denen private Eigentumsrechte 
institutionell und moralisch fest verankert blieben, zunehmend relati­
viert. Eigentumskritiker verschiedenster Richtungen wiesen gerade in 
den wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und politischen Krisen des 20. 
Jahrhunderts nachdrücklich auf die Grenzen der Leistungsfähigkeit des 
Privateigentums hin. In erheblichen Teilen der industriellen und land­
wirtschaftlichen Bevölkerung sank die Akzeptanz liberal-individualis­
tischer Eigentumskonzepte aufgrund ambivalenter Erfahrungen und ent­
täuschter Erwartungen. Die Eigentumsfrage spaltete vielerorts auch die 
Werte- und Funktionseliten. Bürgerliche, demokratisch-soziale, soziali­
stische, christlich-konservative, christlich-soziale, kommunistische, na­
tionalistische, völkische, faschistische und rassistische Kritiker des Pri­
vateigentums, deren Ordnungsvorstellungen, Wertepräferenzen und 
institutionellen Vorlieben ansonsten überhaupt nicht zusammenpassten, 
forderten in der einen oder anderen Weise zu Anpassungen der Eigen­
tumsrechte an neue Gegebenheiten, Bedürfnisse und Ordnungsvorstel­
lungen auf. 

Diese Prozesse führten auf der einen Seite zu funktionalen, morali­
schen und rechtlichen Differenzierungen der Träger, Doktrinen, Formen, 
Normen und Gegenstände des Privateigentums, d. h. zu vielfältigen und 
unübersehbaren Entgrenzungen des privaten Eigentums. Auf der ande­
ren Seite kam es zu semantischen und funktionalen Dehnungen des E i ­
gentumsbegriffs, indem vermehrt auch kollektive Handlungs- und Ver­
fügungsrechte von Staaten, Völkern und Kulturgemeinschaften als 

Vgl. den Beitrag von 1. Lohr in diesem Band. 
Vgl. exemplarisch dazu den Beitrag von F. von Benda-Beckmann im vorliegen­
den Band. 
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„Eigentum" begriffen und bezeichnet wurden. Politische Herrschafts­
rechte, öffentliche und korporative Rechte wurden zusammen mit ,na­
tionalisierten' oder verstaatlichen' materiellen und geistigen Eigen­
tumsrechten zu „Nationaleigentum" oder „Staatseigentum" erklärt. 
Kollektive Aneignungsstrategien wie Nationalisierung, Kollektivierung, 
Verstaatlichung und Kommunalisierung generierten und garantierten 
Staatseigentum, Volkseigentum und Kommunaleigentum. Staaten und 
Nationen dehnten ihre Zuständigkeiten für den Schutz des „kulturellen 
Gemeinschaftseigentums" und des „kulturellen Erbes" aus. Durch inter­
nationale Konventionen wurden schließlich im späten 20. Jahrhundert 
immer mehr Kulturgüter zum Eigentum oder Erbe der Menschheit er­
klärt. 

Die Tendenz zur Schaffung kollektiven Eigentums erfasste früher 
oder später alle Länder und politischen Systeme. Die Frage, wie sich 
derartige Strategien der Politisierung proprietärer Handlungsrechte bzw. 
der kollektivistischen Propertisierung von Gesellschaft, Wirtschaft, Kul ­
tur und Recht auf die bisherige Eigentumsordnung und auf den Fortgang 
der Propertisierung auswirkte, hing von pragmatischen, politischen und 
ideologischen Faktoren ab. In der Zwischenkriegszeit bildete die kollek­
tivistische Propertisierung unter nationalistischen, gemeinwirtschaftli­
chen und sozialistischen Vorzeichen in der Regel eine Ergänzung zu den 
fortdauernden liberalen Propertisierungsprozessen. Aufgrund veränder­
ter institutioneller, politischer, wirtschaftlicher, gesellschaftlicher und 
ideologischer Rahmenbedingungen wandelte sich die Bedeutung der 
Eigentumsrechte wiederholt auch in den Bereichen, in denen diese for­
mal unverändert blieben. Im Nationalsozialismus und Faschismus wur­
den die formal relativ unveränderten privaten Eigentumsrechte in der 
Rechtsauslegung und Rechtsprechung durch Generalklauseln wie „Ge­
meinnutz geht vor Eigennutz" und „Wille des Volks bzw. des Führers" 
begrenzt.71 Die „Arisierung" jüdischen Eigentums, der faktische Aus­
schluss der mit Berufs- und Publikationsverbot belegten jüdischen Auto­
ren und Künstler vom Genuss der Urheberrechte und die Enteignungen 
in den besetzten Gebieten des slawischen Europa wurden vom NS-
Regime mit den Prinzipien der „Rasse" und des „Volks" begründet. Die­
se und weitere Besonderheiten des Eigentums im Nationalsozialismus 

K. Kroeschell, Die nationalsozialistische Eigentumslehre. Vorgeschichte und 
Nachwirkung, in: M . Stolleis, (Hrsg.), Rechtsgeschichte im Nationalsozialismus. 
Beiträge zur Geschichte einer Disziplin, Tübingen 1989, S. 43-61; M. Stolleis, 
Gemeinwohlformen im nationalsozialistischen Recht, Berlin 1974; E. Hefti, Das 
Urheberrecht im Nationalsozialismus, in: R. Dittrich, (Hrsg.), Woher kommt das 
Urheberrecht und wohin geht es?, Wien 1988, S. 165-180. 
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und Faschismus widersprachen den Prinzipien einer liberalen Properti­
sierung und westlichen Eigentumsmoral. Historisch und systematisch 
betrachtet, handelte es sich um Elemente einer system- und zeitspezifi­
schen „Propertisierung unter nationalsozialistischen Vorzeichen", die 
damals weite Teile Europas erfasste. 

Der Eigentumsbegriff wurde weltweit von rassistischen Regierungen 
und ethno-nationalistischen Eliten immer wieder mit ethnischen Zusatz­
bedeutungen aufgeladen, um bestimmte Gruppen von Funktionen, Posi­
tionen und Handlungsrechten auszuschließen. 7 2 So versahen auch die im 
frühen 20. Jahrhundert gegründeten multiethnischen und mehrsprachi­
gen liberalen Nationalstaaten Ostmitteleuropas die universalistische In­
stitution des Eigentums mit kulturellen Zusatzbedeutungen und ethni­
schen Schranken. Nach Dietmar Müller wurde dadurch nicht nur das 
wirtschaftliche Rationalisierungs- und das gesellschaftliche Integrati­
onspotential des Eigentums beschnitten, sondern auch das Ansehen des 
Privateigentums und des Eigentümers nachhaltig beschädigt. Der einmal 
begonnene Pfad einer nach nationalen, kulturellen und ethnischen 
Merkmalen diskriminierenden Propertisierung der Gesellschaft wurde 
im Krieg, in der Besatzungszeit und im Staatsozialismus mit immer neu­
en Varianten der Diskriminierung fortgesetzt. Deshalb eignet sich laut 
Müller die Eigentumsgeschichte der Zwischenkriegszeit nicht als Vor­
bild für die aktuellen Prozesse der Privatisierung und des Aufbaus einer 
Zivilgesellschaft in den ostmitteleuropäischen Ländern. 7 3 

Im sowjetischen Staatsozialismus wurden individuelle oder persönli­
che Eigentumsrechte früher oder später den Interessen von Partei und 
Staat und dem sozialistischen Allgemeinwohl untergeordnet.74 Nach 
dem Maßstab einer „exklusiv-liberalen Propertisierung" handelt es sich 
dabei um eine dramatische De-Propertisierung, aus der Sicht des Staats-

R. W. Gordon, Eigentum und republikanische Bürgerschaft in den U S A (18.-20. 
Jahrhundert), in; H Siegrist/D. Sugarman (Hrsg.), Eigentum im internationalen 
Vergleich, Gött ingen 1999, S. 65-85; D . Gosewinkel, Eigentum vor nationalen 
Grenzen. Zur Entwicklung von Eigentumsrecht und Staatsangehörigkeit in 
Deutschland während des 19. und 20. Jahrhundert, in: ebd., S. 87-106. 
V g l . den Beitrag von D . Müller im vorliegenden Band. 
S. Mer l , Einstellungen zum Privateigentum in Russland und in der Sowjetunion, 
in: H . Siegrist/D. Sugarman (Hrsg.), Eigentum im internationalen Vergleich, 
Gött ingen 1999, S. 135-159; A . Bauerkämper , Kontinuität und Auflösung der 
bürgerlichen Rechtsordnung. Landwirtschaftliches Bodeneigentum in Ost- und 
Westdeutschland, in: ebd., S. 109-134; C. Hann, Die Bauern und das Land. E i ­
gentumsrechte in sozialistischen und postsozialistischen Staatssystemen im Ver­
gleich, in: ebd., S. 161-184; M . Eist, Copyright, Freedom o f Speech and Cultural 
Policy in Russian Federation, Leiden 2005; S. L . Levitsky, Introduction to the 
Soviet Copyright Law, Leiden 1964. 
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Sozialismus dagegen um die Schaffung und Sicherung des staatlichen 
und sozialistischen Eigentums. Seit den 1950er Jahren prägten sich im 
sozialistischen Block unterschiedliche Varianten der Propertisierung 
aus. Das war nicht nur beim landwirtschaftlichen Eigentum der Fal l , 7 5 

sondern in gewissen Grenzen auch beim geistigen Eigentum. Matthias 
Wießner zeigt in seinem Beitrag über das Urheberrecht in der DDR, 
dass der sozialistische deutsche Staat so genannte individualistische, 
liberale und kapitalistische Konzeptionen des geistigen Eigentumsschut­
zes ablehnte, gleichzeitig aber an den deutschen und europäischen Insti­
tutionen und Traditionen des Urheberpersönlichkeitsrechts festhielt, 
soweit dieses den Anforderungen der staatssozialistischen Kulturwirt­
schaft und den Vorstellungen von Kreativität und sozialistischer Kunst 
und Kultur nicht widersprach.76 Aus politischen und wirtschaftlichen 
Gründen legte die DDR, die selber zu den Exporteuren von Kulturgütern 
und Wissen gehörte, bald auch großen Wert auf die Mitgliedschaft in 
den internationalen Konventionen zum Schutz des geistigen Eigentums. 
Selbst im Kalten Krieg und im Zuge der zentralistischen und planwirt­
schaftlichen Reorganisation der sozialistischen Kulturwirtschaft nach 
sowjetischem Muster wurde an gewissen rechtlichen und institutionellen 
Traditionen des geistigen Eigentums festgehalten. Die Abweichung vom 
langfristigen Propertisierungspfad hielt sich damit in gewissen Grenzen. 

6. Schluss und Ausblick 

Die Eigentumsentwicklung in den marktwirtschaftlich und wohlfahrts­
staatlich verfassten Demokratien des späten 20. Jahrhunderts lässt sich als 
„inklusiv-liberale Propertisierung" begreifen. Diese erweitert und diffe­
renziert traditionelle liberale, demokratische und rechtsstaatliche Struktu­
ren, fördert die Zahl der Eigentümer und besonders erwünschte Eigentü-
merkategorien, flexibilisiert die Beziehungen zwischen Eigentümern und 
Nichteigentümern, stärkt den sozialen Status und die Rechte der Nichtei­
gentümer durch den Ausbau komplementärer und kompensatorischer 
Rechte im Arbeits- und Sozialrecht und unterstreicht die Sozialbindung 
des Eigentums durch die Maxime des Ausgleichs privater und allgemeiner 
Interessen. 

Seit den 1980er und 1990er Jahren erfasst eine neue und breite Welle 
der Propertisierung immer weitere Bereiche des wirtschaftlichen, gesell­
schaftlichen, kulturellen, wissenschaftlichen, rechtlichen und politischen 
Lebens. Die Entwicklung proprietärer Institutionen und Handlungsrechte 

Vgl. Hann, Bauern (Anm. 74). 
Vgl. den Beitrag von Matthias Wießner in diesem Band. 
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bewegt sich dabei im Spannungsfeld zwischen liberal-exklusiven und 
liberal-inklusiven Eigentumskonzepten. Manche Indikatoren deuten aller­
dings darauf hin, dass sich exklusiv-liberale Propertisierungsprozesse in 
neuen Varianten weltweit wieder verstärken. In diese Richtung weist auch 
und gerade die verstärkte Propertisierung in den Feldern von Wissen und 
Kultur, in denen Prozesse der Technisierung oder Informatisierung des 
Wissens einher gehen mit der Globalisierung von Informationsflüssen und 
der Kommerzialisierung von Wissensgütern und Informationsprodukten.77 

Weil zu erwarten ist, dass die Ordnung, Organisation und Distribution des 
Wissens in der Wissens- und Informationsgesellschaft ganz entscheidend 
durch Propertisierungsprozesse und das Mischungsverhältnis der Institu­
tionen bestimmt wird, gewinnen zur Zeit traditionelle und neue Formen 
der Eigentumskritik an Aufmerksamkeit. Die Eigentumsfrage wird damit 
wieder zu einem zentralen Punkt der modernen Gesellschafts-, Kultur-, 
Rechts-, Wirtschafts- und Technikkritik. 

In den gegenwärtigen Propertisierungsprozessen differenzieren sich 
Eigentumsformen, eigentumsbasierte Organisationen und Eigentümer­
rollen immer weiter aus; mitunter bis zur Unkenntlichkeit. Staaten und 
Regierungen, die bislang stärker auf nicht-proprietäre Institutionen ver­
traut haben, organisieren ihre Betriebe vermehrt als eigentumsbasierte 
Kapitalunternehmen. Verschachtelte internationale Finanzierungsgesell­
schaften, in denen die Abgrenzungen zwischen Aufsichtsgremien und 
Vorständen, Mutter- und Tochtergesellschaften kaum mehr zu erkennen 
sind, vertreten die Eigentumsrechte individueller und institutioneller 
Anleger aus verschiedensten Ländern und Rechtsräumen. Gegenstände 
von Eigentumsrechten und eigentumsähnlichen Rechten sind längst 
nicht mehr nur Grund und Boden, Immobilien, Geldvermögen und 
Wertpapiere, Betriebe, Bergwerke und Industrieanlagen, sondern auch 
Schadstoffemissionsquoten, Milchkontingente sowie bearbeitete, ver­
vielfältigte und übermittelte Informationen. Aufgrund der Internationali­
sierung und kulturellen Vermischung geraten etablierte Wissens- und 
Rechtsordnungen in Bewegung und unter Anpassungsdruck, der sich das 
eine Mal als Zwang zur Angleichung und Homogenisierung artikuliert, 
das andere Mal als Chance zur Differenzierung. Immer mehr Rechts-, 
Wirtschafts-, Sozial- und Kulturwissenschaftler tendieren deshalb dazu, 
Eigentum als ein historisch und kulturell wandelbares Bündel von Rech­
ten, Berechtigungen und Pflichten zu begreifen, dessen Eigenschaften, 

V g l . J. Hofmann/C. Katzenbach, Einführung, in: dies. (Hrsg.), Wissen und E i ­
gentum, Bonn 2006, S. 9-20, hier S. 14f: H .F . Spinner, Die Wissensordnung. E in 
Leitkonzept für die dritte Grundordnung des Industriezeitalters, Opladen 1994. 
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Bedeutungen, Rechtfertigungen und Geltungsbedingungen im Rahmen 
komplexer Prozesse ausgehandelt und festgelegt werden. 

Die aktuellen Entgrenzungen des Eigentums werden in der Regel dis­
ziplinspezifisch erklärt. Die interdisziplinäre Verständigung über die 
wichtigsten Dimensionen und Erklärungen der jüngsten Propertisierungs-
welle steht noch in den Anfängen. Das gilt über weite Strecken auch für 
die historischen, langfristigen und zyklischen Prozesse der Propertisie­
rung. Die ökonomische Eigentumsforschung erklärt die Präferenz für die 
Institutionen des privaten Eigentums vor allem mit Informations- und Ko­
stenvorteilen. Rechts- und Sozialwissenschaftler gehen öfter davon aus, 
dass der wirtschaftliche und technische Wandel und die gesellschaftliche, 
politische, rechtliche und kulturelle Integration durch privateigentumsba­
sierte Institutionen und Verfahren gefördert wird, wenn diese auf andere 
Institutionen und gesellschaftliche Leitprinzipien abgestimmt sind. Man­
che Historiker, Sozial- und Kulturwissenschaftler erklären die Präferenz 
für privateigentumsartige Institutionen in der Landwirtschaft und Industrie 
damit, dass Gesellschaften aus negativen Erfahrungen mit kollektivisti­
schen und nicht-proprietären Institutionen gelernt haben. Ein erheblicher 
Teil der historischen, sozial-, kultur- und rechtswissenschaftlichen Litera­
tur über geistiges Eigentum geht - vor dem Hintergrund einer langen Tra­
dition der etatistischen, bürokratischen, nationalistischen, akademischen 
und professionalistischen Institutionalisierung des kulturellen und wissen­
schaftlichen Feldes - allerdings davon aus, dass kulturelle und wissen­
schaftliche Prozesse besser durch nicht-poprietäre und nicht-kommerzielle 
Institutionen geregelt werden. Daran schließen Informatiker, Ingenieure 
und Naturwissenschaftler an, die aus technischen und gesellschaftlichen 
Gründen vor den negativen Effekten der Propertisierung der Wissenschaft, 
Kultur und Kommunikation warnen. 

Die Analyse subjektiver und objektiver Propertisierungsprozesse zeigt, 
wie Eigentum zur Leitinstitution moderner Gesellschaften geworden ist, 
die sich in immer mehr Variationen und Derivaten manifestiert. Dies­
bezüglich unterscheidet sich Eigentum vermutlich nicht stark von anderen 
Basisprinzipien der Moderne, deren institutionelle Entwicklung und Ge­
brauch im gegenwärtigen Zeitalter der „zweiten Moderne" oder „re­
flexiven Moderne" laut Ulrich Beck und anderen durch Pluralisierung, 
Polyvalenz und räumliche Entgrenzung gekennzeichnet ist.78 Indem pro­
prietäre Institutionen diffundieren und gegenüber anderen Institutionen 
aufgewertet werden, nivellieren sich in gewissen Hinsichten die Unter-

U. Beck/W. Bonß/C. Lau, Entgrenzung erzwingt Entscheidung. Was ist neu an 
der Theorie reflexiver Entscheidung, in: U. Beck/C. Lau (Hrsg.), Entgrenzung 
und Entscheidung, Frankfurt a. M . 2004, S. 13-62. 
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schiede und Grenzen zwischen funktionalen Systemen, sozialen Feldern, 
Gesellschaften und Kulturen. Proprietäre Handlungsregeln werden zudem 
im Rahmen nationaler, europäischer und globaler Eigentumsregimes nicht 
nur angeglichen, sondern auch relativ verbindlich geregelt und sanktio­
niert. Der Grad der Pluralisierung und Polyvalenz der Eigentumsrechte 
wird damit zumindest im Falle zentraler Werte und Güter eingeschränkt. 

Mit der Entgrenzung des geistigen Eigentums in der liberalisierten 
Weltwirtschaft und digital vernetzten Weltgesellschaft steigt das Risiko 
der Aufblähung, Fragmentierung, Überforderung und Tabuisierung pro­
prietärer Institutionen. Vor diesem Hintergrund stellt die interdisziplinäre 
Eigentumsforschung die Frage nach der optimalen Institutionenmischung 
für den Übergang von der Industriegesellschaft zur Wissens- und Informa­
tionsgesellschaft und von der nationalstaatlichen zur europäischen und 
globalen Ordnung. Zur Beantwortung dieser Frage muss sie die Eigen­
tumsanalyse zur Analyse der Governance moderner Gesellschaften, inter­
nationaler Systeme und transnationaler Netzwerke ausweiten. 



Pirmin Stekeler-Weithofer 

Philosophische Aspekte des (geistigen) Eigentums 

1. Philosophie, Empirie und Historie 

Dem gegenwärtig herrschenden Verständnis von Wissenschaft zufolge 
fallen normative Urteile aus dem Bereich der Wissenschaft heraus. 
Normative Urteile gehören in ein Reich der Meinungen. Wissenschaft 
sagt, was ist, also wie sich die Dinge verhalten, nicht wie sie sein sollen. 
Daher scheint auch jede echte Wissenschaft vom sozialen Leben der 
Menschen dieses Leben zunächst deskriptiv so, wie es ist, erfassen zu 
müssen, um dann zu erklären, warum es so ist oder so geworden ist, wie 
es ist. Die Beurteilungen, ob es gut ist, dass die Dinge so sind, wie sie 
sind, wird aus der Wissenschaft des Sozialen und der Geschichte ausge­
schlossen, und zwar weil sie in den Bereich der privaten und politischen 
Meinung zu gehören scheinen und damit einem ewigen Meinungsstreit 
unterworfen sind. 

Daher scheint auch eine sozialwissenschaftliche und historische Un­
tersuchung der wesentlich immer auch schon rechtlich verfassten Insti­
tution'1 des Eigentums im Allgemeinen, des geistigen Eigentums im 
Besonderen, gut daran zu tun, sich an die Fakten zu halten und subjekti­
ve oder gar politische Meinungen möglichst aus der Betrachtung heraus­
zuhalten. Und ist es nicht auch richtig, dass sich die Wissenschaft und 
die Wissenschaftler der Werturteile oder gar der politischen Urteile auf 
dem Katheder möglichst enthalten sollten? 

Eine derartige Vorüberlegung ist unabhängig von ihrer Beurteilung 
von zentraler Bedeutung, wenn man begreifen will , was die Philosophie 
möglicherweise zur Entwicklung der Institution des Eigentums im A l l ­
gemeinen, des geistigen Eigentums im Besonderen beitragen könnte, 
und zwar sowohl im Blick auf die Vergangenheit als auch auf die Ge­
genwart. Denn soweit die Philosophen eine Entwicklung wie die der 

Das Wort „Institution" scheint mir für eine schnelle Zusammenfassung der all­
gemeinen Betrachtungsart von Praxisformen wie der Wissenschaft oder des ,Ei­
gentumsregimes' am geeignetsten zu sein, trotz aller speziellen Belegungen des 
Wortes, zumal ein Ausdruck wie „Form unserer Lebenspraxis" auch nicht einfa­
cher zu verstehen ist und die Ausdrücke „Begriff des Eigentums" oder „Idee des 
Eigentums" eigentlich nur als Titel für den Diskurs über das Eigentum taugen, 
nicht unmittelbar als Reflexionstermini, in denen schon die ganze Praxis ange­
sprochen werden soll. 

C O M P A R A T I V 16 (2006), Heft 5/6, S . 53-70. 
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Institution des Eigentums und ihren rechtlichen Rahmen normativ und 
damit moralisch beurteilen, nehmen sie offenbar an einem öffentlichen 
moralischen und politischen Diskurs teil, wie wir ihn ganz allgemein aus 
dem Meinungsstreit über das rechte Verständnis von Moral oder über 
die rechte Politik kennen. Die Philosophen tun dann im Grunde nichts 
anderes, als was wir etwa von Theologen längst gewohnt sind: Es wird 
in der äußeren Form einer Wissenschaft eine politische, moralische oder 
religiöse Position vorgetragen und vertreten, die als solche zwar nicht 
immer die Position einer Kirche oder konfessionellen Organisation zu 
sein braucht, aber eben immer als private Meinung oder als Gruppen­
meinungen zu begreifen sind, trotz aller Appelle an Heilige Schriften 
und religiöse oder moralische Traditionen, oder gerade wegen ihnen. 
Derartige freie und hoffentlich auch in einem weiten Sinn vernünftige 
Beiträge zu einem freien öffentlichen Diskurs - etwa über die rechte 
Fortführung religiöser oder kultureller Traditionen oder über die rechte 
Formulierung und das rechte praktische Verständnis moralischer Prinzi­
pien - haben sicher eine große Bedeutung. Sie gehören durchaus auch in 
den Bereich der höheren Bildung. Doch es ist wohl zuzugeben, dass es 
sich dabei nicht eigentlich um ,wissenschaftliche Erkenntnisse' im enge­
ren Sinn handelt. Wenn man dieses sagt, steht freilich keineswegs die 
Bedeutsamkeit derartiger freien Diskurse zu Themen der Moral und des 
Rechts oder der Entwicklung von ganzen sozialen Institutionen wie eben 
des (geistigen) Eigentums infrage, wie sie etwa auch für die Rechtswis­
senschaft wichtig werden. Zu fragen ist nur, inwiefern sie Teil einer 
wissenschaftlichen' Untersuchung sein können oder überhaupt der In­
stitution Wissenschaft zuzurechnen ist. 

Eine erste Antwort ist diese: Soweit es in Diskursen auf einen gebil­
deten Umgang mit Texten und Sprache ankommt, umfasst diese Bildung 
in jedem Fall historisches und philologisches Wissen und die Kompe­
tenz des rechten Umgangs mit sprachtechnisch schon recht komplexen 
Ausdrucksformen. Das wissenschaftliche' Moment dieser Art von B i l ­
dung besteht also im Philologischen, Historischen, in der Beherrschung 
der Logik der Sprache und der Logik des vernünftigen Arguments. 

Gerade insoweit, als das vernünftige Argumentieren ihr Thema ist, 
ist dann aber gerade auch die Philosophie nicht einfach als säkularisier­
ter Diskurs über religiöse und kulturelle, moralische und rechtliche, ö-
konomische und politische Traditionen zu verstehen, und will sich auch 
nicht bloß so verstehen. Ihr Beitrag zu Bildung und Wissenschaft betrifft 
nämlich wesentlich das Moment oder den Bereich der Logik und Me­
thodologie bzw., etwas allgemeiner, der Argumentationslehre, Sprach­
kritik und der philosophischen Reflexion auf den logischen Status wis-
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senschaftlicher Aussagen. Das entspricht durchaus einer gängigen Auf­
fassung oder Selbstdefinition der Analytischen Philosophie. Diese will 
ja explizit nicht bloß auf einigermaßen gebildete Weise an einem freien 
moralischen und politischen Diskurs oder Streitgespräch über Nonnen 
und Werte teilnehmen, sondern einen Beitrag für die Rationalität von 
Argumentationen innerhalb und außerhalb der Wissenschaften leisten. 
Dass dieser Beitrag weitgehend als empiriefrei erscheint, liegt dann ein­
fach nur daran, dass er höchst allgemein ist. In der Philosophie geht es 
ja, gerade auch nach Auffassung der Analytischen Philosophie, um all­
gemeine methodologische Probleme und, ähnlich wie in der Mathe­
matik, um begriffliche Formen der Darstellung von Wissen in den ver­
schiedenen Wissenschaften, und gerade nicht um besondere empirische 
Inhalte. Die Themen philosophischer Logik und Methodologie sind da­
her entsprechend abstrakt. Es sind die Formen der Begriffsklärung durch 
terminologische Definitionen, die Analyse der Formen der Festlegungen 
und Begründungen von Geltungsbedingungen für Aussagen in Abhän­
gigkeit der jeweiligen Kategorie (qua Redeform und Gegenstandsbe­
reich) und die Prüfung von Folgerungen oder Beweisen auf Schlüssig­
keit, und zwar gemäß den logisch-begrifflichen Schematismen des 
allgemein gültigen oder material richtigen, rationalen, Schließens 

Nun gehört es aber auch zu den Grundeinsichten der Philosophie, ge­
rade als logisch-begriffliche Reflexion auf den Begriff des Wissens und 
die Idee der Wissenschaft, dass jede Aussage, jedes Urteil und jede Fol­
gerung längst schon in einem Relevanzrahmen situiert ist. Das Projekt, 
die Aussagen und Erklärungen der Wissenschaft ganz und gar unabhän­
gig von je unseren Perspektiven zu machen, ist damit als solches uto­
pisch. In der Realität stößt diese Idee reiner Objektivität an relativ enge 
Grenze. Das sieht schon Piaton, wenn nicht schon Heraklit und Parme-
nides vor ihm. Eben daher trägt Piatons philosophische Logik den Titel 
„Dialektik". Dieser Titel drückt die im Ganzen unaufhebbare Spannung 
aus zwischen dem utopischen Ziel eines rein objektiven Wissens bzw. 
einer subjekttranszendenten und wertfreien Wahrheit mit einem gewis­
sen Ewigkeitswert, einerseits, den je subjektiven Erfahrungen, Vorbeur­
teilungen und Relevanzbewertungen, andererseits, wie sie in jeder fakti­
schen Aussage über reale Verhältnisse der Welt immer auch schon 
involviert sind und dies auch sein müssen. Kurz, keine echte Erfahrung 
der realen Welt ist Perspektiven- und interessefrei. Es geht daher in einer 
Wissenschaft, die sich selbst richtig versteht, nicht um die völlige Aus­
schaltung aller möglichen subjektiven Interessen und Gesichtspunkte, 
sondern darum, sie explizit zu machen, also nicht implizit zu lassen. 
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Denn gerade als nicht thematisierte Unterstellungen oder Präsuppositio-
nen sind sie nicht rational kontrollierbar. 

Es geht daher dann doch auch in jeder Reflexion auf die wissen­
schaftlichen Realitäten um einen Diskurs über gemeinsam anerkennbare 
Zwecke, und um ihre orientierende Rolle in einer explizit dann doch als 
intrinsisch zweckgerichtet verstandenen Wissenschaft. Insofern steht 
schon bei Piaton das Gute höher als die Wahrheit: Unsere differentiellen 
Unterscheidungen und damit unsere Begriffe sind nämlich immer schon 
eingebettet in ein System relevanter Folgerungen oder praktischen Infe-
renzen. Die Geltungsbedingungen von Erfahrungsaussagen sind also 
nicht einfach abstrakt wahr oder falsch, sondern dienen immer auch der 
guten Orientierung im realen Leben. 

Richard Rorty hat in erklärter Nachfolge zu John Dewey diese 
Grundeinsicht des philosophischen Pragmatismus, den schon William 
James mit Recht auf Piaton zurückführt, in kurzen Merk- und Schlag­
worten zusammengefasst. Ihnen zufolge geht es in den Wissenschaften 
nicht um eine absolute Wahrheit wie in einem objektiven „Spiegel der 
Natur"2, also nicht einfach um „Objektivität", sondern immer auch um 
„Solidarität", also um die Entwicklung gemeinsamer Erfahrung und ge­
meinsamen Könnens. Und gerade auch die Ideen des Gerechten und des 
Rechts sind nicht einfach überzeitlich fixiert, noch sind sie bloß kontin-
gente Organisationsformen des sozialen Zusammenlebens.3 

Damit steht auch ein idealistischer oder utopischer Begriff des Wis­
sens,an sich', die Idee also, wie absolutes Wissen sein sollte einem rea­
len Wissen über die reale Welt gegenüber. Entsprechend steht eine idea­
le Vorstellung absoluter Wahrheit oder Objektivität einem realen 
Verständnis unseres realen Umgangs mit dem Bewertungswort „wahr" 
gegenüber. Eben diese Einsicht in die Spannung zwischen Ideal und 
Wirklichkeit im Wissen prägt nun gerade auch schon die Philosophie, 
Logik und wissenschaftliche Methodologie Hegels und dessen nur auf 
den ersten Blick ominöse Dialektik. In Wirklichkeit ist Hegel einfach 
der erste moderne Leser der Antiken Philosophie Piatons und des A r i ­
stoteles, der die Bedeutung ihres Denkens für eine selbstbewusstes Ver­
ständnis gerade auch neuzeitlicher Wissenschaft erkennt und sich damit 

Cf. R. Rorty, Philosophy and the Mirror of Nature, Princeton N . J. 1979, Oxford 
1980, dt.: Der Spiegel der Natur. Eine Kri t ik der Philosophie, Frankfurt a. M . 
1982, 1987. Ders. Consequences of Pragmatism. Essays 1972-1980, Minneapo­
l i s /Minn. 1982; ders., Objectivity, Relativism, and Truth. Philosophical Papers I, 
Cambridge etc. 1991. 

3 Cf. R. Rorty, „Solidarität oder Objektivi tät?" und „Der Vorrang der Demokratie 
vor der Philosophie", in: ders., Solidarität oder Objektivität? Drei philosophische 
Essays, Stuttgart 1988, S. 12-37 u. 82-125. 
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gegen einen bis heute verbreiteten Aberglauben richtet, moderne Wis­
senschaft stehe im Gegensatz zur Philosophie des Aristoteles. Wie dem 
aber auch sei, Hegels Dialektik ist am Ende nichts anderes als eine me­
tastufige Analyse der komplexen logiko-pragmatischen Form jeder nicht 
bloß idealistisch-utopischen Aussage mit Erkenntnisanspruch. Im Er­
gebnis ist sie ein metastufiges Wissen und Können. Die zugehörige 
Form von logischer Analyse wird nun besonders auch für jede moderne 
philosophische Reflexion auf menschliche Institutionen interessant, ge­
rade wenn sie in logischem und methodologischem Betracht up to date 
sein will . 

Hegel selbst nennt diese Einsicht in das Idealische und Utopische im 
normalen Selbstverständnis der Wissenschaften auf durchaus ironische 
Weise „objektiven" bzw. „absoluten" Idealismus. Die ironische Verkeh­
rung besteht darin, dass gerade das übliche, abstrakte, Verständnis von 
objektivem Wissen, Wissenschaft und wirklicher Wahrheit subjektiv­
idealistisch ist. Hegel richtet sich damit, wie später der ihm hierin fol­
gende Amerikanische Pragmatismus bis zu Richard Rorty gegen allzu 
einfache Vorstellungen von einer objektiven oder absoluten Wahrheit 
jenseits unserer faktischen Urteile: Die konkrete Realität unseres Wis­
sens, seiner Entwicklungen und dann auch die Abhängigkeit unseres 
Realbegriffs der Wahrheit von unserem realen Wissen, unseren realen 
begrifflichen Unterscheidung und der in diese eingelassenen Relevanz­
überlegungen werden dabei nicht angemessen zur Kenntnis genommen. 
Kurz, Hegel verlangt, wie später auch William James oder Ludwig 
Wittgenstein, ein realistisches, innerweltliches, nicht utopisches oder 
transzendentes Verständnis menschlicher Wissensansprüche und damit 
eine Realreflexion auf die Idee (also das Projekt) und den Begriff der 
Wissenschaft, und zwar neben anderen (Groß-)Institutionen wie etwa 
den Institutionen der Moral und des Rechtes, des Staates und der B i l ­
dung, der Ökonomie und der schönen Künste. 

Eine solche Reflexion wird nun insbesondere auch deswegen für das 
Thema Eigentum und die Entgrenzung der Anwendung dieser Institution 
vom dinglichen auf das geistige Eigentum relevant, weil es hier wesent­
lich auch um den öffentlichen Status von Wissen geht und um die Frage, 
ob die Idee der Wissenschaft, die eng mit der Idee der gemeinsamen 
Kontrolle von Wissensansprüchen und damit notwendigerweise auch 
einem öffentlichen Gebrauch des Wissens zusammenhängt, durch eine 
Ökonomisierung und damit Privatisierung nicht unbemerkt, aber viel­
leicht umso nachhaltiger, beschädigt werden kann. 

Inwiefern, das ist die Frage, muss Wissenschaft als Wissenschaft und 
dann auch Wissen als Wissen in einem public domain verbleiben? Ge-
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nauer lautet die Frage: Inwiefern unterscheidet sich der Teil des D i s ­
sens', der Sinnvollerweise privatisierbar und ökonomisierbar ist, etwa 
weil sich technisches Know-how ebenso wie dingliche Waren verkaufen 
oder vermieten lässt, von dem Teil des Wissens, den wir besser nicht 
den Regeln des Eigentums- und Tauschrechts unterwerfen, wenn wir ihn 
denn in seiner Rolle begriffen haben? 

2. Wissen und Eigentum 

Individuelle Kenntnisse bzw. Leistungen bei der Produktion von Gütern 
(gerade auch von Eigentum) stehen immer schon in einer dialektischen 
Spannung zu einem gemeinsamen Wissen und einer gemeinsamen Ord­
nung, welche das Private, erstens, oft erst ermöglichen und ihm, zwei­
tens, häufig erst einen Wert im Austauschprozess geben. Daher gehört 
ein bestimmtes Maß an ,open source' zur handlungslogischen und be­
grifflichen Voraussetzungen jeder sinnvollen Eigentumsordnung. Es ist 
daher immer neben den möglichen Chancen einer Verwandlung öffent­
lich zugänglicher Sphären (etwa auch von Information und Wissens) in 
Eigentum (d. h. als privates Tauschgut für ihre effektive und personal 
verantwortliche Entwicklung) der Erhalt der für die Funktionstüchtigkeit 
des zugehörigen Eigentumsregimes notwendigen Voraussetzungen kri­
tisch zu prüfen; gerade in Zeiten der Entgrenzung dieser Ordnung für 
allerlei Arten menschlicher Kooperation. 

Die zu Beginn skizzierte Einsicht in die Relevanzabhängigkeit jeder 
realbegrifflichen Unterscheidung und jedes Wissens zeigt darüber hin­
aus, dass die Bemühungen um wertfreies und objektives Wissen gerade 
auch im Bereich der methodisch diachronen Sozial- und Kulturgeschich­
te bzw. einer methodologisch je synchronen, auf die Gegenwart zentrier­
ten, Sozial- und Kulturwissenschaft immer nur relativ sein kann. Das hat 
zur Folge, dass kritische und ihrer selbst bewusste Wissenschaft doch 
immer auch auf die basalen Wertungen und Perspektivitäten reflektieren 
muss, die ihren Aussagen implizit zugrunde liegen. Die Einsicht in den 
realen institutionellen Rahmen, in dem Wissen und Wissenschaft als 
eigene menschliche Unternehmung situiert ist, neben den Aspekten des 
Ökonomischen, Politischen, Moralischen und der kollektiven Weltan­
schauungen, wie sie ausgedrückt werden in Religion, Kultur und durch­
aus auch der Philosophie (i. w. S) zeigt dabei, dass die Institution des 
Eigentums nicht bloß Gegenstand von Wissen ist, sondern als ein Art 
Teilmoment einer gesamtgesellschaftlichen Ordnung menschlicher Ko­
operation die reale Konstitution oder Verfassung von Wissen und Wis­
senschaft als Institution selbst mitprägt. 
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Diese beiden Punkte zeigen schon, warum unsere scheinbar höchst 
allgemeine Frage nach einem angemessenen Verständnis der Philoso­
phie relevant werden für eine wissenschaftliche Untersuchung der Insti­
tution Eigentum und seiner Ausweitung auf ,geistiges' Eigentum, ins­
besondere soweit diese Sphäre des ,Geistigen' sich nicht bloß auf 
Formen der privaten Unterhaltung oder privaten Ästhetik, das Kunstge­
werbe, beschränkt, sondern wesentlich auch auf Wissen. 

Dass das Kunstgewerbe in die Ökonomie gehört, ist freilich kaum 
umstritten. Allerdings hat schon Hegel, lange vor den Untersuchungen 
Theodor Adornos, Max Horkheimers und Walter Benjamins zur Kultur­
industrie, gesehen, dass die Institution Kunst von einem Kunstgewerbe 
kaum mehr unterscheidbar wird, wenn ihre Gegenstände rein privat be­
handelt und gehandelt werden. Mit anderen Worten, Kunst gibt es, eben­
so wie Wissenschaft und Wissen, im Grunde, nur öffentlich; jede Priva­
tisierung' ist in gewissem Sinne defizitär, auch wenn sie nie ganz 
ausgeschlossen werden soll. 

3. Zu Begriff und Idee des geistigen Eigentums 

Die ,Erfindungen' der reproduzierbaren Formen der Unterhaltung und 
Ästhetik, von der schönen Literatur über die Musik und bildenden Kün­
ste bis hinunter zu Tapetenmustern, können offenbar nur auf der Basis 
besonderer rechtlicher Rahmenregelungen der ökonomischen Sphäre des 
Tausches unterworfen werden. Und nur in diesem Rahmen wird der Be­
griff des »geistigen' Eigentums verstehbar: Es handelt sich bei jeder Re­
de von einem geistigen Eigentum um einen schon faktisch gewährten 
oder erst noch eingeforderten rechtlichen Schutz von Verfügungsrechten 
über irgendwelche reproduzierbaren Formen. Es ist also das Rechtssy­
stem, das durch entsprechende Sanktionsformen die ökonomische (in 
der Regel am Ende monetäre) Verwertungsberechtigung zunächst des 
,Erfinders' und dann irgendeines Eigentümers' reproduzierbarer For­
men absichert. 

Die übliche Formulierung, dass (geistiges) Eigenrum ein Bündel von 
Rechten sei, so richtig sie in ihrer tautologischen Allgemeinheit ist, ist 
als solche noch viel zu allgemein und unspezifisch. In gewissem Sinn 
wäre etwa auch die Person oder der Bürger im Blick auf den Status sei­
ner Entitlements als Bündel von Rechten (das freilich eng verwoben ist 
mit dem Bündel seiner Pflichten oder Commitments) aufzufassen. Und 
sogar ein Sprechakt wie das Versprechen hat in gewissem Sinn ein Bün­
del von (moralischen) ,Rechten' und ,Pflichten' zur Folge: Der, dem 
etwas versprochen wurde, darf sich auf die Einhaltung verlassen, er 
kann das Versprochene (moralisch),einklagen' usf. 
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Wenn wir uns nun auf denjenigen Bereich des Geistigen beschrän­
ken, der unter den Titel Wissen gehört, dann wird auch hier klar: Alles 
Geistige und alles Wissen besteht, wenn wir es auf nicht mystifizierende 
oder subjektivistische Weise betrachten und begreifen, aus reproduzier­
baren Formen. Im Knowing-how oder praktischen Wissen geht es dabei 
um (unter anderem technische oder instrumenteile) Handlungsformen -
wie zum Beispiel der Herstellung eines Gegenstandes (sagen wir, eines 
Mikrochips) oder eines Verfahrens oder Prozesses (wie z. B. der Abfül­
lung von Bier). Im Knowing-that oder theoretischem Wissen geht es um 
sprachlich oder sonst wie symbolisch artikulierte ,Texte', die dem, der 
sie ,lesen' kann, sagen, was der Fall ist oder was möglich ist, durchaus 
auch unter Einschluss von Beschreibungen eines Knowing-how. 

Wir sehen damit, dass praktisches Können sowohl direkt, durch Ein­
übung, als auch indirekt, durch Beschreibungen, vermittelbar ist und 
warum der zweite Fall so bedeutsam ist: Im ersten Fall, der direkten 
Instruktion, muss der Instrukteur anwesend sein, im zweiten Fall nicht, 
da hier die einfach, billig und schnell reproduzierbaren Beschreibungen 
ausreichen, jedenfalls nachdem man sie, wie gesagt, zu lesen, und das 
heißt, in tätige Praxis umzusetzen praktisch gelernt hat. 

Als Ergebnis dieser Erwägung kann man schon sehen, dass einem 
ein bestimmtes Maß an praktischem Können immer auch gezeigt werden 
muss, da Beschreibungen nur dann helfen, wenn man sie entsprechend 
umsetzen kann. Das hat schon Piaton gemerkt und Ludwig Wittgenstein 
hat uns daran wieder erinnert. Diese Einsicht hat durchaus auch Folgen 
für die Frage, was man alles verbal, schriftlich oder bildlich ohne anwe­
sende Lehrpersonen gut lehren und lernen kann, und wann es notwendig 
oder extrem hilfreich ist, wenn ein Lehrender etwas direkt zeigen, vor­
machen oder korrigieren kann. Eine gute Verfassung und ein angemes­
senes Verständnis von Lehre und Ausbildung hat diese Einsicht zu be­
rücksichtigen, etwa in Abwehr utopischer Vorstellungen, die man im 
Blick auf die Ausweitung des Einsatzes von elektronischen Medien ha­
ben kann, wenn man sie nicht bloß zur Überbrückung von Raumdistan­
zen verwendet. 

Für die Idee und Institution des geistigen Eigentums im Hinblick auf 
Wissen und Können ist die skizzierte Unterscheidung nun insofern von 
Bedeutung, als im ersten Fall ein praktisches Wissen per Instruktion 
weitergegeben wird, im zweiten Fall ein theoretisches oder praktisches 
Wissen durch Kopien seiner Darstellung tradiert wird. Beim ersten Fall 
denke man als wohl schlagendes Beispiel an das Lernen asiatischer 
Kampfsportarten oder auch daran, dass die deutschen Raketenkonstruk­
teure nach dem Zweiten Weltkrieg in den USA und der Sowjetunion 



Philosophische Aspekte des (geistigen) Eigentums 61 

personale Träger praktischen Wissens waren und ihre Erfahrung zu­
nächst jedenfalls über alle bloßen Planzeichnungen hinaus wichtig ge­
wesen war. Beim zweiten Fall denke man vielleicht an die üblichen 
Formen der Informationsweitergabe durch Kopien von Plänen, etwa 
auch in jeder Form der Spionage. 

Die skizzierte Differenz ist insbesondere auch deswegen bedeutsam, 
weil wir normalerweise, und nicht zu Unrecht, die freie Anwendung und 
Verwertung eines Knowing-How einer Person im Normalfall zu ihren 
personalen Grundrechten zählen. Jeder Schutz von geistigem Eigentum 
im Sinn des Formenschutzes sollte hier eine Art Grenze finden, wenn 
sich nicht verschiedene ,Freiheitsrechte' widersprechen sollen. Aller­
dings gehen staatliche und innerbetriebliche Normen und Regeln der 
Geheimhaltung von praktischem und theoretischem Wissen weit über 
das hinaus, was durch allgemeine Rechtsnormen zum Schutz des geisti­
ges Eigentums (an Formen und d. h. an Kopierrechten) überhaupt gere­
gelt werden kann (oder sollte, wenn wir den Sinn der Regelung begrei­
fen). Dies zeigt, wie komplex die Lage ist. 

Für uns hier reicht es aber, wenn wir an den Beispielen sehen, war­
um die ,Idee' einer öffentlich verfügbar gemachten und öffentlich in 
ihrer Verlässlichkeit kontrollierten Wissenschaft in gewissem Sinn nicht 
bloß einer privat einkaufbaren ,Bildung', sondern auch der Idee eines 
privat verkaufbaren ,Expertenwissens' widerspricht. Auf eben diesen 
Widerspruch haben schon Sokrates und Piaton aufmerksam gemacht. 
Und es lohnt sich, gerade in der Debatte um die Ausweitung des öko­
nomischen Sektors auf den Wissenssektor, also um die Entgrenzung des 
Eigentumsregimes auf alle Formen des ,Geistigen' bzw. des ,Wissens', 
an diese Geschichte der Philosophie und ihrer Reflexion auf den gesell­
schaftlichen Status von Wissenschaft zu erinnern, zumal wenn man sich 
klar macht, dass personale Kompetenzen und damit die Möglichkeiten, 
ein humanes Leben zu führen, wesentlich von unserem erworbenen 
Wissen und Können abhängen. 

Damit wird jetzt schon auf mehreren Ebenen klar, dass eine wissen­
schaftliche Untersuchung des Begriffs und der Institution gerade des 
geistigen Eigentums nur möglich ist, wenn der Zusammenhang der im­
pliziten Praxisformen der Wissenstradition und der expliziten Institutio­
nen der Wissenschaften mit anderen gesellschaftlichen Institutionen, 
insbesondere des Staates, des Rechts und des ,freien' (d. h. individuel­
len) ökonomischen Tausches geklärt ist. 

Dabei hatte schon Thomas Hobbes wieder gesehen, was bereits bei 
Piaton in den Gesetzen (Nomoi) klar wird, nämlich dass es die Sankti­
onsmacht des Staates, nicht ein ,Naturrecht' (John Locke) auf Eigentum 



62 Pirmin Stekeler-Weithofer 

ist, welche eine Freiheits- Friedens- und Eigentumsordnung etabliert und 
sichert. Und es ist ,echtes' Wissen immer dynamisch, bzw. dialektisch', 
nämlich als Überwindung sowohl bloß traditionalen Glaubens als auch 
der Versicherungen und Werbungen selbst ernannter oder dafür gehalte­
ner ,Experten' durch personale Bildung zu begreifen. Daher ist auch, 
wie Sokrates schon weiß, Bildung und Wissen weder einfach allgemeine 
Meinung oder common sense, noch ist es als rein privates Wissen oder 
,geistiges Eigentum' zu behandeln. 

4. Zur Dialektik von Freiheit und Zwang in Gemeinschaft und 
Gesellschaft 

Spätestens seit Rousseau wird dann die Idee einer freien, sich auf impli­
zite (,natürliche') Selbstverständlichkeiten im sittlich-moralischen Zu­
sammenleben und nicht auf formelle Konventionen und durch Sanktio­
nen bewehrte Rechte und Pflichten gründenden Gesellschaft 
gegenübergestellt, auch wenn erst der Sozialphilosoph oder Soziologie 
Ferdinand Tönnies in dieser Gegenüberstellung die beiden Pole entspre­
chend benannt hat, indem er Wörter „Gemeinschaft" und „Gesellschaft" 
als Titelwörter oder allgemeine Reflexionstermini gebraucht.4 Damit 
wird eine strukturelle Spannung nicht bloß im Menschenbild etwa eines 
Thomas Hobbes und Jean-Jacques Rousseau, sondern auch im üblichen 
Verständnis der betreffenden Formen menschlichen Zusammenlebens 
und menschlicher Kooperation bzw. Arbeitsteilung allererst (wenn auch 
grob) artikulierbar. Es handelt sich um eine interne Spannung im libera­
len' Verständnis einer ,freien' Gesellschaft. Diesem liberalen Verständ­
nis zufolge ist eine durch Eigentumsrechte ökonomisch geordnete Ge­
sellschaft, welche freie Verträge und einen freien Tausch von Gütern 
und Arbeitsleistung allererst möglich macht, die einzige Form der Reali­
sierung von personaler bzw. individueller Freiheit. Dabei wird aller­
dings mit konstanter Regelmäßigkeit ausgeblendet, was Hobbes, der 
geheime Lehrer gerade auch von Ferdinand Tönnies, mit Recht hervor­
gehoben hat, nämlich dass es gerade die staatliche Macht und ihre sank-
tionsbewehrten Gesetze sind, welche den Einzelnen diese ,Freiheit' der 
ökonomischen Verträge und des Tausches ermöglichen. Mit anderen 
Worten, es ist der Zwangsapparat des Staates zusammen mit einem Sy­
stem öffentlicher' Gesetze (und das heiße hier nur: der veröffentlichten, 
allgemein zugänglichen bzw. bekannten Rechtsnormen), welcher in grö­
ßeren Gesellschaften nicht bloß die Sicherheit an Leib und Leben der 

F. Tönnies, Gemeinschaft und Gesellschaft. Grundbegriffe der reinen Soziologie. 
Nachdruck: Darmstadt 1978 (3. Auf l . 1991). 
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einzelnen Personen (der Idee nach) garantiert, sondern mit dem Eigen­
tumsschutz eine ganz bestimmte Form der freien ökonomischen Koope­
ration durch freie, aber rechtlich geschützte, Verträge und freiem (aber 
wiederum rechtlich geschütztem) Tausch bzw. Kauf und Verkauf er­
möglicht. Mit anderen Worten, die Freiheit des so ,ökonomisch' ver­
standenen gesellschaftlichen Lebens beruht systematisch auf der Macht 
und Zwangsgewalt des Staates. Daher ist, wie gerade auch Hegel sieht, 
der Staat der Idee nach der Garant der Freiheit im Sinne der von Hegel 
nicht etwa bekämpften, sondern gerade verteidigten bürgerlichen Frei­
heiten.5 Diese Einsicht enthält die bekannte Tatsache, dass in einem ent­
sprechend fehlverfassten Staat die bürgerliche Freiheit gerade in Gefahr 
ist, und widerspricht ihr nicht. 

Die romantische Idee des generellen Verzichts auf Androhung von 
Zwang und, falls die Drohungen nicht fruchten, auf die Durchführung 
konsequenter Sanktionen gefährden diese Einsicht, wie Hegel klar sieht. 
Denn der Glaube an das Gute im Menschen oder das Vertrauen auf freie 
Versprechen und freie moralische Selbstbindungen reichen hier nicht 
aus, und zwar weil die Idee, man könne die Gesellschaft nach dem Mu­
ster einer familiären Gemeinschaft verfassen, mehr als naiv ist. Im Ge­
genteil, der Appell an eine Volksgemeinschaft und das bei allen politi­
schen Führern beliebte Symbol der heilen Familie ist immer auch ein 
Ideologumenon. 

Denn es ist die Differenz und Spannung zwischen freier moralischer 
Kooperation in einer Gemeinschaft und freier ökonomischer Kooperati­
on in einer Gesellschaft zu erkennen und anzuerkennen. Die moralische 
Kooperation, deren Urbild auch bei Tönnies, nicht nur in der religiösen 
Moral, die Familie ist, der Idee bzw. dem Grundsatz nach frei und das 
heißt immer auch frei von formellen Sanktionen. Die Güter, der Besitz 
der Familie, ist nicht eigentlich geteilt, d. h. es gibt kein Eigentum. Und 
nach jeder Verfehlung - man denke nicht etwa nur an nicht gehaltene 
Versprechen oder unfairem Ausnutzen der Gemeinschaftsarbeit anderer 
Familienmitglieder, sondern auch ernsthafterer Verletzungen der 
selbstverständlichen' (nur insofern natürlichen') sittlichen Ordnung -
wird das fehlende Mitglied der Familie (,der verlorene Sohn'), wenn es 
nur will (in diesem Sinn ,bereut'), ohne Strafen ,wieder in die Familie 
aufgenommen'. Manche religiös geprägte Gemeinschaften wie z. B. die 
Amish People in Pennsylvania weiten heute noch diese Praxis der mora­
lischen Verzeihung sogar auf mehrfache Mörder ihrer eigenen Kinder 
aus, sofern wir die entsprechenden Äußerungen der Gemeindevorsteher 

Ich vermeide hier die Gegenüberstel lung von Bourgeois und Citoyen, weil sie 
intrinsisch polemisch ist. 
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in den bekannt gewordenen Fällen als wahrhafte Äußerungen der ge­
meinsamen Haltung der Gemeinde nehmen dürfen. Begrifflich von zen­
traler Bedeutung ist hier allerdings, dass wir den bloß verbalen Tadel 
nicht schon als Sanktion oder Zwangsmaßnahme deuten, und auch nicht 
gedankenlos von psychologischem Zwang' sprechen sollten, zumal 
diese Art von Zwang immer nur dann funktioniert, wenn die Personen in 
der Gemeinschaft leben und von ihr anerkannt werden wollen. 

Die Gefahr der romantischen Illusionen und des ideologischen Miss­
brauchs der Idee eines gemeinschaftlichen Lebens sind eklatant, und 
zwar sowohl im Ideal des Kommunismus als auch in allen Ideen von 
einer Volksgemeinschaft oder eines religiös und eben damit gemein-
schaftsförmig verfassten Staates. Es wird dabei immer auch überschätzt, 
wie weit eine sanktionsfreie freie moralische Gemeinschaft nach dem 
Muster der Familie trägt. Aber um diese Illusionen beurteilen zu kön­
nen, muss man die strukturellen Differenzen der Formen des Zusam­
menlebens in solchen Gemeinschaften einerseits, in durch staatliche 
Macht und Recht geschützten Gesellschaften andererseits erst einmal 
kennen. Es handelt sich um die Differenz zwischen einer freien Moral 
mit ihren freien moralischen Urteilen über das Handeln anderer und ei­
nem positiv und explizit gesetzten Recht mit festgelegten Verfahren der 
Rechtsprechung, Entscheidung und Sanktion (falls eine ,Strafe' in Frage 
kommt.) 

Vor diesem Hintergrund können wir nun auch zwischen einer mora­
lischen'' (bzw. nach Tönnies ,gemeinschaftsorientierten\ nach Haber­
mas ^ommunikationsorientierten') und damit vorrechtlichen oder proto-
rechtlichen Rede über ,Eigentumsrechte' einerseits, einer wirklichen 
staatlich und rechtlich verfassten Institution des Eigentums andererseits 
unterscheiden. Der erste Fall betrifft die freie moralische Beurteilung 
der ,Fairness' im Hinblick auf einen freien Austausch von Leistungen 
und Gütern innerhalb einer Gemeinschaft. Hier wird in aller Regel der 
Beitrag des Einzelnen zur Gemeinschaft gerade nicht schon formell 
quantifiziert, schon gar nicht durch einzelne Tauschakte, sondern be­
stenfalls im Ganzen grob abgeschätzt. Hier setzt man auf die freiwillige 
Verantwortung und damit auf die freie Selbstbewertung (das Gewissen) 
der Individuen. Zu denken ist dabei durchaus als Beispiel auch an die 
immer auch informellen Beurteilungen von Leistungen in der Gemein­
schaft von Wissenschaftlern (etwa einer Disziplin). 

Demgegenüber setzen freie ökonomische Austauschverhältnisse ein­
fach auf den Tausch als quantitatives Maß, welcher ,Beitrag' an den von 
anderen Personen in der Gesellschaft nachgefragten Gütern dem Ein­
zelnen zugesprochen wird. Dabei ist ersichtlich, dass dieses ,Maß' nicht 
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direkt mit ,Leistungen' korreliert, sondern hochgradig von den allge­
meinen Eigentumszuordnungen und Austauschverhältnissen abhängt. So 
wäre zum Beispiel Bi l l Gates auf keinen Fall der reichste Mann der 
Welt, wenn es keine Zwangsgesetze zum Schutz der Patente von Micro­
soft gäbe, sondern ihm und seine Firma, sagen wir einmal, global eine 
gewisse ,gerechte' Aufwandsentschädigung für die freie Benutzung ih­
rer Software bezahlt würde, etwa über eine Agentur wie die G E M A oder 
die Verwertungsgesellschaft Wort.6 Insbesondere sind die Austausch­
verhältnisse zwischen verschiedenen Klassen einer eigentumsgesteuerten 
Gesellschaft, wie Karl Marx klar sieht, keineswegs symmetrisch. Schon 
dann nämlich, wenn Grund und Boden als Eigentum verteilt ist, haben 
nicht mehr alle Menschen freien Zugang zu lebenswichtigen Ressourcen 
und sind auf eine Art Zwangstausch angewiesen - was freilich noch 
keineswegs per se ein Problem sein muss, aber eben eines werden kann, 
dann nämlich, wenn die Produktionsmittelbesitzer aus der ungleichen 
rechtlichen Lage in entsprechender Weise (und durchaus im Doppelsinn 
des Wortes) Kapital schlagen. Damit wird zumindest klar, warum eine 
,moralische' Rechtfertigung der Anerkennung von Eigenleistungen über 
Fairnessbetrachtungen nicht einfach in eine Rechtfertigung von Eigen­
tum als Institution überführt werden kann, jedenfalls nicht so einfach, 
wie sich das Locke und die ihm folgende Tradition vorstellt. 

Es gibt dabei zwei gegenläufige Gefährdungen eines vernünftigen 
Verständnisses der Institution des (geistigen) Eigentums aus dem Blick 
eines ,moralischen' Diskurses. Die erste besteht in einer implizit ideolo­
gischen Apologetik der mit einem Eigentumsregime immer auch ver­
bundenen ökonomisch-politischen Macht. So wird etwa gerade auch bei 
Locke eine Überlegung, die im Rahmen anarchisch-freier, also gemein­
schaftlich' verfasster, Kooperationen sinnvoll ist, nämlich dass persönli­
che Arbeit moralische Anerkennung verdient, allzu unmittelbar in eine 
angeblich moralische Begründung für eine auf Eigentumsrechten aufge­
bauten Möglichkeit der Aneignung unselbständiger Arbeit durch den 
Produktionsmittelbesitzer ausgeweitet. Auf der anderen Seite steht eine 
,(neu)romantischen' Gesellschaftstheorie auf der Basis eines utopischen 
Ideals des ,freien' Diskurses und ,vernünftigen' Konsenses. Gegen die 

Es ist also zu sehen, dass eine positivrechtliche Institutionalisierung von implizi­
ten moralischen Normen wie die eines moralischen , Anrechts' auf Anerkennung 
von (geistigen) Leistungen gerade durch die Form des Rechtsanspruchs in vieler­
lei Hinsicht ,ungerecht' sein kann - zumal die geschützten geistigen Güter oft 
nicht eindeutig einem Autor zuzuschreiben sind - so dass die zugehörigen positi­
ven Nutzungs- und Verwertungs- bzw. Verrenrungsrechte oft weitgehend zufäl­
lig und keineswegs autorgenau verteilt werden. 
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nicht bloß auf Marx, sondern auch auf Nietzsche und Heidegger zurück­
gehende These, die man auch noch bei Habermas findet, es müsse eine 
moralische Lebenswelt und Allmende gegen Kolonisierungstendenzen 
institutioneller Systeme verteidigt werden, hatte daher schon Hegel eine 
ganz andere ,Versöhnung' von Publikum und Institution als notwendig 
erkannt, nämlich ein öffentliches Verständnis der Funktionen der Institu­
tionen. Diese soll zu einer Anerkennung der Institutionen führen, die 
aber immer durch fortdauernde dialektische Kritik und durch entspre­
chende reformatorische Entwicklungen begleitet werden muss. 

Nun versteht gerade Hegel gerade auch seine Grundlinien der Philo­
sophie des Rechts vor allen Dingen als Analyse konkreter gesellschaftli­
cher Institutionen mit Blick auf die in ihnen verkörperte Idee der Ge­
rechtigkeit. Als solche versöhnen diese Institutionen ihrer Idee nach die 
partikularen Werte und Strukturen einer konkreten ,Sittlichkeit', d. h. 
einer implizit anerkannten und eben deswegen tradierten, sozialen Reali­
tät, mit einer explizit anerkennbaren ,Idee des Rechts', d. h. mit der Idee 
der Gerechtigkeit7 Hegel betreibt also keine Apotheose bestehender 
Verhältnisse (etwa des preußischen Staates), wie ihm seit Rudolf Hayms 
wirkungsmächtigen Vorlesungen immer wieder vorgeworfen worden 
ist.8 Das Wirkliche, das Hegel in der berühmten Figur in der Einleitung 
zu den Grundlinien der Philosophie des Rechts mit dem Vernünftigen 
identifiziert9, ist weder begrifflich noch inhaltlich einfach mit real exi­
stierenden Normen und Institutionen gleichzusetzen. Wirklichkeit haben 
nach Hegel vielmehr nur diejenigen Aspekte einer Praxis, die sich ver­
nünftigerweise rechtfertigen lassen.10 

Es geht also bei Hegel, wie bei uns, um eine differenzierende Be­
trachtung des realen Tuns der Akteure in Institutionen, die ihrer Idee 

7 Diesem Grundgedanken folgt auch der wichtige Aufsatz von A. Wellmer, „Na­
turrecht und praktische Vernunft. Zur aporetischen Entfaltung eines Problems bei 
Kant, Hegel und Marx", in: ders., Endspiele. Die unversöhnliche Moderne, 
Frankfurt a. M . 1993, S. 95-153. Von systematischer Bedeutung ist ebenfalls die 
Studie von A. Honneth, Leiden an Unbestimmtheit. Ein Reaktualisierung der 
Hegeischen Rechtsphilosophie, Stuttgart 2001. 

8 Vgl. R. Haym, Hegel und seine Zeit. Vorlesungen über Entstehung und Entwick­
lung, Wesen und Werth der Hegel'schen Philosophie, Berlin 1857 (Nd. Hildes­
heim 1962). 

9 „Was vernünftig ist, das ist wirklich; / und was wirklich ist, das ist vernünftig." 
(G.W.F. Hegel, Grundlinien der Philosophie des Rechts, in: Werke, Bd. 7, Red. 
v. E. Moldenhauer und K. M . Michel, Frankfurt a. M . 2000,, S. 24) 

1 0 Vgl. G. W. F. Hegel, Grundlinien der Philosophie des Rechts, S. 25-27. Eine 
noch auszuführende genauere Analyse müsste auch auf entsprechende Passagen 
der Wissenschaft der Logik und der Enzyklopädie der philosophischen Wissen­
schaften zurückgreifen. 
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nach gerecht sind, und der Idee selbst, damit um die Aufhebung der 
Spannung zwischen einer bloß kontextualistischen bzw. partikularisti-
schen, bloß historisch oder empirisch ,positiven' (d. h. deskriptivisti-
schen und positivistischen) Betrachtung von Institutionen und einer Be­
urteilung der Tatsachen aus dem Blick einer universal anerkannten Idee, 
wie dies wenigstens in Ansätzen auch die liberalen' Theorien von Jür­
gen Habermas oder John Rawls versuchen.11 

Die Philosophie thematisiert dabei das Institut Eigentum nicht bloß 
unter utilitaristischen und damit im Grunde wohlfahrtsökonomischen, 
sondern immer auch unter freiheits- und personentheoretischen und da­
mit ethischen Gesichtspunkten. Die allgemeine Streitfrage von Gegnern 
und Protagonisten wir z. B. Piaton und Locke, Rousseau und Hegel, 
Marx und Popper (respective) lautete: Inwiefern vergrößert die Auswei­
tung von Eigentumsrechten etwa an Boden oder Geräten a) Wohlstand 
b) individuelle Freiheit? Inwiefern vertiefen, andererseits, zunehmende 
Privatisierungen als Eingrenzungen von Zugängen zu Handlungsres­
sourcen personale Abhängigkeiten? 

Die Frage wird besonders auch für das geistige Eigentum virulent, 
zumal es hier nicht bloß um die Ausübung, sondern auch um die B i l ­
dung und Ausbildung von personalen Kompetenzen geht, um Wissen 
und Können, Information und Kooperation und damit um gegenstän­
de', die ihrem Wesen nach gerade deswegen der public domain angehö­
ren, weil die Bildung zur Person von ihnen abhängt. Außerdem gibt es 
(über die Information von Einzelfakten hinaus) praktisch kein neues 
generisches, d. h. allgemein brauchbares, Wissen und Können, das nicht 
seinerseits, analogisch gesagt, bei bloß ein Prozent Variation bekannter 
Schemata zu 99 Prozent kopienartig auf öffentliches Wissen und allge­
meines Können zurückgreift. Dem steht gegenüber, dass wir dazu nei­
gen, nur das Neue zu bemerken und eben dadurch das implizite Hinter­
grundwissen zu unterschätzen - und eben dadurch oft auch zu 
schädigen. 

Dabei ist dann auch immer zu zeigen, in welchem Sinn die für die 
Explikation institutioneller Entwicklungen nötigen generischen (also 
allgemeinen) Aussagen nicht in dem Sinne ,empirisch' sind, dass sie 
sich am Tun und Reden der einzelnen Personen ablesen bzw. direkt 
durch quantitative Methoden der Statistik und Stochastik gewinnen lie­
ßen - zumal sich deren ,Richtigkeit' immer auch in weiteren Orientie-

So ist es kein Zufall , dass J. Rawls in der institutionellen „Grundstruktur" der 
Gesellschaft den Gegenstand seiner Theorie der Gerechtigkeit sieht und J. Ha­
bermas in Faktizität und Geltung eine Theorie des demokratischen Rechtsstaats 
entwickelt. 
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rungen des Handelns und deren Anerkennungen bewährt. Dabei operie­
ren Anerkennung und Kritik nicht etwa nur im Raum des bloß Fakti­
schen und Kontingenten, sondern beurteilen reale Strukturen immer 
auch im Blick auf mögliche, wenigstens für möglich und zugänglich 
gehaltene Alternativen. 

Unter dem Gesichtspunkt der materialen Anwendung der Methode 
auf das realphilosophische Thema (geistiges) Eigentum sind gerade auch 
im Blick auf die politische Ethik die folgenden Gesichtspunkte zu unter­
scheiden und in ihren Widersprüchen' zu analysieren. Denn sie spielen 
in Rechtfertigungen allgemeiner und besonderer, ethischer und rechtli­
cher Regelungen des Eigentumsschutzes eine zentrale Rolle. Als Funk­
tionssphären mit partiell gegenläufigen Tendenzen sind sie ,vernünftig', 
und das heißt auf allgemein anerkennbare Weise auszutarieren, insofern 
mit einander ,zu versöhnen' (Hegel). 

5. Funktionssphären des (geistigen) Eigentums 

Folgende Funktionssphären des Instituts des Eigentums und die mit ih­
nen verbundenen partiell gegenläufigen Tendenzen sind explizit zu ma­
chen, um sie mit einander in Hegels Sinn ,dialektisch zu versöhnen': 

1. Eigentum ist basales Freiheitsrecht in der bürgerlichen Gesell­
schaft. Es ist besonders in einer enger gewordenen Welt unabdingbare 
Bedingung der Möglichkeit zeitübergreifender Selbstbestimmung und 
Selbstverantwortung für den Selbsterhalt. Denn der Schutz des Nut­
zungsrechts der Ergebnisse eigener Arbeit (Locke) wird zu einem kon­
stitutiven Teil des Schutzes der Freiheit des Individuums, der Person, in 
einer allgemeinen bürgerlichen Gesellschaft mit staatlich sanktionierter 
Rechtsordnung. 

2. Eigentum als Geldkapital spielt eine zentrale Rolle in der Steue­
rung und Entwicklung unserer Arbeits- und Güterteilung: Eigentum an 
Produktionsmitteln schafft eine Verfügungsgewalt und ermöglicht pla­
nende Macht und besonderes Know How von Arbeitgebern'. Analoges 
gilt für die (oft nur indirekte) Mitbestimmung von Aktienbesitzern 
(,Shareholdern') durch das Medium monetärer Investition. Das Eigen­
tum wird hier Teil einer unter utilitaristischen bzw. wohlfahrtsökonomi­
schen Gesichtspunkten als bewährt anerkannten oder anempfohlenen 
Organisationsart der Arbeits- und Güterverteilung (J. M . Keynes). 

3. Das Institut Eigentum ist nicht abtrennbar von einem mit ihm mit­
gegebenem Verrentungsrecht. Gerade die Trennung von Geldgeber und 
Management beruht auf der rechtlich abgesicherten Praxis einer (zu­
nächst nominalen) Abschöpfung von , Mehrwert' aus der Güterprodukti­
on etwa über Verzinsungen von Geldanlagen (unter Verzicht auf direkte 
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Einflussnahme auf die Güterproduktion) (Marx). Ganz analog verfasst 
sind rentenartige Ansprüche, die über die Abgabe von Nutzungsrechte 
etwa von Patenten vertraglich möglich werden. ,Geistiges Eigentum' 
wird damit gerade deswegen, weil es den (materialiter praktisch kosten­
freien) Zugang zu Kopien von Gebühren abhängig macht, und dies 
durch rechtlich abgesicherte Regeln, zumindest partiell zu einer Art Ver-
rentungsrecht ohne Kapitalaufwand und geht eben damit weit über die 
Steuerung der Produktion durch ,Incentives' hinaus. Diese Monopol­
struktur erklärt zusammen mit der Hoffnung auf Teilhabe am Verren-
tungsgewinn die hohe Bewertung von Firmen des ,Neuen Marktes', 
obwohl ihr Materialwert und die erbrachten Investitionen im Vergleich 
praktisch Null ist - und warum der Wert derartiger Korporationen bei 
Zusammenbruch der Gewinnhoffnungen in sehr kurzer Zeit auf Null 
sinken kann, ohne dass die Ursache Überschuldung sein müsste. 

4. ,Geistiges Eigentum' ist eine Institution, welche für eine Auswei­
tung des tertiären Sektors der Dienstleistungen gerade in unseren Zeiten 
des Einsatzes von mikroelektronischer Hochtechnologie von immenser 
Bedeutung ist und bleiben wird. In ihr wird es möglich, die Abhängig­
keit jedes (neuen) Wissen von den besonderen personalen Trägern so 
anzuerkennen, dass die Produktion von Neuem im Sinne neuen Wissen 
oder neuer reproduzierbarer Formen von Geräten oder Prozessen gerade 
auch gegen die Gefährdungen institutionell abgesichert wird, die entste­
hen, wenn der Produzent für seine Leistung nicht vergütet wird. Daher 
ist auch die Vorstellung von einer unmittelbaren Allmende des Wissens 
und Könnens romantisch und naiv. 

5. Der Ausweitung des rechtlichen Instituts des geistigen Eigentums 
sind aber Grenzen zu setzen. Denn rechtlich abgesicherte Regeln können 
die Allokation von Wissen nicht nur befördern, sondern auch bloß zu 
Art Verrentung alten Wissens führen, was seinerseits zu einer Verhinde­
rung von Neuem führen kann. Außerdem kann sowohl die Qualitätskon­
trolle als auch die schnelle Entwicklung von Wissen dadurch beschädigt 
werden, dass dieses Wissen nicht der wissenschaftlichen Öffentlichkeit 
zur Verfügung steht. Wissen muss als Wissen muss immer öffentlich 
bleiben, allein schon wegen der Kontrolle seiner Verlässlichkeit bzw. 
der Gefahren der Nebenfolgen von Geheimhaltungen. Dennoch bedarf 
es des freien personalen Engagements und daher eines gewissen Schut­
zes bzw. der öffentlichen Anerkennung gerade auch privat erbrachter 
(geistiger) Leistungen. Wie weit die Vorteile der Incentives, welche ein 
Eigentumsregime mit sich führt, die Nachteile aufwiegen, ist daher nicht 
einfach a priori und allgemein, sondern je konkret zu beurteilen. 
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6. Allgemeine Prinzipien tendieren gerade auch in der Debatte um 
die Vernünftigkeit der Ausweitung des Eigentumsregimes auf diverse 
Formen des Geistigen zu Nebenfolgen, die oft weit über die intendierten 
und anerkennbaren Effekte hinausreichen. Dialektische Analyse ist da­
her eine nie abschließbare Arbeit an einer explizit kommentierten Fein­
steuerung und Öffentlichkeit, partiell gegen einen im Allgemeinen 
schematisch etablierten common sense, aber auch gegen die latente 
Dogmatik eines Expertentums. 

7. Schon Hobbes hat dabei die ideologischen Gefahren jedes Appells 
an göttliche oder natürliche Rechte erkannt und eine Begründung von 
Rechtsordnungen durch ihre Funktionalität eingefordert. Kant und Hegel 
als Philosophen des liberalen Rechtstaats erkennen entsprechend, gegen 
Lockes bis heute wirksame naturrechtliche Begründung und Rousseaus 
romantische Kritik am Eigentum, dass nur die Sanktionsmacht des Staa­
tes eine Freiheits- Friedens- und für die Güterproduktion und Güterver­
teilung angemessene Eigentumsordnung etabliert und sichert. 

8. Die Einsicht, dass eine gemeinschaftsorientierte, romantische, 
Moral des unmittelbaren und universalen Konsenses (von Rousseau bis 
Habermas) für eine Beurteilung von menschlichen Institutionen nicht 
ausreicht, das keine derartige Institution perfekt ist, gerade auch nicht 
die Eigentumsordnung, weder im Blick auf ihren ökonomischen Nutzen, 
noch auf ihren Beitrag zur persönlichen Freiheit, ist wohl noch allererst 
zu erarbeiten, und zwar in Fortsetzung einer politischen Philosophie, die 
von Hobbes über Kant und Hegel bis zu John Rawls führt. 
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Entgrenztes Eigentum. 
Vom Lebensmittel zum Organhandel 

1. Einleitung 

Die theoretischen Debatten ums Eigentum kreisen seit geraumer Zeit um 
zwei Alternativen: Eigentum als „Bündel von Rechten" vs. Eigentum als 
„Verfügung über Sachen" - jene Ansicht gilt dabei als zeitgemäß „virtu­
ell", diese wird, weil unangemessen „körperlich", meist für überholt 
gehalten. Beide Versionen haben freilich eines gemein: Eigentum (pro­
perty) - gilt zusammen mit Leben (life) und Freiheit (liberty) als Men­
schenrecht, jedenfalls seit John Locke, dessen Einfluss sich nicht zuletzt 
in der amerikanischen Verfassung niedergeschlagen hat.1 Lockes For­
derung, dass der Staat „cannot take from any man any part of his prop­
erty without his own consent" wird im 14. Zusatzartikel als „Nor shall 
any State deprive any person of life, liberty, or property" geführt. Dass 
diese Garantie durch einen Gesetzesvorbehalt („due process of law") 
wieder eingeschränkt wird, ändert daran wenig, da es sich um ein unver­
äußerliches Menschenrecht handeln soll - schließlich herrscht das Ge­
setz einer (steuerpflichtigen) Eigentümergemeinschaft, die keinerlei In­
teresse daran haben kann, sich selbst zu schädigen. Locke sorgt auch für 
den Fall vor, dass sich die Eigentümer politisch repräsentieren lassen 
und deren Repräsentanten (im Parlament) darauf verfallen sollten, ihre 
„Basis" übers Ohr zu hauen: daran hindert sie das System der Gewalten­
teilung.2 

Doch was haben das Anmelden von Patenten oder der Besitz einer 
Puderdose mit Menschsein zu tun? Muss man nicht zwischen (lebens-) 
wichtigem und nichtigem Eigentum unterscheiden, theoretisch genauso 
gut wie praktisch? Oder noch anders gefragt: Hat man den Eigentums­
begriff nicht so weit überdehnt oder entgrenzt, dass daraus ein Men­
schenrecht ohne Menschlichkeit geworden ist? 

1 J. Locke, Über die Regierung. Stuttgart 1988, S. 96. 
2 Ebenda, S. 114 ff. 

C O M P A R A T I V 16 (2006), Heft 5/6, S . 71-83. 
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2. Eigentum und Leben: Nahrung 

A m Anfang war also John Locke. Das soll nicht heißen, dass Vorstel­
lungen von Mein, Dein oder Sein - suum cuique - nicht schon (sehr 
viel) früher existiert hätten. 3 Gerade der Grundsatz, jedem stehe das Sei­
ne zu, gehört aber insofern noch einer vormodernen Zeit an, als hier 
Eigentum nicht an Person, sondern an Stand und Mitgliedschaft gebun­
den ist, also auf kollektiver Zuschreibung (ascription), nicht individuel­
ler Leistung (achievement) gründet. Den modernen Leistungsbezug hat 
erst Locke eingeführt - bekanntlich bindet er legitimes Eigentum an 
geleistete Arbeit: 

„Wenn die Erde und alle niederen Lebewesen wohl allen Menschen gemein­
sam eignen, so hat doch jeder Mensch ein Eigentum an seiner Person. Über 
seine Person hat niemand ein Recht als nur er allein. Die Arbeit seines Kör­
pers und das Werk seiner Hände, so können wir sagen, sind im eigentlichen 
Sinne sein. Was immer er also jenem Zustand entrückt, den die Natur vorge­
sehen und in dem sie es belassen hat, hat er mit seiner Arbeit gemischt und 
hat ihm etwas hinzugefügt, was sein eigen ist - es folglich zu seinem Eigen­
tum gemacht."4 

Damit schließt der Arbeitende die Sache, heißt es weiter, vom „gemein­
samen Recht der anderen Menschen" aus. Um welche Arbeit und welche 
Sachen geht es dabei? Locke skizziert gewissermaßen eine Originalposi­
tion, die in ihrer archaischen Einfachheit keine Zweifel zulässt: „Wer 
sich von den Eicheln ernährt, die er unter einer Eiche aufliest, oder von 
den Äpfeln, die er von den Bäumen des Waldes sammelt, hat sich diese 
offensichtlich zu Eigen gemacht. Niemand kann in Abrede stellen, dass 
diese Nahrung sein ist."5 Sprich: Arbeit ist ursprünglich körperliche Tä­
tigkeit, verausgabt unter den Bedingungen einer Sammlergesellschaft, in 
der jeder für sich selber sorgen kann, ohne auf andere angewiesen zu 
sein. Und: Eigentum ist Nahrung - man arbeitet, muss arbeiten, um zu 
essen. Andere Formen der Reproduktion, wie Raub oder Diebstahl, sind 
durch das (göttliche) Naturrecht ausgeschlossen. 

Moralische Grenzen sind aber auch der Arbeit selbst gesetzt: Nie­
mand darf, erstens, etwas verderben lassen, also den „unredlichen", aber 
auch „nutzlosen" 6 Beschluss fassen, mehr zu tun als fürs Überleben nö-

R. Pipes, Property and Freedom, New York 1999; H. Rittstieg, Eigentum als 
Verfassungsproblem. Zu Geschichte und Gegenwart des bürgerlichen Verfas­
sungsstaates, Darmstadt 1975. 

4 Locke 1988, S. 22. 
5 Ebenda, S. 23. 
6 Ebenda, S. 39. 
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tig; und, gegebenenfalls schmerzlicher, niemandem ist es erlaubt, so viel 
zu „sammeln", dass andere Hunger leiden müssen. Es gibt also eine Er­
nährungsgemeinschaft - gestiftet dadurch, dass Gott die Erde den Men­
schen gemeinsam vermacht hat. Deshalb gibt es einen (Natur-) Rechts­
anspruch auf Mitleid. 7 

Kurzum: Eigentum gilt (nur) deshalb als Menschenrecht, weil es A l ­
len zusammen und jedem Einzelnen das Überleben sichert - wer nichts 
hat, geht elend zugrunde. Es gibt einen Anspruch auf (selbst erarbeitete) 
Lebensmittel, von Puderdosen und Patenten kann noch keine Rede sind. 
Sie sich anzueignen, mag so „frei" sein, wer sein täglich Brot gesichert 
hat. Das so weit einmal kommen würde - davon hat auch schon Locke 
eine ungefähre Ahnung. 

3. Eigentum und Konsens: Zahlung 

Die Schlüsselbegriffe, um den Fortschritt des Locke'schen Denkens zu 
beschreiben, sind „consent, exchange, commerce, cities, and money"8; 
dabei erweist sich sehr schnell, dass Konsens und Geld jenen Grundstein 
legen, der einen florierenden Handel und blühende Städte erst möglich 
macht. Im Kern geht es dabei um die Dynamisierung resp. Entgrenzung 
des ursprünglich limitierten Eigentums, dessen Verteilung weder Ver­
schwendung noch Verelendung provozieren darf: „Das Maß des Eigen­
tums", hält Locke fest, 

„hat die Natur sehr wohl mit den Grenzen, die der menschlichen Arbeit ge­
setzt sind, und mit den Annehmlichkeiten des Lebens festgesetzt. Niemand 
vermochte sich mit seiner Arbeit alles zu unterwerfen oder anzueignen oder 
zu seinem Genuss mehr als einen kleinen Teil zu verbrauchen. Es war also 
niemandem möglich, auf diesem Wege in die Rechte eines anderen ein­
zugreifen oder sich irgendwelches Eigentum zum Schaden seines Nächsten 
zu erwerben."9 

In einem Satz: Die Leute können gar nicht genug verbrauchen, um ein­
ander etwas wegzunehmen - das Füllhorn der Natur schlägt den Appetit 
des Menschen. Satt lässt es sich leicht verzichten. Solange wie diese 
Welt nicht von außen erschüttert wird, kann sie nichts erschüttern: „Dies 
aber", verkündet Locke, 

R. W. Grant, John Locke's Liberalism, Chicago 1987, S. 59. 
R. Ashcraft, Locke's Political Philosophy, in: V. Chappell (Hrsg.), The Cam­
bridge Companion to Locke, Cambridge 1994, S. 226-251, S. 247. 
Locke 1988, S. 28. 
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„wage ich kühn zu behaupten: dass eben diese Eigentumsregel, dass nämlich 
ein jeder so viel haben sollte, wie er nutzen kann, auch jetzt noch gelten 
würde, und zwar ohne dass jemand Not leiden müsste [...], wenn nicht die 
Erfindung des Geldes und das stillschweigende Übereinkommen der Men­
schen, ihm einen Wert zuzumessen, (mit ihrer Zustimmung) die Bildung 
größerer Besitztümer und das Recht darauf mit sich gebracht hätte."1 0 

Die Einführung des Geldes stört das natürliche - daher auch göttliche -
Gleichgewicht, denn es ermöglicht die grenzenlose Akkumulation von 
Eigentum und spaltet den Menschschlag daher in reiche „Geldsäcke" 
und arme Tröpfe. Dieser Schritt ist daher in besonderer Weise begrün-
dungspflichtig. Zu zeigen wäre, dass sich trotz der gewaltigen Änderung 
im Grunde nichts ändert, nichts wenigstens, was dem göttlichen Auftrag, 
zu aller Nutzen die Erde Untertan zu machen, entgegen liefe. 

Wäre Locke so „modern" wie etwa Hobbes, hätte er sich die Sache 
ganz einfach machen und an die Stelle Gottes den Konsens setzen kön­
nen. Was alle wollen, kann nicht verwerflich sein; und darin, dass sich 
am Geldverkehr jedermann praktisch beteiligt, kommt ein stillschwei­
gendes Einverständnis - Locke spricht von tacit consent - zum Aus­
druck: 

„Diese Verteilung der Dinge zu ungleichem Privatbesitz haben die Men­
schen [...] allein dadurch ermöglicht, dass sie Gold und Silber einen Wert 
beimaßen und stillschweigend in den Gebrauch des Geldes einwilligten."11 

Da die Menschen das Geld - die „bare Zahlung" (Marx) - akzeptieren 
und Geld keine immanente Grenze („Verderblichkeit") kennt, kann ent-
grenztes Eigentum zur moralisch selbstverständlichen Sache werden. 
Was geschieht dann mit dem Solidaritätsgebot, jener zweiten Moral­
schranke, die den Aneignungstrieb begrenzen soll? Locke „vergisst" sie 
einfach, doch liefert er en passant einen Hinweis darauf, was das künfti­
ge Fundament der Koexistenz ist: Lohnarbeit: Der „Torf, den mein 
Knecht gestochen hat", gehört mir und ernährt ihn. 1 2 

Lohnarbeit integriert den Habenichts in die Geldwirtschaft - sie ist 
seine Form des tacit consent. Freilich wird ihm die eigene Lage dadurch 
etwas versüßt, dass „entspanntere", wiewohl weniger produktive Gesell­
schaften unter dem Strich weniger bieten. In seiner relativen Deprivati-

1 0 Ebenda, S. 29. 
" Ebenda, S. 39; kritisch dazu A . J. Simmons, Mora l Principles and Political O b l i ­

gations, Princeton 1981 und ders., On the Edge of Anarchy. Locke, Consent, and 
the Limits of Society, Princeton 1993. 

1 2 Locke 1988, S. 23. 
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on fährt er hier, absolut gesehen, unvergleichlich besser als anderswo 
auf der Welt: 

„Der König eines großen und fruchtbaren Landes dort wohnt, nährt und 
kleidet sich schlechter als ein Tagelöhner in England." 1 3 

So ähnlich sollte John Rawls später definieren, was eine ungleiche E i ­
gentumsverteilung dennoch gerecht und „fair", daher legitim erscheinen 
lasse. 

Gleichwohl hat Locke diesem Frieden nicht ganz getraut und vor­
sichtshalber die implizite Zustimmung (via Teilnahme am Zahlungsver­
kehr) mit einer expliziten Begründung versehen.14 „Propertization" stif­
tet nicht alleine privaten Nutzen, sondern schafft (Mehr-)Wert für alle: 
„Meiner Meinung nach, „erklärt er seinen Lesern, 

„ist es sehr bescheiden veranschlagt zu sagen, die fur das menschliche Leben 
nützlichen Erzeugnisse der Erde seien zu neun Zehnteln das Ergebnis der 
Arbeit." 1 5 

Letztlich pendelt sich das Verhältnis Arbeit-Natur auf 99 zu 1 ein -
nicht-angeeignetes Land ist nichts wert. Das mag so sein. Es bleibt aber 
nicht nur die Frage, welches Motiv jemanden veranlassen könnte, sein 
„Eigentum über das hinaus zu vergrößern, was dem Bedarf seiner Fami­
lie und ihrer reichlichen Versorgung dient".16 Es bleibt auch das Pro­
blem der Legitimation: Warum sollten andere diese Expansion einfach 
hinnehmen, wenn sie für ihre Mitarbeit nur einen Bruchteil des Mehr­
werts erhalten? In einem Satz: Die „kalte" Entgrenzung von Eigentum 
bleibt prekär. 1 7 

4. Eigentum und Freiheit: Mehrung 

John Locke, bis heute immer wieder gefeiert als Prophet des Eigen­
tums18, hinterlässt gerade, was das Eigentum angeht, ein ambivalentes 
Erbe - wie in manch anderer Hinsicht (z. B. hat schon Kant darauf ver­
wiesen, dass Arbeit an fremdem Eigentum kein eigenes schaffe) so auch 

1 3 Locke 1988, S. 33. 
1 4 K. I. Vaughn, John Locke and the Labor Theory of Value, in: Journal of Libertar­

ian Studies (1978) 2, S. 311-326. 
1 5 Locke 1988, S. 32. 
1 6 Ebenda, S. 38. 
1 7 Simmons 1993 (wie Anm. 11); ders., The Lockean Theory of Rights. Princeton 

1994. 
1 8 H. Bouillon, Die Erhaltung des Eigentums, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 

16.10.2004, S. 13. 
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in dieser: der Versuch, seine natürliche Begrenzung (als Nahrungsmittel) 
aufzuheben, führt dazu, dass seine gesellschaftliche Legitimation (als 
Zahlungsmittel) fragwürdig wird. Locke will dem Dilemma dadurch 
entkommen, dass er den öffentlichen Nutzen privater Aneignung vor­
führt, doch führt ihn dieser Schritt auf eine abschüssige Strecke anderer 
Art nämlich zwischen Selbstwert und Gebrauchswert. Entgrenztes E i ­
gentum wäre danach nur dann legitim, wenn es nicht nur privaten Nut­
zen stiftet, sondern allgemein nützlich ist - weswegen ihm denn alle 
auch zustimmen. Das ist im Übrigen ein Spannungsverhältnis, das später 
noch andere „possessive" Positionen kennzeichnen sollte.1 9 „Unterneh­
mer können ihr Eigentum oder Teile davon verkaufen, an wen sie wol­
len" 2 0, also steht es Siemens völlig frei, seine Mobilfunk-Sparte kurzer­
hand an Taiwanesen zu verscherbeln, zusammen mit ein paar Tausend 
Arbeitern, die kurze Zeit später vor der Entlassung stehen, weil es den 
neuen Herren so gefällt: Mit Locke wäre das Geschäft nicht zu machen 
gewesen, gleichwohl ist es machbar. 

Den Graben zwischen dem individuellen und dem allgemeinen Nut­
zen hat erst Hegel überbrückt. Hegel erzeugt den gewünschten Effekt 
dadurch, dass er Eigentum an Freiheit bindet - die er als grenzenlos 
begreift. Man kann Freiheit auf Eigentum in zweifacher Weise beziehen: 
Freiheit ist entweder ein abgeleiteter Wert - oder der begründende Wert, 
sprich: Grund-Wert.21 Im ersten Fall betrachtet man (Eigentums-
)Freiheit nicht als originäres Gut, sondern versteht sie instrumenteil -
der Mensch vermag, wenn (und nur wenn) er über etwas völlig frei ver­
fügt, seinen Nutzen zu maximieren. The pursuit of happiness würde blo­
ckiert oder wenigstens verzerrt, wäre es anderen Akteuren, etwa dem 
Staat, erlaubt, sich einzumischen. 

Eine Form der Entgrenzung - man könnte sie „horizontal" nennen -
wird auf diese Weise erreicht: Nutzen ist nicht auf Nahrung, Glück nicht 
auf Geld reduzierbar. Im neuen Verständnis können sich Eigentumsrech­
te prinzipiell an alles heften. James Madison, der theoretische Kopf un­
ter Amerikas Verfassungsvätern, hat diese Erweiterung präzise zusam-
mengefasst: 

„In its larger and juster meaning, it [property] embraces everything to which 
a man may attach a value and have a right; and which leaves to everyone else 
a like advantage. In the former sense, a man's land, or merchandise, or 

Vgl. u. a. J. Nedelsky, Private Property and the Limits of American Constitution­
alism, Chicago 1994, S. 90ff. 
R. Hank, Die Schurken sitzen bei Siemens, in: Frankfurter Allgemeine Sonntags­
zeitung, 1.10.2006, S. 2. 
S. R. Munzer, A Theory of Property, Cambridge 1990. 
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money is called his property. In the latter sense, a man has property in his 
opinions and the free communication of them. He has a property of peculiar 
value in his religious opinions, and in the profession and practiced dictated 
by them. He has a property very dear to him in the safety and liberty of his 
person. He has an equal property in the free use of his faculties and free 
choice of the objects on which to employ them. In a word, as a man is said to 
have a right to his property, he may be equally said to have a property in his 
rights."22 

Es gibt a priori nichts, was nicht ins private Eigentum übergehen könnte 
- und dieser Transfer (heute „access" genannt) wird alleine durch aus­
schließendes Recht bestimmt. In dieser Hinsicht findet eine zweite Ent­
grenzung statt: die Emanzipation des Eigentums von der Arbeit. An de­
ren Stelle tritt eine Entscheidung: „have a right" kommt, genau besehen, 
von „attach a value" (in Madisons Worten). Hegel drückt denselben Ge­
danken so aus: „Die Person hat das Recht, in jede Sache ihren Willen zu 
legen, welche dadurch die meinige ist".2 3 

Was ist von Madisons Einschränkung zu halten, „everyone eise" 
müsse „a like advantage" geniessen können? Die Formel erinnert an 
Lockes natur- und „nahrungsrechtliche" Einschränkung, für andere müs­
se „bei gleicher Qualität noch genug davon in gleicher Güte vorhanden" 
sein. 2 4 Was auf den ersten Blick dasselbe meint, entpuppt sich als eine 
weitere Entgrenzung, weil Rechtsgleichheit, wie sie Madison fordert, 
nicht „Ergebnis-", sondern nur „Chancengleicheit" - eben a like advan­
tage - umfasst, also keine Knappheit kennt und kein Nullsummenspiel 
ist. Jede Meinung kann geäußert werden, doch nicht jede wird auch ge­
hört; jedes Geschäft kann gemacht werden, aber sie sind nicht alle gleich 
profitabel; jeder kann seinen Traumberuf wählen, wiewohl mancher sich 
verkalkuliert und „in der Gosse landet". 

Aller Entgrenzungen ungeachtet bleibt eine Denkbarriere zurück: 
Soll alles und jedes und dazu alles in beliebiger Menge menschenrecht­
lichen Schutz genießen? Also auch Patente, mit deren Hilfe Pharmakon-
zerne auf Kosten massenhaften Elends Extraprofite abschöpfen, und 
noch die zwanzigste Puderdose, deren besonders anfällige Teints bedür­
fen mögen, um ihre Ebenmäßigkeit herzustellen? Fallen solche Exempel 
unter the pursuit of happiness! 

Es fällt jedenfalls leichter, die doppelte „Mehrung" - immer mehr 
Objekte in immer größerer Zahl - als menschenrechtliches Privileg zu 

2 2 Zit. nach R. Pipes, Property and Freedom, New York 1999, S. XII. 
2 3 G. W. F. Hegel, Grundlinien der Philosophie des Rechts, Frankfurt a. M . 1993, S. 

106f. 
2 4 Locke, 1988, S. 23. 
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begründen, wenn man das Verhältnis von Eigentum und Freiheit um­
dreht, so dass jenes „Derivat" und diese zum „Eigentlichen" wird. Hier 
kommt endgültig Hegel ins Spiel. Für ihn steht Freiheit am Anfang, 
Wert und Würde des Eigentums ergeben sich daraus, dass es dem freien 
Willen eine Wirklichkeit in der Welt verschafft: „Die Person muss sich", 
heißt es in der Rechtphilosophie, „eine äußere Sphäre ihrer Freiheit 
geben, um als Idee zu sein." Und: 

„Das Vernünftige des Eigentums liegt nicht in der Befriedigung der Bedürf­
nisse, sondern darin, dass sich die bloße Subjektivität der Persönlichkeit 
aufhebt."25 

Und während die - menschrechtlich relevanten - Bedürfnisse endlich 
sind, also vielleicht eine Puderdose aber nicht zwanzig erfassen, sind der 
Freiheit des Subjekts keine Grenzen gesetzt: Hegel spricht von schran­
kenloser Unendlichkeit - die aber nicht zu verwechseln sei mit absoluter 
Beliebigkeit: 

„Der gewöhnl iche Mensch glaubt frei zu sein, wenn ihm willkürlich zu han­

deln erlaubt ist, aber gerade in der Willkür liegt, dass er nicht frei ist."26 

Freiwillig wollen muss er vielmehr etwas Vernünftiges: „Wenn ich das 
Vernünftige will , so handle ich nicht als partikulares Individuum, son­
dern nach den Begriffen der Sittlichkeit überhaupt; in einer sittlichen 
Handlung mache ich mich nicht selbst, sondern die Sache geltend."27 

Frei = vernünftig = sittlich = sachlich. Wer aber blickt so tief in eine 
„Sache" hinein, dass er deren inneres Maß erkennen könnte? Und wel­
che „Sache" verlangt, genau betrachtet, ihrer eigenen Logik nach den 
extremen Fall unendlicher (Ver-)Mehrung? Auf die erste Frage liefert 
Hegel eine Antwort: der bürgerlich verfasste Staat. Gegen ihn lässt sich 
nichts sagen, und seine allgemeine Leitlinie ist es, Extreme gerade zu 
vermeiden: „Beide Seiten sind zu befriedigen", lautet das Diktum, wenn 
es darum geht, individuelle Expansionsgelüste mit kollektiven Kontroll­
interessen abzugleichen. „Eine objektive Grenzlinie kann hier nicht ge­
zogen werden."28 Seine Bindung an die Freiheit verschafft dem Eigen­
tum mithin nur das Potential zur Entgrenzung. Es (wenigstens) 
argumentativ zu realisieren gelingt nur dann, wenn gilt, dass etwas nur 
grenzenlos oder überhaupt nicht angeeignet werden könne, so dass Frei­
heit eigentlich nicht Eigentum, sondern dessen Vermehrung fordere. 

Ebenda, S. 102. 
Ebenda, S. 49. 
Ebenda, S. 66f. 
Ebenda, S. 384. 
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Diese Dynamisierung haben Hegels Epigonen besorgt - für jenes Ei ­
gentum, das sich dafür besonders eignet: ganz klassische „Sachen". Die 
vollständige Transformation erfolgt in drei Schritten. Erstens findet eine 
völlige Verschmelzung von Eigentum und Freiheit statt - sie sind nicht 
für einander Instrumente, sondern miteinander identisch: Freiheit ist 
Eigentum, „zutiefst" gewissermaßen. Nachdem, heißt es dann, „Mün­
digkeit von jeher vor allem bedeutet, über sein eigenes Gut frei verfugen 
zu dürfen zu dürfen, wünscht nur derjenige wahrhaft den mündigen 
Bürger, der das Privateigentum bejaht, das jeder Emanzipation erst wirk­
lichen Sinn gibt."2 9 Auf diesem Weg entfernt man sich gleich weit von 
Locke, dem es um Nahrung, nicht Freiheit geht, und Kant, der mit dem 
„Ausgang des Menschen aus seiner selbstverschuldeten Unmündigkeit" 
natürlich nicht die wahllose Anhäufung von Sachen (oder auch Gedan­
ken) gemeint hat. 

Den zweiten Schritt bildet die vollständige Homogenisierung des E i ­
gentums: Eigentum ist Eigentum - egal, wie viel einer von was hat, er 
kann sich immer darauf berufen, dass sein Menschen- und Freiheitsrecht 
daran hänge, weshalb ihm nichts davon genommen werden dürfe: „Jeder 
Schlag gegen irgendeine Kategorie des verfassungsgeschützten Eigen­
tums, sei es an Grund und Boden, Aktieneigentum oder landwirtschaft­
lich genutzter Besitz, Industrieunternehmen oder Handelsgeschäft - all 
dies trifft zugleich alle anderen Eigentümer, nicht nur, weil es die ge­
samte Eigentumsordnung ändert, sondern weil die Inhaber aller anderen 
Eigentumswerte alsbald mit ähnlichen Beschränkungen werden rechnen 
müssen. Und dies gilt für allem für ,größeres' und ,kleineres' Eigen-
tum." 3 0 

Schließlich, als Abschluss des Verwandlungsprozesses, die verabso­
lutierte Dynamisierung selbst - Eigentum ist Mehreigentum: 

„In jedem Eigentum von einigem Gewicht", so geht das Argument, steckt 
laut Issing und Leisner die „Chance der Wertsteigerung und damit der 
Eigentumsmehrung. Dies ist auch die grundgesetzkonforme Form der 
,Mehrwertlehre' des Marxismus: Dieses Eigentum ist ,Träger persönlicher 
Leistung zu einem Mehr an Eigentum'; es müsste eigentlich eine ,Mehrei­
gentumslehre' entwickelt werden. Diese ,überschießende Tendenz', dieses 
virtuelle ,Mehreigentum', das in jedem kleineren Eigentum steckt, ist nichts 

So Walter Leisner, einer der führenden Verfassungsrechtler der Bundesrepublik 
(in: O. Issing/W. Leisner, Kleineres Eigentum. Grundlage unserer Staats- und 
Wirtschaftsordnung, Göttingen 1976, S. 61. 
Ebenda, S. 85. 
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staatspolitisch Verwerfliches, sondern seinerseits ein hoher Verfassungs-
wert 

Dabei ist der Hinweis auf den „Mehrwert" jedenfalls in einer Hin­
sicht aufschlussreich: Als Medium, in dem sich die vertikale und hori­
zontale Eigentumsdynamik abbilden lässt, fungiert, wie schon bei Lok-
ke, das Geld - wahre Freiheit besteht in allem, was sich zu Geld machen 
lässt. Aber lässt sich auch wirklich alles versilbern? 

5. Eigentum und Körper: Wahrung 

Geld macht frei - im Maße seiner Mehrung: sei es, um einfach mehr 
Geld anzuhäufen (Profit), sei es um mehr Güter anzuschaffen (Konsum). 
Und die Bedürfnisse sind ebenso grenzenlos wie der Reichtum; nach 
beidem gibt es einen wahren „Heißhunger" (Marx). 

Oder existiert doch eine „objektive" Grenze dieses Expansionismus? 
Befragt man die einschlägigen Autoritäten, so kann zunächst der Ein­
druck entstehen, maßlose oder „unbestimmte" Freiheit kenne nun mal 
überhaupt kein Maß: „In diesem Elemente des Willens," schreibt Hegel, 
„liegt, dass ich mich von allem losmachen, alle Zwecke aufgeben, von 
allem abstrahieren kann. Der Mensch allein kann alles fallen lassen, 
auch sein Leben: er kann Selbstmord begehen"32 - deswegen, weil es 
sein Leben ist, dem sein freier Wille ein Ende setzt. Freilich, wiewohl 
der Mensch als „das reine Denken seiner selbst" daher kommt, darf er 
doch nicht übersehen, dass dieser frei schwebende Ideenlauf an einer 
konkrete Körperlichkeit hängt: 

„Nur weil ich als Freies im Körper lebendig bin, darf dieses lebendige Da­
sein nicht zum Lasttiere missbraucht werden. Insofern Ich lebe, ist meine 
Seele (der Begriff und höher das Freie) und der Leib nicht geschieden, dieser 
ist das Dasein meiner Freiheit, und Ich empfinde in ihm. Es ist daher nur i-
deenloser, sophistischer Verstand, welcher die Unterscheidung machen 
kann, dass das Ding an sich, die Seele, nicht berührt oder angegriffen werde, 
wenn der Körper [...] misshandelt wird."33 

Wer seinen besonderen Körper malträtiert, quält den allgemeinen 
Geist, der sich nun einmal nur in konkreten Gehäusen einnisten und so 
ein „Dasein" gewinnen kann. Vom Gedanken der abstrakten Pflicht aus­
gehend stößt Kant auf denselben Gedanken und treibt ihn gleich noch 
einen Schritt weiter treibt - vom Körper zum Körperteil: 

Ebenda, S. 82. 
Hegel 1986, S. 51. 
Ebenda, S. 111. 
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„Sich eines integrierenden Teils als Organs berauben (verstümmeln), z. B. 
einen Zahn zu verschenken, oder zu verkaufen, um ihn in die Kinnlade eines 
andern zu pflanzen, oder die Kastration mit sich vornehmen lassen, um als 
Sänger bequemer zu leben können, und dgl. gehört zum partialen Selbst­
morde" 

- und ist damit die „Verletzung einer Pflicht gegen sich selbst"; und 
zwar einer „strengen" 3 4 Kurzum: Körper und Körperorgan sind Reser­
vate des absolut Unverfügbaren, klassischerweise. Diesseits des Limits 
mögen Gesetzgeber oder Sittenapostel den Menschen weitere Ein­
schränkungen auferlegen, doch stehen dafür weder zeitlose Kriterien 
noch eindeutige Standards zur Verfügung -

„es sind hier keine festen Bestimmungen zu geben und keine absoluten 
Grenzen zu ziehen. Alles ist hier persönlich; das subjektive Meinen tritt ein, 
und der Geist der Verfassung, die Gefahr der Zeit haben die näheren Um­
stände mitzuteilen." 3 5 

Doch wenn es um das Leben des Leibes geht, ist Schluss mit Konditio-
nalitäten und Relativismen. Oder besser: war Schluss. 

6. Eigentum und Organ: „Teilung" 

„Kidney for sale" - Kants „partieller Selbstmord" ist inzwischen für 
einige zur Pflicht geworden: Angehörige von Nierenkranken werden zur 
„freiwilligen Spende"36 nachhaltig ermuntert, indische Familienmütter 
„spenden" um ihren Töchtern eine Mitgift zu ermöglichen, moldawische 
Männer tragen die Schulden ihrer Familien ab.3 7 Und weil trotz allem 
das - durchaus steigende - Angebot die grassierende Nachfrage nicht 
deckt, hat sich ein internationaler Schwarzmarkt entwickelt, organisiert 
von „kidney hunters" und Nierenmaklern, der frei von moralischen 
Rücksichten und familiären Banden (Krankheit des Bruders, Mitgift der 
Tochter, Schulden der Familie etc.) funktioniert. Wo sie noch gelten, 
lässt sich noch rechten: 

„It is surely a kind of hypocrisy and arrogance on the part of the rich world 
to reject the right of poor people to exercise their autonomy when it comes 
to selling their organs. Is it ethically justifiable to deprive the world's poor-

I. Kant, Die Metaphysik der Sitten, Frankfurt a. M . 1989, S. 555, S. 554. 
Hegel 1986, S. 383. 
R. Fox; J. Swazey, Spare Parts. Organ Replacement in American Society, New 
York 1992. 
E. Pearson, Coercion in the Kidney Trade? A Background Study on Trafficking 
in Human Organs Worldwide. Sector Project Against Trafficking in Women, 
Eschborn 2004. 
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est people of the chance for a better life? The decision to sell one's organs is 
never taken lightly - it is often an act of great altruism driven by the desire 
to create a better life for one's family." 3 8 

Doch in anderen Fällen geht es um „opportunity" pur, ohne jedes ethi­
sche Ornament: 

„When Alberty José da Silva heard he could make money, lots of money, by 
selling his kidney, it seemed to him the opportunity of a lifetime. For a des­
perately i l l 48-year old woman in Brooklyn whose doctors had told her to 
get a kidney any way she could, it was." 3 9 

Der Körper wird geteilt und das „unnütze", weil „doppelte" Organ 
als Ware behandelt - deren Wert bei einem zehnfachen Jahreseinkom­
men liegen kann. 4 0 Sicher - schon diese Relation der Werte deutet dar­
auf hin, dass wir es nicht mit „souveränen" Anbietern zu tun haben, de­
ren Verkaufsentscheidung eine unendliche Freiheit konkretisiert. 
Tatsächlich strotzt der Organhandel vor sozialen Asymmetrien: 

„In general, the circulation of kidneys followed established routes of capital 
from South to North, from East to West, from poorer to more affluent bod­
ies, from black and brown bodies to white ones and from female to male or 
from poor, low status men to more affluent men. Women are rarely the re­
cipients of purchased organs anywhere in the world." 4 1 

Doch ideologisch hat der stille Zwang der Verhältnisse das glorreiche 
Recht auf Eigentum noch nie entwerten können. 

7. Die Grenze der Entgrenzung 

Propertizing the human body modifiziert das Eigentumsrecht tiefgrei­
fend: Recht auf Leben bedeutet jetzt auch Verfügung über sich selbst, im 
Ganzen und in Teilen. Eigentum im Ursprung war dazu gedacht, den 
menschlichen Körper zu erhalten: ein „Lebensmittel"; am Ende bedeutet 
es das Recht, ihn zu verhökern. So gesehen hat eine drastische Entgren­
zung stattgefunden - vom Menschenrecht gegenüber anderen zum Men­
schenrecht an sich selbst. Genau genommen liegen die Dinge zwar et-

T. Bakdash Tarif; N . Scheper-Hughes, Is It Ethical for Patients with Renal Dis­
ease to Purchase Kidneys from the World's Poor? in: Public Library of Science 
Medicine 3 (2006) 10, e. 349. 
L. Rohter, The Organ Trade. A Global Black Market. Tracking the Sale of a 
Kidney On a Path of Poverty and Hope, in: New York Times 23.5.2004. 
Pearson 2004 (wie in Anm. 36). 
N . Scheper-Hughes, Keeping an Eye on the Global Traffic in Human Organs, in: 
The Lancet 361 (2003) 9369, S. 1645-1648, S. 1646. 
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was komplizierter, weil schon Locke das Recht am eigenen Körper 
kannte - als Grund dafür, dass Arbeit Eigentum begründen kann; nie 
aber wäre es ihm in den Sinn gekommen, daraus eine Lizenz für die 
Verwertung von Organen abzuleiten - der eigene Körper war (und ist 
dem gesunden Menschenverstand weiterhin) sakrosankt. 

Entgrenzung ja - aber nicht absolut. Die Modernisierung des Eigen­
tumsbegriffs sollte eigentlich, glaubt man der herrschenden Erzählung, 
darin bestehen, dass eine Entmaterialisierung statt findet: von der aus­
schließenden Verfügung über eine dingliche Sache (z. B. ein Stück Brot) 
hin zum Recht auf Beteiligung (access) an einem fiktiven Objekt (z. B. 
einem Fonds). Freilich, wo es um das Eigentum als striktes Menschen­
recht geht, scheint man um die harte „Materie" nicht herumzukommen. 
Forget Locke - diese Aufforderung ist wohl ein bisschen verfrüht. 4 2 

B. Maurer, Forget Locke? From Proprietor to Risk-Bearer in New Logics of 
Finance, in: Public Culture 11 (1999) 2, 365-385 
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Propertization und ihre Gegentendenzen: 
Beispiele aus ländlichen Gebieten Europas 

1. Einleitung 

Ich möchte in diesem Kapitel sowohl grundlegende theoretische Fragen 
der Eigentumsforschung ansprechen als auch einige Ergebnisse der eige­
nen Feldforschung und anderer empirische Untersuchungen über Eigen­
tumsrechte in Europa darstellen. Was die Theorie anbelangt, komme ich 
am Ende zum Begriff der Propertization, wie er von Hannes Siegrist in 
diesem Band ausgeführt wird 1, zurück. Man darf nicht annehmen, dass es 
vor den sukzessiven Wellen von Privatisierungen und der Umwandlung 
von Gütern in kommerzielle Waren {commodification), die mit Industriali­
sierung und Modernität assoziiert werden, keine Systeme von Property 
gab. Aus der Sicht der Ethnologie gibt es solche Systeme überall und im­
mer, auch unter den einfachsten ,Naturmenschen'. Allerdings ändern sich 
im Laufe der Geschichte das Profil der Eigentumsrechte (oder ihre Bün­
delung')2 und die Gegenstände dieser Rechte. 

Hannes Siegrist lenkt unsere Aufmerksamkeit auf bestimmte Trends 
der privaten Propertization, merkt aber zu Recht an, dass diese Prozesse 
keineswegs ohne Ambivalenz und Gegentendenzen sind. In letzter Zeit 
haben sich auch Ethnologen ganz neuen Eigentumsobjekten, wie Körper­
teilen, Kulturgütern und geistigem Eigentum aller Art zugewandt. Hier 
sollte aber nicht das klassische Thema des Bodenrechts vergessen werden, 
denn gerade im ländlichen Gebiet im heutigen Europa findet man Beispie­
le, sowohl für radikale Propertization als auch für das, was Christoph En­
gel die Verdünnung von Eigentumsrechten nennt.3 Im Rahmen eines 
Schwerpunktes am Max-Planck-Institut für ethnologische Forschung in 
Halle, der 2000 bis 2005 existiert hat, haben wir Prozesse der Dekollekti-
vierung in fast zwanzig ehemaligen sozialistischen Regionen zwischen 
dem Leipziger Südraum und Kamtschatka sowie Fujian in Ostasien unter-

Vgl. H. Siegrist in der Einleitung dieses Bandes. 
Vgl. F. von Benda-Beckmann in diesem Band. 
C. Engel, Die soziale Funktion des Eigentums, in: T. v. Danwitz/O. Depenheuer/ 
C. Engel (Hrsg), Bericht zur Lage des Eigentums, Heidelberg 2002, S. 9-107, S. 13. 

C O M P A R A T I V 16 (2006), Heft 5/6, S. 84-98. 
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sucht. Auf einige Ergebnisse dieser Projekte werde ich später zurück­
kommen.4 

Zunächst möchte ich im ersten und längsten Teil dieses Beitrags eine 
Fallstudie eines ungarischen Dorfes namens Tazlär vorstellen, in dem ich 
bereits seit drei Jahrzehnten Feldforschung betreibe. Der Sonderweg die­
ser Gemeinde verlief in drei Phasen. In der Phase der vorsozialistischen 
Geschichte war eine fast klassische Propertization die Haupttendenz des 
Bodenrechts. Nach dem Zweiten Weltkrieg erfolgte ein scharfer Bruch, 
und es bildete sich später eine sehr flexible Variante der sozialistischen 
Eigentumsverhältnisse heraus. Während der letzten fünfzehn Jahre trat 
eine neue Welle der Propertization ein, allerdings unter radikal veränder­
ten externen Bedingungen, die für Widersprüche und große Enttäuschun­
gen gesorgt haben. Anschließend werden auf der Makroebene Entwick­
lungen im ländlichen Gebiet Ostmitteleuropas mit denen in West- und 
Osteuropa verglichen. Dabei finden auch neue Eigentumsobjekte in ande­
ren Bereichen die im Gefolge der Privatisierung städtischer Wohnungen 
entstanden sind, kurz Erwähnung. Zum Schluss werde ich versuchen, auf 
die allgemeine Terminologie und Thematik des vorliegenden Bandes ein­
zugehen. 

Die stetige Ausdehnung der Marktwirtschaft und die Kommerzialisie­
rung von neuen Eigentumsobjekten sind dominante Phänomene unserer 
Zeit; aber wo hört Eigentum auf? Aus ethnologischer Sicht sind alle 
menschlichen Gesellschaften durch Eigentumsbeziehungen (property re­
lations) gekennzeichnet, und im heutigen Europa sieht man gerade in 
ländlichen Gebieten, dass die private propertization vielleicht bereits an 
ihre Grenzen gestoßen ist und eine Reaktion ausgelöst hat, die mit Hilfe 
von Karl Polanyis Konzept der Doppelbewegung analysiert werden kann. 

2. Propertization in der Puszta: Das Bodenrecht in Tâzlâr und 
der ostmitteleuropäische Sonderweg 

Natürlich kann ein einziges Dorf der ungarischen Tiefebene nicht stellver­
tretend für die ganze Geschichtsregion Ostmitteleuropas betrachtet wer­
den. Ich behaupte trotzdem, dass die Geschichte Tâzlârs seit der Neugrün­
dung dieser Gemeinde 1872 bestimmte Trends der Propertization 
besonders gut und ,ideal-typisch' illustriert. Das Dorf, mit einer heute 
sinkenden Bevölkerung von fast 2000 Einwohnern, befindet sich im 

Für eine ausfuhrliche Darstellung siehe C. Hann (Hg.), Property Relations. The 
Halle Focus Group 2000-2005, Halle 2005. Diese Publikation kann von der 
Homepage herunter geladen werden: http://www.eth.mpg.de/pubs/pdf/property_-
relations_report_2005.pdf 

http://www.eth.mpg.de/pubs/pdf/property_-
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Flachland, auf halbem Weg zwischen den beiden Hauptflüssen des Lan­
des, der Donau und der Theiß (Duna-Tisza köze). Die Bodenqualität in 
diesem Gebiet ist sehr ungleichmäßig. Selbst das beste Ackerland ist hier 
weitaus weniger fruchtbar als im Gebiet westlich der Donau und östlich 
der Theiß. Weite Strecken des Gebietes um Tâzlâr sind so sandig, dass der 
Anbau von Getreide unmöglich ist. Auf älteren Karten wird das Gebiet 
von Tâzlâr puszta genannt: das Wort hat einen slawischen Ursprung und 
bedeutet in etwa so viel wie leeres Gebiet, ohne Siedlungen und bestimmt 
ohne Kultur. Im 19. Jahrhundert war das Image der großen puszta ein 
wichtiger Teil der neuen Symbolik der nationalen Bewegung des ungari­
schen Volkes. 5 Bis Ende des 17. Jahrhunderts besetzten die Osmanen die 
gesamte Tiefebene. Die Neubesiedlung, z. T. durch deutsche Bauern, war 
ein langer Prozess. Tâzlâr wurde vom König einem in der Nähe von Buda 
wohnhaftem Adligen zugeteilt, dessen Leibeigene die Fläche Tâzlârs als 
Sommerweide für ihr Vieh nutzten. Puszta hieß also keineswegs terra 
nullius (herrenloses Gebiet): die Eigentumsverhältnisse waren klar, auch 
wenn in der Praxis die Nutzungsrechte recht ungeregelt schienen. 

Im Laufe des 19. Jahrhunderts zerstückelte und verkaufte man schritt­
weise die pusztâk dieser Gegend. Ab 1872 wurde Tâzlâr hauptsächlich 
von Bauern wieder besiedelt, welche die Landknappheit in einem anderen 
Teil der Region, besonders in Szeged, miterlebt hatten.6 Das Resultat der 
neuen Besiedlung waren hauptsächlich verstreute Ansiedlungen. Neue 
Siedler bauten ihre Farmen (tanyäk) auf einem Stück Land, welches sie 
als privates Eigentum kauften und dann auch besaßen. Vielfach erfolgte 
die Vermittlung durch regionale Banken. Im Laufe der Zeit wurden diese 
Stücke immer kleiner. Ein Gebiet von einigen hundert Hektar wurde vom 
Dorf als Weide für die Sommermonate erworben und kommunal genutzt. 
Es wurden keine landwirtschaftlichen Genossenschaften gebildet. Es 
schien, dass das Gemeinschaftsgefühl bedeutend schwächer war als in den 
meisten älteren Dörfern. In der Epoche vor dem Sozialismus hatten die 
religiöse und ethnische Zugehörigkeit eine größere Bedeutung als die In­
stitutionen der bürgerlichen Gesellschaft (polgâri târsadalom).1 

Die /awva-Gemeinschaft Tâzlârs war ein Ergebnis der Verbreitung des 
kapitalistischen Marktsystems und der Propertization. Auf sozialer und 

R. Albert, "Te a magyarnak képe vagy, nagy rônasâgunk!" avagy a nemzeti ter 
tâji reprezentäciöja, in: B. Borsos/Z. Szarvas/G. Vargyas (Hrsg.), Fehéren 
Feketén. Varsânytôl Rititiig, (Tanulmânyok Sârkâny Mihâly tiszteletére) Vol 1, 
S. 81-95, Budapest 2005. 
C. Hann, A Frontier Community on the Great Hungarian Plain, in: New 
Hungarian Quarterly 20 (74) (1979), S. 116-122; A. Juhâsz, Tâzlâr puszta 
benépésedése in: A. Juhâsz (Hrsg.), Migrâcio és telepûlés a Duna-Tisza kozén 2, 
Szeged 1997, S. 37-69. 
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ökonomischer Ebene war die Gemeinde sehr verschieden. Land und ande­
re Produktionsmittel wurden aufgekauft und gewinnbringende Waren auf 
dem Markt verkauft. Erfolgreichere Siedler vermarkteten ihre Produkte 
sowohl in der Umgebung als auch im 140 km entfernten Budapest das mit 
einem Direktzug vom Nachbarort Soltvadkert erreichbar war. Auf der 
anderen Seite allerdings hatten die sozialen Beziehungen und Organisa­
tionen viel Ähnlichkeit mit den quasi-feudalen Bedingungen anderswo im 
vorsozialistischen Ungarn. Die Verbürgerlichung (polgàrosodâs) war mi­
nimal, und wohlhabende Siedler, welche man später als kulâk bezeichnete, 
griffen hauptsächlich auf Farmbedienstete (cseléd) zurück. Viele der spä­
teren Siedler hatten nie die Möglichkeit, einen autonomen Ackerbau zu­
sammen mit ihrer Familie zu beginnen; einige waren zu arm, um ihre Ba­
sisbedürfnisse zu erfüllen und somit auf den Lohn ihrer Kinder, die als 
Knechte und Mägde arbeiteten, angewiesen. 

Die eklatanten Ungleichheiten dieser sozialen Struktur begründeten 
und rechtfertigten ab 1949 die Förderung neuer Genossenschaftsformen 
für den Ackerbau. Diese waren allerdings nicht sehr erfolgreich. Unter 
dem repressiven politischen Klima der 1950er Jahre führte die kommu­
nistische Unterstützung von Landwirtschaftsgenossenschaften, volksei­
genen Gütern und Traktorstationen dazu, dass die emotionale Verbun­
denheit der meisten Bauern mit ihrem Privateigentum noch wuchs. Einige 
von ihnen, die kuläken, waren Opfer einer willkürlichen Be­
schlagnahmung, nicht nur ihres Landbesitzes, sondern auch häufig ihrer 
Häuser. Das herkömmliche Eigentumssystem als Kern der bäuerlichen 
Landwirtschaft und der gesellschaftlichen Hierarchie wurde völlig zer­
stört. 

Das Thema „Eigentum" kam in meiner Arbeit über die sozialistische 
Zeit sowohl vor als auch nicht vor.8 Es war insoweit vorhanden, als ich die 
erzwungene Gründung von drei „kooperativen Gruppen" im Jahr 1960 
beschrieb, welche später, 1974, in einer einzigen spezialisierten Genos­
senschaft vereint wurden. Doch die Kollektivierung traf Tâzlâr und viele 
andere Dörfer im Gebiet zwischen Donau und Theiß nicht so wie die mei­
sten ungarischen Dörfer, deren Bewohner alle gezwungen wurden, der 
ungarischen Version des sowjetischen Kolchos beizutreten. Die ökologi­
schen Umstände als auch die Struktur der verstreuten Ansiedlungen 
zwangen die Regierung unter Jânos Kâdâr zu einem pragmatischen Vor­
gehen. Die Dorfbewohner wurden genötigt, die Verfügungsrechte über ihr 

Genau wie im Deutschen ist der alte Begriff polgäri tärsadalom (bürgerliche 
Gesellschaft) ab den 1980er Jahren durch c iv i l tärsadalom (Zivilgesellschaft) er­
setzt worden. 
C. Hann, Tâzlâr: a village in Hungary, Cambridge 1980. 
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Land der neuen Genossenschaft zu überlassen, doch die Nutzrechte blie­
ben vorerst unangetastet. Diese ,einfache' Form der Genossenschaft sollte 
im Laufe der Zeit zu einer gewöhnlichen Genossenschaft umgewandelt 
werden, was aber nie passierte. Stattdessen wurde die spezialisierte Ge­
nossenschaft zum Musterbeispiel der Flexibilität des ungarischen „Markt­
sozialismus". Nicht die Dogmen des sozialistischen Eigentums waren hier 
maßgeblich, sondern die Steigerung der Produktion im Rahmen einer auf 
Gegenseitigkeit basierenden Beziehung zwischen sozialistischen Institu­
tionen und einzelnen Haushalten. Ich habe nicht explizit über Eigentum 
geschrieben, weil der eigentliche Besitz von Land bis Ende der 1970er 
Jahre seine wirtschaftliche und soziale Bedeutung eingebüßt hatte. Statt­
dessen wurde die Anhäufung von Konsumgütern zum Hauptanreiz für die 
schwere Arbeit, welche oft neben einer Vollzeitarbeit in die Produktion 
landwirtschaftlicher Güter investiert wurde. Gleichzeitig vergrößerte die 
Genossenschaft langsam ihre Anbaufläche. Mit der Hilfe moderner Tech­
nologie, chemischer Düngemittel und staatlicher Subventionen für land­
wirtschaftliche Betriebe in ökologisch ungünstigen Gebieten wurden in 
den 1980er Jahren, dem letzten Jahrzehnt des Sozialismus, beachtliche 
Ergebnisse erzielt, sowohl im kollektiven als auch im privaten Anbau. 

Trotz besonderer Eigenschaften wurde in Tâzlâr die Dekollektivie-
rungspolitik nach 1990 genau so durchgeführt wie im übrigen Ungarn.9 

Gegen den Willen der in dieser ländlichen Region populärsten Partei der 
„Unabhängigen Kleinbauern" wurde das Prinzip der Rückerstattung zu 
einem der Kompensation umgestaltet. Dadurch sollte die wirtschaftlich 
verheerende Zerstückelung der Felder verhindert werden, die im Sozia­
lismus zu rentablen Produktionseinheiten zusammengeführt worden wa­
ren. Die betroffenen Bauern waren emotional und moralisch frustriert, 
nachdem klar wurde, dass sie die vollen Besitzrechte über den Grund und 
Boden, mit dem sich ihre Familien identifizierten, nicht durchsetzen konn­
ten. In der Praxis jedoch berücksichtigte man die historischen Besitzver­
hältnisse in den meisten Fällen. Die Versteigerung von Land spielte nur 
eine kleine Rolle in Tâzlâr. Trotz alledem war der Prozess der Neuvertei­
lung von Land konfliktreich. Obwohl die meisten Streitigkeiten bis 1997 
beigelegt wurden, warteten 2001 noch einige Prozessparteien auf eine 
gerichtliche Entscheidung. Die häufigste Beschwerde war, dass Mitglieder 
der diversen lokalen Gremien, welche mit der Dekollektivierung beauf­
tragt worden waren, Beschlüsse fällten, die ihre eigenen Familien bevor­
zugten.10 

C. Hann, Not the Horse We Wanted! Postsocialism, Neoliberalism and Eurasia, 
Münster 2006, Kapitel 3. 

1 0 Ebenda. 
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Tâzlâr hat sich seit dem Zusammenbruch des Sozialismus sowohl auf 
der Ebene der politischen als auch der moralischen Ökonomie gewandelt. 
Ersteres wurde entscheidend durch makroökonomische Kräfte beeinflusst, 
welche den Markt für die Produkte, die den Haushalten in den 1970er und 
1980er Jahren Wohlstand brachten, reduzierte oder sogar eliminierte. Im 
Jahr 2004 schrieb mir ein Bekannter verbittert in einem Brief, dass es laut 
den letzten landwirtschaftlichen Statistiken mittlerweile mehr Hunde als 
Schweine im Dorf gebe. Die Milch- und Weinwirtschaft sind ebenfalls 
eingebrochen. Ein Zugezogener im Dorf hat neue Reben angepflanzt und 
investierte in eine neue Weinkelleranlage, doch auch dieser vorbildliche' 
Unternehmer hat Schwierigkeiten, Kunden zu finden. Ironischerweise ist 
er davon überzeugt, dass eine neue Form der Genossenschaft der einzige 
Weg wäre, die Produktion in diesem Sektor zu koordinieren bzw. zu stan­
dardisieren. Viele Fabriken in dieser Region mussten schließen. Die Ar­
beitslosigkeit wird durch eine umfangreiche „informelle" oder „schwarze" 
Wirtschaft verschleiert, aber auch dadurch gemildert, dass viele ländliche 
Haushalte vieles, was sie an Lebensmitteln benötigen, selbst anbauen 
können." 

Die ,weichen' Variablen der moralischen Ökonomie haben zu sehr un­
terschiedlichen Meinungen geführt. Für viele, darunter ältere Menschen, 
die ihre Religiosität frei ausüben können und einige Rechte über ihr Ei ­
gentum zurückgewinnen konnten, findet der Niedergang des Sozialismus 
uneingeschränkte Zustimmung, trotz der vielen materiellen Nachteile. 
Aber die große Mehrheit mit der ich 2001 sprach, beharrte auf den negati­
ven Konsequenzen des „Systemwechsels". Was für einen Sinn hatte es 
gehabt, fragten sie, dass sie zwar die Besitzverhältnisse klären durften, 
doch das Land sich eher als Belastung erwies? Viele im oberen Dorfteil, 
wo eine detaillierte Bestandsaufnahme durchgeführt wurde, beschwerten 
sich über die Verschlechterung des gemeinschaftlichen Lebens, wie z. B. 
am zurückgehenden Interesse für den Laientheaterverein und am Ausblei­
ben der gegenseitigen Unterstützung bei privaten Baumaßnahmen. 1 2 

In meiner 1980 erschienen Monographie hob ich hervor, wie hart die 
Bewohner Tâzlârs arbeiteten, um Waren für den Markt zu produzieren. 
Ich sah die einzige Möglichkeit, sie von dieser selbst auferlegten Belas­
tung zu befreien, in der schnellen Umwandlung der spezialisierten Ge­
nossenschaft in eine allgemein übliche LPG. Dreißig Jahre später, nach 
dem Zusammenbruch des Marktes, müssen viele Familien nun noch mehr 
arbeiten, da ihre Arbeit, soweit sie über einen Arbeitsplatz verfugen, we-

" Ebenda. 
1 2 C . Hann, Die Kosten der neuen Zivilgesellschaft in Osteuropa, in: Sociologus 54 

(2004) 1, S. 79-95. 
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niger Geld einbringt und sie gezwungen sind, sich nebenher selbst mit 
landwirtschaftlichen Produkten aus Hof und Garten zu versorgen. Es 
herrscht viel Nostalgie bei dem Gedanken an die schnelle Anhäufung von 
Gütern, für die in den letzen Jahrzehnten des Sozialismus so hart gearbei­
tet worden war. Es scheint heute so, als würde der Lebensstandard der 
damaligen Zeit, in der Eigentum nicht so viel bedeutete und nur die Pro­
duktion wichtig war, im Postsozialismus nicht mehr zu halten sein. Die 
Eigentumsrechte sind fast völlig geklärt, doch die Produktion sinkt stän­
dig, und in letzter Zeit ist auch ein verstärkter Bevölkerungsschwund zu 
beobachten. 

3. Vergleiche auf der Makroebene 

Natürlich sind die konkreten Entwicklungspfade der post-sozialistischen 
Länder sehr unterschiedlich. Weder statistisch noch organisatorisch-
strukturell gilt Tâzlâr als typisch für Ungarn. Die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter unseres Forschungsschwerpunktes am Max-Planck-Institut für 
ethnologische Forschung haben in manchen Fällen innerhalb desselben 
Landes auf große Unterschiede aufmerksam gemacht. Trotzdem kann 
auch die Ethnologie nicht immer auf der Mikroebene verbleiben. Deshalb 
sollen im Folgenden die Bauern Tâzlârs mit denen in anderen Teilen der 
Region, bzw. Europas bzw. Eurasiens verglichen werden. 

Im Großen und Ganzen lag und liegt die ländliche Transformation in 
Ungarn in der Mitte eines Spektrums der Möglichkeiten. Der Übergang zu 
einer neuen, kapitalistischen Landwirtschaft war am einfachsten in Ost­
deutschland zu bewältigen. Auch hier gab es natürlich eine radikale Ände­
rung der Richtung der Propertization, aber die Zahl der „Wieder­
einrichter", d. h. der selbständig wirtschaftenden Bauern, hat sich fast 
überall in Grenzen gehalten. Die Großbetriebe sind umstrukturiert wor­
den, spielen aber immer noch die Hauptrolle. Ein Hauptgrund dafür ist, 
dass die Subventionen des Sozialismus sofort in die neuen Subventionen 
der E U umgewandelt worden sind. Ganz anders ist es in Ländern wie 
Bulgarien und Rumänien, letzteres hat eine besonders katastrophale 
Fragmentierung nicht nur der Bodenrechte, sondern auch auf der Ebene 
der Produktion erlitten. 

In der Einleitung zu unserem ersten kollektiven Sammelband habe ich 
versucht, auch die alten Mitglieder der E U in unsere Vergleiche mit ein-
zubeziehen.13 In jüngster Zeit haben sich einige Tendenzen fortgesetzt. 

1 3 C. Hann, Einleitung: Decollectivisation and the Mora l Economy, in: Chris Hann 
and the „Property Relations" Group, The Postsocialist Agrarian Question. Prop­
erty Relations and the Rural Condition, Münster 2003, S. 1-46. 
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Der Abbau von Agrarsubventionen wird anscheinend immer ernster ge­
nommen. Was bedeutet dies für Propertization? In meiner Heimat Wales 
sind die meisten Bauern kleine hill farmers, die es erst im Zeitalter der E U 
zu einem gewissen Wohlstand gebracht haben. Diese sind natürlich ganz 
bescheidene Gewinner der bisherigen Subventionen. Die wirklich großen 
Nutznießer sind Eigentümer wie Königin Elisabeth und die Altaristokra­
tie. Auch sie werden mit dem Streichen dieser Subventionen in den kom­
menden Jahren viel verlieren. Für die hill farmers in Wales bedeutet dies 
indessen wahrscheinlich das Ende ihrer Existenz und Lebensweise. Sie 
werden bald in derselben misslichen Lage sein wie die neuen Eigentümer 
in Tâzlâr. Die einzige Hoffnung, die in beiden Regionen bleibt, ist die auf 
eine neue Politik der integrierten ländlichen Entwicklung (integrated rural 
development), die einen Ausgleich dafür zahlt, dass die Bauern die Um­
welt so schützen und pflegen, dass die Stadtbewohner eine schöne und 
gesunde Landschaft genießen können. So wird vielleicht der Boden als ein 
wertvolles Gut erhalten bleiben, aber von der alten Ideologie der privaten 
Propertization sind wir damit sehr weit entfernt. 

Aber schauen wir auch nach Osten. Anfang der 1990er Jahre änderten 
die russischen Kolchosen ihren Rechtsstatus und die Mitglieder erhielten 
das Recht, ihren Anteil am Ackerland zurückzunehmen. Land konnte auch 
gepachtet werden. Das gab somit der durchschnittlichen Kolchos-Familie 
die Gelegenheit, sich als kommerzielle Bauern (fermeri) zu etablieren. In 
den von Patrick Heady untersuchten Gemeinden bedeutete dies, etwa 40 
Hektar Land, teils eigenes, teils gepachtetes, zu bearbeiten. Nur etwa zwei 
Prozent der Familien nahmen diese Gelegenheit wahr, so dass (um Heady 
zu zitieren), in dieser Hinsicht die Dekollektivierung zu einem Fiasko 
wurde, da 98 Prozent der Bevölkerung diese ablehnten.14 

Der russische Fall wirft wichtige Fragen auf. Die so genannte Schock­
therapie ist eindeutig gescheitert. Viele Beobachter, unter ihnen hartnäcki­
ge Vertreter der neuen Institutionenökonomie, behaupten aber gern, dass 
das grundlegende Problem doch einfach zu definieren sei. Dieser Ortho­
doxie nach ist alles nur eine Frage der Institutionen: wenn die Umsetzung 
der Privatisierungsgesetze nicht funktioniert hat, dann muss dies auf 
Grund von Mängeln im institutionellen Kontext passiert sein. „Institution" 
kann dabei fast alles bedeuten, von Organisationen wie staatlichen Behör­
den, die ineffizient mit der Verteilung von Eigentumsurkunden umgehen, 
über Praktiken von Korruption bis zu ganz nebulösen Begriffen wie Ver­
trauen und Solidarität. Die Annahme ist, dass, wenn alles in den Institu­
tionen besser geklappt hätte, wir natürlich schnell zu einer neuen Welt von 

1 4 P. Heady, Property and Kinship in Rural Russia - and Elsewhere, in: Hann (wie 
A n m . 4), S. 46-49. 
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Privateigentümern, die als unternehmerische Individuen agieren, gekom­
men wären. Die Befürworter dieser Ansätze haben ein klares und univer­
selles Menschenbild vor Augen: der freie Mensch strebt immer und über­
all auf der Welt danach, privates Eigentum zu besitzen und zu genießen. 
Es handelt sich sozusagen um eine anthropologische Voraussetzung, im 
deutschen, philosophischen Sinne; so ist sie halt, die menschliche Gattung. 
Eine ethnologische Interpretation muss aber von einem anderen Aus­
gangspunkt ausgehen. Statt anzunehmen, dass der ehemalige Kolchos-
Bauer das Produkt einer bedauerlichen Verzerrung des natürlichen' Mu­
sters des Homo oeconomicus ist, muss man sich ernsthaft mit seiner Ge­
schichte auseinandersetzen und das Erbe respektieren. 

Die zu Grunde liegenden Spannungen treten nicht nur in ländlichen 
Gebieten auf, obwohl wir behaupten, dass die Kosten des Systemwechsels 
hier besonders hoch sind. Caroline Humphrey hat Feldforschungen in 
Großstädten wie Moskau und Ulan-Ude durchgeführt, wo, wie überall in 
der ehemaligen Sowjetunion, sowohl Wohnungen als auch versor­
gungswirtschaftliche Einrichtungen privatisiert wurden. Nach dieser Pro­
pertization müssen die Bewohner dort viel Geld ausgeben, wo früher das 
Wasser oder Gas fast frei erhältlich waren. Einige können nicht zahlen, 
aber auch die, die es sich noch leisten können, zögern und sprechen meist 
sehr positiv und nostalgisch über das ancien régime. Humphrey spricht 
von neuen Formen von Subjektivität und Abhängigkeit (subjecthood)}5 

Die Privatisierungen schaffen nicht nur eine neue Grenze zwischen „pri­
vater Sphäre" und Öffentlichkeit, sondern auch neue Menschen und Orga­
nisationen, die stolz auf ihren Besitz sind. Sie sind Eigentümer geworden 
und nicht mehr bloß Empfänger staatlicher Subventionen. Die genauere 
Betrachtung zeigt jedoch, dass die Umsetzung der neuen Gesetze nur we­
nige derartige neue Subjekte hervorgebracht hat. Die große Mehrheit sieht 
die Änderungen als eine gefährliche Bedrohung und wehrt sich so gut sie 
kann. Diese Ergebnisse kann man gut mit Hilfe eines Modells von Franz 
und Keebet von Benda-Beckmann erklären: 1 6 Eine radikale Änderung auf 
der Ebene gesetzlicher Regelungen reicht für die Schaffung eines neuen 
Eigentumssystems nicht aus, wenn diese Gesetze von oben aufoktroyiert 

C. Humphrey, New Subjects and Situated Interdependence: after Privatization in 
the City of Ulan Ude, in: C. Alexander/V. Buchli/C. Humphrey (Hrsg.), Urban 
Life in Post-Soviet Asia, London 2006. 
Für eine neue Zusammenfassung und weitere Hinweise siehe F. und K. von Ben­
da-Beckmann, und M . Wiber, The properties of property in: F. und K. von Ben­
da-Beckmann; M. Wiber (Hrsg.), Changing Properties of Property, New York 
2006, S. 1-40. 
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werden und der Logik von kulturellen Werten und Ideologien auf einer 
anderen Ebene widersprechen. 

Es wäre sehr interessant, noch weiter nach Osten zu schauen. Das chi­
nesische Bodenrecht schließt Propertization aus, allerdings gibt es Druck 
und Widerstand von unten, um in diesem Fall eine weitgehende Properti­
zation zu erreichen. Diese radikalen Unterschiede zwischen den ländli­
chen Gebieten Eurasiens lassen sich nur durch genaue historische Unter­
suchungen erklären. 1 7 

4. Doppelbewegungen und die Auflösung der Schlüsselbegriffe 

A l l diese Eigentumsfragen sind selbstverständlich höchst aktuell und poli­
tisch. Siegrists Behandlung von Propertization erinnert mich an die klassi­
sche Kapitalismuskritik, allerdings mit starker Betonung der juristischen 
Dimension. Während Karl Marx im „Kapital" ökonomische Prozesse im 
Hinblick auf Mehrwert, Entfremdung und die Ausbeutung der Arbeiter­
klasse analysiert hat, geht der Fokus auf Klassenkämpfe in den jüngsten 
Debatten über Neoliberalismus weitgehend verloren. Wir wissen, dass 
Klasse und Status immer noch eng mit Besitz und Eigentum verbunden 
sind, und dass die Ungleichheiten hinsichtlich der Verfügung über Res­
sourcen fast überall auf der Welt steigen, aber die genaueren Konsequen­
zen der neuen Propertization für die gesellschaftliche Ordnung bleiben 
unbekannt. 

Wertvolle Anregungen könnte man einem zweiten Klassiker der Ka­
pitalismuskritik entnehmen. In seinem Buch The Great Transformation 
(1944) hat Karl Polanyi die Entstehung von drei ,fiktiven Waren' (fictiti­
ous commodities ') beklagt: Boden (land), Arbeitskraft (labour) und Geld 
(money).18 Erst mit der Ausdehnung des freien Marktes im 19. Jahrhun­
dert sind diese Güter, einschließlich der Menschen, zum Status ganz ge­
wöhnlicher Waren reduziert worden. Wie Hannes Siegrist selbst be­
schreibt, ist es im selben Zeitalter zu wichtigen Änderungen im Bereich 
des geistigen Eigentums gekommen, trotzdem argumentiert er, dass wir es 
in den letzten Jahrzehnten mit einer neuen Phase der Propertization zu tun 
haben. Das klingt plausibel, wenn man im alltäglichen Leben sieht, wie 
wichtig das Phänomen des branding, d. h. des Gebrauchs und Schutzes 
von Warenzeichen, für die Identität vieler Menschen ist. Immer mehr Be-

1 7 Siehe Hann, 2006, Kapitel 2; auch C. Hann, Die Bauern und das Land. Eigen­
tumsrechte in sozialistischen und postsozialistischen Staatssystemen im Ver­
gleich, in: H . Siegrist; D . Sugarman (Hrsg.), Eigentum im internationalen Ver­
gleich (18.-20. Jahrhundert), Göttingen 1999, S. 161-184. 

1 8 K . Polanyi, The Great Transformation: politische und ökonomische Ursprünge 
von Gesellschaften und Wirtschaftssystemen, Frankfurt a. M . 1990. 
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reiche des Wissens (knowledge) werden zu neuen ,fiktiven Waren' im 
Sinne von Polanyi. Es gibt ein spezielles Problem für Ethnologen mit der 
Kategorie von kulturellem Wissen: auf der einen Seite sprechen wir uns 
natürlich dafür aus, dass die Gewinne von Produkten, die aus der Kultur 
eines indigenen Volkes stammen, den Mitgliedern dieser Gruppe zugute 
kommen sollen; auf der anderen Seite ist es oft schwierig, Gruppen zu 
definieren und die individuellen Rechte eines Künstlers mit den Gruppen­
rechten einer ,Kultur' zu vereinbaren.19 Aber gerade die Herausforderung 
solcher Fragen macht diese für Ethnologen so spannend; kein Wunder 
also, dass sie sich heutzutage immer stärker für diese aktuellen Eigen­
tumsobjekte interessieren, angefangen bei Körperteilen bis zum ökologi­
schen Wissen eines indigenen Stammes.20 

Aber wenn dies die neuen fiktiven Waren sind, was ist aus den alten 
geworden? Der Neoliberalismus scheint überall auf dem Vormarsch zu 
sein, z. B. auf den meisten Arbeitsmärkten der Welt, und selbstverständ­
lich auch den Finanzmärkten. Sobald es um den Boden geht, scheint das 
Bild komplizierter. Auch hier gibt es Gruppen, die sich für immer mehr 
Privatisierung aussprechen, z. B. auch für den nachhaltigen Schutz der 
Meere, wo vielerorts eine Wiederholung der von Polanyi verteufelten Ein­
friedungen (enclosures) stattfindet. Es gibt auch viele Studien, die bewei­
sen, dass unter bestimmten Umständen verschiedene Formen gemeinsa­
men Eigentums (was nicht mit offenem Zugang identisch ist) effizienter 
sein können. 2 1 In meinem Beitrag habe ich mich auf die Bodenrechte im 
ländlichen Europa konzentriert und das Dorf Tâzlâr in gewisser Weise 
stellvertretend für die geschichtliche Entwicklung der Region Ostmitteleu­
ropas betrachtet. Dort entfaltet sich seit dem späten 19. Jahrhundert recht 
schnell ein Prinzip von privatem Eigentum, das anscheinend im Einklang 
mit den neuen wirtschaftlichen Realitäten stand. Dieser modernen Proper­
tization nach westlichem Muster ist es aber in Ungarn nie so richtig ge­
lungen, eine erfolgreiche liberale kapitalistische Marktwirtschaft zu för­
dern. Stattdessen kam es während der 1950er Jahre zu einem Bruch und 
zur Herausbildung einer neuen Form von kollektivem Eigentum, nämlich 
des speziellen Genossenschaftlichen Eigentums. Die Arbeit wurde aller­
dings weiterhin als Hauswirtschaft betrieben, und im Spätsozialismus un­
terstützte der Staat die Akkumulationsstrategien von Familien stark und 

M . Brown, Who owns native culture?, Cambridge 2003. Siehe auch E. Kasten 
(Hg.), Properties of Culture - Culture as Property: Pathways to Reform in Post-
Soviet Siberia, Berlin 2004. 
Für eine Fülle von Beispielen siehe K . Verdery; C . Humphrey (Hrsg.), Property 
in Question: Value Transformation in the Global Economy, New York 2004. 
E. Ostrom, Governing the Commons, Cambridge 1990. 
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effektiv. 1990 ging dieses etwas ungewöhnliche sozialistische Eigentums­
system unter. Die alte Ideologie bezüglich der Vorteile von Propertization 
setzte sich, auch im Bereich des Bodenrechts, durch, aber eine Boden­
struktur von kleinen Parzellen passte überhaupt nicht mehr zu den neuen 
wirtschaftlichen Umständen in der Landwirtschaft. In Tâzlâr ist es kaum 
jemandem gelungen, seine neuen Flächen profitabel zu bearbeiten; die 
alten Subventionen wurden nicht mehr gezahlt und die neuen kamen zu 
spät und werden ohnehin gestrichen. 

Auch in anderen Gebieten Ostmitteleuropas ging es in jüngster Zeit 
um die Wiederbelebung einer alten liberalen Ideologie. Aber in der heuti­
gen Realität der E U sind die Grenzen der Eigentumsrechte durch Gesetze 
sehr aufgeweicht. Andererseits werden innovative Eigentumsobjekte wie 
Milch- und Weinquoten neu erfunden. Während sich in einigen postsozia­
listischen Gebieten diese Widersprüche abspielen (weil Länder wie Un­
garn bereits Mitglieder der E U sind), findet man anderswo eine starke 
Resistenz gegenüber allen Arten von Propertization, besonders in Russ­
land. Zusammenfassend stelle ich fest, dass die Ambivalenz des Begriffs 
Propertization noch größer ist, als von Siegrist angedeutet. Wenigstens im 
Bereich des Bodenrechtes gibt es keine ,Entgrenzung'. Die Geschichte 
Tâzlârs zeigt uns zunächst ein Nachspiel im Zuge der Einfriedungsbewe­
gung (enclosure movement), die zuerst in England stattgefunden hatte, 
dann auf andere Gebiete übergriff. Polany sieht darin ein Paradebeispiel 
für eine fehlerhafte Übertragung eines Musters vom Ursprungskontext in 
einen anderen Kontext. Dann kam es zu einem Versuch, durch die Beto­
nung von kollektivem Eigentum das Bodenrecht zu reformieren, um eine 
massive gesellschaftliche Umwandlung durchzusetzen. Nach 1990 kam es 
wieder zu Repropertization, aufgrund der Integration in die E U waren die 
Rechte aller neuen Eigentümer allerdings gekürzt oder verdünnt worden. 
Diese Entwicklungen können als eine Dialektik oder als Beispiele für Po-
lanyis ,Doppelbewegung' betrachtet werden. So wie es bereits im 19. 
Jahrhundert zur Korrektur des freien Arbeitsmarktes gekommen ist, z. B. 
durch die Gründung von Gewerkschaften, ist die Gefahr einer extremen 
Propertization des Bodenrechtes im Laufe der Zeit durch eine Fülle politi­
scher Eingriffe gemildert worden. Die ,fiktiven Waren' sind nicht gleich, 
einige sind schwieriger als andere zu zähmen, insbesondere das Geld. Die 
heutige Globalisierung zeigt, dass bei allen dreien komplexe Schwankun­
gen auftreten können, und es mit den neuen fiktiven Waren nicht anders 
ist. Die vielen Beispiele, der Macht der Märkte zu widerstehen, die man 
im Bereich geistigen Eigentums und sogar in der Wissenschaft beobach-
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tet, sind Belege dafür, dass man auch heute von einer beinahe spontanen 
Doppelbewegung sprechen muss. 

Im ländlichen Mitteleuropa haben die Privatisierungen und die Versu­
che zur Wiederherstellung eines alten Eigentumssystems aufgrund der 
komplexen lokalen Verfahren und Verhältnisse zu einer Verschärfung der 
Konflikte statt zu der erwarteten Legitimation geführt. Im Versuch, diese 
Entwicklungen zu thematisieren, habe ich an dieser Stelle den Begriff der 
Langfristrechte (auch Langzeitrechte), zu denen Eigentumsrechte gehö­
ren, von dem vor kurzem verstorbenen Ethnologen Georg Elwert über­
nommen.23 Während es sich für Elwert bei allen Ansprüchen auf Eigen­
tum implizit um Langfristrechte handelt, möchte ich einerseits seinen 
Eigentumsbegriff differenzieren, andererseits den Begriff von Langfrist­
rechten erweitern. Die Differenzierung ist nötig, weil einige Eigentums­
rechte im Sozialismus nicht die gleiche Bedeutung wie in den Nachbar­
ländern Westeuropas hatten. Viele Bauern haben ihren Boden rein formal 
behalten, mussten sich aber ab 1960 damit abfinden, dass die Verfügungs­
gewalt über ihre Fläche einer Genossenschaft übertragen worden war. Mit 
anderen Worten, inwieweit Eigentum als langfristiges Recht gelten kann, 
das dabei den Individuen und Familien Prävisionsräume sichert, d. h. Er­
wartungen garantiert, muss empirisch untersucht und nicht per definitio-
nem im Voraus festgelegt werden. Es gab diesbezüglich auch große zeitli­
che Unterschiede und Kontraste zwischen den Nachbarländern im Osten. 
Die Bodenrechte des Spätsozialismus in Ungarn waren im Vergleich zu 
den 1950er Jahren stabil. Aber weder die in den Händen der Bauern 
verbleibenden Eigentumsurkunden24 noch der Anteil am Eigentum einer 
Genossenschaft dienten als stabile Basis für die Elwert'sehen Prävisions­
räume. Die Bewohner Tâzlârs, wie beinahe alle Ungarn, mussten somit 
eine Schwächung ihrer Bodenrechte zu Gunsten der Genossenschaft ak­
zeptieren, während es z . B . nach 1956 den polnischen Bauern gelungen 
war, die Kollektivierung zu umgehen. Dafür haben die Ungarn aber von 
den Erfolgen dieser Kollektivierung profitiert, so dass es im Vergleich zu 

Die Max-Planck-Gesellschaft kämpft für einen offenen Zugang zu den Ergebnis­
sen wissenschaftlicher Forschung, aber es gibt auch unter Wissenschaftlern Be­
strebungen, sich dagegen zu wehren. 
G. Elwert, „Eigentum", in: H. D. Betz u. a. (Hrsg.), Religion in Geschichte und 
Gegenwart, Bd. 2, Tübingen 1999, S. 1143.; für eine ausführliche Diskussion 
siehe C. Hann, Landwirtschaftsgenossenschaften, Langfristrechte und Legitima­
tion: eine Fallstudie aus Ungarn, in: J. M . Eckert (Hrsg.), Anthropologie der 
Konflikte: Georg Elwerts konflikttheoretische Thesen in der Diskussion, Biele­
feld 2004, S. 217-230. 
Katherine Verdery nennt dies leere Titel {empty title), vgl. K. Verdery, The Vanish­
ing Hectare: Property and Value in Postsocialist Transylvania, Ithaca 2003, S. 72. 
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Polen den ungarischen Bauern viel besser ging, was die gesellschaftliche 
Integration betraf. Ein zu enger Fokus auf die Bodenrechte ist also irrefüh­
rend, auch wenn viele Akteure (sowohl die Mächtigen als auch einfache 
Bauern) diesen Aspekt der Kollektivierung bzw. Entkollektivierung im­
mer wieder betonen. 

Der zweite Punkt ist für mich noch wichtiger. Georg Elwert schreibt 
von „eigentumsähnlichem Recht" und beruft sich auf Urteile des Bundes­
verfassungsgerichts bezüglich der Versorgungsansprüche.2 5 Ich selbst 
habe es vorgezogen, auch die Sozialversicherungsrechte des Bürgers (citi­
zenship entitlements) eines modernen Systems von Sozialversicherung als 
Eigentumsbeziehungen (property relations) zu betrachten.26 In gewissem 
Sinne wird eine solche Gleichsetzung von der Bevölkerung Tâzlârs unter­
stützt: Als ich im Sommer 2001 Fragen über die Entkollektivierung bzw. 
Privatisierung stellte, schweiften viele ihrer Antworten auf Defizite im 
sozialen Bereich und den Mangel an Stellen, die mit sozialen Rechten und 
Pflichten verbunden sind, ab. Ich habe es so verstanden, dass die Zerstö­
rung der im Spätsozialismus entwickelten Langfristrechte bedeutender 
war, als die problematische und konfliktbeladene Wiederherstellung einer 
alten Privateigentumsordnung. Ein Plus im Bereich der Restitutionsver­
fahren reicht nicht aus, um die Bürger für diese Verluste zu entschädi-
gen.2 7 

Das Legitimationsrätsel wird gelöst, indem man die Errungenschaften 
des Sozialismus als Langfristrechte par excellence betrachtet. Sie haben in 
Zusammenhang mit den großzügig gestatteten Spielräumen für „sozialisti­
sche Verbürgerlichung" 2 8 eine Kombination gebildet, die trotz aller Vor­
behalte dem Kâdârischen Kompromiss einen beträchtlichen Grad an Legi­
timation auch im moralischen Sinne bescherte. Die Prozesse, die zur 
Anhäufung eines gewissen Reichtums führten, basierten auf spontanen 
Handlungen „von unten", wurden aber immer „von oben" gesteuert. Die 
neuen Langfristrechte kamen von oben und wurden in bestimmter Weise 
der Bevölkerung aufoktroyiert, genauso wie damals die Kollektivierung: 

Elwert (wie A n m . 23). 
C. Hann (Hrsg.), Property Relations: Renewing the Anthropological Tradition, 
Cambridge 1998. 
Im lokalen Denken gehören diese Rechte {entitlements) eines jeden einzelnen 
Bürgers doch einer anderen Kategorie an; sie werden nicht als Eigentumsrechte 
gesehen und insofern hat Thelen Recht, wenn sie hier einen Unterschied macht. 
Siehe T. Thelen, Privatisierung und soziale Ungleichheit in der osteuropäischen 
Landwirtschaft. Zwei Fallstudien aus Ungarn und Rumänien, Frankfurt a. M . 
2003, S. 275-276. 
I. Szelényi, Socialist Entrepreneurs. Embourgeoisement in Rural Hungary, Madi ­
son 1988. 
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dies war der Sonderweg Ostmitteleuropas. Aber diese innovative Kombi­
nation von sozialistischen Rechten und wirtschaftlichem Spielraum hat 
sich zumindest in Ungarn in der lokalen Gesellschaft fest etabliert. Sie hat 
eine freiwillige, spontane Kooperation zwischen den Bewohnern nicht 
ersetzt, sondern vielmehr ergänzt. Zum Beispiel florierte im Spätsozialis­
mus die Hilfe der Verwandtschaft und der Nachbarschaft, insbesondere 
beim Hausbau, wo allerdings auch die billigen Kredite vom Staat eine 
entscheidende Rolle spielten. Die so genannte Nachbarschaftshilfe (kalâ-
ka) ist in den letzten Jahren stark zurückgegangen, während das Ausmaß 
der Schattenwirtschaft gestiegen ist. Schwarzarbeiten ist äußerst unattrak­
tiv, weil man dann keinen Zugang zum staatlichen Gesundheitssystem 
oder zur Rente erhält. „Wenn reproduktionsrelevante Langfristrechte in 
Frage gestellt werden", so Elwert „entsteht in jeder Gesellschaft Ab­
wehr."29 Viele Arbeitslose sagen dazu bloß, „wir haben keine andere 
Wahl". 

Es wird heutzutage um die Erhaltung von möglichst vielen der errun­
genen Langfristrechte des Spätsozialismus gekämpft, aber in Dörfern wie 
Tâzlâr haben viele Bürger das Gefühl, wieder benachteiligt und ausge­
grenzt zu werden. Viele Bauern aller Generationen sind desillusioniert: sie 
stellen den herkömmlichen Eigentumsbegriff in Frage, indem sie sagen, 
ihre neuen Rechte sind nicht so viel wert wie die unsichtbaren Garantien, 
die sie im Sozialismus hatten, wie z. B. das Recht auf einen Arbeitsplatz, 
auf bessere und in jedem Fall billigere Medikamente. Ich weiß nicht, ob 
diese Variante von Propertization, wonach bestimmte Bürgerrechte als 
Äquivalent zu Eigentumsrechten gelten, an das Modell von Hannes Sie­
grist angepasst werden kann. Vielleicht geht diese Erweiterung zu weit 
und führt zu einer Verdünnung des Begriffs, analog zur Verdünnung, die 
Engel auf institutioneller Ebene kritisiert hat; aber sie ist mir lieber als 
Rifkins ,Ende' des Eigentums zugunsten eines Begriffes von ,access'.30 

Für viele Dorfbewohner in Tâzlâr ist diese Denkweise ein unverzichtbarer 
Bestandteil der sozialistischen und postsozialistischen Eigentumssysteme. 

Elwert (wie Anm. 23). 
J. Rifkin, Access. Das Verschwinden des Eigentums. Warum wir weniger besit­
zen und mehr ausgeben werden, Frankfurt a. M . 2000. 
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Propertization in Indonesien: 
Parallele und gegenläufige Entwicklungen 

1. Einleitung 

In meinem Beitrag zu Prozessen von Propertization werde ich auf paral­
lele und gegenläufige Entwicklungen in Indonesien eingehen. Ich be­
schränke mich dabei auf die Veränderungsprozesse, mit denen die länd­
liche Bevölkerung am meisten in Berührung kommt.1 Wir haben es 
dabei mit komplexen Property-Ordnungen und Veränderungsprozessen 
zu tun. In Indonesien koexistierten schon in der vorkolonialen Zeit, und 
dabei kann es je nach Gebiet um die Zeit vor 1600 oder 1900 gehen, 
einheimische ethnische Rechtsordnungen, meist Adat oder Adatrecht 
genannt, und Islamisches Recht, die den Umgang mit Vermögen und das 
Erben unterschiedlich regelten. Mit der Kolonisierung kam dann nieder­
ländisches Recht als staatliches Recht dazu. Nach der Unabhängigkeit 
wurde das indonesische Privatrecht in einem kaum vorstellbaren Maße 
bürokratisch und verwaltungsrechtlich durchdrungen. Dieses unüber­
sichtliche und komplexe Konglomerat wird in neuerer Zeit immer mehr 
durch inter- und transnationale Transfers von Eigentumsregeln berei­
chert.2 Dies ergibt ein komplexes und spannungsgeladenes Mit-, Neben-
und Gegeneinander von Adat und islamrechtlichen Formen von Proper­
ty mit Elementen staatlichen und trans- und internationalen Rechts, das 
man gemeinhin als „Rechtspluralismus" begreift.3 

V o r allem in West Sumatra und den Molukken, wo meine Frau und ich geforscht 
haben. Siehe F. v. Benda-Beckmann, Property in Social Continuity: Continuity 
and Change in the Maintenance of Property Relationships through Time in M i -
nangkabau, West Sumatra, The Hague 1979a; K . v. Benda-Beckmann, The Bro­
ken Stairways to Consensus. Vil lage Justice and State Courts in Minangkabau, 
Dordrecht 1984; F. a. K . v. Benda-Beckmann, Art. „Transformation and change in 
Minangkabau.", in: L . L . Thomas/F. v. Benda-Beckmann (Hrsg.), Change and Con­
tinuity in Minangkabau, Athens 1985, S. 235-278; F. u. K . v. Benda-Beckmann, 
Property, Politics and Conflic. Ambon and Minangkabau Compared, in: Law and 
Society Review 28 (1994) 3, S. 589-607. 
Indonesien ist denselben globalen Entwicklungen ausgesetzt wie unsere eigenen 
Gesellschaften und wird durch Propertization Prozesse im Bereich der Urheber-, 
Marken- und Quotenrechte beeinflusst. 
J. Griffiths, What is legal pluralism?, in: Journal of Legal Pluralism 24 (1986), S. 1-
55; F. v. Benda-Beckmann, Who 's afraid of legal pluralism?, in: Journal of Legal 

C O M P A R A T I V 16 (2006), Heft 5/6, S. 99-111 
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Jede Forschung in den Ländern der Dritten Welt erfordert also nicht 
nur einen expliziten oder impliziten Vergleich ,traditioneller' mit ,westli­
chen' Eigentumsformen sondern auch ein In-Beziehung-Setzen von unter­
schiedlichen Proper ty-Formen innerhalb derselben Gesellschaft, ein­
schließlich der oft europäisch geprägten staatlich-rechtlichen 
Bedeutungsinhalte. Einsichten aus ethnologischen Forschungen außerhalb 
Europas können dazu beitragen, den Rahmen möglicher Vergleiche Pro­
zessen der Propertization zu erweitern und gleichzeitig der Gefahr einer 
ethnozentrischen Betrachtungsweise zu entgehen. Ich möchte zunächst 
kurz unsere analytische Perspektive auf Property und Veränderungspro­
zesse darstellen und dann auf die Veränderungen in Indonesien eingehen.4 

2. Property als Kategorie für Vergleiche 

Wie viele andere Ethnologen, haben auch wir uns bemüht, einen ver­
gleichenden analytischen Referenzrahmen zu entwickeln, mit dessen 
Hilfe man Rechtskonzepte unterschiedlicher Gesellschaften, einschließ­
lich der eigenen, vergleichen kann, und der dazu beitragen soll, nicht in 
den spezifischen ethnozentrischen und/oder juristischen Begriffsinhalten 
hängen zu bleiben. Wir analysieren diesen mit Hilfe des Begriffs Pro­
perty. Property entspricht, ins Deutsche übertragen, eher dem Begriff 
„Vermögensverhältnisse" als dem rechtlichen Konzept von „Eigentum" 
und „Besitz". Mithilfe der vorgeschlagenen Konzeption von Property 
lassen sich die mit dem Gebrauch von Besitz und Eigentum verbunde­
nen Probleme vermeiden. Er weist von vornherein darauf hin, dass die 
mit dem Begriff erfassten Rechte nicht auf eine bestimmte Kategorie 
von Rechten, wie Eigentum, oder auf eine bestimmte Kategorie von 

Pluralism 47 (2002), S. 37-82. Siehe zu ehemals sozialistischen Staaten: C. Hann 
(Hg.), Property Relations: Renewing the Anthropological Tradition, Cambridge 
1998; C . Hann (Hg.), The Postsocialist Agrarian Question. Property Relations 
and the Rural Condition. Chris Hann and the „Property Relations" Group, Ham­
burg 2003. 
Siehe F. von Benda-Beckmann (wie A n m . 2), S. 1; F. von Benda-Beckmann, 
Anthropological approaches to property law and economies, in: European Jour­
nal of Law and Economies 2 (1995), S. 309-336; K . v. Benda-Beckmann/M. De 
Brui jn/H. Van D i j k / G . Hesseling/B. Van Koppen/L. Rys, Rights of Women to 
the Natural Ressources Land and Water, The Hague 1997; F. und K . von Benda-
Beckmann, A Functional Analysis of Property Rights, with Special Reference to 
Indonesia, in: T. van Mei j l /F . v. Benda-Beckmann (Hrsg.), Property Rights and 
Economic Development: Land and Natural Resources in Southeast As ia and 
Oceania, London 1999, S. 15-56; F. und K . v. Benda-Beckmann/M. G . Wiber, 
The properties of property, in: F. und K . v. Benda-Beckmann/M. G . Wiber 
(Hrsg.), Changing Properties of Property, Oxford 2006, S. 1-39. 
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Gütern, wie Sachen, beschränkt sein sollen, sondern eine breite Skala 
von unterschiedlichen Rechten erfassen können. Wie viele andere Auto­
ren gehen wir davon aus, dass ein analytischer Begriff von Property-
Beziehungen zwischen Personen (und Organisationen) mit Bezug auf 
Güter ausdrücken soll. /Vo/?er(y-Beziehungen haben drei Komponenten: 
die Träger von Rechten und Verpflichtungen, die unterschiedlichen 
Rechte und Verpflichtungen, und die Güter, auf die sich diese beziehen. 
Auch haben sie eine zeitliche und räumliche Dimension. Property-
Beziehungen können sehr unterschiedliche wirtschaftliche, politische, 
soziale und kulturelle Bedeutungen haben; sie sind fast immer multifunk­
tional. In pluralen Rechtssystemen wie in Indonesien können all diese 
Aspekte (Träger von Rechten, Kategorien von Property, Rechte und 
Verpflichtungen, Funktionen, und die zeitliche und räumliche Dimensi­
on) auf unterschiedliche und oft gegensätzliche Weise definiert sein. 

Diese unterschiedlichen Proper^y-Beziehungen können mittels der in 
der Ethnologie seit Henry Maine (1861) verwendeten Metapher des 
„Bündels von Rechten" differenziert erfasst und verglichen werden. In 
unserem Verständnis kann diese Metapher unterschiedlichen Zwecken 
dienen.5 Man kann erstens mit ihr die ganze analytische Skala denkbarer 
Rechtsaspekte andeuten. Diese umfassen vor allem auch Rechte, die wir 
in der Systematik unseres Rechtssystems in die öffentlich-rechtliche 
Sphäre einordnen. Die uns geläufige Unterscheidung in private und öf­
fentliche Rechte ist zwar in tribalen oder dörflichen Property-Ordnungen 
meist weniger systematisiert, doch lassen sich beinahe überall Unterschie­
de zwischen Rechten auf wirtschaftlichen Gebrauch, Wertaneignung auf 
der einen und Rechten der administrativ-politischen oder magisch­
religiösen Kontrolle, Regulierung und Funktionsbestimmung von Gütern 
auf der anderen Seite ausmachen. Zweitens kann man damit sichtbar ma­
chen, welche dieser analytisch unterscheidbaren Teil-Rechte in unter­
schiedlichen empirischen Rechtsformen gebündelt sind, ob das nun Pri­
vateigentum in Deutschland, das Erbgut von Abstammungsgruppen in 
West Sumatra oder individuell übertragbare Milch-, Fisch-, oder Dün­
gerquoten betrifft. A l l diese Kategorien enthalten eine Reihe von Teil­
rechten. Diese sind oft aus den umfassenden Rechtskategorien abgelei­
tet, wie zum Beispiel Gebrauchsrechte (Miete, Pacht, Nießbrauch) oder 
Managementrechte aus dem Eigentum. Auch sind viele dieser umfas-

H . S. Maine, Dissertations on Early Law and Custom, London 1883 [1861]. Sie­
he hierzu vor allem F. und K . von Benda-Beckmann (wie A n m . 5); F. und K . von 
Benda-Beckmann und Wiber (wie A n m . 4). Vergleiche auch E. Schlager; E. Os­
trom, Common Property and Natural Resources. A Conceptual Analysis, in: 
Land Economies 68 (1992), S. 249-252. 
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senden Property-Kategorien neben dem Recht, das sie primär ausdruc­
ken, wie zum Beispiel Privateigentum, auch Kontroll- und Verfügungs­
rechten anderer Rechtsinhaber unterworfen, wie der Gemeinde oder des 
Staates. In vielen Gesellschaften gibt es weiterhin wichtige Unterschiede 
innerhalb der umfassendsten allgemeinen Property-Kategovie, für welche 
es unterschiedliche Übertragungsmodi gibt, und die unterschiedlichen 
Beschränkungen seitens der Gemeinschaft unterliegen.6 Drittens kann 
man sehen, welche unterschiedlichen Rechte unterschiedlicher Rechts­
inhaber in bestimmten Gütern zusammenkommen, wie Land, Wasser 
oder Wald. Viertens sieht man, welche unterschiedlichen Property-
Rechte in bestimmten Personen oder Organisationen zusammenkom­
men. 

Bei all diesen vier Fokussierungen der Metapher geht es um Bündel 
von Rechten unterschiedlicher Art. Man kann sie verwenden, um die in 
Rechtssystemen abstrakt definierten Kategorien von Rechten (wie „das 
Privateigentum", die „kommunalen Rechte") zu kennzeichnen, die wir 
„kategorische Rechte" (categorical rights) nennen. Zum anderen geht es 
um die unterschiedlichen Konkretisierungen dieser abstrakten Rechtska­
tegorien in sozialen /Vo/?er(y-Beziehungen zwischen konkreten Gütern 
und Rechtsinhabern (concretised rights), um das Reisfeld von Familie 
A , das Dorfland von B, das Staatseigentum in Leipzig. Die konkreten 
/Vo/?èr/y-Beziehungen drücken auch die Verteilung des durch die Rech­
te geschützten Reichtums aus. Die Unterscheidung zwischen kategori­
schen und konkreten /Voperfy-Beziehungen ist wichtig, da es sich um 
unterschiedliche soziale Phänomene handelt, denen man sich auch theo­
retisch unterschiedlich nähern muss. 

3. Propertization und De-propertization 

Mit den genannten Kategorien kann man unterschiedliche Prozesse von 
propertization und De-propertization11' sichtbar machen. 

Erstens geht es um Prozesse, in denen als Folge technologischer Ent­
wicklungen oder Interventionen staatlicher oder internationaler Organisa­
tionen Vermögenswerte Güter überhaupt erst geschaffen werden; Güter, 
die es bisher noch nicht gab, von denen man nichts wusste oder die man 

Bei Privateigentum wird zwischen Eigentum an beweglichen und unbeweglichen 
Sachen unterschieden, im römischen Recht zwischen res mancipi und res nec 
mancipi. In vielen Gesellschaften Afrikas und Asiens geht es vor allem um die 
Art des ursprünglichen Erwerbs von Gütern. Die wichtigste Unterscheidung ist 
zwischen Erbgut von Gruppen und selbst erworbenen Gütern, und für beide gel­
ten meist unterschiedlicher Verfügungsrechte. 
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sich nicht vorstellen konnte oder wollte.7 Das gilt für die Atmosphäre und 
ihre Frequenzen und viele Bodenschätze, die man erst dank moderner 
technischer Mittel wahrnehmen und nutzen kann, wie auch für Genome 
und Körperteile. Manche dieser neuen Vermögenswerte, der new proper­
ties, entstehen aus älteren Rechtsformen über den Umweg des Gemein­
wohls.8 In dessen Namen werden bestehende Bündel von Rechten wie des 
Eigentums an Land oder Wald aufgebrochen, und die herausgebrochenen 
Rechtsaspekte verselbstständigt. Der Staat übernimmt dabei oft nicht nur 
die Regulierungsbefugnisse, sondern eignet sich auch die neu geschaffe­
nen, von alten Rechten losgelösten wirtschaftlichen Werte an. Er gibt ih­
nen eine neue Rechtsform als Quote, Lizenz, Umweltverschmutzungs­
rechte oder Konzession, um sie dann wieder zu privatisieren', das heißt, 
in einen durch die Verwaltung geschaffenen und kontrollierten Quasi-
Markt zu entlassen. Das Gemeinwohl entpuppt sich hier als ein wahrer 
Goldesel.9 

Wo diese neuen Rechte auf Kosten der alten gehen, führen sie meist zu 
einer Entrechtung der traditionellen Berechtigten und zu einer Umvertei­
lung. Die ursprünglichen Rechthabenden können weniger mit ihrem Recht 
tun als früher. Die aus ihnen gelösten Rechtsaspekte werden zu neuen 
vermögensrechtlichen Bündeln, die unterschiedlichen Berechtigten zuge­
wiesen werden können und die oft in die Hände neuer Rechtsinhaber ge­
langen, die ursprünglich keine Rechte hatten. 

In diesen Prozessen entstehen wirtschaftliche Werte, die rechtlich de­
finiert und geschützt werden. Die Frage, die sich dann stellt, ist, welche 
spezifische Rechtsform man diesen neuen Property-Rechten im Wirt­
schaftsleben und im Rechtssystem gibt. Ich würde zwei mögliche Stufen 
von Propertization unterscheiden. Die erste wäre, das etwas zu Property 
wird, was noch kein Property war. Zum anderen wird dieses Property-
Recht möglicherweise (aber nicht notwendigerweise) als Eigentum einge­
stuft.10 Man kann also einen Unterschied machen zwischen einer „einfa-

Für interessante Beispiele siehe K . Verdery/C. Humphrey (Hrsg.), Property in 
Question. Value Transformation in the Global Economy, Oxford 2004. 
C . A . Reich, The New Property, in: Yale Law Review 73 (1964), S. 734-787. 
F. v. Benda-Beckmann, Uncommon Questions About Property Rights, in: Recht 
der Werkelijkheid I (1992), S. 8-14. 
M . G . Wiber beschreibt die Einführung und juristische Qualifizierung von ITQs 
(individual transferable quota) in der kanadischen Küstenfischerei. Diese Rechte 
haben einen wirtschaftlichen Wert und sind übertragbar, werden jedoch nicht als 
Property im Sinne von Eigentum oder eigentumsähnlich eingestuft. Siehe M . G . 
Wiber, Mobi le Law and Globalism: Epistemic Communities versus Community-
based Innovation in the Fisheries Sector, in: F. v. Benda-Beckmann/K. v. Benda-
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chen Propertization'"'' und dem, was man „Vereigentumung" nennen 
könnte. 

Zweitens - Andere Veränderungsprozesse spielen sich im Rahmen von 
mehr oder weniger unveränderten Kategorien von Property ab. Damit 
meine ich Prozesse, in denen die Kategorien gleich bleiben, bestimmte 
Güter jedoch ihren /Vo/?er(y-Status ändern. Es geht dabei weniger um 
qualitative Prozesse als um quantitative Verschiebungen konkreter 
Rechtsbeziehungen. Nationalisierung und Privatisierung sind Andeutun­
gen für die wahrscheinlich dramatischsten Prozesse dieser Art, in denen 
der Status von Gütern von der privatrechtlichen in die öffentlichrechtliche 
Sphäre verschoben wird, oder umgekehrt.11 Drittens sind mit Propertiza­
tion soziale und wirtschaftliche Veränderungsprozesse gemeint, in de­
nen sich bei mehr oder weniger unverändertem Property-Recht die mit 
den konkreten Rechten verbundene wirtschaftliche Funktion verändert. 1 2 

Viertens - schließlich, und das ist vor allem in Entwicklungsländern mit 
pluralen Rechtsordnungen der Fall, gibt es Prozesse, die man „Umrech-
tung" nennen könnte. Dies sind Prozesse in denen Güter ihren Property-
Status nicht innerhalb eines Rechtssystems ändern, sondern in ein anderes 
System überfuhrt werden oder werden sollen. Es handelt sich also um 
Konversionsprozesse, die jedoch oft die bestehenden Bündel von Rechten 
nicht vollständig ,übersetzen' können, sondern diese zerstückeln. 

4. Propertization in West Sumatra 

Damit komme ich zu meinen Beispielen aus unserer Forschung bei den 
Minangkabau in West Sumatra. Der wichtigste Property-Komplex im 
Recht der Minangkabau ist das Erbgutvermögen matrilinearer Abstam­
mungsgruppen. Abstammungsgruppen umfassen Personen beiderlei 
Geschlechts, die in weiblicher Linie von einer wirklichen oder vermeint­
lichen Urmutter abstammen. Diese Gruppen haben ein Oberhaupt, das 
die Gruppe und ihr gesamtes Vermögen in Beziehungen mit Außenste­
henden repräsentiert - bei Hochzeiten, Landtransaktionen, Streitfällen 
und anderen politischen Angelegenheiten. Der überwiegende Teil des 
Vermögens, vor allem die wichtigsten Produktionsmittel, hat den Status 

Beckmann/A. Griffiths (Hrsg.), Mobile People, Mobile Law. Expanding Legal 
Relations in a Contracting World, Aldershot 2005, S. 131-151. 
Man sieht es auch bei den Transformationsprozessen in vielen post-sozialistischen 
Ländern, siehe Hann et al. (wie A n m . 4), S. 1. 
Das klassische Beispiel hierfür ist Renners Analyse des Übergangs von der klei­
nen Warenproduktion zur kapitalistischen Wirtschaftweise in Europa. Siehe K . 
Renner, Die Rechtsinstitute des Privatrechts und ihre soziale Funktion, Tübingen 
1929. 
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von Erbgut. Erbgut kann Land, Vieh, Schmuck und Titel umfassen. Un­
terschiedliche Arten von Erbgut wurden nach der Art und Zeit ihres Er­
werbes unterschieden. Wichtig waren vor allem das vor vielen Genera­
tionen in die Gruppe gekommene Erbgut, vor allem die Nassreisfelder, 
die für alle Gruppenmitglieder gemeinsames Erbgut waren. Rechte dar­
an wurden an die ältesten Frauen und ihre Nachkommen gegeben; die 
Gebrauchsrechte daran innerhalb dieser Segmente verteilt und vererbt. 
Andere Güter, die bis zum Tode von Gruppenmitglicdern deren selbst 
erworbenen Güter gewesen waren, gehörten nur einem Teilsegment der 
Gruppe. Selbst erworbene Güter veränderten nach dem Tod des Erwer­
bers ihren rechtlichen Status und wurden zu Erbgut, aber nicht aller 
Gruppenmitglieder, sondern nur der der nächsten matrilinearen Ver­
wandten. Auch dies führte dazu, dass es innerhalb und zwischen den 
unterschiedlichen Teilsegmenten einer Abstammungsgruppe unter­
schiedliche Rechte an Teilen des Erbguts gab. In Außenbeziehungen 
galt jedoch alles als „das gemeinsame Erbgut der Gruppe". 

Definitive Veräußerungen von Erbgut sind nicht erlaubt; zeitlich ge­
bundene, wie Verpfändung oder Pacht, nur beim Vorliegen die ganze 
Gruppe betreffender Gründe. Transaktionen über selbst erworbene Güter 
sind nur beschränkt möglich, da sie den Gruppenmitgliedern ihr zukünfti­
ges Erbe zu entziehen drohten. Diese Restriktionen erklären sich teils aus 
der großen Bedeutung, die diese Ressourcen für die Selbstversorgung 
haben; zum anderen aus den diesen Ressourcen zugedachten sozialen, 
wirtschaftlichen und politischen Funktionen. Sie müssen die materielle 
Basis für die soziale Kontinuität von Gruppen ermöglichen und als soziale 
und wirtschaftliche Sicherungsreserve intakt gehalten werden. Zugleich 
dienen sie denjenigen, die politisch, administrativ und oft auch rituell für 
die Kontrolle der Ressourcen verantwortlich sind, als materielle Basis 
politisch-administrativer Macht. 

Das als „Adat" bezeichnete Property-Recht koexistiert seit dem 16. 
Jahrhundert mit islamischem, und seit Beginn des 19. Jahrhunderts auch 
mit staatlichem Recht. Die Geschichte der Proper/^-Beziehungen wird 
durch dynamische Wechselbeziehungen zwischen Adat-, religiösem und 
staatlichem Recht gekennzeichnet, die in unterschiedlichen Arenen re­
produziert und verändert werden - in Prozessen der Regelsetzung, dem 
Gebrauch dieser Rechte im täglichen Leben und in Prozessen der Streit­
schlichtung, im Dorf und in staatlichen Gerichten. Weiterhin werden 
natürlich alle unterschiedlichen /Vo/?er(y-Rechtsordnungen in Indonesi­
en durch soziale, wirtschaftliche und politische Faktoren beeinflusst, die 
unter anderem zu einer Zunahme der Geldwirtschaft und zu einer zu­
nehmenden Bedeutung der Kleinfamilie führten. Innerhalb dieses Kon-



106 Franz von Benda-Beckmann 

textes lassen sich unterschiedliche Veränderungsprozesse ausmachen, 
solche, die sich weitgehend innerhalb einer der Rechtsordnungen voll­
ziehen, und solche, die sich vor allem aus der Interaktion der Systeme 
ergeben. 

Tendenzen der Vereigentumung bei selbst erworbenem Gut. 

Wie viele matrilineare Gesellschaften lebten auch die Minangkabau mit 
der Spannung zwischen den dominanten matrilinearen Familienbezie-
hungen und der damit verbundenen Erbfolge und den diese Grenzen 
überschreitenden Beziehungen innerhalb von Kleinfamilien. Durch den 
islamischen Glauben und das islamische Recht wurden diese Spannun­
gen noch weiter akzentuiert. In der Praxis, und auch in der Gerichtspra­
xis, hatte sich im Laufe des 20. Jahrhunderts durchgesetzt, dass Indivi­
duen mittels Schenkungen oder Testamenten frei und ohne die 
Zustimmung ihrer matrilinearen Verwandten über ihr selbst erworbenes 
Gut verfügen konnten. Diese Veränderung wurde von den Vertretern des 
Adatrechts und auch der staatlichen Gerichte zu verändertem Adatrecht 
erklärt, von stärker islamisch ausgerichteten Vertretern jedoch dem is­
lamischen Recht zugeschrieben bzw. ihm gleichgesetzt. Seit den 1960er 
Jahren wird auch das Intestaterbrecht der Kinder am Vermögen beider 
Eltern in Dorf und Gericht anerkannt. Die erweiterte Verfügungsfreiheit 
über selbst erworbene Güter war ein wichtiger Schritt in Richtung „Ver­
eigentumung". Die individuelle Verfügungsfreiheit ging weiter, als was 
bei uns Privateigentümern zugestanden wird, deren Verfügungen von 
Todes wegen nachträglich durch die Geltendmachung von Pflichtteils­
ansprüchen reduziert werden kann. 1 3 Dieser große Schritt blieb jedoch 
auf Verfügungen unter Lebenden und von Todes wegen begrenzt. Denn 
wenn diese Güter einmal geerbt waren, wurden sie wieder als geerbte 
Güter behandelt, fielen beim nächsten Erbfall in die Kategorie Erbgut, 
und wurden ab dann nach matrilinearen Regeln vererbt. Das Zu-Erbgut-
Werden und die damit verbundene Kommunalisierung der Rechte wurde 
im Grunde also nur eine Generation ausgesetzt. 

Veränderung der konkreten Gebrauchsrechte an Erbgut 

Wichtige Veränderungen vollzogen sich in der Zusammenstellung der 
konkreten Gebrauchsrechte am Erbgut der Abstammungsgruppen. Mit der 
Zunahme der Geldwirtschaft im 19. und 20. Jahrhundert bildeten sich 

1 3 F. v. Benda-Beckmann, Modernes Recht und traditionelle Gesellschaften, in: Ver­
fassung und Recht in Übersee 12 (1979b), S. 337-351. 
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immer mehr vergeldlichte Gebrauchsrechte an Erbgut heraus. Diese ent­
standen als Folge häufiger werdender Verpfändungen von Erbgut und 
infolge der Einlösung von verpfändetem Gut durch individuelle Grup­
penmitglieder. Die hiermit erworbenen Gebrauchsrechte wurden wie 
selbst erworbene Güter behandelt und auch wie diese vererbt. Reisfelder 
konnten also den rechtlichen Status von Erbgut haben, aber auf der Ba­
sis von individualisierten vergeldlichten Rechten genutzt werden. Ab­
hängig von dem Ausmaß dieser zeitlich begrenzten Individualisierung 
von Gebrauchsrechten konnte die Landwirtschaft also weitgehend auf 
Rechten beruhen, die innerhalb der Abstammungsgruppe und nur an 
Segmente der Abstammungsgruppen verteilt wurden; oder auf weitge­
hend individualisierten Berechtigungen, die überdies von Vätern an die 
Kinder, das heißt, auch über die Grenzen von Abstammungsgruppen 
hinaus, vererbt werden konnten. Das kategorische Property-System 
konnte also mit beträchtlichen Veränderungen in der sozialen und wirt­
schaftlichen Organisation von konkreten Property-Rechten einhergehen. 
Die Güter behielten jedoch ihren Erbgut-Status, und die traditionellen 
Verteilungsrechte konnten jederzeit durch Teilnahme an der, immer 
möglichen, gemeinschaftlichen Einlösung der Pfandsumme aktiviert 
werden. 

Gegenseitige Beeinflussungen 

Im Laufe der Geschichte zeigen sich unterschiedliche Stufen gegenseiti­
ger Beeinflussung. Konzepte und Begriffsinhalte des einen Rechts färb­
ten häufig auf ein anderes ab, werden in die andere Rechtssprache über­
nommen, ohne jedoch notwendigerweise auch die institutionelle 
Substanz zu verändern. Das sieht man sehr deutlich in der Übernahme 
arabischer Worte mit islamisch-rechtlichen Begriffsinhalten in das M i -
nangkabausche Adatrecht.14 Auch wurde die Interpretation Kategorien 
der des Adatrechts durch holländische Richter und Rechtsgelehrte durch 
holländisches Rechtsdenken beeinflusst. Erbgut wurde als eine Form von 
Miteigentum, selbst erworbenes Gut als individuelles Privateigentum in­
terpretiert. In der (allerdings seltenen) Praxis führte das zu Entscheidun­
gen, die dem Dorfadat widersprachen. 

Politisch geladener waren die Spannungen zwischen Adat und islami­
schem Recht. In dem jahrhundertelangen Streit über das Erbrecht zwi­
schen matrilinearen Adatregeln und islamischem Recht hatte sich in den 

1 4 Der Begriff warith zum Beispiel deutet auf die Koranischen Erben, überwiegend 
die Kinder und patrilaterale Verwandte. In Minangkabau bezeichnet er die Erben 
nach der matrilinearen Verwandtschafts- und Erbrechtsordnung. 
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1960er Jahren ein Kompromiss abgezeichnet. Das Erbgut sollte weiter­
hin nach Adat, das heißt matrilinear, vererbt werden, selbst erworbenes 
Gut dagegen nach Koranischem Erbrecht. Die islamischen Protagonisten 
versuchen, die Kategorie „selbst erworbenes Gut" umzudefinieren. 
„Selbst erworbenes Gut" sollten auch die Güter sein, die man mittels 
Testament oder Schenkung von Todes wegen erhalten hatte. Man ver­
sucht so, die Transformation von selbst erworbenem Gut in Erbgut zu 
stoppen. In der Praxis, in den Dörfern und den staatlichen Gerichten, 
hält man sich jedoch nicht an den Erbrechtskompromiss, sondern be­
trachtet die Veränderungen als neues Adatrecht. Auch wird in den Ge­
richten in Erbrechtsstreitigkeiten kein islamisches Recht angewendet. 

Die Transformation durch „ Umrechtung" vom Erbgut der 
A bstammungsgruppen 

Eingreifender sind die Prozesse, in welchen eins der bestehenden Proper-
/y-Systeme durch ein anderes ersetzt werden soll. Das ist vor allem bei 
den Versuchen, traditionelle Bodenrechte durch Umwandlung in staatliche 
Rechtskategorien und durch die Registrierung dieser Rechte abzuschaffen, 
der Fall. Diese Prozesse haben in ehemals kolonialen Staaten eine lange 
Geschichte. Fast überall wurden nach der Unabhängigkeit derartige Bo­
denrechtsreformen in Angriff genommen, um einen Agrarkapitalismus auf 
der Basis von Privateigentum zu ermöglichen, der dann nach dem Glau­
ben vieler Ökonomen und Politiker zu wirtschaftlicher Entwicklung füh­
ren würde. 1 5 Die mit der Globalisierung assoziierten technologischen 
Entwicklungen und transnationalen Wirtschaftsbeziehungen haben eine 
neue Phase der Verrechtung und Entrechtung eingeläutet. 

Auch in Indonesien mussten Güter als „Waren" rechtlich neu konstitu­
iert werden. Ich habe schon darauf hingewiesen, dass Erbgut nicht perma­
nent veräußert werden konnte. Das war gut für die soziale Sicherung der 
Gruppenmitglieder, aber schlecht für diejenigen, die diese Güter marktfä­
hig machen wollten. Dies erforderte eine weitgehende „Umrechtung" der 
Adatrechte an Grund und Boden. 1 6 Die Agrargesetzgebung von 1960 
versuchte, die in unterschiedlichen traditionellen Adatsystemen verwur­
zelten Bodenrechte durch Umwandlung in staatliche Rechtskategorien 
und durch die Registrierung dieser Rechte abzuschaffen. Trotz intensiver 

1 F. and K . von Benda-Beckmann and Wiber (wie A n m . 5) S. 2. Siehe auch die 
Privatisierungsprozesse in den ehemals sozialistischen Staaten (Hann et al. wie 
A n m . 4, S. 1 und Hann in diesem Band). 

1 6 F. und K . v. Benda-Beckmann, Art . „Das Recht der Dinge: Verrechtlichung und 
Entrechtlichung im Verhältnis zwischen Erster und Dritter Welt", in: J. Brand/D. 
Strempel (Hrsg.), Soziologie des Rechts, Baden-Baden 1998, S. 343-354. 
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Anstrengungen der Regierung haben diese Versuche bisher nur wenig 
Erfolg gehabt. Auch ein millionenschweres durch die Weltbank 1995 in 
Angriff genommenes Registrierungsprojekt ist mehr oder weniger ge­
strandet, weil die Mehrheit der Bevölkerung die Folgen einer derartigen 
Umrechtung fürchtet. 1 7 Derartige Transformationen, das zeigen die Er­
fahrungen mit Bodenrechtsreformen in vielen Entwicklungsländern, 
führen meistens zu einer direkten und/oder indirekten Entrechtung von 
Personen, deren traditionelle Rechte, oft schwächere und abgeleitete 
Rechte, in den neuen Rechtsformen nicht miterfasst werden können. Das 
betrifft vor allem die Rechte von Frauen und Migranten. Auch kommt es 
oft zu Umverteilungen, denn es sind überwiegend Außenstehende, Be­
amte, Politiker, Wirtschaftsunternehmen, die von den Registrierungs­
möglichkeiten Gebrauch machen. Eine eher indirekte Entrechtung 
kommt dann durch „den Markt" zustande. Die frei gewordenen Güter 
werden, in der Form neuer Eigentumsrechte, zunehmend durch eine 
kleine lokale oder nationale Elite akkumuliert. Das zeigt uns, dass es 
hierbei auch, und vor allem, um eine Umverteilung von Rechten geht. 
Dies hat man, in Analogie zu Geldwäsche Landwäsche (land-
laundering) genannt.18 

Die Umwandlung von Dorfland zu Staatsland und zurück 

Dramatischer in ihren Folgen war und ist noch heute die Umrechtung 
der Dorf-Commons (u lay at) genannten Dorfgebiete durch den kolonia­
len Staat. Dies waren landwirtschaftlich nicht permanent genutzte Wald­
oder Weidegebiete, die der Dorfregierung unterstanden. Wegen der 
nicht systematischen Bewirtschaftung dieser Güter wurden sie zu Wü­
stungen (waste lands) erklärt, an denen die lokale Bevölkerung nach 
dem /Voper/y-Verständnis der Kolonialregierung keine schützenswerten 
privateigentumsähnlichen Rechte hatte.19 Die formal-rechtliche Grund­

in manchen Entwicklungsländern kann man eine gegenläufige Tendenz beobach­
ten, die vor allem indigenen Völkern - und auf deren Territorien befinden sich 
oft die wichtigsten natürlichen Ressourcen - mehr Rechte zugestehen w i l l . Inter­
national-rechtliche Regeln und Konventionen wie zum Beispiel die ILO Konven­
tion 169 „erkennen" die Rechte dieser Völker auf ihre Ressourcen und auf 
Selbstbestimmung an und üben auf die Regierungen der Staaten Druck aus, diese 
Rechte auch durch eine angepasste staatliche Gesetzgebung anzuerkennen. Auch 
hier sieht man eine deutliche transnationale Verrechtlichung von früher unter­
drückten wirtschaftlichen und politischen Ansprüchen. 
C . Fisiy, Power and Privilege in the Administration of Land. Land Reform and 
Social Differentiation in Cameroon, Leiden 1992. 
Siehe die Diskussionen dieser umstrittenen Regelung bei Vollenhoven, Cornelis 
van, De Indonesier en zijn Grond, Leiden 1919; E. H . Jacob, Landsdomein en Ada-
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läge war hierfür in der kolonialen Zeit durch Domänen-Deklarationen 
und ähnliche Gesetzgebungen gelegt. Der Staat maßte sich die Rolle 
eines privatrechtlichen Eigentümers an und konnte Pachtrechte und 
Konzessionen für Forstwirtschaft oder Bergbau über riesige Gebiete 
vergeben. Zu Beginn der Kolonialregierung standen diese Rechte weit­
gehend auf dem Papier und wurden nur in beschränkt zugänglichen Ge­
bieten in konkrete Rechte umgesetzt. In den letzten Jahrzehnten hat die 
tatsächliche Bedeutung dieser allgemeinen Regelungen dramatisch zuge­
nommen. Neue Transport- und Extraktionstechnologien haben es möglich 
gemacht, natürliche Ressourcen in weit abgelegenen, früher kaum er­
reichbaren Gebieten zu entdecken und auszubeuten. Wo früher der staat­
liche Rechtsanspruch nur auf dem Papier stand, geht es nunmehr im 
Namen des Allgemeinwohls und des Wirtschaftswachstums um Mil l io­
nengewinne. 

Mit der größeren Freiheit nach dem Ende des Suharto-Regimes 1998 
und der neuen Dezentralisierungspolitik zeichnet sich jedoch eine Wen­
de ab. In West-Sumatra, wie auch in anderen Regionen Indonesiens, 
werden zunehmend und durchaus mit kleinen Erfolgen adatrechtlich 
legitimierte Rechte an Dorfland gegenüber den auf staatlichem Recht 
basierenden staatlichen Ansprüchen mobilisiert. Auch wird die Richtung 
von Konversionsprozessen umgedreht. Früher war es so, dass, wenn 
Dorfland einmal Staatsland geworden war oder auf der Basis von staat­
lich rechtlichen Konzessionen bewirtschaftet wurde, es nach staatlichem 
Rechtsverständnis nach Ablauf der Konzession oder Lizenz Staatsland 
blieb. Dies wird nunmehr durch die Befürworter der weitergehenden 
Geltung von Adatrecht umgedreht. Nach Ablauf der Konzession des 
Gebrauchrechts soll das Land wieder zu Dorfland nach Adatrecht wer-

5. Schluß 

Ich hoffe, diese Beispiele können dazu beitragen, die Skala und Analyse 
von Propertization Prozessen zu erweitern. In der Analyse von Proper­
tization stehen meistens die technologischen, wirtschaftlichen und 
rechtspolitischen Prozesse im Mittelpunkt, die zu einer begrifflichen und 

trecht, Utrecht 1945; F. und K . von Benda-Beckmann, Art. „How Communal is 
Communal and Whose Communal is it? Lessons from Minangkabau", in: 
dies. /M. G . Wiber (Hrsg.), Changing Properties of Property, Oxford 2006, S. 
194-217. 
Siehe F. und K . von Benda-Beckmann, Art. „How communal is communal and 
whose communal is it? Lessons from Minangkabau", in: dies . /M. G . Wiber 
(Hrsg.), Changing Properties of Property, Oxford 2006, S. 194-217. 
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inhaltlichen Veränderung von kategorischen Formen und Regeln von 
Property führen. Die Veränderungsprozesse in West-Sumatra weisen auf 
Veränderungsprozesse von konkreten Pro/?er(y-Rechten bei der Konstella­
tion von Rechten an Erbgut und auf Verschiebungen im Verhältnis zwi­
schen kategorischen und konkreten Beziehungen hin. Weitgehend gleich 
bleibendes kategorisches Property-Recht geht mit unterschiedlichen so­
zialen und wirtschaftlichen Verhältnissen zusammen. Auch werden bisher 
weitgehend auf dem Papier stehende kategorische Rechte in Prozessen 
von konkreter Propertization aktualisiert. Besonders interessant sind 
weiter die unterschiedlichen „Umrechtungsprozesse" von Dorfland in 
Staatsland und zurück, von Adatrechten in staatliche Eigentums- und Ge­
brauchsrechte, von Adat zu islamisch umdefinierten Kategorien; und vor 
allem auch die Konversionen von Property. Die Beziehungen zwischen 
kategorischen und tatsächlichen Proper^y-Beziehungen mit ihren Vertei­
lungsaspekten sollten daher systematisch in die Analyse von Propertiza­
tion mit einbezogen werden. 



Dietmar Müller 

Die Gouvernementalität des Bodeneigentums 
im östlichen Europa 

1. Einleitung 

In den postkommunistischen Transformationsgesellschaften Osteuropas 
hat das Privateigentum eine spektakuläre ideologische Rehabilitierung 
erfahren. Die Restitution enteigneter Werte und Güter, insbesondere die 
von Grund und Boden im Zuge der Auflösung und Reprivatisierung von 
Kollektiv- und Staatsfarmen, wurde in einer diskursiven Figur als Rück­
kehr zu europäischen Normen und Werten und zugleich als Rückkehr zu 
eigenen vorkommunistischen Rechtsformen formuliert. Damit sind weit 
reichende Aussagen über die Qualität und die Folgen der drei einschnei­
denden Brüche in der Agrar- und Eigentumsgeschichte des östlichen 
Europas getroffen: Die Landreform nach 1918, diejenige nach 1945/48 
sowie die nach 1989/90. Ebenso ist das Versprechen des liberal­
individualistischen Eigentums angesprochen, nicht nur für eine wirt­
schaftlich effektive Allokation von Handlungsrechten und Gütern zu 
sorgen, sondern auch die Basis für eine Gesellschaft von aktiven und 
gleichberechtigten Bürgern zu stellen. Inwiefern dieses Versprechen 
gerade für die Bevölkerung im ländlichen Raum eingelöst wurde und 
wird, kann letztendlich nur auf der Handlungsebene von Individuen ein­
geschätzt werden, die für Juristen, Wirtschaftswissenschaftler, Politolo­
gen und Historiker schwer zu fassen ist. Ein auf das Eigentum an Grund 
und Boden fokussierter Vergleich der drei Perioden in Rumänien und 
Jugoslawien ergibt, dass sein Versprechen, die materielle Grundlage 
einer Bürgergesellschaft zu entwickeln, nicht erst in der kommunisti­
schen Periode verloren ging. Bereits in der Zwischenkriegszeit war es 
weitgehend verschüttet worden war und in der Transformation des östli­
chen Europa nach 1989 droht ihm dasselbe Schicksal.1 

Wählt man die Institution Bodeneigentum als tertium comparationis 
für einen ostmittel- und südosteuropäischen Vergleich, so ergibt sich die 
These, dass der entscheidende Bruch in der Eigentums- und Agrarge-

V g l . H . Sundhaussen, Chancen und Grenzen zivilgesellschaftlichen Wandels. Die 
Balkanländer 1830-1940 als historisches Labor, in: M . Hildermeier/J. Kocka/ C . 
Conrad (Hg.), Europäische Zivilgesellschaft in Ost und West. Begriffe, Ge­
schichte, Chancen, Frankfurt a. M . 2000, S. 149-177. 

C O M P A R A T I V 16 (2006), Heft 5/6, S. 112-129. 
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schichte nicht der von 1945/48 war, sondern potentiell der von 1989/90. 
Dies baut auf einem Vergleich der Zwischenkriegszeit und der kommu­
nistischen Phase auf: Angesichts der massiven Eingriffe in die Eigen­
tums- und Verfügungsrechte an Grund und Boden in den Landreformen 
nach 1918, die in ethnisch gemischten Gebieten wie der Vojvodina und 
Siebenbürgen ethnopolitisch motiviert waren, mutet die mehr oder we­
niger weitgehende Kollektivierung der Landwirtschaft seit den 1940er 
Jahren nicht mehr als Epochenbruch an, sondern als Intensivierung und 
Beschleunigung eines als gesamtgesellschaftliche Modernisierung defi­
nierten Prozesses, in dem der Landwirtschaft in ökonomischer Hinsicht 
freilich in beiden politischen Systemen lediglich eine residuale Funktion 
zukam. Die Landverteilung im Zuge der Agrarreformen nach dem Er­
sten Weltkrieg bedeutete in doppelter Hinsicht eine Entgrenzung des 
Eigentums: In Gestalt eines Institutionentransfers aus Westeuropa und 
den USA wurde im östlichen Europa das liberal-individualistische E i ­
gentumsregime als Grundlage einer Eigentümergesellschaft eingeführt. 
Dabei erfuhr das Eigentum auch eine binnengesellschaftliche Entgren­
zung im Sinne einer Bedeutungszunahme, denn die Zahl der Bodenenei-
gentümer stieg schlagartig. Zudem wurde der Schutz des Eigentums in 
der Verfassung garantiert. Der konkrete Prozess der „Propertization" 
von Grund und Boden kann allerdings als ethnonationale und protektio-
nistische Begrenzung des Eigentums beschrieben werden, denn in der­
selben Bewegung, in der Land ausgehändigt wurde, wurden die Proper­
ty rights daran massiv eingeschränkt. Durchaus im europäischen Trend 
der 1920er Jahre, der Leistungsfähigkeit des uneingeschränkten Pri­
vateigentums zu misstrauen,2 bezweifelten auch die rumänischen und 
jugoslawischen Gesetzgeber dessen Bedeutung für die Realisierung ih­
res Gesellschaftsprojekts. Dieses bestand darin, den perzipierten Ent­
wicklungsrückstand ihrer Staaten und Gesellschaften zu Westeuropa 
aufzuholen, sowohl was die ethnische Homogenität der Bevölkerung als 
auch deren wirtschaftliche Leitungsfähigkeit betraf. Wie mit einem 
Schwerpunkt auf die Zwischenkriegszeit sowie mit Ausblicken auf die 
kommunistische und postkommunistische Periode zu zeigen sein wird, 
kam die Governance des Bodeneigentums in Rumänien und Jugoslawien 
eher dem Regierungsstil der Gouvernementalität nach Michel Foucault 

Für einen europäischen Überblick der Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik in 
der Zwischenkriegszeit vgl . M . Mazower, Der dunkle Kontinent. Europa im 20. 
Jahrhundert. Frankfurt a. M . 2002, S. 26f , 157-205. 
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gleich, als einer kommunikativen, die Interessen und Kompetenzen der 
Akteure im ländlichen Raum berücksichtigenden Politik. 

2. Eigentum und Agrarverfassung. Zwischen Sozialreform und 
Nationsbildung 

Seit dem vehementen Plädoyer von Hannes Siegrist und David Sugar-
mann 1999, Eigentum als ein Schlüsselthema der modernen Gesell­
schafts- und Kulturgeschichte zu begreifen, ja Geschichte als historisch­
vergleichende Eigentumswissenschaft zu betreiben,4 beginnt das Thema 
auch in der deutschen Geschichtswissenschaft Fuß zu fassen. Waren 
zahlreiche der Beiträge zu dem Sammelband „Eigentum im internationa­
len Vergleich" noch Teile von größeren Forschungen, in denen eigen­
tumsrelevante Fragen zwar gestellt wurden, aber nicht im Zentrum stan­
den,5 so avancierte seitdem die Institution Eigentum zum Dreh- und 
Angelpunkt mehrerer Forschungsprojekte6 und Publikationen7. Dies ist 

In dem zusammengesetzten Begriff der Gouvernemental i tät sind die Begriffe 
Regieren (gouverner) und Denkweise (mentalité) enthalten. Foucaults Machtana­
lyse beruht auf der Annahme einer Interaktion von Regierenden und Regierten, 
indem etwa nach dem Zusammenhang zwischen Herrschaftstechniken und 
Selbstdisziplinierung gefragt werden kann. Zum Foucaultschen Gouvernementa-
litätskonzept vgl. M . Foucault, Geschichte der Gouvernemental i tät I. Sicherheit, 
Territorium, Bevölkerung. Vorlesung am Collège de France 1977-1978, hg. von 
M . Sennelart, Frankfurt a. M . 2004, S. 134-172, 369^113. Im Detail diskutiert 
bei T. Lemke, Eine Kri t ik der politischen Vernunft. Foucaults Analyse der mo­
dernen Gouvernementali tät , Hamburg 1997. 

4 V g l . H . Siegrist; D . Sugarman, Geschichte als historisch-vergleichende Eigen­
tumswissenschaft. Rechts-, kultur- und gesellschaftsgeschichtliche Perspektiven, 
in: dies. (Hrsg.), Eigentum im internationalen Vergleich (18.-20. Jahrhundert), 
Gött ingen 1999, S. 9-30, hier S. 9. 

5 V g l . D . Gosewinkel, Eigentum vor nationalen Grenzen. Zur Entwicklung von 
Eigentumsrecht und Staatsangehörigkeit in Deutschland während des 19. und 20. 
Jahrhunderts, in: ebd., S. 87-108; A . Bauerkämper , Kontinuität und Auflösung 
der bürgerlichen Rechtsordnung. Landwirtschaftliches Bodeneigentum in Ost-
und Westdeutschland (1945-1990), in: ebd., S. 109-134. Die Aufsätze resultieren 
aus Forschungen zu folgenden Monographien: D . Gosewinkel, Einbürgern und 
Ausschließen. Die Nationalisierung der Staatsangehörigkeit vom Deutschen 
Bund bis zur Bundesrepublik Deutschland, Gött ingen 2001; A . Bauerkämper , 
Ländliche Gesellschaft in der kommunistischen Diktatur. Zwangsmodernisierung 
und Tradition in Brandenburg 1945-1963, Köln, Weimar 2002. 

6 V g l . „Bodenrecht, Kataster und Grundbuchwesen im östlichen Europa. 1918-
1945-1989. Polen, Rumänien und Jugoslawien im Vergleich", unter der Leitung 
von Hannes Siegrist, Stefan Troebst und Bogdan Murgescu, durchgeführt von 
Dietmar Müller. V g l . auch Martina Winklers Forschungsprojekt an der Hum-
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dem heuristischen Potential des Eigentums als Begriff, Institution und 
Praxisform zu verdanken, allgemeine Sinn- und Werteordnungen zu 
reflektieren, gesellschaftliche Beziehungen und Prozesse zu bestimmen 
und Optionen für individuelles und kollektives Handeln zu analysieren. 
Forschungsstrategisch kann die Beschäftigung mit Eigentum Brücken 
schlagen zwischen den in der Historiographie so einschlägigen ver­
meintlichen Gegensatzpaaren wie Staat und Gesellschaft sowie Struktur 
und Agency. 

Angesichts der gegenwärtigen Dominanz der Literatur zu geistigem 
Eigentum,8 mag die Beschäftigung mit Bodeneigentum als ein antiquier­
tes Vorhaben anmuten. Die Randständigkeit dieses Themas in Deutsch­
land hat zunächst wirtschaftsstrukturelle Gründe, die sich allerdings auf 
die Setzung von Forschungsschwerpunkten auswirkten. In der alten 
Bundesrepublik Deutschland datiert die letzte große politische Debatte 
über Bodeneigentum aus den 1970er Jahren, als Änderungen im Boden­
recht im Sinne einer Einschränkung der Eigentumsrechte vorgenommen 
worden waren.9 Selbst im Zusammenhang mit der Restitution von E i ­
gentum im postkommunistischen Deutschland spielte die agrarische 
Dimension des Bodenrechtes eine im Vergleich mit Wohn- oder indus­
triellem Eigentum nur untergeordnete Rolle. 

Für die meisten osteuropäischen Gesellschaften und Volkswirtschaf­
ten kann von einem derartigen Bedeutungsverlust der Landwirtschaft 
und des ländlichen Raumes im 20. Jahrhundert nicht die Rede sein. In 
Ländern wie Rumänien und Jugoslawien waren in der Zwischenkriegs­
zeit 60-80 Prozent der Bevölkerung in der Landwirtschaft tätig und 
wohnten auf dem Land. In der sozialistischen Periode reduzierte sich 

boldt-Universität zu Berlin „Adlige Eigentumskulturen im Rußland des 18. und 
19. Jahrhunderts". 
V g l . N . Grochowina/H. Carius (Hrsg.), Eigenrumskulturen und Geschlecht in der 
Frühen Neuzeit, Comparativ 15 (2005) 4. 
V g l . E. Wadle, Zur Wiederkehr der Formel „Geistiges Eigentum", in: ders. (Hg.), 
Geistiges Eigentum. Bausteine zur Rechtsgeschichte, Weinheim 1996, S. 3-13. 
H . Siegrist, Geschichte und aktuelle Probleme des geistigen Eigentums (1600-
2000), in: A . Zerdick u. a. (Hrsg.), E-merging Media. Digitalisierung der Med i ­
enwirtschaft, Heidelberg 2003, S. 313-332; Ders., Geschichte des geistigen E i ­
gentums und der Urheberrechte. Kulturelle Handlungsrechte in der Moderne, in: 
J. Hofmann (Hrsg.), Wissen und Eigentum, Bundeszentrale für politische B i l ­
dung, Bonn 2006, S. 64-80. I. Lohr, Der Völkerbund und die Entwicklung des in­
ternationalen Schutzes geistigen Eigentums in der Zwischenkriegszeit, in: Zeit­
schrift für Geschichtswissenschaft 54 (2006) 10, S. 900-910. 
V g l . H . Knirsch (Hrsg.), Beiträge zur Reform des Grundeigentums. Berlin 1972; 
R. Breuer, Die Bodennutzung im Konflikt zwischen Städtebau und Eigentumsga­
rantie. München 1976. 
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dieser Anteil auf 40-50 Prozent, um sich nach 1989 teilweise wieder 
über der 50%-Grenze zu bewegen,10 weil dem „flachen Land" die Funk­
tion eines Aufnahmeraumes für die von der Deindustrialisierung freige­
setzten Arbeiter zukam." In wesentlichem Ausmaß ist also der ländliche 
Raum noch bis tief ins 20. Jahrhundert in diesen Ländern Ostmittel- und 
Südosteuropas der entscheidende Faktor für den Verlauf von Elitenpro­
jekten und Prozessen wie der Modernisierung von Wirtschaft und Ge­
sellschaft im nationalstaatlichen Rahmen in der Zwischenkriegszeit, der 
Erschaffung eines sozialistischen Menschen sowie der Demokratisie­
rung des politischen Systems und der Herstellung von Marktbeziehun­
gen in der postkommunistischen Zeit. Dies wird darin ersichtlich, dass 
die politischen Zäsuren des 20. Jahrhunderts in diesen Ländern von um­
wälzenden Agrarreformen in den Jahren nach 1918, nach 1945 und nach 
1989 gefolgt wurden. 

3. Die Agrarreformen in Rumänien und Jugoslawien in der 
Zwischenkriegszeit 

In dem meisten Staaten Ostmittel- und Südosteuropas, die nach dem 
Ersten Weltkrieg neu gegründet oder signifikant erweitert wurden - von 
Estland bis Jugoslawien - , werden die Agrarreformen in der Zwischen­
kriegszeit in der Regel so (rechts-)positivistisch wie patriotisch darge­
stellt.12 Bereits aufgrund des dabei umverteilten Landes, v. a. aber auf­
grund der Begründung und Durchführung der Agrarreformen kommt 
ihnen in der Eigentums- und Agrargeschichte der Länder eine Bedeu­
tung zu, die weit in das 20. Jahrhundert hineinwirkt. Die Institution Bo­
deneigentum wurde insbesondere in den neuen Provinzen, wie Sieben­
bürgen und der Vojvodina, als Instrument der ethnisch verstandenen 
Nationsbildung gestaltet, so dass das Versprechen einer durch allgemei­
nes und formal gleiches Eigentumsrecht begründeten Eigentümergesell­
schaft, das darin besteht, dass langfristige Handlungs- und Verfügungs-

V g l . D. Turnock, Introduction, in: ders. (Hg.), Privatization in Rural Eastern 
Europe. The Process of Restitution and Restructuring, Cheltenham/Northamp-
ton /MA 1998, S. 1-48, hier S. 28. 
Z u Rumänien vgl . D . Müller, Der ländliche Raum Südosteuropas in der Trans­
formation. Agrarpopulismus in der Zwischenkriegszeit und Reformstrategien in 
den 90er Jahren am Beispiel Rumäniens , in: C . Todorova/E. Hösch (Hrsg.), Süd­
osteuropa von der Krise zur Transformation. Beiträge bulgarischer und deutschen 
Nachwuchswissenschaftler, München 2000, S. 55-61. 
Für einen Überblick vgl . M . Sering (Hrsg.), Die agrarischen Umwälzungen im 
außerrussischen Osteuropa. E in Sammelwerk, Berl in 1930, S. 276-340 Jugo­
slawien, S. 341-395 Rumänien. 
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rechte über zentrale gesellschaftliche Ressourcen von traditionalen Be­
gründungen wie Stand, familiäre Herkunft, regionale und nationale Her­
kunft, Konfession, Ethnie usw. abgekoppelt sind, weitgehend verschüttet 
wurde. 

In formaler Hinsicht wurde das Eigentumsregime Großrumäniens 
und des Königreiches der Serben, Kroaten und Slowenen (ab 1929 und 
im folgenden Jugoslawien genannt) ganz im liberal-kapitalistischen Sin­
ne definiert. In Fortschreibung des westeuropäischen Einflusses auf die 
Verfassungen Südosteuropas 1 3 wurde die Eigentumsordnung in der ju­
goslawischen (1921) sowie in der rumänischen Verfassung (1923) eben­
so egalitär-universalistisch formuliert, wie die Definition des Staatsbür­
gers einem politischen Nationsverständnis zu folgen schien.1 4 In beiden 
Staaten wurde das Eigentum jedweder Art garantiert. Enteignungen 
wurden auf Fälle öffentlichen Bedarfs eingeschränkt, wobei der Bedarfs­
fall in einem Gesetz festgestellt und die Höhe der Entschädigung von 
der Justiz festgelegt werden musste. Nicht unerhebliche Abweichungen 
von diesem Idealbild einer liberal-demokratischen Gesellschaftsordnung 
ergaben sich bereits durch einige weitere Artikel in der Verfassung, wei­
terhin durch die in den Verfassungsdebatten deutlich gewordenen Deu­
tungshorizonte zentraler Akteure und schließlich durch deren politische 
Praxis. 

Im Kapitel „Übergangsregelungen" der rumänischen Verfassung 
firmierte der Artikel 131, in dem zentrale Regelungen der Agrarrefor­
men in Altrumänien sowie in den neuen Provinzen Siebenbürgen, Bes-
sarabien und der Bukowina sanktioniert wurden. Sie erhielten somit 
Verfassungsrang. Die Agrarreform war zwischen 1917 und 1922 aber 
auf eine Art und Weise durchgeführt worden und hatte Ergebnisse er­
zielt, die im Widerspruch einerseits zum proklamierten liberal­
individualistischen Eigentumsregime und andererseits zur Gleichberech­
tigung der Staatsbürger standen.15 So wurde in Siebenbürgen beispiels­
weise sämtliches Land eines Eigentümers bis zu einer verbleibenden 

1 V g l . G . Stadtmüller, Westliches Verfassungsmodell und politische Wirklichkeit 
in den balkanischen Staaten, Saeculum 9 (1958) 3/4, S. 405-422. 

1 4 V g l . Dezvoltarea constitutional a României . Acte si documente 1741-1991. Hg. 
von C . Ionescu, 2Bucuresti 2000, S. 559 f.; Ustav Kraljevine SHS, Sluzbene 
novine Kraljevine SHS, III, 142 a, vom 28. Juni 1921. 

1 5 V g l . S. Biro, The Nationalities Problem in Transylvania 1867-1940. A Social 
History of the Romanian Minori ty Under Hungarian Rule, 1867-1918 and of the 
Hungarian Minori ty Under Romanian Rule, 1918-1949, New York 1992, S. 379-
402; O. Kolar, Rumänien und seine nationalen Minderheiten von 1918 bis heute, 
Wien 1997, S. 128-143; W . Kle in , Die Liquidierung des siebenbürgisch-
sächsischen Nat ionalvermögens, in: Nation und Staat 10 (1936/37), S. 721-730. 
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Maximalgröße von 250 ha enteignet und entschädigt durch einen Durch­
schnittspreis der letzten Jahre. In Alt-Rumänien dagegen betrug die Ma­
ximalgröße pro Stück Land jeweils 500 ha und entschädigt wurde nach 
dem etwa zehn Prozent höheren Verkehrspreis.16 Als Großgrundbesitz 
wurde zudem auch Land definiert und enteignet, dass sich im Eigentum 
von deutschen und ungarischen Glaubensgemeinschaften befand und 
zum Unterhalt des privaten Schulwesens verwendet worden war. Die 
Höhe der Entschädigungen für das enteignete Land war nicht von der 
Justiz, sondern vom Gesetzgeber festgelegt worden. Neben dem kirchli­
chen Gemeinschaftsbesitz wurden auch die insbesondere bei den Ungarn 
weit verbreiteten Familienfideikommisse aufgelöst, was von rumäni­
schen und serbischen Kommentatoren als besonderer Ausweis dafür 
gewertet wurde, dass die Agrarreformen dem liberal-individualistischen 
Eigentumsbegriff Westeuropas folge.1 7 

Bezeichnend für die Verdrängung des Faktums, dass mit der Agrar­
reform die bis dahin größte gesetzesförmige Enteignung in der rumäni­
schen Geschichte einhergegangen war, ist der Vortrag Alexandru Co-
stins Anfang April 1922 im „Rumänischen Sozial-Institut".18 In seinem 
wissenschaftlichen Beitrag zur Verfassungsdebatte brachte er es fertig, 
sämtliche hehren Verfassungsprinzipien bezüglich des Eigentums hoch 
zu halten, gegen die in der Agrarreform gerade verstoßen worden war, 
die Agrarreform selbst aber nur in dem Falle zu erwähnen, dass Eigen­
tum an Grund und Boden auf dem Land nur von rumänischen Staatsbür­
gern gehalten werden könne (Art. 18).19 

Als integraler Teil der Agrarreformen in Rumänien und Jugoslawien 
kann die Ansiedlung von Mitgliedern der Titularnation aus demogra-
phisch aktiven, aber wirtschaftlich passiven Regionen der Altstaaten, 
wie der rumänischen Moldau oder Serbien und Montenegro in die neue 
Provinzen gelten. Nicht nur in den ehemals habsburgischen Provinzen 
Siebenbürgen, Bukowina und Vojvodina, sondern auch in Bessarabien 
und der Dobrudscha, sowie im Kosovo und in Mazedonien wurden diese 
Kolonisten auf enteignetem Land angesiedelt. Neben der in der For-

G . A . Kle in , Soziale und nationale Probleme der Agrarreform in Siebenbürgen, 
Hermannstadt 1927, S. 11. 

1 7 Für eine Zwischenbilanz der jugoslawischen Agrarreform aus der Sicht eines 
hohen Beamten im zuständigen Ministerium vgl . D . Bogojevic, Agrarna refonna, 
in: Jubilarni zbornik zivota i rada Srba, Hrvata i Slovenaca 1918-1928, B d . 1, S. 
299-316. 

1 8 V g l . A . Costin, Conceptiile actuale ale proprietätii si constitutia, in: Noua 
constitute a României în dezbaterea contemporanilor. Bucuresti o.J., S. 356-
380. 

1 9 Ebd., S. 379. 
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schung immer wieder betonten sozialen und politischen Notwendigkeit 
sowohl für die Agrarreform, als auch für die Kolonisierung,2 0 ist das 
ethnopolitische Motiv erst seit Kurzem analysiert worden.21 Aus Angst 
vor dem Übergreifen kommunistischen Gedankenguts aus der Sowjet­
union und Ungarn, nicht zuletzt durch die heimkehrenden Soldaten, be­
durfte es einer gewissen Landumverteilung in Rumänien wie in Jugo­
slawien. Diese wurden aber auf eine Art und Weise ins Werk gesetzt, 
die darauf hindeutet, dass die rumänischen und serbischen Eliten zwar 
auch von tagesaktuellen Motiven, überhaupt nicht von wirtschaftlichen 
Überlegungen, 2 2 aber in erheblichem Maße von längerfristigen Über­
zeugungen geleitet wurden, wie ihre Nation beschaffen sein sollte. Der 
rumänische und serbische Nationscode waren seit den 1870er Jahren auf 
die Wiedergutmachung der Nation angeblich zugestoßenen Unrechts 
ausgerichtet. Die Eliten sahen ihre angestammten Territorien und die 
Nation durch verschiedene ethnische Gruppen in Zeiten der Herrschaft 
des Habsburgischen, des Zarischen und des Osmanischen Reiches über­
fremdet. Dieses „historische Unrecht" gelte es nun durch vielfältige 
Maßnahmen wieder gut zu machen, die von physischer Besetzung des 
Landes bis zur mentalen Re-Nationalisierung reichten.23 Diese auf meh­
reren Politikfeldern beobachtbaren Prozesse wurden als „Nationalisie­
rung" respektive „Rumänisierung" bzw. „Serbisierung" bezeichnet.24 

A m Beginn dieser Wertungsperspektive außerhalb der beiden Länder können 
gelten: D. Mitrany, The Land & the Peasant in Rumania. The War and Agrarian 
Reform (1917-21), New York 1968 (zuerst 1930); J. Tomasevich, Peasants, Pol i ­
tics, and Economic Change in Yugoslavia, Stanford 1955. 
V g l . C. Giordano, Agrarreformen als Potential ethnischer Spannungen in Osteu­
ropa, in: C . Bosshart-Pfluger u. a. (Hrsg.), Das Beispiel Jugoslawiens. Das Prin­
zip der Staatsnation und der Mythos der ethnischen Reinheit, in: Nation und Na­
tionalismus in Europa. Kulturelle Konstruktion von Identitäten. Frankfurt a. M . 
2002. S. 463-480. Für die Dobrudscha und das Kosovo vgl. D. Müller, Staats­
bürger auf Widerruf. Juden und Muslime als Alteritätspartner im rumänischen 
und serbischen Nationscode. Ethnonationale Staatsbürgerschaftskonzepte, Wies­
baden 2005, S. 362-374, 436-453. 
Zu einer Beurteilung der wirtschaftlichen Seite der Agrarreformen vgl. D. Mül­
ler, Agrarpopulismus in Rumänien. Programmatik und Regierungspraxis der 
Bauernpartei und der Nationalbäuerlichen Partei Rumäniens in der Zwischen­
kriegszeit. St. Augustin 2001, S. 76 f f ; N . Gacesa, Agrarna reforma i kolonizaci-
ja u Jugoslaviji, N o v i Sad 1984. 
Zu einer Analyse des rumänischen und serbischen Nationscodes und dessen 
Auswirkung auf die Minderheiten- und Staatsbürgerschaftspolitik dieser Staaten 
vgl . Müller, Staatsbürger auf Widerruf (Anm. 31). 
Aus der Vielzahl einschlägiger Publikationen seien folgende als Beispiele zitiert: 
V . Jojkic, Nacionalizacija Backe i Banata. Etno-politicka studija, Nov i Sad 1931; 
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In beiden Ländern ist bei der Landverteilung in Siebenbürgen und 
der Vojvodina eine eindeutige Präferenz für Kolonisten und Kriegsteil­
nehmer zuungunsten der lokalen Bevölkerung zu beobachten. Grosso 
modo wurden die Deutschen und Ungarn der Provinzen als Vertreter der 
ehemaligen Fremdherrschaft definiert, so dass auch deren Dorfarmut in 
nur geringem Maße an der Landzuteilung partizipierte.25 In der Vojvo­
dina wurden ethnische Ungarn und Deutsche als jugoslawische Staats­
bürger z. B. nicht in die Listen von Personen aufgenommen, die Land 
erhalten sollten, so dass sie in den daraus entstandenen Agrarausschüs-
sen kein Wahl- und Mitbestimmungsrecht hatten.26 Aber auch die orts­
ansässigen Mitglieder der rumänischen und jugoslawischen Titularnati-
on schienen den Bukarester und Belgrader Eliten in nationaler Hinsicht 
nicht vertrauenswürdig gewesen zu sein. Sei es, weil sie durch die lang­
jährige interethnische Kooperation auf persönlicher Ebene nicht kämpfe­
risch genug waren, sei es, weil sie als Landarbeiter in autonomen Ge­
nossenschaften organisiert waren, oder weil sie sich als bäuerliche 
Mittelschicht für andere wirtschaftliche und politische Partizipationswe­
ge einsetzten,27 als die Parteien aus den „Altreichen". 2 8 Die Ansiedlung 
der Kolonisten wurde in zweierlei Hinsicht mit ihrer nationalen Mission 
zur „Wiedergutmachung historischen Unrechts" verknüpft. In Rumänien 
wie in Jugoslawien ging das in der Agrarreform ausgehändigte Land 
nicht sofort in das uneingeschränkte Eigentum des Inhabers über, son­
dern erst nach bis zu zehn Jahren, in denen er seine nationalen Verdien-

Afirmarea romäneascä în Somes. Patru ani de gospodärie Liberalä 1933-1937, 
Cluj 1937. 
Vgl. Z. Janjetovic, Die Konflikte zwischen Serben und Donauschwaben, in: 
Südost-Forschungen 58 (1999), S. 119-168, hier: S. 142; N. Gacesa, Nemci u 
agrarnoj reformi i vlastnistvu obradivog zemljista u Vojvodini 1919-1941, in: 
ders., Radovi iz agrarne istorije i demografije. Novi Sad 1995, S. 286-308, hier 
290. 
Vgl. J. Matl, Die Agrarreform in Jugoslawien, Berlin 1927, S. 101. 
Der in der Vojvodina beheimatete „Bund der serbischen Landarbeitergenossen­
schaften" versuchte Anfang der 1920er Jahre seinen Ruch als eine von Belgrad 
autonome Gruppe dadurch abzustreifen, dass er sich für eine Landzuweisung 
nach folgendem Motto einsetzte: „Das Land den Landarbeitern! In serbischen 
Gebieten nur an Serben!" Vgl. R. Markovic, Zemlja zemljoradnicima! U srpskim 
krajevima samo Srbima! Zagreb 1921. 
Für eine Analyse dieser als „ausgeschlagenen Erbschaft" zu bezeichnenden Ab­
lehnung der in Siebenbürgen von der rumänischen Elite unter habsburgischer 
Herrschaft integrativen und mobilisierenden Strategie der Nationsbildung in poli­
tischer und wirtschaftlicher Hinsicht vgl. D. Müller, Wirtschaftsprogrammatik 
und -politik für den ländlichen Raum Rumäniens. Zwischen Agrarpopulismus 
und bäuerlichem Mittelstandsdenken, in: Zeitschrift Jur Siebenbürgische Landes­
kunde 23 (2000) 1, S. 6-23. 
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ste nachweisen musste. In Serbien war der Kolonistenstatus zudem an 
die Mitgliedschaft in einer staatlichen Genossenschaft verbunden. 

Sowohl in wirtschaftlich-sozialer als auch in ethnopolitischer Hin­
sicht muss Agrarreform wie Kolonisierung als kostspieliger Fehlschlag 
bewertet werden. Denn weder kam es zu einer Agrarmodernisierung 
oder auch nur zu einer signifikanten Linderung des Landhungers, noch 
zu einer nachhaltigen „Wiederinbesitznahme" der neuen Provinzen 
durch die Titularnation. Nicht wenige der Kolonisten machten keine 
Anstalten, ihrer nationalen Mission nachzukommen, verpachteten ille­
galerweise ihr erhaltenes Land oft wieder an Ungarn oder Deutsche und 
zogen in die nächstgelegene Stadt, oder verließen die Provinz gänzlich. 
Der Schaden allerdings, der aus diesen vorwiegend ethnonational moti­
vierten Aktionen erwuchs, ist auf dem Feld der Wirtschaftspolitik als 
ebenso immens einzuschätzen, wie auf dem der staatsbürgerlichen Pra­
xis. 

Zunächst bedeutete die Zehnjahresfrist, nach der das in der Agrarre­
form verteilte Land in den Vollbesitz der Bauern übergehen sollte, eine 
erhebliche Einschränkung der Property rights. In diesem Zeitraum 
konnte das Land legal weder beliehen noch veräußert werden, so dass 
die kleinbäuerlichen Familienwirtschaften vom Bankkapital regelrecht 
gemieden wurden. Sie konnten somit keine Investitionen tätigen und nur 
marginal am Markgeschehen teilnehmen. Auch der verbliebene Groß­
grundbesitz in der Vojvodina (bis zu 300 ha Ackerboden und bis zu 500 
ha insgesamt) wurde in gewisser Hinsicht unter Aufsicht gestellt. Aus­
gestattet mit dem Recht zur Einsichtnahme der Geschäftsbücher, wach­
ten staatliche Kommissionen darüber, dass diese „Bodenflächen mit 
Rücksicht auf die Interessen der Allgemeinheit den Bedürfnissen der 
verschiedenen Agrarindustriezweige zur Verfügung" gestellt „und die 
nötigen Pflanzen" gezüchtet wurden.3 0 Zu dieser wirtschaftlichen Folge 
der Agrarreform trat eine weitere negative hinzu, die als Einbuße von 
Rechts- und Erwartungssicherheit charakterisiert werden kann. Die 
Landverteilung war nicht selten als spontaner Zugriff der Bauern erfolgt 

In Jugoslawien wurde dabei auf das serbische Heimstättengesetz aus dem Jahr 
1836 zurückgegriffen, das eine bestimmte Menge an Land und Nutzvieh als un­
belastbares und unveräußerl iches Min imum dekretierte. V g l . J. Petrovic, Okuce 
i l i zastita zemljoradnickog minimuma, Beograd 1930, zit. nach: J. Lukovic, „Das 
Land soll dem gehören, der es bestellt". Die jugoslawische Agrarreform der Z w i ­
schenkriegszeit - von der Landzuteilung zur Lösung der Bauernfrage, in: Sozial­
wissenschaftliches Journal 2 (2006), im Druck. 
M . Lukan, Die Kausalität der Agrarreform in den Nachfolgestaaten der österrei­
chisch-ungarischen Monarchie, ihre Gestaltung und Auswirkung (Dissertation 
Basel), Ljubljana 1931, S. 59. 
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und der Umfang des dabei „erworbenen" Landes wurde in der Regel 
nicht, bzw. mit großer Verspätung von Katasterbeamten vermessen und 
im Grundbuch erfasst. Auch das z. B. an die Kolonisten ausgehändigte 
Land wurde aus den oben genannten Gründen nicht auf ihren Namen ins 
Grundbuch eingetragen. Die Systeme zur Erfassung und Administration 
von Bodenbesitz, die es als habsburgisches Erbe in Siebenbürgen und 
der Vojvodina bis 1918 in funktionsfähigem Zustand gab, erlebten in der 
Zwischenkriegszeit einen markanten Niedergang.31 Die Kataster- und 
Grundbücher verloren in erheblichem Umfang ihre Funktion, Boden­
transaktionen in rechtsförmige Ergebnisse münden zu lassen, die die 
Besitzer wiederum mit wirtschaftlicher sowie politischer Handlungs­
und Rechtssicherheit auszustatten in der Lage waren. Stattdessen wur­
den die Bauern bei ihren Bodentransaktionen, die trotz Veräußerungs­
verbot des Bodenreformlandes insbesondere seit der Weltwirtschaftskri­
se gleichwohl stattfanden, auf die vorschriftliche Form des kommunalen 
Wissens zurückgeworfen, dass ein Kauf oder Verkauf tatsächlich statt­
gefunden hatte. 

Wie ist nun ein solcher Rückbau der Bodenbesitzevidenz bis hin zu 
Formen vorschriftlicher Interaktion zu erklären? Jedenfalls nur unzurei­
chend mit dem Argument der politischen Eliten aus der Zwischenkriegs­
zeit, man habe zu wenig Geld und Zeit gehabt, um im ganzen Land ein 
einheitliches Kataster- und Grundbuchsystem zu errichten. Vielmehr ist 
es notwendig, auf die durch die Agrarreform geschaffene Institution der 
Agrarverfassung, deren Motive sowie auf das daraus resultierende An­
reizsystem zurück zu kommen.3 2 Die alles überragende Priorität in der 
Governance von Grund und Boden war in der Zwischenkriegszeit 
ethnonationaler Art. Folglich schuf die aus der Agrarreform resultieren-

Für einen allerdings geschönten Überblick über das jugoslawische und rumäni­
sche Kataster- und Grundbuchsystem vgl . Le cadastre, le livre foncier et la re­
forme agraire en Yugoslavie, Belgrade 1936; A . Herlea, Organizarea si 
principiile publicitätii imobiliare reale în România dupä Unirea din 1918, in: 
ders., Studii de istorie a dreptului, Bd.2, Cluj-Napoca 1985, S. 160-308; N . Bos, 
Cartea funciarä si expertiza tehnicä topo-cadastralä, Bucuresti 2003, S. 5-21. 
In der Neuen Insti tutionenökonomik wird wirtschaftlicher Wandel maßgebl ich 
als Folge von Änderungen in der Anreizstruktur interpretiert. Institutionen kön­
nen als formgebundene Beschränkungen - wie z. B . eine egalitär-universalisti­
sche Eigentumsordnung oder als formlose Beschränkungen - z. B . als Verhal­
tenskodex oder Flurzwang - auftreten. Ebenso wie Institutionen dienen auch 
Organisationen, die z. B . als öffentliche Körperschaften, Rechtspersonen des 
Wirtschaftslebens und Bildungsanstalten gefasst werden, dazu, die Verhaltensun­
sicherheit in menschlichen Interaktionen zu minimieren. V g l . D . C . North, Insti­
tutionen. Institutioneller Wandel und Wirtschaftsleistung, Tübingen 1992 (zuerst: 
Cambridge 1990). 
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de Agrarverfassung ein System, das kaum ökonomische, sondern im 
Wesentlichen nur nationalpolitische Anreize zu liefern in der Lage war. 
Weder bei der Landverteilung noch bei den darauf folgenden Boden­
transaktionen konnte die wirtschaftlich wünschenswerte Marktlogik 
wirken, dass der Boden zum besten Landwirt kam. Vielmehr erhielt 
Land, wer sich als Kriegsfreiwilliger, Freischärler, Kriegsinvalider etc. 
am meisten für die nationale Sache verdient gemacht hatte. Deren Pro­
perty rights waren allerdings derart eingeschränkt, dass wiederum der 
Bodenmarkt mit hohen Transaktionskosten belastet wurde und die Inve­
stitionstätigkeit in der Landwirtschaft nahezu zum Stillstand kam. Das 
Kataster- und Grundbuchsystem in der Vojvodina und Siebenbürgen 
standen bei den Belgrader und Bukarester Politikern vermutlich schon 
deshalb in keinem hohen Ansehen, weil es sich um Institutionen des 
Habsburger Reiches handelte, definitiv aber, weil in ihnen Besitzver­
hältnisse festgehalten waren, die sich „historischem Unrecht" verdank­
ten. Zwar wurde in Jugoslawien 1931 der Beschluss gefasst, die habs-
burgischen Kataster und Grundbücher als Vorbild für ein zu schaffendes 
gesamtjugoslawisches Bodenevidenzsystem heranzuziehen. Aber ebenso 
wie in Rumänien, wo ein landesweit einheitliches System erst 1938 be­
schlossen wurde, kamen die Vermessungsarbeiten über das Stadium von 
Vorstudien nicht hinaus. Es bleibt festzuhalten, dass die rumänischen 
und jugoslawischen Gesetzgeber zu keinem Zeitpunkt der Zwischen­
kriegszeit dieser Frage so viel Bedeutung beimaßen, dass dafür auch 
größere Mittel bereitgestellt worden wären. 

Berücksichtigt man aber die grundsätzlich ethnopolitische Intention 
der Agrarreform, so scheint auch der Rückbau dieser bürokratisch­
professionellen Organisationen zur Administration von Bodenbesitz und 
die damit einhergehende Rechtsunsicherheit einer anderen Logik ge­
schuldet zu sein als der einer falschen Prioritätensetzung schlecht infor­
mierter Politiker. Vielmehr ist das Zurückgeworfensein von Bauern auf 
vorschriftliche Transaktionen ein weiterer Baustein in einer forcierten 
Nationsbildungsstrategie „von oben", die einerseits ethnonational, ande­
rerseits paternalistisch strukturiert war.3 3 Unsichere Property rights im 
ländlichen Raum der neuen Provinzen waren der Versuch der Eliten aus 
dem rumänischen und serbischen Kerngebiet, ein Umfeld zu schaffen, in 

3 3 Zur politischen Kultur Rumäniens in der Zwischenkriegszeit vgl. D. Müller, Die 
Zwischenkriegszeit: Politisches System und Staatsbürgerschaft, in: T. Kahl ; M . 
Metzel t in/M.-R. Ungureanu (Hrsg.), Rumänien. Raum und Bevölkerung. Ge­
schichte und Geschichtsbilder. Kultur. Gesellschaft und Politik heute. Wirtschaft. 
Recht und Verfassung. Historische Regionen, Österreichische Osthefte Jg. 48, 
Wien 2006, S. 279-296. 



124 Dietmar Müller 

dem die vermeintlichen Interessen des Ethnostaates gegen die ethni­
schen Minderheiten, aber auch gegen regionenspezifische Interessen 
durchzusetzen waren. Um es zuzuspitzen: Zu jedem beliebigen Zeit­
punkt sollte sich jeder beliebige Bürger soweit von der politischen Elite 
und der Administration des Landes abhängig fühlen, dass sein gesell­
schaftlich-politischer Partizipationshorizont auf Akklamation schrumpf­
te. 

4. Gouvernementalität, Eigentum und Nation 

In Michel Foucaults Gouvernementalitätskonzept ist die Herausbildung 
einer neuen Regierungsweise an der Schwelle zur europäischen Neuzeit 
eng an die Entwicklung neuer Wissenssysteme und ihrer Indienstnahme 
durch die staatliche Verwaltung gebunden. Die neue Regierungskunst 
erschöpfe sich nicht mehr in der Souveränität über Land und Leute, son­
dern ziele auf „die richtige Anordnung der Dinge, deren man sich an­
nimmt, um sie zu einem angemessenen Ziel zu führen". 3 4 Zur Errei­
chung dieses Zieles müsse man „die Dinge" mittels neu aufkommender 
Techniken zur Erfassung und Prozessierung von Informationen, wie der 
Statistik, kennen, um sie dann mit Hilfe des Verwaltungsapparates „rich­
tig anzuordnen".35 Foucault betont aber auch insbesondere die Akteurs­
seite, wenn er zu bedenken gibt, dass „die Bevölkerung zu verwalten 
heißt, sie gleichermaßen in der Tiefe zu verwalten, in den Feinheiten 
und im Detail" 3 6, was nicht ohne ihre aktive Mithilfe denkbar ist. Somit 
ist das Regiertwerden kein passives Erleiden, sondern ein Zusammen­
spiel staatlicher Lenkung und Kontrolle mit Formen der Selbstdiszipli-
nierung und -führung. 

In einer asynchronen Vergleichsperspektive kann die Entwicklung 
der Wissenssysteme Kataster und Grundbuch in Rumänien und Jugo­
slawien nach 1918 mit der Herrschaftskritik des Gouvernementali-
tätskonzeptes in Beziehung gesetzt werden. Wie gezeigt wurde, besteht 
im Falle der südosteuropäischen Staaten in der Zwischenkriegszeit ein 
enger Zusammenhang zwischen der Art und Weise, wie deren Eliten 
ihren Staat konzipierten und dem Eigentumsregime sowie den Institu­
tionen Kataster und Grundbuch. Das Handeln der Bürger wurde von 
einem Institutionen- und Organisationengefüge bestimmt, das von staat­
lichen Akteuren aus ethnopolitischen, zentralistischen und paternalisti-

G . de la Perrière, Le Mirroire politique, œuvre non moins utile que nécessaire à 
tous monarches, roys, princes, seigneurs, magistrates, et autres surintendants et 
gouverneurs des Republicques, Lyon 1555; zit. nach Foucault (Anm. 13), S. 145. 
Ebd., S. 151 f. 
Ebd., S. 161. 
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sehen Motiven geschaffen worden war. Das Erreichen des Gesell­
schaftsprojektes einheitlicher Nationalstaat wurde von den südosteuro­
päischen Eliten durch ein eigenwilliges Politik- und Verwaltungsmodell 
angestrebt, das man als bewussten Verzicht auf Verwaltungstiefe und 
Rechtssicherheit charakterisieren kann, die durch einen intensivierten 
politisch-paternalistischen Zugriff auf die Bürger als Untertanen ersetzt 
wurde. Dieser Befund steht im Gegensatz zu den gängigen Annahmen 
des Gouvernementalitätsansatzes, wo die Herrschaftskritik an der Zu­
nahme staatlich-bürokratischer Macht durch Wissen ansetzt. Spezifisch 
daran ist allerdings lediglich die konkrete Ausformung des Politik- und 
Verwaltungsmodells, denn das Entstehen aller Institutionen - nicht nur 
der in Südosteuropa - im staatlichen Rahmen muss auch auf seine politi­
sche Motivation befragt werden. 

Gleichwohl weisen die Südost- sowie ostmitteleuropäischen Staaten 
nach dem Ersten Weltkrieg im Vergleich mit denen Westeuropas Be­
sonderheiten auf, die man mit Claus Offe als „Dilemma der Gleichzei­
tigkeit" und mit Manfred Hildermeier als „Fluch der Rückständigkeit" 3 7 

bezeichnen kann. Einerseits sollte ein Nationalstaat aus Gebieten errich­
tet werden, die zuvor Jahrhunderte lang Teil anderer Staaten gewesen 
waren und eine ethnisch und konfessionell heterogene Bevölkerung 
aufwiesen. Gleichzeitig sollte dies unter den internen Bedingungen des 
allgemeinen (männlichen) Wahlrechts geschehen, ebenso wie unter dem 
externen Druck der Übernahme westeuropäischer und US-
amerikanischer Werte und Institutionen, wie des Minderheitenschutzes 
oder eines universalistisch-individuellen Eigentumsbegriffes. Dies alles 
sollte zudem möglichst schnell vonstatten gehen, um den sich vergrö­
ßernden wirtschaftlichen Rückstand zu Westeuropa zu schließen. 

Der Rechtshistoriker Peter Häberle hat daraufhingewiesen, dass man 
sich die Rezeption von Rechtsbegriffen und -Institutionen kaum als To­
talrezeption, sondern zutreffender als „schöpferische Reproduktion" 
vorstellen muss, die insbesondere vom kulturellen Kontext der rezipie­
renden Gesellschaft abhängig ist.3 8 Um die Ergebnisse der Rezeption des 
universalistisch-individuellen Eigentumsbegriffes beurteilen zu können, 
mag es hilfreich sein, sich die sicherlich schematische Frage zu stellen, 

V g l . C. Offe, Das Dilemma der Gleichzeitigkeit. Demokratisierung, Marktwirt­
schaft und Territorialpolitik in Osteuropa, in: ders., Der Tunnel am Ende des 
Lichts. Erkundungen der politischen Transformation im Neuen Osten. Frankfurt 
a. M . 1994, S. 57-80; M . Hildermeier, Das Privileg der Rückständigkeit . Anmer­
kungen zum Wandel einer Interpretationsfigur der neueren russischen Geschich­
te, in: Historische Zeitschrift 244 (1987), S. 557-603. 
V g l . P. Häberle, Europäische Rechtskultur. Versuch einer Annäherung in zwölf 
Schritten, Frankfurt a. M . 1997, S. 180 ff. 
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ob diese Institution Praktiken in der rumänischen und jugoslawischen 
Gesellschaft änderte, oder ob die Gesellschaften die Bedeutung der In­
stitution umformten. Unter den genannten Bedingungen des Institutio­
nentransfers kann die Frage dahingehend präzisiert werden, ob die E l i ­
ten einer Gesellschaft bereit waren, die Institutionen in einer Art und 
Weise nachzubauen, dass sie dieselbe positive Wirkung auf die Anreiz-
und Erwartungsstruktur von Organisationen und Individuen entwickeln 
konnten, wie dies in Westeuropa der Fall gewesen war. Die nur spärlich 
vorliegenden Forschungen zu diesem Themenkreis in Südosteuropa deu­
ten in eine andere Richtung. Während ein Strang des negativen Befunds 
auf die Oberflächlichkeit des Transfers hinweist, betont der andere seine 
politische Indienstnahme. Auf die erste Debatte, die z. B. im rumäni­
schen Kontext unter dem Schlagwort „Form ohne Inhalt" bereits seit 
Mitte des 19. Jahrhunderts zu einem Klassiker der Politik- und Kultur­
geschichte gehört, kann hier nicht näher eingegangen werden.39 Mit 
Blick auf das System von Institutionen und Organisationen haben die 
Südosteuropahistoriker Holm Sundhaussen und Wolfgang Höpken die 
Tendenz zu ihrer Indienstnahme insbesondere für nationalpolitische In­
teressen betont. Selten hätten Organisationen, wie z. B. Genossenschaf­
ten oder Berufsverbände das notwendige Maß an Autonomie von staatli­
chen Behörden erlangen können, um gesellschaftliche Interessen zu 
bündeln und artikulieren zu können. 4 0 

5. Ausblick auf die kommunistische und postkommunistische 
Governance des Bodeneigentums 

Der nationalen Überformung des liberal-individualistischen Begriffs und 
der Praxis des Eigentums an Grund und Boden in der Zwischenkriegs­
zeit folgte eine kommunistische in der Nachkriegszeit. Beiden Perioden 
war gemein, dass nicht die Interessen, Rechte und Handlungsoptionen 
des Individuums im Zentrum standen, sondern die vermeintlichen des 
Nationen- oder Klassenkollektivs. Dementsprechend beschleunigte sich 

V g l . L . Maier, Rumänien auf dem Weg zur Unabhängigkei tserklärung 1866— 
1877. Schein und Wirklichkeit liberaler Verfassung und staatlicher Souveränität, 
München 1989. V g l . auch eine Anthologie der wichtigsten Texte dieser Debatte: 
Teoria formelor farä fond, Galati 1996. 
V g l . H . Sundhaussen, Institutionen und institutioneller Wandel in den Balkan­
ländern aus historischer Perspektive, in: J. C . Papalekas (Hrsg.), Institutionen 
und institutioneller Wandel in Südosteuropa, München 1994, S. 35-54; W. Höp­
ken, Zwischen Bürokratie und Bürgertum. „Bürgerl iche Berufe" in Südosteuro­
pa, in: ders./Holm Sundhaussen (Hrsg.), Eliten in Südosteuropa. Rolle, Kontinui­
täten und Brüche in Geschichte und Gegenwart, München 1998, S. 68-104. 
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der Verfall der Grundbücher in der Nachkriegszeit bis hin zu ihrer Nut­
zung als bloße Archive, während der Aufbau eines auf mathematischen 
Meßmethoden fußenden Katastersystems erst seit den 1960er Jahren 
langsam wieder begann. Mit dieser Bedeutungsabnahme von Eigen­
tums- zugunsten von Nutzungsrechten im Bodenrecht korrelierten die 
sinkende Qualität der Berufsausbildung von Geodäten sowie ein gerin­
geres Sozialprestige dieser Profession. Noch intensiver als in der Zwi­
schenkriegszeit wurde Begriff und Praxis des Eigentums also entindivi­
dualisiert und entprofessionalisiert: Die Verfügungsgewalt über das de 
jure im Privateigentum verbliebene Land tendierte gegen Null und die 
Administration von Eigentum an Grund und Boden wurde auch tech­
nisch immer nachlässiger gehandhabt. Das Versprechen einen sich be­
stärkenden Zusammenhangs zwischen Eigentum und selbst bestimmter 
Lebenswahl und selbstbewusster Teilhabe am politischen Prozess wurde 
abgelöst durch das technokratisch-ideologische Versprechen der Partei, 
das Wohl Aller am besten definieren und mittels großer Modernisie­
rungsprojekte auch in der Landwirtschaft umsetzen zu können. Mit Ja­
mes C. Scott könnte man diese Hybris, die keinen Platz mehr für Indivi­
duen und deren Eigentum kannte, als High modernity charakterisieren, 
also als eine beschleunigte Modernisierung nach einem zentral formu­
lierten und durchgeführten Plan. 4 1 

Auch in der postkommunistischen Zeit sind im östlichen Europe 
Agrarreformen durchgeführt worden, allerdings von Land zu Land in 
stark unterschiedlichem Ausmaß und Kontext. Während sich in Rumä­
nien infolge der Restitution von Land an Alteigentümer oder deren Er­
ben nun wieder mehr als 75 Prozent in privater Hand befindet, haben in 
Serbiens ländlichem Raum signifikante Verschiebungen des im soziali­
stischen Jugoslawien im Privateigentum verbliebenen Landes allenfalls 
durch die Ansiedlung von Flüchtlingen aus Bosnien-Herzegowina, der 
Krajina und aus dem Kosovo v. a. in der Vojvodina stattgefunden. In 
beiden Staaten sind diese Prozesse als populistische ad hoc-Maßnahmen 
zu interpretieren, die in nur geringem Maße wirtschaftlichen Überlegun­
gen geschuldet waren, sondern zum Machterhalt der alten Eliten im neu­
en Kontext dienten, deren sicherstes Wählerreservoir in den 1990er Jah­
ren nicht zufällig im ländlichen Raum zu finden war. 4 2 

' V g l . J. C . Scott, Seeing like a State. How Certain Schemes to Improve the Hu­
man Condition Have Failed, New Haven 1998. A l s seines der Fallbeispiele fur 
high modernist-Konzepte präsentiert er die Kollektivierung in der Sowjetunion, 
S.193-222. 

1 2 Für eine historische Langzeitperspektive des Wandels im ländlichen Raum Ru­
mäniens und Jugoslawiens vgl . K . Zach, Agrarsozialer Wandel in Rumänien und 
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In methodischer Hinsicht kann den Gouvernamentalitätsstudien im 
Gefolge von Michel Foucault die fehlende systematische Einsicht in die 
Historizität ihres Betrachtungsgegenstandes sowie die Zentriertheit ihrer 
Perspektive auf staatliche Agenturen vorgeworfen werden.43 Wie ge­
zeigt, kann dies im Falle nachholender Modernisierungs- und Nations-
bildungsprozesse in Staaten wie Rumänien und Jugoslawien zu gravie­
renden Problemen der Bewertung des Transfers und der Wirkung von 
Institutionen und Organisationen führen. Wie nun aber solch eine Insti­
tution wie das Eigentum an Grund und Boden nach im 20. Jahrhundert 
auf der Ebene der bäuerlichen Akteure konkret wirkte, stellt ein metho­
disches Problem dar, mit dem sich nicht nur Historiker auseinander zu 
setzen haben. Ob die dem universalistisch-individuellen Eigentumsbe­
griff innewohnende Versprechen auf Rechtsgleichheit und Rechtssi­
cherheit sowie Erwartungssicherheit und selbstbewusste Teilhabe am 
politischen Prozess tatsächlich und in welchem Maße Wirkung entfalte­
te, kann letztendlich nur auf dieser Ebene eingeschätzt werden. Die viel­
versprechendsten Ansätze zur Einschätzung dieser Frage sind seit An­
fang der 1990er Jahren von Kulturanthropologen entwickelt worden.4 4 

Die skeptischen Überlegungen des Anthropologen Chris Hann zu den 
Entwicklungsperspektiven einer Zivilgesellschaft im post­
kommunistischen Osteuropa, angesichts einer prekären materiellen 
Grundlage insbesondere der ländlichen Bevölkerung, weisen auf eine 
Problemlage hin, die allerdings longue-durée-CharaktQr hat.45 Im ge­

Jugoslawien als Beispiel einer Modernisierung in Südosteuropa (1918-1980), in: 
Jahrbuch für Geschichte Osteuropas 36 (1988), S. 504-529; A. Sterbling, Histo­
rische und aktuelle Aspekte der „Bodenfrage" und der Agrarkrise in Sieben­
bürgen, in: ders., Kontinuität und Wandel in Rumänien und Südosteuropa. Histo­
risch-soziologische Analysen, München 1997, S. 15-48. Die Verbindung 
zwischen politischem Kontext und anthropologischer Beobachtung ist eindrucks­
voll bei C. Verdery, The Vanishing Hectare. Property and Value in Postsocialist 
Transylvania, Ithaca 2003. 
Vgl. M . Pieper; E. Gutierrez, Einleitung, in: dies. (Hrsg.), Gouvernementalität. 
Ein sozialwissenschaftliches Konzept im Anschluss an Foucault, Frankfurt a. M. 
2003, S. 7-21; T. Lemke, S. Krasmann, U. Bröckling, Gouvernementalität, Neo­
liberalismus und Selbsttechnologien. Ein Einleitung, in: dies. (Hg.), Gouverne­
mentalität der Gegenwart. Studien zur Ökonomisierung des Sozialen, Frankfurt 
a. M . 2000, S. 7-40, hier 18. 
Vgl. C. M. Hann (Hg.), Property relations. Renewing the anthropological tradi­
tion. Cambridge University Press 1998; Chris Hann and the „Property Relations" 
Group, The Postsocialist Agrarian Question. Property Relations and the Rural 
Condition. Münster 2003; F. v. Benda-Beckmann/K. v. Benda-Beckmann/ M. G. 
Wiber (Hrsg.), Changing Properties of Property, New York/Oxford 2006. 
Vgl. C. Hann, Introduction. Political society and civil anthropology, in: ders./E. 
Dunn (Hrsg.), Cicil society. Challenging western models, London 1996 S. 1-26; 
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samten 20. Jahrhundert war die Governance des Bodenrechts in Rumä­
nien und Jugoslawien in einer Art und Weise einer ausschließlich der 
gouvernamentalen Logik folgend strukturiert, dass das Versprechen des 
Eigentums auf Prosperität und Partizipation im ländlichen Raum selten 
eingelöst wurde. 

Ders., Zivilgesellschaft oder Citizenship? Skeptische Überlegungen eines Ethno­
logen, in: Europäische Zivilgesellschaft (Anm. 1), S. 85-110. 



Sylke Nissen 

Die Privatisierung des öffentlichen Raums 

1. Einleitung 

Seit geraumer Zeit rückt die Frage „Wem gehört die Stadt?" in den Vor­
dergrund stadtsoziologischen Interesses.1 Als Ursache dafür gilt eine 
Reihe von Entwicklungen, die Zweifel am uneingeschränkten Fortbeste­
hen des öffentlichen Urbanen Raums wecken. Straßen und Plätze werden 
optisch umgestaltet und sind kaum noch für die breite Öffentlichkeit 
zugänglich, städtische Bereiche werden privatisiert und anschließend 
neuen Nutzungen unterworfen, so dass die mit der Stadt assoziierte Frei­
zügigkeit und Öffentlichkeit zu schrumpfen scheint. Um diesen Verlust 
von Öffentlichkeit besser einschätzen zu können, möchte ich die statt­
findenden Privatisierungstrends etwas genauer betrachten. 

Wenn die Frage, wem die Stadt gehört, heute anders entschieden 
wird als vor einigen Jahren oder in früheren Epochen, muss dies mit der 
über Eigentum definierbaren Zugänglichkeit und Nutzung zusammen­
hängen. Daher werde ich zunächst anhand lokaler Eigentumsverhältnis­
se eine Unterscheidung zwischen „privat" und „öffentlich" vornehmen 
(Kapitel 2). Anschließend skizziere ich die Formen, in denen sich die 
Umwandlung und Umwidmung Urbanen Raums vollzieht (Kapitel 3), 
und werde dann die sichtbaren Zeichen dieses Prozesses diskutieren 
(Kapitel 4). Angesichts der Verbreitung von Privatisierungstendenzen, 
sowohl global als auch konkret im städtischen Raum, möchte ich drei 
Ansätze zur Erklärung der Ursachen dieser Entwicklung anbieten (Kapi­
tel 5), bevor ich zum Schluss deren erwartbare und zum Teil schon 
sichtbare Folgen für die Stadt andeute (Kapitel 6). 

2. Öffentlicher und privater Raum 

Für den folgenden Überblick wähle ich als Basiskriterium zur Unter­
scheidung zwischen öffentlichem und privatem Raum den „Geltungsbe-

E. Blum (Hrsg.), Wem gehört die Stadt? Armut und Obdachlosigkeit in den Me­
tropolen, Basel 1996; T. Simon, Wem gehört der öffentliche Raum? Zum Um­
gang mit Armen und Randgruppen in Deutschlands Städten, Opladen 2001; G. E. 
Frug, The Emergence of Private Cities in America, in: Kritische Justiz (1999), S. 
578-586; A. Feldtkeller, Die zweckentfremdete Stadt. Wider die Zerstörung des 
öffentlichen Raums, Frankfurt a. M . 1994. 

C O M P A R A T I V 16 (2006), Heft 5/6, S . 130-145. 
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reich staatlicher Autorität" 2. Als Privatisierung gilt demnach „jeder Ve-
rantwortungs- und Rechtsübergang von einem staatlichen oder kommu­
nalen Verwaltungsträger auf ein privatrechtliches Rechtssubjekt"3 Dem 
öffentlichen Raum werden jene Gebäude, Straßen oder Plätze zugerech­
net, die sich im Eigentum oder Verantwortungsbereich von Gebietskör­
perschaften oder anderen Körperschaften öffentlichen Rechts befinden. 
Als Eigentümer von Grund und Boden und Gebäuden kommt in erster 
Linie die Kommune in Betracht. Aber auch der Bund und die Länder, 
Gemeindeverbände, Hochschulen und Universitäten gehören in diese 
Kategorie. Als Anstalten des öffentlichen Rechts können ebenso Was­
serwerke, Stadtreinigungsbetriebe oder Verkehrsbetriebe zu den öffent­
lich-rechtlichen Körperschaften zählen. Bei der Deutschen Bahn A G als 
Eigentümerin der Bahnhöfe sieht es juristisch anders aus. Die Deutsche 
Bahn ist keine Körperschaft des öffentlichen Rechts. Wegen ihrer histo­
rischen Widmung zum öffentlichen Verkehr bezeichnet Hecker die 
Bahnanlagen dennoch als eine öffentliche Sache.4 

Als privat sind im Unterschied dazu Gebäude und Grundstücke zu 
bezeichnen, deren Eigentümer Personen oder Körperschaften privaten 
Rechts sind. Einzelne Unternehmen, Konzerne oder Unternehmensver­
bände übernehmen das öffentliche Eigentum. Investoren, Immobilien-
und Managementgesellschaften, Dienstleistungsbetriebe oder Einzel­
händler sind die wesentlichen Triebkräfte der Privatisierung. 

So klar die rechtliche Differenzierung zwischen privaten und öffent­
lichen Bereichen und privaten und öffentlichen Eigentümern auch zu 
sein scheint, die von den Bürgern wahrgenommene Gliederung des öf­
fentlichen Raums deckt sich nicht in jedem Fall mit den Eigentumsver­
hältnissen. Die Inkongruenz hängt damit zusammen, dass man Immobi­
lien nicht ansehen kann, wem sie gehören, und dass die Bürger tradierte 
Vorstellungen davon haben, was zum öffentlichen und was zum privaten 
Raum gehört. Realität und Perzeption können dabei auf zwei Arten aus-

L . Hölscher, Art. „Öffentlichkeit" in: O. Brunner/W. Conze/R. Koselleck 
(Hrsg.), Geschichtliche Grundbegriffe, B d . 4, Stuttgart 1978, S. 423-467, hier S. 
438. 
J. Wolf, Das Recht des Lebens auf der Straße. E in Rechtsgutachten zur Privati­
sierung öffentlicher Flächen und zum Grundrechtsschutz wohnungsloser Men­
schen, Dortmund 1999, hier S. 17. 
Die Reform des Unternehmens deutet er als „eine Organisationsprivatisierung, 
die mit einer nur teilweisen Aufgabenprivatisierung verbunden ist." W. Hecker, 
Bahnhöfe - Öffentlicher Raum für alle? Zur rechtlichen Stellung der Bahnhöfe, 
dem Recht auf Zugang und Aufenthalt sowie der Zulässigkeit von Hausverbot, 
in: B A G Wohnungslosenhilfe e. V . (Hrsg.), Rechtsgutachten im Auftrag der 
Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe e.V., Bielefeld 2002, hier S. 6. 
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einander fallen: Privatisierter Raum wird als öffentlicher wahrgenom­
men oder öffentlicher Raum wird für privat gehalten. 

Gegenstand des nächsten Abschnitts sind nun urbane Räume, die 
entweder im juristischen Sinn im öffentlichen Eigentum lagen oder im 
soziologischen Sinn öffentlichen Charakter hatten, diesen Status nun 
verlieren oder zu verlieren scheinen und unter den Einfluss privatrechtli­
cher oder privatwirtschaftlicher Handlungsrechte geraten - mit Folgen 
für die sich in der privatisierten Stadt bewegenden Bürger. 

3. Formen der Umwandlung 

Welche Entwicklungen beobachten wir in der Stadt, die unter dem 
Stichwort Privatisierung zusammengefasst werden können? Wovon ist 
also eigentlich die Rede? Die nachfolgend skizzierten Entwicklungen 
sind alle durch teilweise oder vollständige Übertragung staatlicher bzw. 
kommunaler Handlungsrechte auf private bzw. privatwirtschaftliche 
Akteure gekennzeichnet. Den beobachteten Prozessen ist die Einschrän­
kung oder gar der Verlust öffentlicher Kontrolle über den Raum gemein. 

Straßen über und unter der Erde 

Straßen, auf denen sich alle Gesellschaftsschichten mischen, die allen 
Bürgern offen stehen und die vielfältigen Nutzungen unterzogen wer­
den, sind die Adern der öffentlichen Stadt.5 Die Ausübung von Rechten 
wie der Versammlungsfreiheit oder Redefreiheit wird mit der Straße 
verbunden. Wer öffentlich protestiert und seine Meinung kundtut, geht 
auf die Straße. 

Der Angriff auf die Straße manifestiert sich nun in dem Einziehen 
von neuen Ebenen über oder unter der öffentlichen Straße. Der amerika­
nische Architekturhistoriker Trevor Boddy bezeichnet diese Entwick­
lung als „Bau der analogen Stadt",6 als Simulation des Urbanen. 

Kennzeichnend für die analoge Stadt sind so genannte Skyways. Da­
bei handelt es sich um Wege, Arkaden oder überdachte Brücken, die im 
ersten oder zweiten Stockwerk Gebäude verbinden oder durch Gebäude 
hindurchführen. Vorläufer dieses Typs privatisierter Wege ist sicher das 
Kaufhaus G U M in Moskau, das sich über mehrere Blocks erstreckt und 
dessen Inneres aus einem zusammenhängenden Netz von Wegen und 
Brücken besteht. Eine Mikroausgabe eines Skyways kann man in Ham-

V g l . J. Jacobs, The Death and Life of Great American Cities, New York 1961 
(Nachdruck 1992), S. 29 
T. Boddy, Underground and Overhead: Building the Analogous City, in: M . 
Sorkin (Hrsg.), Variations on a Theme Park, New York 1992, S. 123-153. 
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bürg nutzen, wo der Fußweg vom Dammtor-Bahnhof über Hauptver­
kehrsstraßen und durch ein Geschäftsgebäude hindurch zu den Kolon­
naden, einer Fußgängerzone führt. In dem Hausdurchgang befinden sich 
zahlreiche Geschäfte. Das weltweit größte Netzwerk solcher Skyways 
befindet sich nach Angaben von Boddy in Calgary, wo die innerstädti­
sche Quadratmeile (ungefähr 2,5 qkm) vollständig von diesen Wegen in 
knapp 5 m Höhe durchzogen ist. 

Unter der Erde werden ebenfalls neue Wege geführt, die Fußgänger­
verbindungen zwischen Gebäuden und/ oder zwischen unterirdischen 
Haltestellen des öffentlichen Nahverkehrs herstellen. Prototyp dieses 
Typs ist das Rockefeiler Center in Manhattan, wo das Muster des für 
New York typischen Straßengitters durch eine Reihe von „Ladenstra­
ßen" reproduziert wird, die mehrere Gebäude unterirdisch miteinander 
verbinden. Das Rockefeller Center war auch Vorbild des umfangreichen 
unterirdischen Straßennetzes, das in Montreal seit den 1960er Jahren 
angelegt wurde und inzwischen rund 1,7 Millionen qm Bürofläche, 
1.400 Boutiquen, zwei Kaufhäuser, 3.800 Hotelzimmer, 11.500 Park­
plätze, drei Konzerthallen, zwei Bahnhöfe und zahlreiche Wohnblocks 
miteinander verbindet.7 

Grünanlagen und Plätze 

Auch zu ebener Erde mehren sich die Anzeichen der Privatisierung der 
Stadt. Bei Parks und Plätzen, die im Bürokratendeutsch als öffentliche 
Anlagen bezeichnet werden, sind vor allem drei Trends zu beobachten: 
Entweder wird die gesamte Anlage privatisiert, die Pflege und der Be­
trieb der Grünanlage werden in die Hände von Privatunternehmen, In­
teressengemeinschaften oder Anrainern gegeben oder die Anlage bleibt 
in der Verantwortung der Kommune, wird aber jenen Prioritäten und 
Bedürfnissen angepasst, die die Administration in der Bevölkerung zu 
beobachten meint. In allen diesen Fällen werden die Plätze, Parks und 
Grünanlagen mit Blick auf gewandelte Nutzungsinteressen umgestaltet. 
Das kann heißen, dass die Anlage umzäunt und nach Ende üblicher Ge­
schäftszeiten abgeschlossen wird, oder dass sie nach bestimmten Prinzi­
pien möbliert wird. Der Platz kann so umgestaltet werden, dass er be­
sonders gut einsehbar ist. Öffentliche Bedürfnisanstalten werden 
entfernt oder haben ebenfalls Büroöffnungszeiten. 

Ein häufig herangezogenes Beispiel für die Privatisierung eines öf­
fentlichen Parks ist der Bryant Park in Manhattan, der unmittelbar an die 
New York Public Library angrenzt. Das Landschaftsdcnkmal wird von 

7 Boddy (Anm. 6), S. 147. 
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der Bryant Park Restoration Corporation betrieben. In den 1980er Jahren 
wurde die Grünanlage erneuert, zivile und uniformierte Sicherheitskräfte 
und Polizeibeamte auf Streife geschickt, die Öffnungszeiten auf die Bü­
rozeiten abgestimmt sowie regelmäßige kommerzielle Nutzungen wie 
Konzerte und Modenschauen eingerichtet. Rund um die wiederherge­
stellten viktorianischen Kiosks ist der Bryant Park, wie die Soziologin 
Sharon Zukin festhält, zur visuellen und räumlichen Repräsentation der 
öffentlichen Kultur nur noch der Mittelschichten geworden, eine „paci-
fication by cappucino".8 

Eine besondere Form nicht-öffentlicher Plätze stellen Plazas dar, 
kleine Plätze, die in oder an Gebäuden liegen und „privately owned pub­
lic spaces" darstellen.9 Die Plazas an der Grenze zum öffentlichen Raum 
sind vor allem in den U S A wegen der dort geltenden Baurichtlinien ver­
breitet. Um die verdichtete Bauweise auszugleichen, wird die Anlage 
von Plazas zum Beispiel im Eingangsbereich von Hochhäusern politisch 
gefordert, aber auch gefördert. Ergebnis sind „Vorgärten zu den Hoch­
burgen des Kapitals", 1 0 die meist nach innen orientiert und exklusiv ge­
staltet sind und dadurch eine bestimme, zahlungskräftige Klientel anzie­
hen. 

Bahnhöfe, Shopping Mails, Business Improvement Districts (BIDs) 

Bahnhöfe sind Orte des Transits" und waren in dieser Funktion bislang 
zentrale Orte städtischer Öffentlichkeit. Seit einigen Jahren beobachten 
wir in zahlreichen Bahnhöfen die Metamorphose zu einem Einkaufszen­
trum mit Gleisanschluss. In Leipzig hat die Einkaufs-Center-Entwick-
lungsgesellschaft ECE das gesamte Bahnhofsgebäude gekauft, nur Glei­
se, Schienen und Längsbahnsteige blieben im Besitz der Deutschen 
Bahn A G . Die Räume des Reisezentrums oder des Wartesaals hat die 
Bahn von der ECE angemietet. Durch visuelle wie räumliche Zurück­
drängung der mit dem Reisewunsch verbundenen Funktionen eines 
Bahnhofs und durch den Umbau weiter Teile der Bahnhofsgebäude zu 
überdachten Geschäftszeilen sind Bahnhöfe als innerstädtische Sonder­
form der Shopping Malis zu betrachten. 

In Einkaufspassagen, der Urform der Malis, wird der öffentliche 
Straßenraum zwischen bestehenden Einzelhandelsgeschäften nachträg-

8 S. Zukin, The Culture of Cities, Oxford 1995, hier S. 32. 
9 J. Wehrheim, Die überwachte Stadt, Opladen 2002, hier S. 165. 

1 0 M . Wagner, Privatisierung von Kunst und Natur im öffentlichen Raum. Die Pla­
zas von Manhattan, in: H. Häußermann; W. Siebel (Hrsg.), New York. Struktu­
ren einer Metropole, Frankfurt a. M. 1993, S. 286-299, hier S. 298. 

" Vgl. Wehrheim (Anm. 9). 
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lieh überdacht, und/ oder die bauliche Anlage wird so verändert, dass 
eine Unterscheidung von draußen und drinnen erkennbar wird. Kunden 
treten durch ausgewiesene, meist schmale, leicht kontrollierbare Ein­
gänge ein und bewegen sich in Räumen mit semi-öffentlichem Charak­
ter. 

Als Shopping Mails oder Shopping Center gelten dagegen neu er­
richtete, häufig auf der grünen Wiese angesiedelte Einkaufszentren. Hier 
werden verschiedene Einzelhändler an einem Ort zusammengeführt, 
künstliche Ladenstraßen mit Phantasienamen sind vollständig umbaut 
und häufig auch überdacht. Die erste derartige Mall der Welt wurde 
1954 in der Nähe von Minneapolis errichtet und versammelte 72 Ge­
schäfte und 500 Parkplätze an einem Ort. Heute gehen die Malis weit 
über den reinen Einkaufszweck hinaus und versprechen den Kunden 
Erholung wie im Urlaub. Die bis 2005 größte Mall der Welt, die West 
Edmonton Mall in Kanada erstreckt sich über 500.000 qm und beher­
bergt 800 Geschäfte, elf Kaufhäuser, 110 Restaurants, einen Eislauf­
platz, ein Hotel, eine Kapelle, 20 Kinos, 13 Nachtclubs sowie einen In­
door Amusement Park, einen Indoor Water Park und den größten 
Parkplatz der Welt. 1 2 Das Innere der Mall ist mit Wasserläufen durchzo­
gen, in denen echte Pinguine und falsche Haie schwimmen und eine 
Nachbildung von Christopher Columbus' Schiff Santa Maria besichtigt 
werden kann. 

Während in den U S A mit über 40.000 Shopping Centern und monat­
lich 190 Millionen Kunden 1 3 der Zenit der Entwicklung überschritten 
sein könnte, nahm die Zahl von Einkaufzentren und Malis in der Bun­
desrepublik vor allem in den neunziger Jahren rapide zu und liegt inzwi­
schen bei rund 420. Eines der größten Einkaufzentren ist das CentrOber-
hausen mit einer Verkaufsfläche von mehr als 70.000 qm. Zu den 
modernsten Mails in Deutschlands gehört der zwischen Leipzig und 
Halle gelegene Saale-Park, der im Zuge des kürzlich vorgenommenen 
Umbaus zu „Nova Eventis" umbenannt wurde und damit seinen Charak­
ter vom Einkaufs- zum Erlebniszentrum wandelte. „Mit Nova Eventis 
entsteht an der Stelle des heutigen Saale-Parks eine vollkommen neue 
und zukunftsorientierte Shopping-, Service- und Erlebniswelt mit faszi­
nierender Wasserlandschaft, Sportangeboten und einem Abenteuerspiel-

1 2 V g l . M . Crawford, The World in a Shopping M a l l , in: M . Sorkin (Hg.), Varia­
tions on a Theme Park, Newit 1.500 Gesc York 1992, S. 3-30. Zurzeit ist nur die 
South China M a l l in Dongguan/China m häften auf 900.000 qm Ladenfläche 
größer als die W E M . V g l . D . Barboza, China Builds Malls on Gigantic Scale, 
The New York Times, 25.05.2005. 

1 3 V g l . Wehrheim, A n m . 9. 
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platz. Neues Herzstück von Nova Events ist der zweigeschossige, glas­
überdachte Einkaufsbereich mit zwei parallel verlaufenden Malis, insge­
samt 3.000 Metern Schaufensterfronten, vier Rotunden sowie drei ellip­
senförmigen Event-Mails." 1 4 

Business Improvement Districts (BIDs) stehen in engem Zusam­
menhang mit Shopping Mails und umgebauten Bahnhöfen. BIDs sind 
vor allem in den USA zu finden, im deutschen Sprachraum entsprechen 
dem Prinzip der BIDs am ehesten als Vereine gegründete Arbeitsge­
meinschaften von Einzelhändlern. Durch BIDs oder Arbeitsgemein­
schaften wird das Management öffentlichen Raums quasi in Public-
Private-Partnerships übertragen, mit dem Ziel, das Image des städtischen 
Raumes und damit seine kommerzielle Nutzung zu verbessern. Ansässi­
ge Geschäftsleute und Grundstückseigentümer werden zur Zahlung einer 
Art Sondersteuer herangezogen, mit der von der kleinräumigen Wirt­
schaftsförderung bis zur Sauberkeit und Sicherheit der Straßen die An­
gelegenheiten im Bereich des BIDs finanziert werden.15 

Privatisierung des Wohnens - Gated Communities 

Dass Wohnraum in dieser Reihe von Privatisierungstendenzen auf­
taucht, mag auf den ersten Blick paradox klingen, denn die Wohnung ist 
im Unterschied zu den vorgenannten Beispielen Ort des Privaten per se. 
Aber auch die Organisation des Wohnens ist Entwicklungen unterwor­
fen, die das Verhältnis von privat und öffentlich beeinflussen. 

Gated Communities sind zum Schlagwort für eine Wohnform ge­
worden, die sich verstärkt seit Beginn der 1980er Jahre vor allem in den 
U S A verbreitet und in Europa und in asiatischen Metropolen schon eini­
ge Ableger entwickelt hat. Besonderes Kennzeichen ist die bauliche 
Trennung der Gated Community von dem sie umgebenden Umland 
durch Zäune oder Mauern. Diese Abgrenzung weckt Assoziationen zum 
Ghetto. Allerdings liegt ein wesentlicher Unterschied darin, dass Ghet­
tos unfreiwillige Segregation bedeuten, die mit Diskriminierungen und 
wirtschaftlichem Ausschluss der Bewohner verbunden ist. 1 6 Das Leben 
in Gated Communities dagegen ist freiwillig. 

www.ece.de/de/shopping/center/nel/nel2.jsp. 
Für die Arbeitsgemeinschaft Zeil aktiv e. V., die sich die Neudefinition der Frank­
furter Zeil zur Aufgabe gemacht hat, vgl. www.zeil-online.de/ und G. Anders, 
Stadt der Öffentlichkeit, Frankfurt a. M. 1998. Ähnlich auch die Berliner AG City 
eV/ Kudamm und Seitenstraßen, www.agcity.de. 
P. Marcuse, Ethnische Enklaven und rassische Ghettos in der postfordistischen 
Stadt, in: W. Heitmeyer/R. Dollase/O. Backes (Hrsg.), Die Krise der Städte, 
Frankfurt a. M . 1998, S. 176-193. 

http://www.ece.de/de/shopping/center/nel/nel2.jsp
http://www.zeil-online.de/
http://www.agcity.de
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„Gated communities are residential areas with restricted access in which 
normally public spaces are privatized. They are security developments with 
designated perimeters, usually walls or fences, and controlled entrances that 
are intended to prevent penetration by nonresidents. They include new de­
velopments and older areas retrofitted with gates and fences, and they are 
found from the inner cities to the exurbs and from the richest neighborhoods 
to the poorest."17 

Zu Gated Communities im weitesten Sinne gehören Doorman Buil­
ding, nachträglich geschlossene Straßenzüge und Gated New Towns 
bzw. Wohnparks. Die umzäunten, von der Nachbarschaft abgetrennten 
Ansiedlungen sind je nach ihrer Funktion als Haupt-, Zweit-, Ferien­
oder Alterswohnsitz unterschiedlich angelegt und gestaltet. Blakely und 
Snyder halten auf der Basis ihrer USA-weiten Erhebung drei Typen von 
Gated Communities fest: Lifestyle Gated Communities umfassen A l ­
terswohnsitze, Golf- und Freizeit-Club-Anlagen, während die Prestige 
Communities Statusbedürfnisse befriedigen und Enklaven der Reichen 
sind. Die Verbreitung von Security Zone Communities schließlich spie­
gelt gestiegene Sicherheitsbedürfnisse und Angst vor Kriminalität wider. 
In den vergangenen fünfzig Jahren ist die Zahl der Gated Communities 
allein in den USA auf rund 20.000 angestiegen. 

4. Zeichen der Privatisierung 

Die skizzierten Veränderungen, die verdeutlichen, dass sich der Charak­
ter der Stadt als Ort der Öffentlichkeit verändert, möchte ich in sechs 
Stufen zusammenfassen: 
1. Umgestaltung öffentlicher Räume durch privates Management und 

das Anbringen eines Zeichensystems mit privatem Charakter (Fuß­
gängerzonen, BIDs) 

2. Semiprivatisierung öffentlichen Raums durch Übertragung von Nut­
zungsrechten und Instandhaltungsaufgaben auf private Träger 
(Parks, Grünanlagen) 

3. Errichtung privater Räume mit öffentlichem Charakter (Skyways, 
Plazas, Shopping Malls) 

4. Vollprivatisierung im Zuge des Verkauf von quasi-öffentlichen Im­
mobilien (Bahnhöfe) 

5. Vollprivatisierung durch den Verkauf von öffentlichen Immobilien 
(Veräußerung kommunaler Grundstücke) 

E. J. Blakely; M . G. Snyder, Fortress America. Gated Communities in the United 
States, Washington,D.C. 1999, hier S. 2. 
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6. Vollprivatisierung durch den Verkauf von öffentlichen Immobilien, 
unter Umständen mit politisch-administrativer Ausgliederung aus 
dem örtlichen Verband (gated communities) 

Die Folgen dieser Formen der Privatisierung des öffentlichen Raums 
sind für weite Teile der Bevölkerung bislang kaum spürbar, werden für 
den aufmerksamen Beobachter jedoch durch bauliche, personelle und 
technische Zeichen sichtbar. 

Bauliche Zeichen der Privatisierung 

In den neuen privatisierten Räumen, die dem Konsum gewidmet sind 
oder in räumlichem Zusammenhang mit ihm stehen, also vor allem in 
Shopping Mails, aber auch in Plazas, Skyways und Underground Cities 
nehmen architektonische und landschaftsgärtnerische Elemente zu, die 
selektierende Funktionen haben. Kontrollierte Gartenarchitektur sorgt 
dafür, dass die unerwünschte Klientel nicht ungestört ist bzw. nicht un­
beobachtet bleiben kann. Die Verwendung bestimmter Materialien 
macht den Aufenthalt ungemütlich. Randflächen aus kaltem Stein, Bän­
ke mit Armlehnen im Abstand von 80 cm oder erhöhte Sitzflächen ohne 
Rückenlehnen („Präsentierteller") sind entweder zum Schlafen völlig 
ungeeignet oder unbequem. Durch kostbare Naturstoffe wie hochpolier­
ten Marmor auch für den Boden, durch moderne Kunst am Bau oder 
durch „Versatzstücke der Natur" - Palmen, Wasserläufe, Springbrunnen 
- wird ein subtiles „Zeichensystem der Exklusion" geschaffen,18 das 
diejenigen, die diese privatisierten Räume nicht nutzen sollen, sehr wohl 
verstehen. Die zahlungskräftige Kundschaft hingegen soll mithilfe die­
ses Zeichensystems in ihrer Konsumneigung unterstützt werden. 

In dieser Logik werden Ladenstraßen der Skyways oder Untergrund­
städte gern als rein technische Maßnahme präsentiert, um den Unbilden 
des Wetters zu entkommen und um Fußwege zu erleichtern. Deshalb 
sind sie auch in hohem Maße akzeptiert. Dies darf jedoch nicht darüber 
hinweg täuschen, so Trevor Boddy, dass diese bauliche Entwicklung 
zugleich das Wegfiltern der Mittelschichten von den Straßen zu ebener 
Erde bedeutet und damit ein Verschwinden der letzten Zone des physi­
schen Kontaktes von Angehörigen diverser ethnischer und sozialer Her­
kunft, von Lebensstilen und Werten zur Folge hat.19 In Gated Communi­
ties ist, wie der Name schon sagt, die manifeste Abtrennung des 
Wohnraums von seiner Umgebung, durch Zäune, Mauern und Tore in 
Verbindung mit Einlasskontrollen erkennbar. 

1 8 Wagner (Anm. 10), hier S. 287. 
1 9 V g l . Boddy (Anm. 6), S. 150. 
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Personelle Zeichen der Privatisierung 

In den privatisierten Räumen deutscher Städte nimmt die Präsenz von 
Reinigungs- und Sicherheitskräften spürbar zu. Auf der Basis der labilen 
Kombination von Hausordnungen und Jedermannrechten halten die An­
gestellten privater Wachdienste unerwünschte Klientel fern. Rechtliche 
Grundlage ihres Handelns sind delegierte Besitzrechte nach § 859 und 
860 B G B . Ihre Interventionsbefugnisse basieren auf den Regelungen vor 
allem des B G B und StGB zu Notwehr, Nothilfe, Notstand, Selbsthilfe, 
Hausrecht und dem Recht zur vorläufigen Festnahme. Die Hausordnung 
der Deutschen Bahn, die an den Zugängen zum Bahnhof aushängt, un­
tersagt das „Durchsuchen von Abfallbehältern" ebenso wie „Betteln und 
Belästigen von Personen" oder „Übermäßigen Alkoholgenuss" und 
droht: „Festgestellte Verstöße gegen die Hausordnung führen zu Haus­
verweis, Hausverbot, Strafverfolgung und/oder Schadensersatzforderun­
gen. Den Anordnungen unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und 
der von uns zur Durchsetzung des Hausrechts beauftragten Unterneh­
men ist Folge zu leisten."20 Im Rahmen des konsequent verfolgten so 
genannten 3-S-Konzeptes für Sicherheit, Sauberkeit und Service betreibt 
die Bahn eine permanente und nahezu lückenlose Überwachung ihres 
Geländes. „In den 3-S-Zentralen laufen alle Informationen zusammen; 
hier werden die Bilder aus den Videokameras, Meldungen per Telefon 
oder Funk, Notrufe entgegengenommen und ausgewertet, um entspre­
chende Maßnahmen einzuleiten. Die 3-S-Zentralen steuern und veran­
lassen die Service-, Sicherheits- und Sauberkeitsaktivitäten im und um 
den Bahnhof."21 Durch die neuen Eigentumsverhältnisse auf den Bahn­
höfen sind darüber hinaus noch weitere Wach- und Sicherheitsdienste 
zuständig. Für das oben erwähnte Leipziger Beispiel bedeutet dies, dass 
neben der Bahn-Sicherheitsgesellschaft der Sicherheitsdienst des ECE-
Managements, das Ordnungsamt der Stadt Leipzig, die Polizei und die 
Bundespolizei (ehemals Bundesgrenzschutz) den Bahnhofsbereich kon­
trollieren. Wer auf der Basis der Hausordnung der Deutschen Bahn des 
Gebäudes verwiesen wird, muss in Leipzig auch den Vorplatz „bis zur 
Bordsteinkante" verlassen, weil dieser im Geltungsbereich der Hausord­
nung und in der Zuständigkeit der E C E liegt.2 2 

http^/www.bahnhof.de/site/bahnhoefe/de/ost/leipzig/service/sicherheit/sicher-
heit.html 
Ebd., (Anm. 18). 
M . Krause, Leipzig goes West. Gefahrenabwehrverordnungen - Platzverweise -
„vertreibende Hi l fe" dargestellt am Beispiel Leipzigs, in: T. Simon (Hrsg.), Wem 
gehört der öffentliche Raum? Zum Umgang mit Armen und Randgruppen in 
Deutschlands Städten, Opladen 2001, S. 80-103, hier S. 94. 

http://www.bahnhof.de/site/bahnhoefe/de/ost/leipzig/service/sicherheit/sicher-
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Technische Zeichen der Privatisierung 

In sämtlichen skizzierten privatisierten oder semi-privatisierten Räumen 
werden alle genannten Maßnahmen von der technischen Aufrüstung 
durch Videoüberwachung begleitet. Begründet mit steigendem Unsi­
cherheitsgefühl und wachsendem Sicherheitsbedürfnis der Bevölkerung 
nimmt die Verbreitung von Videokameras rasant zu. Die offizielle 
Funktion der Kameraüberwachung besteht in der Prävention von Strafta­
ten. Latent beeinflussen die überwiegend privat betriebenen Kameras 
den Zugang und die Nutzbarkeit des öffentlichen Raums, wirken sich 
auf das Verhalten der Bürger unter dem Auge der Kamera aus und för­
dern die schon in den anderen Zeichensystemen der Privatisierung vor­
handene Tendenz zur Selektion zwischen erwünschten und unerwünsch­
ten Nutzern. Dabei sind nicht die materielle Kamera, ihr Installationsort 
oder die Eigentumsverhältnisse an Kamera, Installationsort und Beob­
achtungsraum entscheidend, sondern die Deutung der Situation und ihrer 
Konsequenzen durch die beobachteten Personen. 

Im Zuge der virtuellen Privatisierung des öffentlichen Raums durch 
Videoüberwachung wird das individuelle Recht auf Privatheit in der 
Öffentlichkeit eingeschränkt. Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
zum Recht auf informationelle Selbstbestimmung hat diesem Trend 
kaum Einhalt gebieten können. 

5. Warum wird privatisiert? 

Ein Defizit der inzwischen zahlreichen Studien zur Privatisierung des 
öffentlichen Raums besteht in der geringen Aufmerksamkeit für die Ak­
teure der eben skizzierten Entwicklungen. Die Privatisierung der Stadt 
ergibt sich nicht gleichsam naturwüchsig als Ergebnis beispielsweise 
ökonomischer Umstrukturierungsprozesse. Privatisierung passiert nicht 
in den Städten, wie Anders vermutet,23 sondern kommunale Akteure 
werden aktiv. Die Interessen der lokalpolitischen Akteure richten sich 
auf die Bewahrung oder Wiederherstellung kommunaler Handlungsfä­
higkeit und auf die Verbesserung der Position der Stadt im interkommu­
nalen Standortwettbewerb. Neben dem lokalen Gemeinwohl müssen 
insbesondere jene, die in verantwortlichen Positionen als Bürgermeister, 
Stadtdirektoren oder Stadtkämmerer den Verkauf des öffentlichen E i ­
gentums vollziehen, die Wahrung ihrer individuellen politischen Interes­
sen im Blick haben und sich um ihre Aussichten auf den Erfolg bei der 
nächsten Kommunalwahl kümmern. Die folgenden Abschnitte deuten 

Vgl. Anders (Anm. 15) S. 48. 
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an, dass die Chancen, all diese Ziele zu erreichen, durch Privatisierungs­
akte erhöht werden können. 

Privatisierung zum kommunalen Schuldenabbau 

Die meisten Kommunen befinden sich in einer permanent angespannten 
Haushaltssituation. Ähnlich wie der Umbau der Stadtverwaltungen zu 
Dienstleistungsunternehmen nach den Prinzipien des New Public Mana­
gement24 führt die Privatisierung öffentlichen Eigentums zur Entlastung 
kommunaler Haushalte. Die Stadtkämmerer verkaufen das so genannte 
Tafelsilber in Form von öffentlichen Immobilien oder Unternehmen und 
übertragen die Instandhaltung und den Betrieb öffentlicher Anlagen auf 
private Investoren. Neben Wohnungen verkaufen die Kommunen E i ­
genbetriebe wie Wasserwerke, Kliniken oder Verkehrsbetriebe, allein 
2005 wurde in der Bundesrepublik städtisches Eigentum im Wert von 
5,7 Milliarden Euro privatisiert.25 Durch den Verkauf von Tafelsilber 
sehen die kommunalen Akteure in zweierlei Hinsicht einen Ausweg aus 
ihrer Zwangslage: Der finanzielle Handlungsspielraum wächst wieder, 
während der Zuständigkeitsbereich der Kommunen verringert wird. 2 6 

Dies heißt zugleich aber auch, dass bei faktisch bestehen bleibender 
Aufgabenverantwortung der Kommunen deren Handlungsmöglichkeiten 
nach der Privatisierung öffentlichen Raums eingeschränkt werden und 
ihr Einfluss auf die Entwicklung der sozialräumlichen Struktur der Stadt 
sinkt.2 7 

Privatisierung zur Erhöhung der Sicherheit 

Die Privatisierung öffentlichen Raums entspricht aus einem weiteren 
Grund den Interessen kommunaler Akteure. Zu den sichtbaren Verände-

2 4 V g l . u. a. Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung. Das 
neue Steuerungsmodell. Begründungen, Konturen, Umsetzungen. KGSt-Bericht 
5/1993, S. Kropp, Modernisierung des Staates in Deutschland: Konturen einer 
endlosen Debatte, in: Politische Vierteljahresschrift (2004) 3, S. 416-439. 

2 5 K - P . Schmid, Al les muss raus. Schrumpft sich der Staat gesund? Die deutschen 
Städte und Gemeinden privatisieren, was das Zeug hält - nicht aus ökonomischer 
Vernunft, sondern aus reiner Finanznot, in: D I E ZEIT , Nr. 26 vom 22.06.2006. 

2 6 Diese Annahme könnte ein Trugschluss der Kommunen sein, wenn der Einschät­
zung von W o l f zuzustimmen ist. In seinem Rechtsgutachten zur Privatisierung 
öffentlicher Flächen betont er, Privatisierungen seien „kein Instrument zur Be­
freiung von staatsrechtlicher Aufgabenverantwortung." (Anm. 3) hier S. 12. 

2 7 H . Häußermann, Die Privatisierung der Stadt, in: E . Schröter (Hg.), Empirische 
Policy- und Verwaltungsforschung. Lokale, nationale und internationale Per­
spektiven, Opladen 2001, S. 41-62. 
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rungen im privatisierten Raum gehört die Installation einer Sicherheits­
architektur. Die Umgestaltung von Räumen, die neue Einsehbarkeit von 
Grünflächen, deren Umzäunung, verbreitete Videoüberwachung und der 
Einsatz privater Sicherheits- und Ordnungsdienste sollen den Bürgern 
ein Gefühl des Schutzes geben und den Eindruck vermitteln, dass die 
Kommune die städtische Entwicklung unter Kontrolle hat. Das Konzept 
der Bahnservicegesellschaft für Sicherheit, Sauberkeit und Service 2 8 

lässt sich als kommunales Handlungsmotto auf die Stadt übertragen und 
kommt den Bedürfnissen weiter Teile der Bevölkerung entgegen. Ent­
scheidend für die Beurteilung der wachsenden Sicherheitsarchitektur ist 
das Sicherheitsgefühl der Bürger. Dieses wiederum wird weniger von 
der objektiven Sicherheitslage als von der subjektiven Einschätzung der 
individuellen Bedrohung durch Kriminalität beeinflusst. Viele Bürger 
sehen sich zum großen Teil kontrafaktisch als potentielle Opfer von 
Straftaten.29 Eine solche Inkongruenz wird als Ergebnis „moralischer 
Panik" interpretiert, für deren Entstehen nicht so sehr die tatsächliche 
Kriminalitätsbelastung von Bedeutung ist, sondern „dass überhaupt Fäl­
le bestimmter Kriminalität auftreten, wie deren massenmediale Kon­
struktion erfolgt, und dass die Darstellung Rezeption und Rezeptoren 
findet."30 

Die Bekämpfung von Kriminalität ist ein für die kommunalen Ak­
teure wichtiges, weil rasch Erfolg versprechendes Handlungsfeld. Denn 
für die Verstärkung sicherheitspolitischer Anstrengungen sprechen aus 
lokalpolitischer Sicht mehrere Gründe. Zum einen kann die Arbeit der 
Polizei lokal gesteuert werden, zweitens wird der (finanzielle) Einsatz 
für Sicherheit von der Bevölkerung unterstützt, drittens profitiert der 
größte Teil der Bevölkerung von sinkenden Kriminalitätsraten und ho­
noriert dies viertens mit einem generalisierten Vertrauensvorschuss für 
die Lokalpolitiker. 3 1 Ähnlich wie in den U S A ist in europäischen Städ-

S. A n m . 20. 
W. Achelpöhler; H . Niehaus, Videoüberwachung - das wachsame Auge des 
Gesetzes, in: G . Munier/Heinrich-Böll-Stif tung (Hrsg.), Kriminalität und Sicher­
heit, Berlin 2002, S. 135-144, hier S. 140. 
H-J . Albrecht, Kriminalität, Kriminalitätsangst, Unsicherheitsgefühle, Kr imina l ­
politik und deren Folgen, in: Criminologische Vereinigung (Hrsg.), Retro-
Perspektiven der Kriminologie. Stadt - Kriminalität - Kontrolle. Freundschafts­
gabe für Fritz Sack zum 70. Geburtstag, Hamburg 2001, S. 59-76, hier S. 67. 
V g l . auch J. Foster, Kriminalität und Strafverfolgung in London. Zur Interdepen­
denz von öffentlichem K l i m a , Medien und Politik, in: S. Nissen (Hrsg.), K r i m i ­
nalität und Sicherheitspolitik. Analysen aus London, Paris, Berl in und New 
York, Opladen 2003, S. 13-42. 
V g l . S. Nissen, Die regierbare Stadt. Metropolenpolitik als Konstruktion lösbarer 
Probleme. New York , London und Berlin im Vergleich, Wiesbaden 2002. 
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ten Kriminalitätsbekämpfung deshalb zu einem wichtigen kommunalen 
Aufgabenfeld geworden.32 Die kommunale Handlungsfähigkeit scheint 
jedoch bei dem Versuch, die Lücke zwischen Sicherheitsgefühl und Si­
cherheitslage zu schließen, an Grenzen zu geraten. Es besteht die Ge­
fahr, dass die Sicherheitserwartungen verunsicherter Bürger nicht aus­
reichend erfüllt werden können, wenn die Kommunalverwaltungen mit 
der Bereitstellung von Sicherheit überfordert sind, weil die angespannte 
Finanzlage sich auch auf die für die Polizei zur Verfügung stehenden 
Mittel auswirkt und die personellen Kapazitäten nicht ausreichen, um 
mittels Polizeipräsenz das Sicherheitsgefühl zu erhöhen. Mit der Privati­
sierung von Teilen des öffentlichen Raums versucht die Kommune 
daher, die Sicherheitsverantwortung an den neuen Eigentümer zu über­
tragen, zu dessen Angeboten die Etablierung der neuen Sicherheitsarchi­
tektur gehört. 

Globalisierung und Festivalisierung 

Parallel zu der sicherheitspolitischen Überforderung der Kommunen 
beobachten wir die Tendenz, dass sich immer mehr Städte in den globa­
len Wettbewerb um Standorte, Investoren, Touristen und Konsumenten 
begeben. Die Kommunen interpretieren sich selbst als global oder we­
nigstens als national player und bemühen sich mit Blick auf investiti­
onsbereite Finnen und konsumbereite Touristen um eine Neubestim­
mung von Charakter, Eigenschaften, Erfordernissen des Urbanen.33 Der 
verstärkte Konkurrenzdruck der Städte und deren Wunsch nach erhöhter 
Konkurrenzfähigkeit findet seine Entsprechung in den Angeboten priva­
ter Unternehmen. Die Städte geben durch die Anpassung ihres Stadtbil­
des, durch die Ansiedlung von Center-Management-Gesellschaften, 
durch die Fokussierung auf die Konsuminteressen kaufkräftiger Touri­
sten oder ansässiger Mittelschichten ihren individuellen Charakter preis 
und beugen sich den Investoren, die die kommerziellen Interessen zu 
befriedigen scheinen. Kaum eine Stadt wagt es noch, Grundleistungen 
im internationalen Wettbewerb nicht anzubieten, so dass das Bild der 
Innenstädte in wachsendem Maße von Malis mit den immer gleichen 
Ladenketten, übersichtlichen Grünanlagen mit unbequemen Sitzgele­
genheiten, edlen Baumaterialen, schwarz gekleideten Security-Kräften 
und Videokameras in allen möglichen Variationen geprägt wird. 

V g l . H . Ortner/A. Pilgram/H. Steinert (Hrsg.), Die Null-Lösung. Zero-Tolerance-
Politik in New York - Das Ende der Urbanen Toleranz, Baden-Baden 1998. 
V g l . H . HäußermannAY. Siebel, Neue Urbanität, Frankfurt a. M . 1987. 
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6. Folgen der Privatisierung 

Die eindeutige Differenzierung zwischen öffentlichen und privaten 
Sphären wird schwieriger, der traditionelle urbane, öffentliche Raum 
schrumpft. Trotz der angesprochenen, nachvollziehbaren Gründe für die 
Veräußerung kommunalen Eigentums und die Privatisierung öffentli­
chen Raums, muss über die bereits eingetretenen und erwartbaren Kon­
sequenzen dieser Entwicklung nachgedacht werden. 

Mit der Übertragung von staatlichen oder kommunalen Aufgaben an 
private Organisationen oder Individuen ist der Übergang von Verant­
wortung und Macht verbunden. „Vormals getrennte private und öffentli­
che Räume (sind) in der postmodernen Gesellschaft Diffundierungspro-
zessen unterworfen ... Privates Eigentum, daraus abgeleitete Rechte der 
Gefahrenabwehr, Hausrechte und an Profitsicherung orientierte Ord­
nungskonzepte erobern über ihr gleichsam angestammtes Terrain hinaus 
... die Sphäre des Konsums, der Freizeit, des Wohnens, der Bildung, der 
Gesundheitsfürsorge usw." 3 4 Wenn kommunales immobiles Eigentum 
privatisiert wird, überträgt nicht nur die Kommune Ordnungsfunktionen 
auf private Dienstleistungsanbieter, sondern der Staat gibt in den neu 
geschaffenen privaten Räumen sein Gewaltmonopol ab. Die Privatisie­
rung von Teilen des öffentlichen Raums eröffnet den Kommunen einen 
Ausweg aus dem Dilemma, einerseits die Attraktivität der Städte stei­
gern zu wollen, andererseits aber keine ausreichende rechtliche Handha­
be für die dazu erforderliche Vertreibung der unliebsamen Klientel zu 
haben. Die Kommunen müssen den Aufenthalt von so genannten Stadt­
streichern und Bettlern oder der öffentliche Konsum von Alkohol dul­
den, denn sie „sind nicht befugt, abweichende Verhaltensweisen zu kri­
minalisieren, wenn diese die Rechte anderer nicht einschränken." 3 5 Der 
private Eigentümer ehemals öffentlichen Raums dagegen delegiert seine 
Rechte zum Schutz des Eigentums an Sicherheitsfinnen, nutzt sein 
Hausrecht, und schließt per Hausordnung genau diese Klientel aus.36 So 
ist innere Sicherheit in privatisierten Bereichen nicht mehr Aufgabe des 
Staates, wird nicht mehr vonangig durch die Polizei gewährleistet und 
unterliegt keiner demokratischen Kontrolle mehr. „Öffentliche Sicher-

M . Voß, Privatisierung öffentlicher Sicherheit, in: Jahrbuch für Rechtssoziologie 
und Rechtstheorie (Hrsg.), Strafrecht, soziale Kontrolle, soziale Disziplinierung, 
Opladen 1993, S. 81-102, hier S. 89. 
U . Bösebeck, Stadtluft macht frei - und unsicher. Innere Sicherheit, Randgrup­
pen und Stadtentwicklung, in: G . Munier/Heinrich-Böll-Stif tung (Hrsg.), K r i m i ­
nalität und Sicherheit, Berlin 2002, S. 119-133, hier S. 122. 
Zur potentiellen Verfassungswidrigkeit dieses Vorgehens vgl . W o l f (Anm. 3). 
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heit ist in beträchtlichem Umfang ein Gegenstand privater Betätigung 
geworden."37 

Die Privatisierungstendenzen werden von weiten Teilen der Bevöl­
kerung bislang kaum wahrgenommen, die Konsequenzen in Form von 
Sicherheit und Sauberkeit von vielen sogar begrüßt. Dennoch halten 
zahlreiche Beobachter die Entwicklung zur Privatisierung der Städte 
rechtlich, demokratiepolitisch und sozial für problematisch.38 Im Zen­
trum des lokalwirtschaftlichen Interesses steht nicht der Bürger, der an 
Öffentlichkeit partizipiert, sondern der Konsument. Mit wachsender 
Privatisierung ist die Stadt nicht mehr allen Einwohner im gleichen Ma­
ße zugänglich, die Partizipation am demokratischen Gemeinwesen 
Kommune ist nicht mehr allen Bürgern im gleichen Maße möglich, und 
die kommunalen Akteure leisten diesem Wandel Vorschub. 

Voß (Anm. 34), S. 91. In Grenzbereichen wie den umfunktionierten Bahnhöfen 
bemühen sich die Verteidiger des öffentlichem Raums, die Nutzungsrechte auch 
der Nicht-Konsumenten zu wahren (vgl. Hecker, A n m . 4). Im Gegenzug versi­
chern sich die privaten Sicherheitsdienstleister dort, wo ihnen „rechtliche 
Schranken gegenüber Eingriffen in die Rechte von Bürgern verbleiben, . . . der 
freiwilligen Unterwerfung der Betroffenen" (Voß, A n m . 32, S. 85). 
V g l . W o l f (Anm. 3), Bösebeck (Anm. 35), Hecker (Anm. 3). P. Sijpkes; D. 
Brown, Montreal's Indoor Ci ty: 35 Years of Development, Montreal 1997. Onl i ­
ne unter: www.ovi.umontreal.ca/documents/ovi_psijpkes-dbrown.pdf 

http://www.ovi.umontreal.ca/documents/ovi_psijpkes-dbrown.pdf


Horst-Peter Gotting 

Die Komplexität von Schutzrechten am Beispiel 
des geistigen Eigentums 

1. Einleitung 

Die Komplexität meines Themas führt zu Unübersichtlichkeit und Unsi­
cherheit. Eine Aufgabe der Rechtswissenschaft ist es, durch die Heraus­
bildung von Ordnungsprinzipien und Systematik einen Beitrag zur 
Übersichtlichkeit und Sicherheit zu leisten. Voraussetzung hierfür ist, 
dass man sich unter verschiedenen Perspektiven dem Phänomen der 
Komplexität des geistigen Eigentums nähert. Es geht deshalb zunächst 
darum, die richtigen Fragen zu stellen, damit man eine Chance hat, die 
richtigen Antworten zu finden. Der Zweck dieses Beitrags besteht nicht 
darin, Lösungen zu präsentieren, sondern Aufgaben zu definieren. Dem­
entsprechend münden die Überlegungen in Fragen ein, die als Anregung 
für weitere Forschungen dienen sollen. 

Ganz generell besteht eine wesentliche Funktion des Rechts darin, 
Zuordnungsfragen zu lösen. Im öffentlichen Recht vollzieht sich dies im 
Verhältnis zwischen Staat und Bürger und umgekehrt. Das Zivilrecht 
regelt das Verhältnis der Bürger zueinander. Dabei spielt die Zuord­
nungsfunktion des Eigentums eine wesentliche Rolle. Die Diskussion 
über die „Wissens-" oder „Informationsgesellschaft" hat dazu geführt, 
dass zunehmend auch das geistige Eigentum, das früher kaum Beach­
tung gefunden hat, in den Blickpunkt eines breiteren öffentlichen Inter­
esses gerückt ist. Zugespitzt geht es dabei um die für die „Informations­
ordnung" zentrale Frage, wem die Zugangsrechte zu Informationen und 
die Nutzungsrechte an Informationen zustehen. 

Mit dem Begriff „geistiges Eigentum" werden die Rechte an imma­
teriellen, geistigen Gütern bezeichnet, die durch den Gewerblichen 
Rechtsschutz und das Urheberrecht geschützt werden. Während das Pa­
tentrecht, das die klassische Materie des Gewerblichen Rechtsschutzes 
darstellt, den Schutz technischer Innovation bezweckt, geht es beim Ur­
heberrecht traditionell in erster Linie um den Schutz kultureller Leistun­
gen; allerdings spielen in jüngerer Zeit technisch geprägte Produkte, wie 
insbesondere Computersoftware und Datenbanken, eine immer größere 
Rolle. Ungeachtet der insofern festzustellenden Tendenz einer Annähe­
rung des Urheberrechts an die Schutzgegenstände des Patentrechts auf-

C O M P A R A T I V 16 (2006), Heft 5/6, S. 146-156. 
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grand einer stärkeren „Technisierung" und einer Zurückdrängung der 
ästhetischen Ausrichtung, bestehen hinsichtlich des Inhalts und des Um-
fangs des gewährten Schutzes grundsätzliche Unterschiede. Nach der so 
genannten Dichotomie von Form und Inhalt schützt das Urheberrecht im 
Prinzip lediglich die Verkörperung einer persönlich-geistigen Schöp­
fung, lässt aber deren Inhalt ungeschützt. Demgegenüber gewährt das 
Patentrecht ein Exklusivrecht am Inhalt der durch das Patent geschützten 
technischen Lehre. 

Hinsichtlich dieser Unterschiede des Schutzumfangs kann man von 
einem beweglichen System sprechen. Während das Urheberrecht, das an 
geringe Schutzvoraussetzungen geknüpft ist und formlos ipso jure mit 
Vollendung des Schöpfungsakts entsteht, einen geringen Schutzumfang 
aufweist, ist dieser bei dem von einer eingehenden registerrechtlichen 
Prüfung abhängigen Patent ungleich weiter gefasst. Unter dem Blick­
winkel der mit beiden Schutzrechten verbundenen Informationsverarbei­
tung könnte man, auf eine kurze Formel gebracht, folgende Charakteri­
sierung vornehmen: Das Urheberrecht schützt die Verkörperung von 
Information, das Patentrecht schützt den Inhalt von Information. 

Bisher ist es nicht gelungen, das „geistige Eigentum" in die Dogma-
tik und die daraus resultierenden Denkstrukturen der rechtswissenschaft­
lichen Disziplin zu integrieren. Der Grund hierfür liegt im Kern darin, 
dass die Zivilrechtsdogmatik noch immer fast ausschließlich von einem 
auf das Sacheigentum fokussierenden Prinzipiendenken geprägt ist. Be­
stimmend ist die für das Sacheigentum maßgebliche Vorstellung, dass 
eine Person eine Herrschaftsmacht über einen Gegenstand, typischer­
weise eine Sache, ausübt.1 Die Idee eines solchen Herrschaftsverhältnisses 
des Subjekts über das Objekt ist auch kennzeichnend für den tradierten 
Begriff des „subjektiven Rechts", der lange Zeit einen Grandbaustein 
der Zivilrechtsdogmatik bildete. Die Nachwirkungen sind bis heute 
spürbar, wenn hoch angesehene Kapazitäten der Zivilrechtswissenschaft 
das allgemeine Persönlichkeitsrecht als eine „Missgeburt" bezeichnen,2 

weil es nicht dem Typus eines subjektiven Rechts entspricht. Der Per­
sönlichkeit könne nämlich kein Herrschaftsrecht über sich selbst zuge­
sprochen werden.3 

Siehe H.-P. Gotting, Persönlichkeitsrechte als Vermögensrechte, Tübingen 1995, 
S. 5 ff. 
D . Medicus, Bürgerliches Recht, 20. Auf l . , 2004, Rdnr. 615. 
Zustimmend V . Beuthien, Was ist Vermögenswert , die Persönlichkeit oder ihr 
Image?, Neue Juristische Wochenschrift (NJW) 56 (2003) 17, S. 1220-1222, hier 
S. 1221; kritisch dazu H.-P. Gotting, Sanktionen bei Verletzung des postmortalen 
Persönlichkeitsrechts, Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht ( G R U R ) 
106 (2004) 10, S. 801-808, hier S. 805, insbesondere A n m . 43. 
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Das Strukturprinzip einer Herrschaftsbeziehung des Subjekts über 
das Objekt versagt aber auch bei den Rechten des geistigen Eigentums. 
Beim Sacheigentum geht man davon aus, dass das Zuordnungssubjekt 
und das Zuordnungsobjekt und die in diesem Verhältnis bestehende 
Herrschaftsmacht klar definierbar ist. Demgegenüber führt beim geisti­
gen Eigentum die Komplexität des Schutzgegenstandes zu einer Kom­
plexität der Befugnisse, die dem Rechtsinhaber zustehen. Während das 
sachenrechtliche Eigentum im Ausgangspunkt materiell greifbar ist, ist 
das geistige Eigentum in seinem Kern nur schwer definierbar und be­
steht von vorneherein nur in einem Bündel verschiedener Nutzungsbe­
fugnisse. Die Komplexität dieser Nutzungsbefugnisse muss aufgrund 
eines permanenten Prozesses der Interessenabwägung immer wieder neu 
definiert werden. 

Aufgrund der technologischen Entwicklung müssen das Individual­
interesse an exklusiver Nutzung und das Allgemeininteresse an unge­
hindertem Zugang und Nutzung von Informationen stets aufs Neue aus­
balanciert und justiert werden. Während Befugnisse bezüglich des 
Sacheigentums tendenziell vorgegeben sind und nicht als begründungs­
bedürftig empfunden werden, ist das geistige Eigentum a priori begrün­
dungsbedürftig und unterliegt in seinen verschiedenen Ausprägungen 
einem dauernden, insbesondere auch ökonomischen Rechtfertigungs­
zwang. 

In Anknüpfung an die angesprochenen Fragen soll die Problematik 
des „geistigen Eigentums" unter den Aspekten des historisch-philoso­
phischen Hintergrunds (2.), der ökonomischen Rechtfertigung (3.) sowie 
der Standortbestimmung des geistigen Eigentums im Rahmen der Zivi l ­
rechtsdogmatik (4.) beleuchtet werden. In diesem Zusammenhang soll 
auch der Frage nachgegangen werden, ob sich über die klassischen 
Materien des geistigen Eigentums hinaus aufgrund richterlicher Rechts­
fortbildung ein „geistiges Eigentum" an der eigenen Persönlichkeit her­
ausgebildet hat (5.). Schließlich erscheint es nahe liegend, zur Abf in­
dung des Bildes der Frage Aufmerksamkeit zu schenken, ob und 
gegebenenfalls welche Rückwirkungen die für das geistige Eigentum 
gewonnenen Erkenntnisse auf das Verständnis des Sacheigentums haben 
(6.). 

2. Historisch-philosophischer Hintergrund 

Das Recht des geistigen Eigentums ist ein relativ junges Rechtsgebiet, 
das, anders als das deutsche Bürgerliche Gesetzbuch (BGB), nicht in 
einer bis in das Römische Recht zurückreichenden Tradition verwurzelt 
ist. Nach ersten Vorläufern im Privilegienwesen konnte sich die Idee des 
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geistigen Eigentums erst im Zuge der Aufklärung entwickeln und end­
gültig erst mit der Revolutionsgesetzgebung in Frankreich durchsetzen, 
durch die sie aufgrund einer naturrechtlichen Ableitung positiv-rechtlich 
anerkannt wurde.4 Wegbereiter war dabei die Arbeitstheorie von John 
Locke.5 Die Vorstellung, dass jemand unabhängig von Geburt und Her­
kunft aufgrund seiner schöpferischen Leistungen ein „natürliches Recht" 
erwirbt, das als Menschenrecht unveräußerlich ist, ist von einem eman-
zipatorischen Ansatz getragen, die das geistige Eigenmm geradezu als 
eine revolutionäre Errungenschaft erscheinen lässt. 

In der gegenwärtigen Diskussion über die EU-Verfassung, aber auch 
im Rahmen der World Intellectual Property Organization (WIPO), keimt 
immer wieder die Frage auf, ob und gegebenenfalls in welchem Maße 
sich unter heutigen Verhältnissen das „geistige Eigentum" noch natur­
rechtlich begründen lässt, obwohl bei quantitativer Betrachtung, jeden­
falls faktisch, die Rechtsinhaberschaft von Kapitalgesellschaften domi­
niert und der persönlichkeitsrechtliche Bezug, der bis heute die Konzep­
tion des Urheberrechts prägt, stark in den Hintergrund getreten ist. 

Bemerkenswert sind in diesem Zusammenhang die philosophischen 
Schriften über die Unrechtmäßigkeit des Büchernachdrucks (u. a. auch 
von Kant und Fichte)6, die gerade in Deutschland das ursprünglich sehr 
idealistische Leitbild des geistigen Eigentums geprägt haben, das bis 
heute nachwirkt und zum Teil die „industriepolitische Dimension"7, die 
nicht nur das Patentrecht, sondern auch das Urheberrecht inzwischen 
angenommen hat, verdeckt. Andererseits hat aber die naturrechtliche 
Komponente gerade im wirtschaftlichen Verteilungskampf zwischen 
Schöpfern und Verwertern erhebliche Bedeutung, weil sie als Grundlage 

4 Siehe für das Patentrecht: R. Kraßer, Patentrecht, Ein Lehr- und Handbuch, 5. 
A u f l . , München 2004, S. 57; siehe für das Urheberrecht: E . Ulmer, Urheber- und 
Verlagsrecht, 3. A u f l . , 1980, Berlin/Heidelberg/New York , S. 55 ff. 

5 Siehe allgemein B . Ludwig, „Regierungen entstehen wieder auf die altherge­
brachte Art, nämlich durch Erfindungen und Übereinkunft der Menschen", John 
Lockes Eigentumstheorie, in: A . Eck l /B . Ludwig (Hrsg.), Was ist Eigentum, 
München 2005. 

6 Siehe B . Dölemeyer /D. Kl ippe l , Der Beitrag der deutschen Rechtswissenschaft 
zur Theorie des gewerblichen Rechtsschutzes und des Urheberrechts, in: Ge­
werblicher Rechtsschutz und Urheberrecht in Deutschland, Festschrift zum 100-
jährigen Bestehen der Deutschen Vereinigung für gewerblichen Rechtsschutz 
und Urheberrecht und ihrer Zeitschrift, Band 1, Weinheim 1991, S. 185-237, hier 
S. 199; M . Vogel , Geschichte des Urheberrechts, in: G . Schricker (Hrsg.), K o m ­
mentar zum Urheberrecht, München 2006, Einleitung, Rdnr. 63, 64. 

7 Siehe G . Schricker, Kulturelle und wirtschaftliche Bedeutung des Urheberrechts, 
in: G . Schricker, (Hrsg.), Kommentar zum Urheberrecht, München 2006, Einlei­
tung, Rdnr. 9. 
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für das Argument dient, dass Schöpfer tunlichst an den Erträgnissen zu 
beteiligen sind, die aus ihrer Leistung gezogen werden.8 Die Frage lautet 
deshalb: Welche Bedeutung hat die naturrechtliche Fundierung im Sinne 
der Theorie des geistigen Eigentums unter heutigen ökonomischen Ver­
hältnissen? 

3. Ökonomische Rechtfertigung 

Unabhängig von oder in Verbindung mit dem persönlichkeitsrechtlichen 
Argument werden die Rechte am geistigen Eigentum mit ökonomischen 
Gründen gerechtfertigt. Den Schwerpunkt bilden dabei verschiedene 
Spielarten der Anreiz- und Belohnungstheorie. Sie beruhen auf der The­
se, dass der technische oder kulturelle Fortschritt auf Dauer nur dann 
gesichert werden kann, wenn ein Anreiz für schöpferische Leistungen 
geboten wird, der darin besteht, dass dem Erfinder oder dem Urheber, 
wenn auch zeitlich befristet, das exklusive Recht eingeräumt wird, seine 
Leistungen zu verwerten. Umgekehrt wird daraus die Annahme abgelei­
tet, dass ein fehlender Leistungsschutz dazu führt, dass Konkurrenten 
unter Ersparnis von Forschungs- und Entwicklungskosten die fremde 
Leistung nachahmen und damit die Amortisation der getätigten Investi­
tionen verhindern. 

Die Kehrseite dieser ökonomischen Ableitung von Rechten des gei­
stigen Eigentums bildet der kartellrechtliche Ansatz, wonach die Zuer-
kennung von Rechten des geistigen Eigentums zwangsläufig einen, un­
ter Umständen massiven Eingriff in die Wettbewerbsfreiheit mit sich 
bringt. Es wird versucht, diesen Widerspruch durch das Paradoxon 
„Wettbewerbsförderung durch Wettbewerbsbeschränkung" aufzulösen.9 

Dies beruht auf der Unterstellung, dass der Wettbewerb langfristig durch 
die Leistungsanreize gefördert wird, die durch Rechte an geistigem E i ­
gentum gesetzt werden. Ungeachtet dessen besteht ein permanentes 
Spannungsverhältnis zum Kartellrecht, das in geradezu antagonistischer 
Weise darauf angelegt ist, gegen Wettbewerbsbeschränkungen einzu­
schreiten. Die mit dem geistigen Eigentum verbundenen wettbewerbsbe­
schränkenden Wirkungen müssen deshalb mit dem hinter dem Kartell­
recht stehenden Prinzip der Wettbewerbsfreiheit in Einklang gebracht 
werden. Ökonomisch gesehen handelt es sich um den Widerstreit der 

Siehe G . Schricker, Geistiges Eigentum, Allgemeininteresse und sozialer Schutz 
der Urheber, in: G . Schricker (Hrsg.), Kommentar zum Urheberrecht, München 
2006, Einleitung, Rdnr. 15 ff. 
Siehe den Überblick bei H.-P. Gotting, Gewerblicher Rechtsschutz und Urheber­
recht als Mittel der Techniksteuerung, in: K . Vieweg (Hrsg.), Techniksteuerung 
und Recht, Köln 2000, S.122-149, hier S. 125 ff. 
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Antipoden des sog. Innovations- und sog. Imitationswettbewerbs. Vor 
diesem Hintergrund sollten die verschiedenen ökonomischen Rechtferti­
gungstheorien kritisch hinterfragt werden. 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat in einer viel beachteten 
Entscheidung auf der Basis des Kartellrechts aufgrund der mit einem 
Urheberrecht verbundenen Monopolstellung den Rechtsinhaber zur Er­
teilung einer Zwangslizenz verurteilt.10 Auf internationaler Ebene spielt 
das Problem der Zwangslizenz neuerdings eine wesentliche Rolle, wenn 
es um die Bereitstellung von Arzneimitteln für die Bekämpfung von 
epidemischen Krankheiten, wie insbesondere des Aids-Virus, geht, der 
sich in den afrikanischen Entwicklungsländern in dramatischer Weise 
mit verheerenden Folgen ausbreitet. Die Leitfrage lautet deshalb: Wel­
che ökonomische Rechtfertigung erfährt das Recht des geistigen Eigen­
tums und in welchem Verhältnis steht es zum Kartellrecht? 

4. Zivilrechtsdogmatische Standortbestimmung 

Integration des Begriffs des geistigen Eigentums in der Zivilrechtsdog­
matik 

Wie bereits oben angedeutet, ist das Recht des geistigen Eigentums bis 
heute ein Fremdkörper in der Zivilrechtsdogmatik geblieben. Auf der 
anderen Seite zwingt die wirtschaftliche Bedeutung dazu, eine konzep­
tionelle Neuorientierung vorzunehmen, die sich von der historisch be­
dingten, einseitigen Ausrichtung auf das Sacheigentum löst. Hierfür 
spricht die kaum zu überschätzende wirtschaftliche Bedeutung „geistiger 
Güter", die in ihrer Wertigkeit das reine Sacheigentum an Produktions­
mitteln inzwischen bei weitem übersteigen. 

Aus rechtshistorischer Sicht ist zunächst festzustellen, dass sich der 
Begriff des „geistigen Eigentums" in Deutschland bis heute nicht unan­
gefochten etablieren konnte. Dieser Befund steht in deutlichem Kontrast 
zum angelsächsischen Rechtskreis, wo ganz selbstverständlich von intel­
lectual property gesprochen wird. Entsprechendes gilt auch für das fran­
zösische Recht, wo als Oberbegriff der verschiedenen Schutzrechte der 
Begriff des propriété intellectuelle (oder auch propriété artistique und 
propriété industrielle) anerkannt ist." 

E u G H , G R U R Int. 44 (1995) 6, S. 490 - Mag i l l ; siehe auch E u G H , G R U R 106 
(2004) 6, S. 524 - IMS Heal th/NDC Health. 
Siehe V . Jänich, Geistiges Eigentum - eine Komplementärerscheinung zum 
Sacheigentum?, Tübingen 2002; H.-P. Gotting, Der Begriff des Geistigen Eigen­
tums, in: G R U R 108 (2006) 5, S. 353-358, hier S. 353 f.; A . Ohly, Geistiges E i ­
gentum?, in: Juristenzeitung (JZ) 58 (2003) 11, S. 545-554. 
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Dass sich der Begriff des geistigen Eigentums in Deutschland nicht 
durchsetzen konnte, ist vor allem darauf zurückzuführen, dass man in 
der Zivilrechtsdogmatik an der traditionellen Ausrichtung des römischen 
Eigentumsbegriffs, an den res corporales, festhielt.12 Gegenwärtig wird 
unter dem Eindruck der zunehmenden Internationalisierung und der Ge­
bräuchlichkeit des Begriffs intellectual property darüber diskutiert, ob 
als Entsprechung dazu auch im deutschen Recht der Begriff des „geisti­
gen Eigentums" fester etabliert werden sollte. 

Rechtshistorisch ist in diesem Zusammenhang ferner bemerkens­
wert, dass sich das Recht des geistigen Eigentums vollständig außerhalb 
des B G B entwickelt hat, obwohl entsprechende Kodifikationen des Pa­
tentrechts, des Geschmacksmusterrechts und in Ansätzen auch des Ur­
heberrechts schon vor dem Erlass des B G B vorhanden waren und es 
deshalb sachlich nahe gelegen hätte, jedenfalls eine Verbindung mit dem 
Eigentumsbegriff des B G B herzustellen. Obwohl das B G B zwischen­
zeitlich eine Vielzahl von Änderungen erfahren hat, steht dies bis heute 
aus. Im Unterschied hierzu versucht man in den osteuropäischen Län­
dern, insbesondere auch im Rahmen der Russischen Föderation, bei der 
Neukonzeptionierung des Zivilrechts die Aspekte des geistigen Eigen­
tums zu integrieren.13 Aus deutscher Sicht ist festzustellen, dass der E i ­
gentumsbegriff des Art. 14 Grundgesetz (GG) so weit gefasst ist, dass er 
sich auch auf das geistige Eigentum erstreckt.14 Insofern besteht eine 
Divergenz zwischen Zivilrecht und Verfassungsrecht. So stellt sich die 
Frage: Sollte der Begriff des „geistigen Eigentums" in die deutsche Z i ­
vilrechtsdogmatik integriert werden? 

Verhältnis von Sacheigentum und geistigem Eigentum 

Wenig beachtet wurde bisher die sich mit der Anerkennung des „geistigen 
Eigentums" zwangsläufig stellende Frage, in welchem Verhältnis dieses 
zum traditionellen „Sacheigentum" steht. Bei den Kollisionen zwischen 
beiden Rechten lassen sich grob zwei verschiedene Ebenen unterscheiden: 
Zum einen geht es ganz allgemein um das Verhältnis der Rechte des gei­
stigen Eigentums zu den Rechten an Sachgegenständen, in denen sich 
dieses verkörpert. Der dabei auftretende Konflikt wird durch den so ge­
nannten Erschöpfungsgrundsatz1 5 gelöst, wonach der „geistige Eigentü-

1 2 Siehe Jänich (wie A n m . 11), S. 35 ff ; Gotting (wie A n m . 11), hier S. 355 f. 
1 3 Siehe H.-J . Ahrens, Brauchen wir einen Allgemeinen Tei l der Rechte des Geisti­

gen Eigentums?, in: G R U R 108 (2006) 8, S. 617-624, hier S. 619. 
1 4 Gotting (wie A n m . 11), hier S. 357. 
1 5 Siehe U . Joos, Die Erschöpfungslehre im Urheberrecht. Eine Untersuchung zu 

Rechtsinhalt und Aufspaltbarkeit des Urheberrechts mit vergleichenden Hinwei-



Die Komplexität von Schutzrechten 153 

mer" die Verfugungsbefugnis des „Sacheigentümers" bezüglich eines 
Gegenstandes, der mit Zustimmung des „geistigen Eigentümers" in den 
Verkehr gebracht worden ist, grundsätzlich nicht beschränken kann. 

Abgesehen von dieser allgemein auftretenden Konfliktsituation gibt es 
eine Reihe von Einzelfällen, in denen es zu einer Kollision kommen kann. 
Dies betrifft insbesondere das Urheberrecht, wie etwa bei einem Konflikt 
zwischen dem Integritätsinteresse des Urhebers bei einem Bauwerk und 
dem Gebrauchsinteresse des Bauwerkeigentümers 1 6 oder der Frage des 
Zugangsrechts des Urhebers eines Werkes der bildenden Kunst. 

So stellt sich die Frage: Wie lassen sich die Konflikte zwischen „Sach­
eigentum" und „geistigem Eigentum" lösen? 

Die Überlappung von Schutzrechten 

Bisher weitgehend ungeklärt ist auch die Frage, in welchem Verhältnis die 
verschiedenen Ausprägungen der Rechte des geistigen Eigentums zuein­
ander stehen. Virulent wird die Problematik vor allem im Falle der Kumu­
lation des „multiplen" Schutzes bei einer „Sukzession" von Schutzrechten, 
durch welche die intendierte zeitliche Befristung verlängert oder gänzlich 
außer Kraft gesetzt wird. 

Besonders pointiert zeigt sich ein Wertungswiderspruch, wenn der 
patentrechtlich auf 20 Jahre begrenzte Schutz einer technischen Gestal­
tung durch das zeitlich unbefristete Markenrecht mit Blick auf die Her­
kunftsfunktion perpetuiert wird. Überlappungen können auch beim ur­
heberrechtlichen und geschmacksmusterrechtlichen Schutz auftreten. 
Abzuklären ist, welche Wertungswidersprüche ergeben sich im Falle 
eines „multiplen" Schutzes und wie lassen sich diese auflösen? 

Der ergänzende wettbewerbsrechtliche Leistungsschutz 

In Umkehrung zur Kumulation von Schutzrechten gibt es Fälle, in denen 
(vermeintlich) Schutzlücken auftreten, die durch das Wettbewerbsrecht 
geschlossen werden und im Ergebnis zu einer Überschreitung der Grenzen 
führen, die grundsätzlich durch die Schutzvoraussetzungen gezogen Wer­

sen auf Warenzeichenrecht, Patentrecht und Sortenschutz, München 1991; C. 
Berger, Die Erschöpfung des urheberrechtlichen Verbreitungsrechts als Ausprä­
gung der Eigentumstheorie des B G B , in: Archiv für die civilistische Praxis (AcP) 
201 (2001), S. 411-450. 
Grundlegend Reichsgericht vom 8.6.1912, Entscheidungen des Reichsgerichts in 
Zivilsachen ( R G Z ) 79, S. 397 - Sirenen; siehe zum aktuellen Konflikt wegen der 
Abweichung der Bauausführung des Berliner Hauptbahnhofs vom Architekten­
entwurf H . Wefing, Unter einem Kissen aus Glas und Luft, in: Frankfurter A l l ­
gemeine Zeitung, 26.5.2006, S. 33. 
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den, von denen die Gewährung von Rechten des geistigen Eigentums ab­
hängig gemacht wird. Ein Instrument für einen solchen „erweiterten 
Nachahmungsschutz" bildet der sog. ergänzende wettbewerbsrechtliche 
Leistungsschutz, der von der Rechtsprechung auf der Grundlage der wett­
bewerbsrechtlichen Generalklausel von Fall zu Fall im Wege einer Inter­
essenabwägung gewährt wird. 1 7 Damit wird faktisch ein auf richterlicher 
Rechtsfortbildung beruhendes, ungeschriebenes flexibles geistiges Eigen­
tumsrecht geschaffen. Im Schrifttum findet diese Praxis zum Teil nach­
drückliche Unterstützung, zum Teil trifft sie auf heftige Ablehnung. 

Hier stellt sich die Frage nach dem Verhältnis zwischen dem ergän­
zenden wettbewerbsrechtlichen Leistungsschutz und den spezialgesetz­
lich geregelten Rechten des geistigen Eigentums. 

5. Persönlichkeitsrechte als geistiges Eigentum 

Geistiges Eigentum an der Persönlichkeit 

Die Frage der Schaffung neuer Formen des geistigen Eigentums aufgrund 
richterlicher Rechtsfortbildung stellt sich auch mit Blick auf die Kommer­
zialisierung von Persönlichkeitsrechten. Es ist gängige Praxis geworden, 
dass das Bildnis, der Name oder andere Persönlichkeitsmerkmale promi­
nenter Persönlichkeiten im Rahmen von umfassenden Merchandisingstra­
tegien planmäßig vermarktet werden. Diese Kommerzialisierung hat dazu 
geführt, dass die Rechtsprechung des B G H zunächst den Vermögenswer­
ten Charakter von Persönlichkeitsrechten anerkannt und in jüngster Zeit 
nach intensiven Diskussionen im Schrifttum18 auch die Vercrblichkeit der 
„Vermögenswerten Bestandteile des Persönlichkeitsrechts" bejaht hat.19 

Die Frage einer Übertragbarkeit unter Lebenden sowie die Problematik 
der Zwangsvollstreckung in „Persönlichkeitsrechte mit vermögensrechtli­
chen Gehalt" wurde von der Rechtsprechung bisher nicht entschieden und 
hat auch im Schrifttum wenig Beachtung gefunden. 

Die verschiedenen Aspekte der Kommerzialisierung münden in die 
Grundsatzfrage ein, ob es ein „geistiges Eigentum" an der eigenen Per­
sönlichkeit gibt. In den meisten Bundesstaaten der USA ist ein auf Rich-
terrecht oder gesetzlichen Bestimmungen beruhendes right of publicity 
entwickelt worden, das speziell auf den Schutz der bei der Vermarktung 

1 7 Siehe A. Beater, Nachahmen im Wettbewerb, Tübingen 1995. 
1 8 Siehe Gotting (wie Anm. 1), passim; A. Freitag, Die Kommerzialisierung von 

Darbietung und Persönlichkeit des ausübenden Künstlers, Baden-Baden 1993; B. 
Seemann, Prominenz als Eigentum, Baden-Baden 1996. 

1 9 Grundlegend BGH GRUR 105 (2000) 8, S. 709 - Marlene Dietrich. 
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des Publizitätswerts tangierten kommerziellen Interessen zugeschnitten 
ist und als property right qualifiziert wird. 2 0 

Eine Metamorphose vom Persönlichkeits- zum Immaterialgüterrecht 
(geistigen Eigentum) ist im deutschen Recht nicht unbekannt. So wurde 
insbesondere das Markenrecht, vor allem wegen der Dominanz der Perso­
nenmarken ursprünglich als ein Persönlichkeitsrecht angesehen und erst 
später aufgrund einer fortschreitenden „Vergegenständlichung" als voll­
ständig fungibles Immaterialgüterrecht (Recht des geistigen Eigentums) 
betrachtet.21 Zwischen dem Markenrecht und der Kommerzialisierung von 
Persönlichkeitsmerkmalen bestehen enge Zusammenhänge, weil diese 
zum Zwecke des Merchandising regelmäßig als Marke eingetragen wer­
den und damit bezüglich bestimmter Benutzungsformen (markenmäßige 
Benutzung) zu einem von der Person vollständig abgelösten Immaterial­
gut werden.22 Die zentrale Frage lautet hier: Gibt es ein Recht des „geisti­
gen Eigentums" an den eigenen Persönlichkeitsmerkmalen? 

Persönlichkeitsrechte und andere Eigentumsrechte 

In diesem Zusammenhang gewinnt wiederum das Problem der Koinzi­
denz multipler Schutzrechte an identischen Gegenständen Bedeutung. 
Ein typisches Beispiel hierfür ist das Recht am eigenen Bild, bei dem 
sich diese Konfliktlage auch in der Gesetzesgeschichte des Bildnis­
schutzes manifestiert. Das Bildnis eines Prominenten kann neben dem 
Sacheigentum am Substrat der Verkörperung einen urheberrechtlichen 
Schutz des Fotografen, einen markenrechtlichen Schutz einer Werbe­
agentur und den persönlichkeitsrechtlichen Schutz der abgebildeten Per­
son beinhalten. Gerade mit Blick auf das im Kern unverzichtbare Per­
sönlichkeitsrecht stellt sich die Frage, wie sich die verschiedenen 
Schutzrechte zueinander verhalten. 

Eine ähnliche Gemengelage entsteht auch bei Datenbanken, bei denen 
ein urheberrechtlicher Schutz als Sammelwerk, ein sui-generis-Schutz 
sowie der persönlichkeitsrechtliche Schutz bezüglich personenbezogener 
Daten zusammentreffen können. Konflikte ergeben sich auch, wenn be­
stimmte menschliche Substanzen patentrechtlich, insbesondere zur Her­
stellung von pharmazeutischen Produkten verwertet werden. Hier stellt 
sich die Frage nach dem Verhältnis zwischen Persönlichkeitsrechten und 
„Eigentumsrechten". 

2 0 Siehe Gotting (wie A n m . 1 ), S. 191 ff. 
2 1 Ebenda, S. 108ff. 

Siehe C. Kaufmann, Die Personenmarke, Köln 2005. 
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6. Rückwirkungen auf das Sacheigentum 

Bemüht man sich in Anknüpfung an das verfassungsrechtliche Verständ­
nis des Art. 14 G G um die Konturierung eines allgemeines Eigentumsbe­
griffs, der gleichermaßen das Sacheigentum und das geistige Eigentum 
umfasst, so liegt es nahe, die Frage zu untersuchen, ob und gegebenenfalls 
welche Rückwirkungen die für das geistige Eigentum gewonnene Er­
kenntnisse auf das Verständnis des Sacheigentums und des Eigentums im 
Allgemeinen haben. Im Mittelpunkt steht dabei die These, dass sich das 
Eigentum allgemein, aber auch das Sacheigentum zunehmend in ein 
„Bündel von Befugnissen" auflöst und das tradierte Grundmuster einer 
Herrschaftsmacht des Subjekts über das Objekt im Zuge der technologi­
schen Entwicklung überlebt hat.23 

Historisch kann dabei aus philosophischem Blickwinkel auf die bereits 
bei Fichte angelegte und im angelsächsischen Schrifttum akzentuierte 
„Interpersonalitätsthese" angeknüpft werden, wonach das Eigentumsrecht 
nicht das Herrschaftsrecht einer Person an einer Sache, sondern das 
Rechtsverhältnis der Personen zueinander bezüglich eines Gegenstandes 
regelt.24 Damit korrespondiert die in der deutschen Zivilrechtsdogmatik 
anzutreffende Auffassung, wonach nicht das nach herrschaftsrechtlichen 
Kriterien strukturierte subjektive Recht, sondern das Rechtsverhältnis als 
maßgeblicher Zentralbegriff fungiert.25 So wird man schließlich fragen, 
welche Rückwirkungen das geistige Eigentum auf das Sacheigentum im 
Besonderen und auf den Eigentumsbegriff im Allgemeinen hat. 

Siehe M . Stepanians, Die angelsächsische Diskussion. Eigentum zwischen 
„Ding" und „Bündel" , in: A . E c k l / B . Ludwig , (Hrsg.), Was ist Eigentum?, Mün­
chen 2005, S.232-245. 
Siehe von H . - G . Manz; J. G . Fichte, Eigentum als Handlungsmöglichkei t , in: A . 
E c k l / B . Ludwig (Hrsg.), Was ist Eigentum?, München 2005, S. 148-160. 
Siehe K . Larenz; M . Wolf, Allgemeiner Tei l des Bürgerl ichen Rechts, 9. A u f l . , 
München 2005, § 13, § 14, insbesondere Rdnr. 3. 
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Informationen 
als Gegenstand von Eigentumsrechten 

1. Einleitung 

Die Privatrechtsordnung kann sich den Auswirkungen der Wissens- und 
Informationsgesellschaft nicht entziehen. Traditionelle Rechtsgebiete -
das Sachenrecht - verlieren, andere - das „geistige Eigentum" - gewin­
nen an Bedeutung, (vermeintlich) neue Disziplinen - wie das „Informa­
tionsrecht" - entstehen. „Information" wird eine „neue Dimension im 
Recht"1 zugeschrieben. Unser Beitrag konzentriert sich auf die Proble­
matik der Entgrenzung des Eigentums. Es geht also weniger darum, die 
rein juristische Systematik und Dogmatik oder die Praxis und Theorie 
des Urheberrechts weiter zu entwickeln, als um eine Standortbestim­
mung, die Fragen aufwirft ohne gleich schon Lösungen anzubieten. 

Es geht im Folgenden um die Technikgebundenheit des Eigentums, 
ferner um die Frage der Information als Gemeinschaftsgut. Daran 
schließt sich die Frage nach den verschiedenen Formen der Individual-
zuordnung von Informationen an. Wenn Juristen über Eigentum an In­
formationen nachdenken, gerät in erster Linie das Urheberrecht in ihr 
Blickfeld. Dieses wird als das „Rahmenrecht der Kommunikation"2 ver­
standen. Das Urheberrecht ist geprägt vom Spannungsverhältnis zwi­
schen Ausschließlichkeitsrechten „an Informationen" einerseits und der 
Informationsfreiheit andererseits. Insoweit ist man sich aber darüber 
einig, dass die „Information" als solche nicht in den Schutzbereich des 
Urheberrechts fällt. Urheberrechtsschutz kann erst durch die „Zwischen­
schaltung" eines Menschen entstehen, der die Information verarbeitet 
und ihr gleichsam einen „Mehrwert" hinzufügt. Auch das Urheberrecht 
schützt das Werk nur in seiner konkreten individuellen Gestaltung, nicht 
aber die darin enthaltenen Informationen oder Ideen. Der Urheber kann 
zwar die Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche Wiedergabe sei­
nes Werks verbieten. Das Urheberrecht erstreckt sich im Ausgangspunkt 

So der Titel des Beitrags von M . Albers, Information als neue Dimension im 
Recht, in: Rechtstheorie 33 (2002) 1, S. 61-89. 
T. Dreier, Creative Commons, Science Commons - ein Paradigmenwechsel im 
Urheberrecht?, in: A . Ohly u. a. (Hg.), Perspektiven des Geistigen Eigentums 
und Wettbewerbsrechts. Festschrift für Gerhard Schricker, München 2005, S. 
283-298, h ierS . 283. 

C O M P A R A T I V 16 (2006), Heft 5/6, S. 157-171. 
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aber nicht auf den Inhalt des Werks. Das Urheberrecht erfasst nicht die 
Information als Tatsache, als Datum, die vom Urheber ohnehin nicht 
geschaffen wird. Dies lässt sich am Beispiel eine Zeitungsartikels illu­
strieren: Der einzelne Zeitungsbeitrag genießt in der Regel als Schrift­
werk Urheberrechtsschutz. Der unveränderte Abdruck des Artikels wäre 
eine dem Urheber vorbehaltene Vervielfältigung und folglich grundsätz­
lich unzulässig. Die darin mitgeteilten Informationen sind hingegen vom 
Schutzbereich des Urheberrechts nicht umfasst. Sie können von Dritten 
übernommen werden, diese können also „alles schreiben, sie dürfen nur 
nicht abschreiben"3 

Freilich - und hier liegt der Kern des Problems - kann der Zugang 
zur an sich gemeinfreien Informationen erschwert sein, wenn sie den 
Inhalt eines schutzfähigen Werks darstellen. Im analogen Zeitalter (im 
Printzeitalter) hat man dem dadurch Rechnung getragen, dass der 
schlichte Werkgenuss, das Lesen der Zeitung, nicht zu den dem Urheber 
ausschließlich vorbehaltenen Handlungen zählt. Zugang zu werkgebun­
denen Informationen ermöglichen ferner zahlreiche Schrankenbestim­
mungen des Urheberrechts. Im digitalen Zeitalter haben sich die Ge­
wichte verschoben. Weil die Wahrnehmung des Werks aus technischen 
Gründen eine Vervielfältigung voraussetzt - wer eine C D mit Fachin­
formationen einsieht, muss sie vervielfältigen - rückt die schlichte Nut­
zungen eines Werks in den Bereich der dem Urheber ausschließlich vor­
behaltenen Handlungen4; ein Prozess, der beispielsweise von Lessig 5 

eingehend beschrieben wurde. Hinzu tritt die Problematik der techni­
schen Schutzmaßnahmen - digitale Zugangssperren, beispielsweise 
Passwörter - die rein faktisch den Zugang zu Informationen erschweren 
können. Auch deshalb befürchten viele die Monopolisierung und Priva­
tisierung im Ausgangspunkt freier Informationen. 

Freilich darf die Problematik nicht auf eine urheberrechtliche Frage­
stellung verkürzt werden. Vielmehr wirft Informationsrecht fundamenta­
le Fragen auf, die auch der Jurist zunächst ohne Anbindung an Rechts­
gebiete oder Rechtsnormen diskutieren sollte. Die erste Frage lautet: 
Sind Informationen - wie körperliche Gegenstände - überhaupt ein 
tauglicher Zuordnungsgegenstand oder entziehen sie sich aufgrund ihrer 
Natur der Beherrschung und damit der Individualzuordnung? Zu beant­
worten ist zweitens die Wertungsfrage, ob und unter welchen näheren 

3 O L G Düsseldorf, Urteil vom 14.7.1983, in: Gewerblicher Rechtsschutz und Ur­
heberrecht 88 (1983) 1, S. 758-760, hier S. 760. 

4 T. Dreier, Einleitung, in: Dreier, T.; Schulze, G. (Hrsg.), Urheberrechtsgesetz. 
Kommentar, 2. Aufl., München 2006, Rdnr. 25. 

5 L. Lessig, Free Culture, New York 2004. 
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Voraussetzungen Informationen überhaupt individuell zugeordnet wer­
den sollen, oder ob nicht umgekehrt der freie Zugang zu Informationen 
den Vorrang genießen soll. Informationen wären dann der Allgemeinheit 
„zugeordnet". In diesem Sinne wird vertreten, die Informationsfreiheit 
gehe der Eigentumsfreiheit stets vor.6 Ausgangspunkt sei die Informati­
onsfreiheit, Zuordnungen von Informationen, wie etwa Ausschließlich­
keitsrechte für Urheber, dagegen die zu rechtfertigende Ausnahme. 
Schranken gäben der Allgemeinheit nur das zurück, was ihr ohnehin 
zustehe.7 Letztlich geht es um die normative Frage nach der Legitimati­
on der Individualzuordnung von Informationen („Informationsgerech­
tigkeit"8). 

2. Merkmale der „Entgrenzung des Eigentums" im Informations­
recht 

Das Merkmal der Entgrenzung des Eigentums an Informationen betrifft 
zunächst den Gegenstand „Information". Der Jurist versucht die Pro­
blematik durch eine Begriffsbestimmung beherrschbar zu machen. Es 
wird ein Gegenstand definiert, unter den so verschiedene Erscheinungen 
wie Börsenkurse, politische Nachrichten, Sportereignisse, Popmusik, 
wissenschaftliche Texte, Software usw. fallen. Hier besteht erheblicher 
Klärungsbedarf. Es besteht ein fundamentaler Unterschied zwischen den 
genetischen Informationen eines Menschen, Geschäftsgeheimnissen und 
Popmusik etwa aus „Deutschland sucht den Superstar". Gleichwohl wird 
für alle diese Phänomene der Begriff „Information" gebraucht. Zuweilen 
kann man sich des Eindrucks nicht erwehren, diese Gegenstände werden 
allein deshalb als Information definiert, um über den Gedanken der „In­
formationsfreiheit" kostenfreien Zugang zu erhalten. 

Es besteht ferner eine erhebliche Bewertungsunsicherheit hinsicht­
lich der Lösung von Konflikten. Die Folge ist, dass die überkommenen 
rechtlichen Regelungen nicht mehr die an sie zu stellenden Anforderun­
gen erfüllen; der Gesetzgeber greift vermehrt auf Generalklauseln zu-

In diesem Sinn T. Hoeren, Urheberrecht 2000. Thesen für eine Reform des Ur­
heberrechts, in: Multimedia und Recht (2000) 1, S. 3-7, hier S. 3; D. Kröger, En­
ge Auslegung der Schrankenbestimmungen - wie lange noch?, in: Multimedia 
und Recht (2002) 1, S. 18-21, hier S. 20; T. Rogge, Elektronische Pressespiegel 
in urheber- und wettbewerbsrechtlicher Beurteilung, Hamburg 2001, S. 219. 
V g l . T. Hoeren, in: K . N ico l i n i /H . Ahlberg (Hrsg.), Urheberrechtsgesetz, K o m ­
mentar, 2. A u f l . , München 2000, § 69d, Rdnr. 2; Rogge (wie A n m . 6) S. 219. 
T. Hoeren, Informationen als Gegenstand des Rechtsverkehrs, in Multimedia und 
Recht (1998) Beilage zu Heft 9, S. 6-11, hier S. 11; V g l . auch D . Kröger, Infor­
mationsfreiheit und Urheberrecht, München 2002, S. 1 und 10. 
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rück. Als Beispiel lässt sich der 1998 neu eingeführte Rechtsschutz für 
Datenbanken anführen. Die Normen sind von ausfüllungsbedürftigen 
Generalklauseln durchsetzt. Ein weiteres Beispiel ist der Dreistufentest, 
der als Auslegungsmaßstab für die Schranken des Urheberrechtsgesetzes 
heranzuziehen ist. Er enthält eine Fülle unbestimmter Rechtsbegriffe, 
deren Bedeutungsgehalt immer noch ungeklärt ist.9 Die Verwendung 
von Generalklauseln hat zur Folge, dass konkrete Entscheidungen nicht 
mehr vom Gesetzgeber getroffen, sondern auf die Gerichte verlagert 
werden. In anderen Bereichen verliert sich der Gesetzgeber hingegen in 
überaus differenzierenden und kaum noch vermittelbaren rechtlichen 
Regelungen. Als Beispiel lässt sich die Regelung der digitalen Privatko­
pie bei technischen Schutzmaßnahmen anführen. 1 0 

Die Folge der beschriebenen „Entgrenzung" hat zu unterschiedlichen 
Denkrichtungen geführt: Eine Seite flüchtet in die dogmatischen Figuren 
klassischen liberalen Eigentums. Man sieht die herkömmlichen Rechte 
und Rechtsgebiete als tragfähige Grundlage einer Informationsordnung. 
Allenfalls sei die Frage der Reichweite der Schutzrechte bzw. die Pro­
blematik der Schranken neu zu justieren. Andere fordern hingegen eine 
völlige Neukonzeption des Eigentums im Informationszeitalter: Man 
spricht sich für eine Abkehr von den klassischen zivilrechtlichen Zuord­
nungsinstrumenten aus. Repräsentativ dafür steht Hoeren, wonach die 
Informationsgesellschaft eine Reihe von Rechtsgütern kenne, die „einer 
eigenen Sachgesetzlichkeit unterliegen und nicht mit den klassischen 
Instrumenten des Zivilrechts gesichert werden können." 1 1 Die Problema­
tik soll im Folgenden anhand einiger Beispiele dargestellt werden. 

3. Aktuelle Entwicklungen anhand ausgewählter Beispiele 

Digitale Privatkopie 

Nach § 53 Abs. 1 UrhG kann jedermann Kopien urheberrechtlich ge­
schützter Werke herstellen, wenn er mit der Kopie rein private Zwecke 
verfolgt, insbesondere also keine kommerzielle Nutzung anstrebt. Damit 

Eingehend hierzu M . Senftieben, Copyright, limitations and the three-step Test, 
The Hague 2004; ders., Grundprobleme des urheberrechtlichen Dreistufentests, 
in: Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht, Internationaler Te i l , 53 (2004) 
3, S. 200-211; J. Bornkamm, in: H.-J . Ahrens (Hg.), Festschrift für W i l l i Erd­
mann, Köln 2002, S. 29-48; J. Reinbothe, Beschränkungen und Ausnahmen von 
den Rechten im WlPO-Urheberrechtsvertrag, in: H . Tades u. a. (Hrsg.), E in Le­
ben für die Rechtskultur. Festschrift für Robert Dittrich, Wien 2000, S. 251- 268. 

1 0 Hierzu Kapitel 3 des vorliegenden Beitrags. 
" T. Hoeren, Internet und Recht. Neue Paradigmen des Informationsrechts, in: 

Neue Juristische Wochenschrift, 51 (1998) 39, S. 2849-2854, hier S. 2849. 
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wird der urheberrechtlich nicht monopolisierte Zugang zum Werk durch 
ein Kopierprivileg ergänzt. Zum Ausgleich erhält der Urheber eine pau­
schale Vergütung, die von Verwertungsgesellschaften erhoben wird. 
Diese Regelungen gelten auch für die digitale Vervielfältigung. 

Die Medienwirtschaft ist dazu übergegangen, digitale Werkexempla­
re mit technischen Schutzmaßnahmen zu versehen. Hierbei spielen Ko­
pier-, Nutzungs- und Zugangssperren eine besondere Rolle 1 2 . Zugang zu 
den Werken und ihre Nutzung sind von Passwörtern oder anderen 
Verschlüsselungssytemen abhängig. Kopierkontrollsysteme reglemen­
tieren die Vervielfältigung. Indes können technische Einrichtungen auch 
wieder umgangen werden. Hier setzt der Gesetzgeber an und verbietet in 
§ 95 a Abs. 1 UrhG - anknüpfend an die Vorgaben in Art. 11 WCT, Art. 
18 WPPT und in Umsetzung von Art. 6 der Informationsrichtlinie - die 
Umgehung technischer Schutzmaßnahmen. Technischen Schutzmaß­
nahmen haftet freilich eine „überschießende" Wirkungstendenz an: Sie 
verhindern nicht nur rechtswidrige Raubkopien, sondern übergehen auch 
die Schranken des Urheberrechts, etwa die Möglichkeit einer nach der 
Regelung des § 53 Abs. 1 UrhG vollauf legalen Privatkopie von einem 
rechtmäßig erworbenen Datenträger. Ist ein Werkexemplar mit einer 
technischen Schutzmaßnahme versehen, ist überhaupt keine Kopie mehr 
möglich, auch nicht die an sich zulässige Privatkopie. Um die Schranke 
aus § 53 UrhG nicht vollständig leerlaufen zu lassen, verpflichtet § 95b 
Abs. 1 UrhG den Rechteinhaber, berechtigten Nutzern Informationen 
und Mittel zur Herstellung von Privatkopien zur Verfügung zu stellen. 
Freilich gilt dies nach § 95 Abs. 1 Nr. 6a) UrhG nur für die Vervielfälti­
gung auf Papier oder auf einem ähnlichen Träger mittels photomechani­
scher oder vergleichbarer Verfahren. Ein Anspruch auf Zurverfügung­
stellung der Mittel zur Umgehung der Kopierschutzsperren für die 
Erstellung digitaler Privatkopien besteht hingegen nicht. Die digitale 
Privatkopie nach § 53 Abs. 1 UrhG kann also gegenüber technischen 
Schutzmaßnahmen nicht durchgesetzt werden. 

Im Zusammenhang mit Wertungsunsicherheiten ist bemerkenswert, 
dass der Gesetzgeber die Qualität des rechtlichen Schutzes geistigen 
Eigentums an die Vornahme tatsächlicher Sicherungsmaßnahmen bin­
det. Die Problematik dieses Ansatzes wird deutlich, wenn man ihn auf 
das Sacheigentum überträgt, wie folgendes Beispiel belegt: Angenom­
men, der Gesetzgeber ließe im Rahmen einer Beschränkung der Befu­
gnisse des Eigentümers nach § 903 B G B allgemein das Überqueren von 

1 2 Eingehende Darstellung bei A . - A . Wandtke; C . Ohst, in: A . - A . Wandtke; W. 
Bullinger (Hrsg.), Praxiskommentar zum Urheberrecht, 2. Auf l . , München 2006, 
§ 95 a, Rdnr. 10 ff. 
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Grundstücken zu. Manche Grundstückseigentümer würden dazu überge­
hen, ihren Besitz mit hohen Mauern zu versehen, um das Betreten der 
Grundstücke faktisch zu verhindern. Weil dies politisch nicht durchsetz­
bar sei, bestehe die Reaktion des Gesetzgebers - so wollen wir anneh­
men - nicht darin, das Betreten fremder Grundstücke zu untersagen. 
Verboten wird hingegen das Übersteigen der Schutzmauern. Einer sol­
chen Lösung begegnen grundsätzliche Fragen: Darf die Qualität des 
rechtlichen Schutzes eines Gutes davon abhängen, ob der Rechteinhaber 
faktische Schranken errichtet, die überdies sehr viel Geld kosten? 

Jedoch stellt sich ein Grundproblem. Weshalb gewährt man über­
haupt die Kopierfreiheit? Hierzu existieren mehrere Begründungsansät­
ze. Die Teilhabe am Kulturleben wird angeführt 1 3, ferner die Informati­
onsfreiheit14. Schließlich sieht man den Grund für die Regelung des § 53 
in einem Marktversagen, das darin liegt, dass im analogen Umfeld indi­
viduelle Transaktionen nicht möglich sind 1 5. Im Übrigen könne man die 
Kopie wegen des damit verbundenen unerwünschten Eingriffs in die 
Privatsphäre ohnehin nicht verhindern.16 Wie sind diese Gründe verein­
bar mit dem Grundgedanken des (geistigen) Eigentums? Beim Eigentum 
an Sachen tragen diese Überlegungen nicht. Es ist noch niemand auf den 
Gedanken verfallen, das Eigentum abzuschaffen, nur weil Ladendieb­
stahl ein verbreitetes Phänomen ist. Es ist noch niemandem gelungen, 
unter Hinweis auf die Teilhabe am Kulturleben kostenfrei einer Opern­
premiere beizuwohnen. Und der Hinweis auf die Informationsfreiheit 
wird den Verkäufer der Tageszeitung nicht dazu verleiten, sie kostenfrei 
abzugeben. Weshalb nehmen wir diese Wertungswidersprüche in Kauf? 

1 3 Vgl. U. Loewenheim, in: G. Schricker, (Hg.), Urheberrecht Kommentar, 3. Aufl., 
München 2006, § 53 Rdnr. 1. 

1 4 B. Holznagel; S. Brüggemann, Das Digital Right Management nach dem ersten 
Korb der Urheberrechtsnovelle. Eine verfassungsrechtliche Beurteilung der neu­
en Kopierschutzregelungen, in: Multimedia und Recht (2003) 12, S. 767-773, 
hier S. 769; kritisch hierzu G. Poll; T. Braun, Privatkopien ohne Ende oder das 
Ende der Privatkopie?, in: Zeitschrift für Urheber- und Medienrecht 48 (2004) 4, 
S. 266-279, hier S. 270 und 277; siehe auch J. Bornkamm, Erwartungen von Ur­
hebern und Nutzern an den zweiten Korb, in: Zeitschrift für Urheber- und Medi­
enrecht 47 (2003) Sonderheft, S. 1010-1013, hier S. 1013. 

1 5 T. Dreier, (wie Anm. 4), § 53 Rdnr. 1. Diese Begründung verliert im digitalen 
Umfang an Gewicht, da individuelle Transaktionen aufgrund gesunkener Trans­
aktionskosten und DRM-Maßnahmen möglich werden, siehe hierzu Reinbothe, 
(wie Anm. 9), S. 257 und M. Senftlebcn, Privates digitales Kopieren im Spiegel 
des Dreistufentests, in: Computer und Recht (2003) 12, S. 914-919, hier S. 916. 

1 6 Poll; Braun (wie Anm. 14), S. 270; T. Dreier (wie Anm. 4), § 53 Rdnr. 1. 
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Informationsdatenbanken 

Im Blickfeld der Fragen des Schutzes der Information stehen Datenban­
ken. Datenbanken bieten eine Sammlung aufbereiteter und strukturierter 
Informationen. 

In Umsetzung einer entsprechenden Europäischen Richtlinie erkennt 
der deutsche Gesetzgeber seit 1998 ein besonderes Leistungsschutzrecht 
an Datenbanken an. Es handelt sich dabei um ein Investitionsschutz­
recht. Die finanziellen Aufwendungen für die Beschaffung, Überprüfung 
und Darstellung von Daten führen zu einem Monopolrecht an der Da­
tenbank. Zwar ist wiederum nicht die einzelne Information geschützt. 
Der Zugriff auf diese führt jedoch durch das Tor der Datenbank. 

Die Schutzvoraussetzungen sind sehr unklar gefasst: § 87a Abs. 1 
Satz 2 UrhG lautet wie folgt: Begriffsbestimmungen. (1) Datenbank im 
Sinne dieses Gesetzes ist eine Sammlung von Werken, Daten oder ande­
ren unabhängigen Elementen, die systematisch oder methodisch ange­
ordnet und einzeln mit Hilfe elektronischer Mittel oder auf andere Weise 
zugänglich sind und deren Beschaffung, Überprüfung oder Darstellung 
eine nach Art und Umfang wesentliche Investition erfordert. (2) Eine in 
ihrem Inhalt nach Art und Umfang wesentlich geänderte Datenbank gilt 
als neue Datenbank, sofern die Änderung eine nach Art oder Umfang 
wesentliche Investition erfordert. 

Schutzvoraussetzung ist danach unter anderem, dass für Beschaf­
fung, Überprüfung oder Darstellung der Elemente der Datenbank eine 
nach Art und Umfang wesentliche Investition erforderlich war. Der Ge­
setzgeber hat hier bewusst auf eine Definition verzichtet: „Sowohl die 
Richtlinie als auch der Umsetzungsentwurf verzichten darauf, den We-
scntlichkeitsbegriff zu definieren. Eine aussagekräftige abstrakte Defini­
tion erscheint nicht möglich. Es wird daher Aufgabe der Rechtsprechung 
sein, die unbestimmten Rechtsbegriffe auszufüllen". 1 7 

Die Unsicherheiten über die Auslegung dieser Begriffe führten 
schließlich zur Vorlage an den Europäischen Gerichtshof durch mehrere 
nationale Gerichte. Der Europäische Gerichtshof hat die Begriffe näher 
präzisiert und dadurch die Möglichkeit des Datenbankschutzes erheblich 
eingeschränkt. Er hat etwa solche Aufwendungen nicht als berücksichti­
gungsfähige Investitionen in die Beschaffung von Daten anerkannt, die 
in die Erzeugung von Daten geflossen sind. 1 8 Berücksichtigt werden nur 

1 7 Amtliche Begründung zu § 87a UrhG, Bundestagsdrucksachen 13/7385, S. 45. 
1 8 E u G H , Urt. v. 9.11.2004 - Rs. C - 203/02, The British Horseracing Board Ltd. 

u. a. /Will iam H i l l Organization Ltd. , in: Computer und Recht (2005) 1, S 10-15, 
hier S. 13. 
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solche Mittel, die mit der Ermittlung bereits vorhandener Elemente und 
deren Zusammenstellung in der Datenbank einhergehen. Zur Begrün­
dung wird auf den Schutzzweck des Datenbankschutzes verwiesen, der 
darin liege, einen Anreiz für die Erstellung von Informationssystemen 
zu bieten, nicht aber die Erzeugung neuer Daten zu fördern. 1 9 Mit dieser 
nutzerfreundlichen Auslegung hat der EuGH die Möglichkeiten des Da­
tenbankschutzes erheblich reduziert und damit einer Monopolisierung 
von Daten entgegen gewirkt.2 0 In vielen Fällen dürfte nun eine wesentli­
che Investition zu verneinen sein, da die Gewinnung der Daten den 
Schwerpunkt der unternehmerischen Tätigkeit und somit die wichtigste 
investive Tätigkeit darstellt.21 Diese Entscheidung hat die Auslegung des 
Tatbestandsmerkmals „wesentliche Investition" zwar konkretisiert. Frei­
lich führt dies zu dem Folgeproblem der Abgrenzung von unbeachtli­
chen Erzeugungsinvestitionen und berücksichtigungsfähigen Beschaf­
fungsinvestitionen. Die Unterscheidung von Beschaffung des Inhalts 
einer Datenbank und der Erzeugung der Daten wird aber nicht immer 
klar zu treffen sein. 2 2 

Auch der Schutzumfang des Datenbankherstellerrechts lebt von Ge­
neralklauseln, wie § 87b UrhG belegt: Rechte des Datenbankherstellers. 
(1) Der Datenbankhersteller hat das ausschließliche Recht, die Daten­
bank insgesamt oder einen nach Art und Umfang wesentlichen Teil der 
Datenbank zu vervielfältigen, zu verbreiten und öffentlich wieder­
zugeben. (2) Der Vervielfältigung, Verbreitung oder öffentlichen Wie­
dergabe eines nach Art oder Umfang wesentlichen Teils der Datenbank 
steht die wiederholte und systematische Vervielfältigung, Verbreitung 
oder öffentliche Wiedergabe von nach Art oder Umfang unwesentlichen 
Teilen gleich, sofern diese Handlungen einer normalen Auswertung zu-

1 9 EuGH, Urt. v. 9.11.2004 - Rs. C - 203/02, The British Horseracing Board 
Ltd./William Hill Organization Ltd., in: Computer und Recht (2005) 1, S. 10-15, 
hierS. 13. 

2 0 Hierzu M . Vogel, Von Johann Stephan Pütter und von der Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs zum Datenbankherstellerrecht, in: A. Ohly (Hg.), 
Festschrift für Gerhard Schricker, München 2005, S. 581-591, hier S. 588; A. 
Wiebe, Europäischer Datenbankschutz nach „William Hill" - Kehrtwende zur 
Informationsfreiheit?, in: Computer und Recht (2005), S. 169-174, hier S. 169. 

2 1 Kritisch zu dieser Folge M . Lehmann, Anmerkung zum Urteil des EuGH vom 
9.11.2004 - Rs. C - 203/02, The British Horseracing Board Ltd./William Hill 
Organization Ltd., in: Computer und Recht 2005, S. 15-16, hier S. 16, vgl. auch 
Hoeren, Thomas, Anmerkung zum Urteil des EuGH vom 9.Novermber 2004 -
C-203/02, in: Multimedia und Recht 2005, S. 34-36, hier S. 35. 

2 2 Hoeren (wie Anm. 21), S. 35; H. Sendrowski, Zum Schutzrecht „sui generis" an 
Datenbanken, in: Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht (2005), S. 369 -
377, hier S. 372; Wiebe (wie Anm. 20), S. 171. 
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widerlaufen oder die berechtigten Interessen des Datenbankherstellers 
unzumutbar beeinträchtigen. 

Insbesondere wenn eine Information nur aus der geschützten Daten­
bank bezogen werden kann, stellt sich die Frage der Kontrolle der 
Ausübung der Monopolrechte. Insoweit gewinnt das Kartellrecht an 
Bedeutung, dessen Eingriffsvoraussetzungen jedoch ebenfalls interpreta­
tionsbedürftig und von zahlreichen wirtschaftlichen Voraussetzungen 
abhängig sind. Nur unter außergewöhnlichen Umständen ist etwa die 
bloße Ausübung eines urheberrechtlichen Ausschließlichkeitsrechts als 
missbräuchlich anzusehen.23 

Leistungsschutzrechte für Verleger 

Tonträgerhersteller, Sendeunternehmen und Filmhersteller haben ein 
besonderes Leistungsschutzrecht. Voraussetzung ist die Schaffung eines 
Produkts (Tonträger, Sendung, Film), das regelmäßig an ein bereits be­
stehendes geistiges Produkt anknüpft. Honoriert wird mit dem Lei­
stungsschutzrecht die „Vermittlungstätigkeit" für geistige Werke und 
Informationen (Nachrichtensendungen). Die Schutzrechte verhindern, 
dass die Produkte, aufwendige technische Leistungen und finanzielle 
Investitionen von Dritten übernommen werden können. 

Andere Kultur- und Informationsvermittler haben ein besonderes 
Leistungsschutzrecht nicht. Das gilt insbesondere für Verleger.2 4 Das 
Verlagsrecht ist kein originäres Eigentumsrecht, sondern ein vertraglich 
vom Urheber abgeleitetes Nutzungsrecht. Das wirft in der Praxis Pro­
bleme auf. Im Prozess gegen einen Verletzer muss der Verleger das Be­
stehen des Verlagsrechts, und daher die Urheberschaft des Autors sowie 
das wirksame Zustandekommen des Verlagsvertrags beweisen. Bestre­
bungen gehen nun dahin, auch Verlegern ein entsprechendes Leistungs­
schutzrecht zu gewähren. 2 5 Dafür spricht die Gleichstellung mit anderen 
Produzenten der Medienwirtschaft. Denn auch Verleger erbringen in der 
Regel eine hochqualifizierte Leistung technischer, organisatorischer und 
finanzieller Art, und sind gleichzeitig der erheblichen Gefahr einer tech­
nisch einfachen unbefugten Übernahme ihrer Leistung durch Dritte aus-

2 i EuGH, in: Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht, Internationaler Teil, 
(1995), S. 490-496-Magill. 

2 4 Vogel (wie Anm. 20), S. 582. 
Insbesondere für Verleger von Bildungsmedien, vgl. hierzu v. W. Bernuth, Lei­
stungsschutz für Verleger von Bildungsmedien, in: Gewerblicher Rechtsschutz 
und Urheberrecht (2005), S. 196-200. 



166 Christian Berger/Vera Glas 

gesetzt. Das Fehlen eines Leistungsschutzrechtes für den Verleger 
wird daher teilweise als systemwidrig bezeichnet.27 

Wissenschaftspublikationen 

Das Urheberrecht achtet gerade im Bereich der Wissenschaft sehr auf 
eine präzise Grenzziehung zwischen der nicht schutzfähigen wissen­
schaftlichen Lehre und dem schutzfähigen Sprachwerk, also dem Buch 
oder dem Aufsatz, in dem wissenschaftliche Forschung publiziert wird. 
Wissenschaftliche Erkenntnisse, Lehren und Theorien gehören - so die 
gängige urheberrechtliche Lehre - zum Gemeingut, das schon aus 
Gründen der Wissenschaftsfreiheit frei zugänglich bleiben soll. In der 
Tat ist damit ein unabdingbarer Kernbereich der Wissenschaft berührt. 
Allerdings wurde jüngst die Forderung erhoben, die Urheberschaft an 
einer wissenschaftlichen Lehre als „urheberrechtliches Minimum" anzu­
erkennen (Gotting)28. Damit ist freilich eher ein strenges Namensnen­
nungsgebot gemeint, nicht hingegen ein ausschließliches Zugangs- und 
Nutzungsrecht des einzelnen Wissenschaftlers. Der Inhalt wissenschaft­
licher Forschungsergebnisse kann immer frei verbreitet werden, ohne 
dass hierfür eine Lizenz erforderlich ist. 

Das Problem besteht dabei freilich auch darin, dass die Inhalte wis­
senschaftlicher Forschung häufig in Form schutzfähiger Werke gegossen 
sind und damit das Spannungsverhältnis zwischen Urheberrechtsschutz 
und Informationsfreiheit entsteht. Um den Zugang zu wissenschaftlichen 
Werken sicherzustellen, gab es Bestrebungen, bereits die Schutzfähig­
keit wissenschaftlicher Werke zu vermeiden. Insbesondere die Recht­
sprechung hat teilweise in Bezug auf wissenschaftliche Werke strengere 
Anforderungen an die „Schöpfungshöhe" gestellt und ist damit von der 
für andere Werkarten geltenden Schutzfähigkeit auch der „kleinen Mün­
ze" abgewichen.29 Auch der Gesetzgeber hat in den vergangenen Jahren 
verschiedene Anläufe unternommen, den Zugriff auf urheberrechtlich 
geschützte wissenschaftliche Werke zu ermöglichen. Nicht durchgesetzt 
hat sich der Ansatz, jedenfalls die an Hochschulen tätigen Professoren 
zu verpflichten, der Universität ein Erstzugriffsrecht hinsichtlich wis-

V g l . die Amtliche Begründung des Gesetzgebers für die Einführung des L e i ­
stungsschutzrechts des Tonträgerherstellers, in: M . Schulze, Materialien zum Ur­
heberrechtsgesetz, B d . 1, 2. Auf l . 1997, S. 546 f. 
R. Hil ty , Vergütungssystem und Schrankenregelung, in: Gewerblicher Rechts­
schutz und Urheberrecht (2005), S. 819-828, hier S. 826. 
H.-P. Gotting, Der Schutz wissenschaftlicher Werke, in: U . Loewenhehn (Hrsg.), 
Festschrift für Wilhelm Nordemann, München 2004, S. 7-23, hier S. 23. 
Kritisch hierzu Loewenheim (wie A n m . 13), § 3 Rdnr. 60 ff. 
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senschaftlicher Publikationen, die im Rahmen der Lehr- und For­
schungstätigkeit entstanden sind, einzuräumen. 3 0 Bedenken gegen diesen 
Vorschlag ergaben sich insbesondere vor dem Hintergrund der verfas­
sungsrechtlich in Art. 5 Abs. 3 G G garantierten Wissenschafts- und For­
schungsfreiheit.31 

Erfolgreicher verlief der Versuch, den Zugriff auf Publikationen im 
Rahmen einer Schrankenbestimmung zu ermöglichen. Nach § 52a UrhG 
können Universitäten kleine Werke und Werkteile cinscannen und ei­
nem begrenzten Kreis zu Zwecken von Unterricht und Forschung zur 
Verfügung zu stellen. Die Vorschrift ist im Jahre 2003 neu in das Urhe­
berrechtsgesetz aufgenommen worden. Ihr ging eine lebhafte medien­
wirksame rechtspolitische Auseinandersetzung voraus. Die Bestimmung 
war bis zuletzt umstritten, und die Verlegerseite hat nahezu in letzter 
Minute noch erhebliche Einschränkungen - etwa die Beschränkung auf 
kleine Teile eines Werkes - durchsetzen können. 3 2 

Ein weiterer Vorschlag, der allerdings nicht aufgegriffen wurde, ging 
dahin, eine neue Schranke (§ 52c) in das Urheberrechtsgesetz einzufü­
gen.3 3 Dieser Schrankenvorschlag sah - ähnlich der Schranke aus 52 a 
UrhG - die Zugänglichmachung von Werken vor, die im Rahmen einer 
überwiegend mit öffentlichen Mitteln finanzierten Lehr- und For­
schungstätigkeit entstanden sind, nachdem sechs Monate seit ihrer Erst­
veröffentlichung vergangen sind. Die Zugänglichmachung sollte nicht -
wie bei § 52a UrhG - auf einen bestimmt abgegrenzten Kreis von Unter­
richtsteilnehmern an Schulen und Hochschulen begrenzt werden, son­
dern zugunsten der Allgemeinheit möglich sein. 

Der Text des § 52a UrhG ist durchsetzt von unbestimmten Rechtsbe­
griffen. Daran lässt sich zeigen, dass der Gesetzgeber eine klare Ent­
scheidung nicht getroffen hat. 

Besonders bemerkenswert ist, dass § 52a UrhG zeitlich befristet ist 
(§ 137k UrhG). Seine Geltung war zunächst bist 31.12.2006 befristet. 
Im Rahmen des zweiten Gesetzes zur Regelung des Urheberrechts in der 

Dieser geplante § 43 Abs. 2 UrhG geht zurück auf einen Vorschlag von T. Pflü­
ger; D. Ertmann, E-Publishing und Open Access. Konsequenzen für das Urhe­
berrecht im Hochschulbereich, in: Zeitschrift für Urheber- und Medienrecht 48 
(2004) 6, S. 436-443. 

3 1 G . Hansen, Zugang zu wissenschaftlicher Information. Alternative urheberrecht­
liche Ansätze, in: Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht, Internationaler 
Tei l 54 (2005) 5, S. 378-388, hier S. 379 ff. 

3 2 Zur Entstehungsgeschichte der Norm siehe von W. v. Bernuth, Streitpunkt. Der 
Regelungsgehalt des § 52a UrhG, in: Zeitschrift für Urheber- und Medienrecht, 
47 (2003) 6, S. 438-444, hier S. 438 f. 

3 3 Hansen (wie A n m . 31), S. 383 ff. 
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Informationsgesellschaft („Korb II") soll dessen Geltung bis 31.12.2009 
verlängert werden, nachdem die Auswirkungen der Regelung in der 
Praxis evaluiert worden sind. 3 4 Erneut will sich der Gesetzgeber nicht 
für die dauerhafte Aufnahme der Norm ins Urheberrechtsgesetz ent­
scheiden, sondern deren Geltung wiederum auf drei Jahre befristen. 
Auch dieses Beispiel lässt den Verlust von Wertungen und Entschei­
dungskraft hinsichtlich der Grundlagen und Grenzen von Eigentum 
deutlich erkennen. Dem können Bestrebungen auf der Seite der Urheber 
selbst gegenübergestellt werden, einen offenen und kostenlosen Zugang 
zu wissenschaftlichen Publikationen auf freiwilliger Basis zu schaffen.35 

Sportübertragungsrechte 

Die Fernsehübertragungsanstalten rüsteten zur Fußballweltmeisterschaft 
2006 in Deutschland für eine gigantische Darbietung. Die dafür erforderli­
chen Übertragungsrechte brachten der FIFA als Veranstalter vorsichtig 
geschätzt etwa eine Milliarde Euro ein, allein die deutschen Fernsehanstal­
ten bezahlten 300 Millionen Euro. Für die TV-Übertragungsrechte der 
Fußballbundesliga werden pro Jahr etwa 420 Millionen Euro geleistet. Für 
was wird hier eigentlich bezahlt? Geht man der Frage auf den Grund, stellt 
man zunächst fest, dass es diese Übertragungsrechte als solche gar nicht 
gibt. 3 6 Grundlage der Vergabe von Sportverwertungsrechten ist vielmehr 
die Einwilligung in Eingriffe, die der Veranstalter aufgrund von Ab­
wehrrechten untersagen könnte. Überwiegend wird als solches Abwehr­
recht das „Hausrecht" des Veranstalters genannt, also letztlich Eigentum 
und Besitz am Veranstaltungsort (Stadion). Das Hausrecht ermöglicht 
seinem Inhaber grundsätzlich auch die freie Entscheidung darüber, wem 
er den Zugang zu der Örtlichkeit gestatten und wem er ihn versagen 
w i l l . 3 7 Umfasst ist davon auch das Recht, Zutritt nur zu bestimmten 
Zwecken zu erlauben bzw. von der Errichtung eines Entgelts abhängig 
zu machen.38 Der Hausrechtsinhaber kann den Zugang von Rundfunkan­
stalten zu Zwecken der Übertragung also von einem Entgelt anhängig 
machen. 

Gegenäußerung der Bundesregierung auf die Beschlussempfehlung des Bundes­
rats, abrufbar unter http://www.urheberrecht.org/topic/Korb-2/bmj/1250.pdf, S. 5. 
Science Commons, hierzu unter Open Source Software; siehe auch Dreier (wie 
A n m . 2), S. 291 ff. 
M . Winter, Fußball im Radio: Live aus dem Stadion, in Zeitschrift für Urheber-
und Medienrecht, 47 (2003) 7, S. 531-539, hier S. 531. 
B G H , Urteil vom 28.11.1961,1 Z R 56/60, B G H Z 36, S. 171-186. 
B G H , Beschluss vom 14.3.1990, K V R 4 / 8 8 , B G H Z 110, S. 371-398, hier S. 383 f. 

http://www.urheberrecht.org/topic/Korb-2/bmj/1250.pdf
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Ist diese Lösung akzeptabel? Eine vergleichbare Position zur Ver­
marktung der Übertragungsrechte besteht bei anderen Sportveranstal­
tungen, die im Feien stattfinden - etwa einem Marathon oder der Tour 
de France - nicht. Diese Veranstaltungsorte sind frei zugänglich, so dass 
jede Fernsehanstalt berichten könnte, ohne dem Veranstalter sein Ab­
wehrrecht gleichsam „abkaufen" 4 0 zu müssen. Freilich wird auch hier 
das Hausrecht bemüht und argumentiert, es sei kein Grund ersichtlich, 
warum Sportveranstaltungen im Freien geringeren Schutz genießen soll­
ten.41 Die Sondernutzungserlaubnis, die vom Veranstalter einzuholen ist, 
wird mit einem „begrenzten Hausrecht" verglichen.42 

In Anbetracht dieser Entwicklungen stellt sich ferner die Frage, wo 
die Grenze zu ziehen ist. Die lange umstrittene Frage, ob auch die Hör­
funkübertragung aus den Fußballstadien von der Zahlung eines Entgelts 
abhängig gemacht werden kann 4 3, hat der B G H inzwischen bejaht. Die 
Fußballvereine als Veranstalter können danach auf der Basis ihres Haus­
rechts auch den Zutritt zu Zwecken der Hörfunkübertragung von der 
Abgeltung der „Hörfunkrechte" abhängig machen.44 Lässt sich dies im­
mer weiter ausdehnen? Wie verhält es sich etwa mit dem Fotojournalis­
mus, oder - um die Frage zugespitzt zu formulieren - mit der schlichten 
Mitteilung des Spielergebnisses? Kann die Verwertung von Sportereig­
nissen beispielsweise durch Wettanbieter ohne Honorierung zugunsten 
der Veranstalter erfolgen? 

Die Entwicklung der Sportübertragungsrechte zeigt deutlich eine 
weitere Form der Entgrenzung von Eigentum. Den Sportveranstaltern ist 
es hier gelungen, auch ohne Ausschließlichkeitsrecht eine verkehrsfähi­
ge und handelbare Rechtsposition zu schaffen. Es stellt sich die Frage 
nach alternativen Grundlagen für die Verwertung von Sportereignissen. 

Kritisch C. Birner, Die Internetdomain als Vermögensrecht , Tübingen 2005, S. 
38 ff. 
So das L G Hamburg, Urteil vom 26.4.2002, 308 O 415/01, in: Zeitschrift für 
Urheber- und Medienrecht, 46 (2002) 8/9, S. 655-661, hier S. 659. 
H . Waldhauser, Die Fernsehrechte des Sportveranstalters, Berlin 1999, S. 71; 
kritisch hierzu Birner (wie A n m . 39), S. 42. 
T. Summerer, in: J. Fritzweiler; B . Pfister; T. Summerer (Hrsg.), Praxishandbuch 
Sportrecht, München 1998, 4. Kapitel, 3. Tei l , Rdnr. 114. 
V g l . zu diesem Streit J. Meister, Verfassungsrechtliche Fragen der Entgeltpflich-
tigkeit von Hörfunkübertragungen aus Fußballstadien, in: Zeitschrift für Medien-
und Kommunikationsrecht (2003) 4, S. 307- 311, hier S. 307; Winter, Michael 
(wie A n m . 36) hier S. 532. 
B G H , Urteil vom 8.11.2005 - K Z R 37/03, in Kommunikation und Recht (2006), 
S. 190-194, hier S. 191; siehe auch die Urteilsanmerkung von C. Degenhart, Hör­
funkübertragungen aus Fußballstadien, in: Kommunikation und Recht (2006), S. 
165-168. 
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Neben dem Schutz über das Wettbewerbsrecht könnte man darüber 
nachdenken, ob man dem Sportveranstalter ein besonderes Veranstal­
tungsschutzrecht einräumen sollte4 6, ähnlich wie es nach § 81 UrhG der 
Veranstalter von Darbietungen ausübender Künstler hat. 

Open Source Software und Creative Commons 

Einen interessanten Mittelweg zwischen dem Verzicht auf Eigentums­
rechte und der strikten Individualzuordnung bilden neuere Phänomene 
wie die Open Source Software oder das Phänomen der „Creative Com­
mons" bzw. „Science Commons". 4 7 Auf der Basis des bestehenden Ur­
heberrechts in Verbindung mit einer lizenzvertraglichen Gestaltung 
werden hier Gemeinschaftsgüter geschaffen. 

Wesentlich ist dabei, dass ein kostenfreier Zugriff auf Software bzw. 
künstlerische und wissenschaftliche Inhalte erfolgen soll. Je nach L i ­
zenztyp sind auch die unbeschränkte Weitergabe und Weiterentwicklung 
des Programms bzw. die Bearbeitung des Werkes gestattet.48 Gebunden 
ist der Zugang freilich durch die lizenzmäßig abgesicherte Vorausset­
zung, dass der Nutzer sich verpflichtet, Dritten wiederum Lizenzrechte 
an Bearbeitungen und Ergänzungen bestehender sowie neu geschaffener 
Werke einzuräumen. 4 9 Ein Verstoß des Nutzers gegen die Lizenzbedin­
gungen bringt das Nutzungsrecht automatisch zum Erlöschen. 5 0 Vertrag­
liche Lizenzbedingungen wirken hier wie ein „Aneignungsverbot". Die­
se Modelle bedeuten aber gerade keine Abkehr vom klassischen 
Urheberrecht, wie der programmatisch von der Open Source-Bewegung 
verwendete Begriff des „Copyleft" vermuten lassen könnte. Vielmehr 
basieren sie auf urheberrechtlichen Ausschließlichkeitsrechten. Es han­
delt sich daher lediglich um ein neues Geschäfts- oder Verbreitungsmo­
dell urheberrechtlich geschützter Werke. 5 1 

Das Interessante daran ist, dass mit den Instrumenten des klassischen 
Eigentums und des Vertragsrechts die proprietäre Nutzung von Software 
ausgeschlossen werden soll. Daran zeigt sich zugleich die bemerkens­
werte Flexibilität des klassischen bürgerlichen Eigentums. 

In Bezug auf die Hörfunkberichterstattung ablehnend Winter (wie Anm. 36), S. 
536 mit weiteren Nachweisen. 
Dies fordert etwa Waldhauser (wie Anm. 41), S. 346 ff. 
Hierzu Dreier (wie Anm. 2), hier S. 286 ff. 
Zu den einzelnen Lizenztypen vgl. www.creativecommons.org/worldwide/de. 
Vgl. etwa die Creative Commons-Share-Alike-Lizenz. 
Dreier (wie Anm. 4), § 69a Rdnr. 11, hinsichtlich der Open Source Software. 
Ebenda, hier S. 298. 

http://www.creativecommons.org/worldwide/de
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4. Fazit 

Die Diskussion über Ausschließlichkeitsrechte an Informationen im 21. 
Jahrhundert bewegt sich in den Bahnen des im 18. Jahrhundert geform­
ten (bürgerlichen) Individualeigentums und der im 19. Jahrhundert kon­
trovers diskutierten Frage der Legitimation von Eigentum an geistigen 
Gütern. Sie zwingt nicht zu einer grundlegenden Neuausrichtung unter 
der Perspektive eines zu entwickelnden „Informationsrechts", wohl aber 
zu einer sorgfältigen Analyse und Bewertung einzelner Problemlagen 
und gegebenenfalls zur Neujustierung von Ausschließlichkeitsrecht und 
Schranke. 



Thomas Dreier 

Verdichtungen und unscharfe Ränder -
Propertisierungstendenzen im nationalen und 
internationalen Recht des geistigen Eigentums 

1. Einleitung 

Ausführungen zur Propertisierung machten kaum Sinn, wollte man nicht 
auf das Recht eingehen, mittels dessen Konstruktion und Institutionali­
sierung neuer Güter und Handlungsrechte sowie ihre Zuordnung und 
Verteilung in der Gesellschaft erfolgen. Ein Verzicht auf die Einbezie­
hung des Rechts wäre hier ebenso unsinnig wie eine Rede über die Frei­
heit unter Ausklammerung der Philosophie. Freilich vermag der rechts­
immanente Diskurs (dem der Begriff der Propertisierung ohnehin 
ebenso fremd ist wie der vielleicht noch eher gebräuchliche der Hand­
lungsoptionen) die Frage nach den Ursachen, Triebkräften und Wirkun­
gen von Propertisierungstendenzen sowie nach der konkreten Ausgestal­
tung und Anerkennung ausschließlicher Handlungsoptionen nicht allein 
zu beantworten. Denn Rechtsdogmatik und Rechtsprechung sind nicht 
nur in gesellschaftliche Prozesse eingebunden, sondern sie sind ihrer­
seits Teil derselben. Rechtliche Entwicklungen erfordern daher eine Be­
trachtung im Hinblick auf technische, wirtschaftliche und soziologische 
Wandlungen. Ein solcher Versuch soll - in aller Skizzenhaftigkeit - im 
Hinblick auf einige Propertisierungstendenzen im Recht des geistigen 
Eigentums unternommen werden. 

Gegenwärtige Tendenzen einer zunehmenden Propertisierung im und 
durch das Recht sind nicht auf das geistige Eigentum beschränkt. Grund 
hierfür dürfte zum einen der auf makro- wie mikroökonomischer Ebene 
gegenwärtig vorherrschende Primat wirtschaftlichen Effizienzdenkens 
sein, dem neue mathematische Modelle und die digitalisierte Informati­
onsinfrastruktur vielfältige Möglichkeiten der Konstitution neuer Märkte 
und mithin der erweiterten Handelbarkeit von Gütern eröffnen. Zum 
anderen wird mit der Versteigerung etwa von UMTS-Lizenzen wie auch 
der Konstituierung handelbarer Luft-, Wasser- und Schadstoffemissions­
rechte eine möglichst nachhaltige Verwaltung knapper Gemeinschafts­
güter angestrebt. 

Die nicht erst neuerdings zu beobachtenden Propertisierungstenden­
zen auf dem Gebiet des geistigen Eigentums lassen sich zwar ebenso aus 

C O M P A R A T I V 16 (2006), Heft 5/6, S. 172-192. 



Verdichtungen und unscharfe Ränder 173 

dem Gedanken der Organisation der Verwertung öffentlicher Güter er­
klären, wie aus dem Versuch einer utilitaristischen Nutzenoptimierung.1 

Historisch gesehen wurde der stetige Ausbau exklusiver Nutzungsrechte 
jedoch vor allem im Urheberrecht über weite Strecken eher mit der 
schlichten Abwehr wirtschaftlicher Umverteilungen in Folge technolo­
gischer Neuerungen und Verwertungsmöglichkeiten begründet. Schall­
platte, Radio und Fernsehen sowie die Vervielfältigungstechniken von 
Bild- und Tonaufzeichnungen einschließlich der Reprographie haben 
sowohl auf nationaler wie internationaler Ebene jedes Mal zu einem 
schrittweisen Ausbau der urheberrechtlichen Verwertungsbefugnisse 
zugunsten des Urhebers bzw. der Produzenten von Werkexemplaren 
geführt. Das Recht der Einstellung geschützter Werke im Internet sowie 
der rechtliche Schutz privater technischer Schutzmechanismen und digi­
taler Rechtemanagementsysteme gegen deren unerlaubte Umgehung2 ist 
dabei nur der vorläufig letzte Schritt. 

Es kann an dieser Stelle jedoch weder darum gehen, die Geschichte 
der rechtlichen Konstituierung des Sacheigentums noch die Entwicklung 
des geistigen Eigentums insgesamt nachzuzeichnen,3 mögen die sachen­
rechtlichen Eigentumsrechte im deutschen Zivilrecht aus Gründen des 
Verkehrsschutzes auch auf einen zahlenmäßig vergleichsweise kleinen 
numerus clausus beschränkt und der Kernbestand der Verwertungsrech­
te auch im Recht des Geistigen Eigentums durchweg konsolidiert sein.4 

Ohnehin stellen sich Probleme der Propertisierung seltener im Zentrum, 
in dem sich Eigentumspositionen längst verfestigt haben, als vielmehr 
an deren Rändern, an denen sich mitunter recht seltsame Anwachsungen 

Zu den unterschiedlichen Schutzgründen des geistigen Eigentums, insbesondere 
des Urheberrechts vgl . im deutschsprachigen Schrifttum etwa nur C. P. Riga-
monti, Geistiges Eigentum als Begriff und Theorie des Urheberrechts, Baden-
Baden 2001; P. Oberndörfer, Die philosophische Grundlage des Urheberrechts, 
Baden-Baden 2005. 
V g l . zur rechtlichen Sanktionierung von Privaten eingesetzter technischer Hand­
lungsbeschränkungen insbesondere P. Wand, Technische Schutzmaßnahmen und 
Urheberrecht, München 2001; S. Bechtold, V o m Urheber- zum Informations­
recht, München 2002; sowie C . Arl t , Digital Rights Management Systeme, Mün­
chen 2006. 
Zur Entwicklung des Rechts des geistigen Eigentums in Deutschland s. vor allem 
die beiden Bände von F . - K . Beier u. a. (Hrsg.), Gewerblicher Rechtsschutz und 
Urheberrecht in Deutschland. Festschrift zum 100jährigen Bestehen der Deut­
schen Vereinigung für Gewerblichen Rechtsschutz und Urheberrecht und ihrer 
Zeitschrift, Weinheim 1991; sowie E. Wadle, Geistiges Eigentum, Bausteine zur 
Rechtsgeschichte, B d . 1, München 1996 und Bd . 2, 2003. 
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bilden. Einige solcher Anwachsungen seien nachfolgend für das nationa­
le deutsche Zivilrecht beleuchtet (Kapitel 2), ehe in einem etwas kürze­
ren dritten Kapitel Aspekte der internationalen Normsetzung im Bereich 
des geistigen Eigentums angesprochen werden. 

2. Staatliche Konstituierung von Eigentum 

Auch wenn es durchaus von Interesse wäre, die neuere Entwicklung 
einer technisch unterfütterten Konstitution von Handlungsrechten durch 
technische Schutzmechanismen und digitale Rechtemanagementsysteme 
nachzugehen,5 seien hier mit dem Bildnisschutz, dem Schutz der Veran­
stalter von Sport- und sonstigen Events sowie mit der Sachfotografie 
drei Beispiele ausgewählt, bei denen sich die Propertisierung vorrangig 
mit den Mitteln des Rechts vollzieht. Von besonderem Interesse sind die 
Beispiele deshalb, weil die Entwicklung bei ihnen zum einen noch nicht 
ganz abgeschlossen ist, und sie zum anderen höchst unterschiedliche 
Ergebnisse hervorgebracht hat. 

Sachfotografie 

Bei der Sachfotografie geht es um die Frage, inwieweit der Eigentümer 
eines körperlichen Gegenstandes Dritten die Fotografie und insbesonde­
re die nachfolgende Vermarktung von Abbildungen des betreffenden 
Gegenstandes untersagen kann. Parallele datenschutz-6 oder persönlich­
keitsrechtliche Fragestellungen7 seien hier außer Betracht gelassen. 

V g l . nur A . Ohly, Gibt es einen numerus clausus der Immaterialgüterrechte?, in: 
A . Ohly u. a., Perspektiven des Geistigen Eigentums und des Wettbewerbsrechts, 
München 2005, S. 105 ff. 
S. §§ 95a ff. UrhG, sowie dazu die in Fn. 2 genannte Literatur. 
V g l . S. Ernst, Zur rechtlichen Beurteilung der digitalen Erfassung von Gebäuden 
in Datenbanken, in: Zeitschrift fur das gesamte Recht der Telekommunikation 
(2000), S. 4 ff.; B . Nedden, Elektronische Häuser- und Gebäudekar te , Daten­
schutz und Datensicherheit 23 (1999) 9, S. 533 f f ; T. W e i c h e « , Bundesweite 
Gebäude-Bilddatenbank, Datenschutz und Datensicherheit 23 (1999) 1, S. 42 ff. 
Z u den Umständen, unter denen die Veröffentlichung von Luftbildaufnahmen der 
Häuser Prominenter nach den deutschen Maßstäben des Persönlichkeitsrechts zu­
lässig ist, vgl. B V e r f G , 1 B v R 507/01 und 1 B v R 452/04 v. 2.5.2006; B G H , in: 
Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht ( G R U R ) 106 (2004) 5, S. 438 und 
442 - Feriendomizil I und II; C. Lehment, Friesenhäuser und Prominentenvillen. 
Eigentum, Persönlichkeitsrecht und das Fotografieren fremder Häuser, in: R. Ja­
cobs u. a. (Hrsg.), Festschrift für Peter Raue, Köln 2006, S. 515 ff.; Z u einem -
ablehnend entschiedenen - Fall aus den U S A s. Streisand v. Adelman, et al., Ca­
se No. SC077257 (Sup. Ct. Los Angeles Cty); s. dazu http://www.california-
coastline.org/streisand/slapp-ruling.pdf. 

http://www.california-
http://coastline.org/streisand/slapp-ruling.pdf
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Letztlich geht es dämm, wem der Handel mit Abbildungen ausschließ­
lich zugewiesen werden soll, dem Eigentümer der Sache oder demjeni­
gen, der es auf sich nimmt, die Abbildungen der fremden Sache abzubil­
den. Rein begrifflich gesehen hätte einer Propertisierung auch des 
Abbildes von Sachen zugunsten des Eigentümers wohl nichts im Wege 
gestanden, gewährt das Eigentum nach der Legaldefinition in § 903 
BGB dem Eigentümer doch die Befugnis, „soweit nicht das Gesetz oder 
Rechte Dritter entgegenstehen, mit der Sache nach Belieben [zu] verfah­
ren und andere von jeder Einwirkung ausschließen", wie es in der etwas 
altertümlichen Diktion des ausgehenden 19. Jahrhunderts umschrieben 
ist.8 

Dennoch steht die deutsche Rechtsprechung Propertisierungsbestre-
bungen in Bezug auf die Sachfotografie bislang zurückhaltend gegen­
über. Immerhin hat sich der Bundesgerichtshof (BGH) in bislang nicht 
weniger als drei Entscheidungen mit dem Problem auseinandersetzen 
müssen. Konnte die Frage in der ersten Entscheidung noch offen blei­
ben, da nicht das Original, sondern eine nach dem Original gefertigte 
Kopie vervielfältigt worden war,9 so erhob der B G H in den beiden ande­
ren Entscheidungen die öffentliche Sichtbarkeit der betreffenden Sache 
zum entscheidenden Kriterium. Danach bleibt dann die Fotografie eines 
Schlosses von einem nur gegen Entgelt zu betretenden Park aus dem 
Eigentümer vorbehalten bleibt, die Ablichtung eines Hauses von der 
Straße aus ist vom Eigentümer hingegen zu dulden und entschädigungs­
frei hinzunehmen.10 Dabei knüpfte das Gericht an die im Urheberrecht 
verankerte Freiheit des Straßenbildes an, von der Werke erfasst werden, 
die sich „bleibend" an öffentlichen Wegen, Straßen oder Plätzen befin­
den, und übertrug diese Wertung in einem formallogischen Schluss 

V g l . näher T. Dreier, Sachfotografie, Urheberrecht und Eigentum, in: P. Ganea 
u. a. (Hrsg.), Urheberrecht gestern - heute - morgen. Festschrift für A d o l f Dietz 
zum 65. Geburtstag, München 2001, S. 235 ff.; M . Lammek; S. Ellenberg, Zur 
Rechtmäßigkeit der Herstellung und Veröffentlichung von Sachfotografien, Zeit­
schrift für Urheber- und Medienrecht ( Z U M ) (2004), S. 715-722; A . Beater, Der 
Schutz von Eigentum und Gewerbebetrieb vor Fotografien, Juristenzeirung (JZ) 
53 (1998) 22, S. 1101-1109; F. Kübler, Eigentumsschutz gegen Sachabbildung 
und Bildreproduktion? Bemerkungen zur „Tegel"-Entscheidung des Bundesge­
richtshofes, in: W . Grunsky u. a. (Hrsg.), Festschrift für Fritz Baur, Tübingen 
1981, S. 51 -62. 
Entscheidungen des Bundesgerichtshofs in Zivilsachen ( B G H Z ) 44, 288, in: 
G R U R 71 (1966) 9, S. 503 -509- Apfel-Madonna. 
B G H , in: G R U R 80 (1975) 9, S. 500-502 - Schloß Tegel zum einen und B G H , 
in: G R U R 95 (1990) 5, S. 390-392 - Friesenhaus zum anderen (sowie nachfol­
gend für bewegliche Gegenstände auch L G Hamburg, in: Archiv für Presserecht 
(1994), S. 161 - Abbi ld eines bundesweit bekannten Segelbootes). 
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e maiore ad minus auch auf das Eigentum." In der Kernfrage hingegen, 
ob denn das Eigentum an sich die Abbildungsbefugnis umschließe, äu­
ßerte sich der B G H in der ersten Entscheidung zwar noch vorsichtig 
positiv, liege es doch „nahe", im Fall der gewerblichen Verwertbarkeit 
der Ansicht das Recht einer solchen Nutzung dem Eigentümer vorzube­
halten. In der zweiten Entscheidung hingegen verneinte der B G H die 
Frage dann explizit, da die Abbildung keinerlei Auswirkung auf die 
Nutzung der Sache habe und mithin „weder die rechtliche noch die tat­
sächliche Herrschaftsmacht des Eigentümers" berühre. 

Verwiesen wird der Eigentümer vielmehr ausdrücklich auf das aus 
dem Eigentum fließende Hausrecht bzw. auf die physische Sachherr­
schaft, welche ihm „die Möglichkeit verleihe, andere vom Zugang zu 
der Sache bzw. vom Anblick auf die Sache ... auszuschließen und ihnen 
damit auch die Nachbildungsmöglichkeit abzuschneiden oder doch 
weitgehend zu erschweren". Damit aber besteht letztlich nur ein aus­
schließliches Zugangs-, nicht hingegen ein ausschließliches Abbildungs­
recht. Denn die Verletzung des Hausrechts wirkt nach wohl zutreffender 
Ansicht nicht in der unter Verletzung des Hausrechts erlangten Fotogra­
fie fort, ist diese erst einmal außerhalb des räumlichen Herrschaftsbe­
reichs des Hausrechts verbracht. 

Bildnisschutz 

Dieses Ergebnis mag angesichts der generellen gegenwärtigen - viel­
leicht ja auch mehr „gefühlten" denn tatsächlich konstatierten - Proper-
tisierungstendenz durchaus überraschen. Zwar schränkt es die Reichwei­
te des rechtlichen Schutzes nach wie vor nur im öffentlichen Bereich 
ein, dies jedoch auf einer rechtlichen Grundlage, die nicht im Eigentum 
an der fotografierten Sache selbst beruht. Genau dieser Rechtszustand 
jedoch war bereits einhundert Jahre zuvor hinsichtlich des Schutzes des 
persönlichen Bildnisses als äußerst unbefriedigend empfunden worden. 
Denn als im Jahre 1898 zwei Fotografen in das Sterbezimmer Bismarcks 
eingedrungen waren, um ohne Zustimmung der Angehörigen ein Abbild 
des kurz zuvor Verblichenen anzufertigen, kam angesichts des damali-

Der Schluss besteht darin, dass dann, wenn schon das speziellere Urheberrecht 
der Freiheit der Abbildung des Straßenbildes weichen muss, dies erst recht für 
den Eingriff in das allgemeinere Eigentum zu gelten habe. - Zur urheberrechtli­
chen Regelung vgl . B G H , in: G R U R 104 (2002) 7, S. 605-607 - Verhüllter 
Reichstag (nicht „bleibend", wenn ein Werk nach dem Abbau zwar zerstört, es 
sich nach der Intention des Künstlers jedoch von vorne herein nur für begrenzte 
Zeit im öffentlichen Raum befindet); Z u den Grenzen des öffentlichen Raumes 
vgl . B G H , in: G R U R 105 (2003) 12, S. 1035-1037 - Hundertwasserhaus. 
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gen Fehlens sowohl eines allgemeinen Persönlichkeitsrechts- wie auch 
eines besonderen Bildnisschutzes nur eine Verurteilung der Fotografen 
aufgrund Hausfriedensbruchs in Betracht.12 Abgeholfen wurde dieser 
rechtlichen Schutzlücke dann 1907 durch die Schaffung eines gesetzli­
chen Bildnisschutzes, der noch heute die rechtliche Grundlage für sämt­
liche Rechtsfragen der Bildnisverwertung bildet.1 3 Allerdings handelte 
es sich dabei zunächst nur um ein reines Abwehrrecht.14 Erst unter der 
Geltung des Grundgesetzes und der in dessen Art. 1 und 2 verbrieften 
Menschenwürde und Handlungsfreiheit erweiterte die Rechtsprechung 
dieses zunächst rein auf die Persönlichkeit ausgerichtete Abwehrrecht -
mit expliziter Billigung übrigens des Bundesverfassungsgerichts15 - in 
mehreren Schritten zunächst um den Bestandteil eines „Vermögenswer­
ten Ausschließlichkeitsrechts", gewährte dem Verletzen bei kommer­
ziellem Wert des Abbildes Schadensersatz gewährt 1 6 und erklärte das 
Recht in der bislang jüngsten Entscheidung insoweit zuletzt auch für 
vererblich.1 7 

Ganze einhundert Jahre hat diese Entwicklung gedauert, mit der die 
Rechtsprechung letztlich nur den gesellschaftlichen Wandel nachvollzo­
gen hat, der von der seinerzeitigen Ansicht, schon die Ehre verbiete es, 
dass ein Bürger sein Abbild gegen Geld verwerte, hin zu einer Gesell­
schaft, in der Sportler und Medienstars den größten Teil ihres Gesamt­
einkommens aus der kommerziellen Verwertung von Konterfei und 
Namen erzielen. Gleichwohl zögert der B G H noch immer, nun auch den 
letzten Schritt zu einem vollständigen Property right zu gehen und die­
sen kommerziellen Teil des Persönlichkeitsrecht unter Lebenden für 
übertragbar zu erklären und auch die Einräumung von Nutzungsrechten 
zuzulassen.18 In der juristischen Literatur ist noch kurz vor den letzten 
Urteilen des B G H zu dieser Frage ein erbitterter Streit darüber ent­
brannt, ob das Recht hier die längst eingespielten wirtschaftlichen Ge-

R G Z 45, 170.- Zum Vorfal l insgesamt s. H . - M . Koetzle, Photo Icons. Die Ge­
schichte hinter den Bildern, B d . l , Köln 2002, S. 108 ff.; Demgegenüber war ein 
Namensschutz bereits ab 1900 in § 12 B G B verankert. 

1 3 § § 2 2 ff. des Kunsturhebergesetzes ( K U G ) . 
1 4 § 22 Satz 1 und 3 K U G lauten: „Bildnisse dürfen nur mit Einwill igung des A b ­

gebildeten verbreitet oder öffentlich zur Schau gestellt werden Nach dem To­
de des Abgebildeten bedarf es bis zum Ablauf von 10 Jahren der Einwill igung 
der Angehörigen des Abgebildeten." 

1 5 B V e r f G , 34, 269, in: G R U R 79 (1974) 1, S. 44-50 - Soraya. 
1 6 Seit B G H Z 20, 345, 350 f. = G R U R ( 1956), S. 427, - Paul Dahlke. 
1 7 B G H , in: G R U R 105 (2000) 8, S. 709-715 - Marlene Dietrich; vgl . auch B G H , 

in: G R U R 105 (2000) 8, S. 715-720 - Der Blaue Engel. 
1 8 Die Abhandlungen zum Bildnisschutz sind zahlreich; vgl . instruktiv und umfas­

send Entwicklung und gegenwärt igen Stand der Rechtsprechung aufarbeitend F. 
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pflogenheiten anzuerkennen oder aber ob es die überkommenen Rechts­
grundsätze gegen eine andersartige Rechtswirklichkeit durchzusetzen 
habe.19 Da wohl keine der beiden Auffassungen den Nachweis für die 
zwingende Natur ihrer jeweils eigenen Prämisse zu erbringen vermag, 
bedarf es einer dezisionistischen Wertsetzung a priori, die als solche 
entweder normativ (aus der Freiheit der Selbstbestimmung der Person 
als Schutzintention des Persönlichkeitsschutzes) oder aber rechtspoli­
tisch und damit letztlich außerrechtlich (etwa mit dem Ziel der Aner­
kennung und Förderung der wirtschaftlichen Persönlichkeitsvermark­
tung unter Einschluss der Förderung der Werbewirtschaft) erfolgen 
kann. Ersterer Weg steht den Gerichten im Rahmen der Auslegung des 
geltenden Rechts offen und ihn ist der B G H in den Begründungen seiner 
Fortentwicklung des Bildnisschutzes auch gegangen. Um letzteren Weg 
zu beschreiten, bedarf es nach der rechtsstaatlichen Gewaltenteilung 
hingegen des gesetzgeberischen Tätigwerdens. 

Schutz von Veranstaltern 

Noch anders - nämlich weit uneinheitlicher - stellt sich demgegenüber 
der rechtliche Schutz von Veranstaltern dar. Hier geht es darum, inwieweit 
der kaufmännisch-organisatorische Investitionsaufwand desjenigen einen 
eigentumsähnlichen Schutz verdient, der ein Event organisiert. Das ist 
unter anderem für die rechtliche Fundierung der wirtschaftlich äußerst 
bedeutsamen exklusiven Vergabe von Übertragungsrechten von Bedeu­
tung. 

Hier gewährt zum einen § 81 UrhG demjenigen Unternehmer ein ech­
tes Ausschließlichkeitsrecht, der die Darbietung eines ausübenden Künst­
lers veranstaltet. Vorbehalten sind ihm danach die Aufnahme der Darbie­
tung sowie deren Vervielfältigung und öffentliche Wiedergabe (in Bezug 
auf letztere jedenfalls soweit auch dem ausübenden Künstler selbst ein 
eigenes Ausschließlichkeitsrecht und nicht lediglich ein Vergütungsan­
spruch zusteht). Ausübender Künstler ist nach historischem Verständnis 

Lichtenstein, Der Idealwert und der Geldwert des zivilrechtlichen Persönlich­
keitsrechts vor und nach dem Tode, Baden-Baden 2005; A . Büchler, Die K o m ­
merzialisierung von Persönlichkeitsgütern. Zur Dialektik von Ich und Mein , A r ­
chiv fur die civilistische Praxis 206 (2006) 2-3, S. 300-351; Eher medien­
theoretisch hingegen U . F. Schneider, Der Januskopf der Prominenz, Wiesbaden 
2004, S. 333 ff. 
V g l . dazu H.-P. Gotting, Persönlichkeitsrechte als Vermögensrechte , Tübingen 
1995, S. 12 f. (pro rechtlicher Anerkennung wirtschaftlicher Realitäten) und die 
Rezension zu Gotting von H . Schack, in: Arch iv für die civilistische Praxis 195 
(1995) 6, S. 594-600 (pro Bekämpfung der Propertisierung). 
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jedoch nur, wer ein urheberrechtlich geschütztes Werk oder eine Aus­
drucksform der Volkskunst aufführt, singt, spielt oder auf eine andere 
Weise darbietet oder an einer solchen Darbietung künstlerisch mitwirkt (§ 
73 UrhG), nicht hingegen etwa Fußballspieler und sonstige Sportler. 

Damit können sich die Veranstalter von Sportveranstaltungen nicht 
auf § 81 UrhG berufen. Verdienen die Veranstalter von sportlichen 
Großereignissen aber nicht gleichermaßen einen rechtlichen Ausschließ­
lichkeitsschutz? Vereinzelt haben Untergerichte insoweit in der Tat ei­
nen Ausschließlichkeitsschutz zu konstruieren versucht und dabei man­
gels anderweitiger Rechtsnorm auf das im juristischen Schrifttum höchst 
umstrittene - weil allenfalls subsidiäre - Recht am eingerichteten und 
ausgeübten Gewerbebetrieb zurückgegriffen. 2 0 Derartige Entscheidun­
gen sind allerdings in der Minderheit geblieben, und es würden die Ge­
richte damit wohl auch allzu sehr in die Regelungszuständigkeit der Le­
gislative eingreifen. So wird auch hier wiederum nach wie vor zumeist 
mit dem Hausrecht argumentiert.21 In der Tat vermag sich die gesamte 
exklusive Rechtevergabe von den Olympischen Spielen über die Fußball­
weltmeisterschaft bis hin zur Fußballbundesliga in ihrem Kern auf wenig 
mehr als auf das Hausrecht und allenfalls das Recht gegen den unlauteren 
Wettbewerb zu stützen. Als solches ist es dann auch denselben - in der 
Praxis der Fernsehrechte allerdings weitgehend bedeutungslosen - Beden­
ken ausgesetzt wie bereits das Hausrecht zur Verteidigung des Rechts am 
eigenen Bild. 

Die Schnittstelle zur verfassungsrechtlich verbrieften Freiheit der 
Berichterstattung, die einer totalen Monopolisierung immerhin gewisse 
Grenzen setzt, obwohl sie ihrerseits wiederum der Schranke der Gesetze 
unterliegt,22 kann an dieser Stelle nur kurz erwähnt werden. Gleiches gilt 
für eine kartellrechtliche Missbrauchskontrolle marktbeherrschender 

-° B G H , G R U R (1971), S. 46 - Bubi Scholz; O L G München, Neue Juristische 
Wochenschrift - Rechtsprechungsreport [NJW-RR] 1997, S. 1405; vgl . aus neue­
rer Zeit jedoch B G H , N J W (1990), S. 2815. - Das Recht am eingerichteten und 
ausgeübten Gewerbebetrieb ist ein absolutes Recht zum Schutz der Gesamtheit 
der gewerblichen Tätigkeit gegenüber Eingriffen, die nicht schon konkret das E i ­
gentum des Betriebsinhabers verletzen. - Im Gegensatz etwa zum französischen 
Recht (s. Art. 1382 Code civil) sieht das deutsche Recht Abwehr- und Schadens­
ersatzansprüche nur gegen Verletzungen der im Gesetz genannten Rechtsgüter -
darunter u. a. das Eigentum - vor, nicht hingegen, wenn dem Geschädigten etwa 
aus der Verletzung des Eigentums eines anderen ein bloßer Vermögensschaden 
entsteht. 

2 1 B G H , N J W (2006), S. 377. 
2 2 Art. 5 I und II G G . - V g l . § 5 I Rundfunkstaatsvertrag (Recht auf unentgeltliche 

Kurzberichterstattung) und dazu B V e r f G E 97, 228. 
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Stellungen und die politisch erzwungene europarechtliche Ermächti­
gung nationaler Gesetzgeber, für Großveranstaltungen von erheblichem 
nationalem gesellschaftlichem Interesse eine Ausnahme von der Exklu­
sivität zumindest der verschlüsselten Fernsehsendung zu machen.24 Im 
Ernstfall vermag die Politik dann eben doch, wenn auch nur punktuelle, 
Breschen in wuchernde rechtlich fundierte oder lediglich faktische be­
gründete Ausschließlichkeitsstellungen zu schlagen. 

Wettbewerbsrechtliche Unterlassungsansprüche? 

Ohne den einzelnen Marktteilnehmern eine Ausschließlichkeitsposition 
einzuräumen, untersagt das Wettbewerbsrecht ganz allgemein einem 
jeden Marktteilnehmer die Nachahmung der Waren oder Dienstleistun­
gen eines Mitbewerbers, wenn damit eine Täuschung der Abnehmer 
über die betriebliche Herkunft verbunden ist, oder die Wertschätzung 
der nachgeahmten Ware oder Dienstleistung unangemessen ausnutzt 
oder beeinträchtigt wird, oder die für die Nachahmung erforderlichen 
Kenntnisse oder Unterlagen unredlich erlangt worden sind. 2 5 Der knappe 
Abriss des Schutzes von Veranstaltern zeigt nun, dass sich die im UrhG 
geregelten verwandten Schutzrechte26 historisch aus dem Wettbewerbs­
recht - das auf die Lauterkeit des Wettbewerbs abzielende Gebote ent­
hält, deren Durchsetzung jedoch in die Hände der Teilnehmer am Wett­
bewerb (Mitbewerber, Verbände, aber auch Verbraucher) gelegt ist - zur 
förmlichen Ausschließlichkeit verdichtet haben. Verdichtet deshalb, 
weil ja schon die wettbewerbsrechtliche Untersagungsmöglichkeit, die 
an sich noch keine positive ausschließliche rechtliche Nutzungsbefugnis 

2 3 V g l . etwa zur kartellrechtswidrigen zentralen Vermarktung der Fernsehübertra-
gungsrechte an Europapokalheimspielen durch den D F B B G H , N J W (1998), S. 
756, sowie zur kartellrechtlichen Zulässigkeit der Zulassung von Journalisten zur 
Hörfunkberichterstattung in Fußballstadien nur gegen Entgelt B G H , N J W 
(2006), S. 377. 

2 4 Art . 3a der Richtlinie 89/552/EWG zur Koordinierung bestimmter Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Ausübung der Fernsehtä­
tigkeit in der Fassung der Richtlinie 97/36/EG vom 19.06.1997, von der der bun­
desdeutsche Gesetzgeber in § 5a II Rundfunkstaatsvertrag für Olympische Spiele 
sowie für bestimmte Fußballspiele Gebrauch gemacht hat. 

2 5 § 4 Nr. 9 U W G . - Bei den vor der UWG-Refo rm von 2004 unter den Bezeich­
nungen sklavische Nachahmung und die unmittelbare Übernahme fremder Le i ­
stungen von der Rechtsprechung herausgearbeiteten Fallgruppen ging es darum, 
darum, daß ein Konkurrent sich am Markt nicht dadurch einen unlauteren Vorteil 
gegenüber seinem Mitbewerber zu verschaffen, daß er unter Einsparung von For­
schungs- und Entwicklungs- sowie von Markteinfuhrungskosten, das Ergebnis 
fremder Entwicklung und Markteinführung einfach übernimmt. 

2 6 § § 7 0 ff. UrhG. 
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gewährt, zumindest faktisch jedoch als solche genutzt werden kann. 
Denn wer jedermann eine bestimmte Handlung zu untersagen berechtigt 
ist, der vermag einem einzelnen Dritten zwar keine ausschließliche Nut­
zungsposition vermitteln, wie es für das Eigentum kennzeichnend wäre; 
immerhin jedoch steht es ihm frei, einem Dritten gegenüber auf die 
Ausübung seines Unterlassungsanspruchs zu verzichten (sog. pactum de 
non petendo). 

Damit verlagert sich die Grenzlinie der Propertisierung automatisch 
ein weiteres Stück nach außen, nämlich dorthin, wo Handlungen Dritter 
auch in wettbewerbsrechtlicher Hinsicht zulässig zu sein beginnen. 
Auch diese Grenzlinie bereitet der Rechtsprechung mitunter Mühe. 
Denn bei der soeben genannten Herkunftstäuschung lässt die Rechtspre­
chung angesichts der Vermarktung im Wege der Lizenzierung auch den 
beim Verbraucher entstehenden Eindruck ausreichen, die betreffende 
Ware des Dritten sei vom ursprünglichen Hersteller lizenziert. Da nun 
aber ein solcher Eindruck überhaupt erst entstehen kann, wenn die L i ­
zenzierung rechtlich möglich ist, die Lizenzierung zugleich aber erst 
dann rechtlich möglich ist, wenn die Nichtlizenzierung zumindest wett­
bewerbsrechtlich unzulässig ist, läuft die Grenzziehung auf eine petitio 
prineipi hinaus, die sich allein aus dem Recht als solchem nicht mehr 
begründen lässt. Es bedarf also für die Frage der Reichweite der Proper­
tisierung einmal mehr der Wertungen auf einer Metaebene. Diese lassen 
sich nach juristischem Selbstverständnis wiederum entweder normativ 
anhand der Schutzintention der bestehenden rechtlichen Institutionen -
vorliegend also des Eigentums - oder aber rechtspolitisch im Wege der 
legislatorischen Ausrichtung an außerrechtlichen Wertungen gewinnen. 

Zur Bedeutung des Zeitgeistes 

Eine verbindende Linie oder Grundüberzeugung, von der aus die betref­
fenden Ergebnisse in den genannten Beispielsfällen gewonnen würden, 
ist gegenwärtig ebenso wenig erkennbar wie eine verbindende Strategie 
der richterlichen oder auch gesetzgeberischen Rechtsfortbildung.27 Das 

Eine solche Strategie, die Propertisierungstendenzen vorbeugen würde, könnte 
etwa darin bestehen, anders als bisher das aktive Tun des Umgangs mit einer Sa­
che gegenüber dem bloß passiven Haben einer Sache zu bevorzugen. Ansätze 
hierzu bieten etwa das klassische Kartellrecht sowie urheberrechtliche Schran­
kenbestimmungen, aber auch neuere vertragsrechtliche Strukturierungen des 
„Sharing", wie sie unter den Stichworten Open Source, Open Access und Creati­
ve Commons in Teilbereichen der Werkschöpfüng verfolgt werden. V g l . statt 
vieler nur den Überblick bei T. Dreier, Creative Commons. Science Commons -
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hängt schon damit zusammen, dass sich die Fälle in unterschiedlichen 
Rechtsgebieten abspielen (Persönlichkeitsschutz, verwandte Schutzrechte, 
Wettbewerbsrecht, Eigentum einschließlich dem daraus abgeleiteten 
Hausrecht), die nicht allein aus unterschiedlichen Traditionen erwachsen 
sind, sondern die alle auch unterschiedlichen Schutzintentionen folgen. 

Das führt dann zu der interessanten Frage, der systematisch nachzu­
gehen sich lohnte, wann und unter welchen Voraussetzungen die Recht­
sprechung in solchen Fällen dem außerrechtlichen Zeitgeist nachgibt 
und wann und unter welchen Voraussetzungen sie das nicht tut. Im 
Rahmen der ihr obliegenden interpretatorischen Rechtsanwendung hat 
die Rechtsprechung ja grundsätzlich die Möglichkeit, die bestehenden, 
zunächst nur abstrakt auf eine unbestimmte Zahl von künftigen Fällen 
hin formulierten Normen behutsam28 an die aktuellen Erwartungen der 
Rechtsunterworfenen sowie an gewandelte Umstände, an den „Zeit­
geist" also, anzupassen, oder aber einen früheren „Zeitgeist" unter Beru­
fung auf den Wortlaut der Normen gegen neuere Anforderungen und 
Erwartungen zu verteidigen. Der soeben in seinen Grundzügen um­
schriebene Bildnisschutz ist hier nur ein besonders anschauliches Bei­
spiel. Eine weitere Untersuchung wert wären auf formaler Ebene die 
Begründungsmuster, mit denen insbesondere der B G H unter Berufung 
auf das in eigenen früheren Entscheidungen Erreichte im Laufe der Zeit 
im Ergebnis letztlich doch aus mehreren, an sich nur kleinen Schritten 
der Veränderung einen größeren Bogen des Wandels zu spannen ver­
mag. 

3. Internationale Governance 

Verdichtungen und unscharfe Ränder von Propertisierungcn im Bereich 
des geistigen Eigentums lassen sich neben der nationalen auch auf der 
internationalen Ebene betrachten. Dabei sei an dieser Stelle weniger die 
Entwicklung des materiellen Schutzniveaus in den Blick genommen, son­
dern vielmehr die Rolle der Gesetzgeber und internationalen Akteure. 
Auch dies kann hier wiederum nur exemplarisch erfolgen, und zwar zum 
einen hinsichtlich der internationalen Konventionen auf dem Gebiet des 
geistigen Eigentums und zum anderen hinsichtlich der Einbeziehung neu­
er, kollektiver Schutzgegenstände in das internationale Schutzsystem. 

Ein Paradigmenwechsel im Urheberrecht?, in: A . Ohly u. a. (Hrsg.), Perspektiven 
des Geistigen Eigentums und Wettbewerbsrechts, München 2005, S. 283 ff. 
Dass die Anpassung durch die Judikative nur „behutsam" erfolgen kann, ergibt 
sich aus ihrer Bindung „an Gesetz und Recht" (Art. 20 III G G ) . 
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Konventionsschutz und Akteure 

Der Beginn der Schaffung internationaler Konventionen zum Schutz des 
geistigen Eigentums29 scheint in der Tat von einer optimistischen inter­
nationalistischen Auffassung getragen worden zu sein. Nach dem 
Grundsatz der Inländerbehandlung wurden ausländischen Staatsbürgern 
grundsätzlich dieselben Rechte wie den eigenen Staatsangehörigen ge­
währt, sofern nur der betreffende Heimatstaat des Ausländers ebenfalls 
Konventionsmitglied ist. Lediglich um sicherzustellen, dass der Inlands­
schutz für Ausländer nicht hinter dem international anerkannten Schutz­
niveau zurückbleibt, sind ausländischen Staatsangehörigen bestimmte 
Mindestrechte zu gewähren. Auf diese Weise wirkte das internationale 
Schutzsystem in Staaten, die sich hinsichtlich des Schutzniveaus zu­
nächst zögerlicher zeigten, über die relative Diskriminierung von Inlän­
dern mittelbar auf eine Erhöhung und Anpassung des nationalen Schutz­
niveaus an den internationalen Standard hin. 

Doch ist dies nicht der einzige Grund für die inhärente Tendenz des 
Systems der Rechte des geistigen Eigentums zur unaufhaltsamen Aus­
weitung geschützter Objekte und ausschließlicher Rechtsbefugnisse. Die 
nachfolgenden internationalen Revisionskonferenzen haben die Konven­
tionen insbesondere auf dem Gebiet des Urheberrechts fortwährend der 
technischen Entwicklung angepasst. Neue Gegenstände (Schallplatte, 
Radio, Fernsehen) und neue Arten der Verwertung (Sendung, Zugäng­
lichmachung im Internet) wurden in den ausschließlichen Schutz aufge­
nommen, bis hin zur Erfassung auch des digitalen Bereichs. Nun lässt 
sich sicherlich darüber streiten, ob diese Ausweitung real oder nur „ge­
fühlt" ist. Zwar liegt - um nur ein Beispiel zu nennen - in der von den 
Rechteinhabern geforderten Beseitigung der Privatkopie im digitalen 
Bereich als einer bisherigen Ausnahme einerseits eine neuerliche Pro­
pertisierung. Andererseits argumentieren Rechteinhaber, dass angesichts 
der durch die Digitalisierung und Vernetzung erhöhten Zugriffsmög­
lichkeiten erst die Abschaffung der Privatkopie im digitalen Bereich das 
ursprüngliche Gleichgewicht von Ausschließlichkeitsschutz und zu­
stimmungsfreiem Zugriff wiederherstelle. Dagegen ist den Rechteinha­
bern mit der Zuerkennung eines rechtlichen Schutzes gegen die unauto­
risierte Umgehung technischer Schutzmechanismen definitiv eine neue, 
rechtlich abgesicherte technische Kontrollmöglichkeit eingeräumt wor­
den. Das gilt umso mehr, als einige Staaten dem rechtlichen Umge­
hungsschutz in Ausfüllung der internationalen Vorgaben Vorrang sogar 

Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums (1883) und 
Bemer Übereinkunft zum Schutz von Werken der Literatur und Kunst (1886). 
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vor bestimmten Schrankenbestimmungen gewähren und damit die Ent­
scheidung über die Einschränkung bisheriger Zugangsfreiheiten im öf­
fentlichen Interesse in Privathände legen.3 0 

Insgesamt gesehen vollzog sich die Entwicklung lange Zeit jedoch un­
ter recht behutsamer Überführung des in der Mehrheit der Konventions­
mitglieder auf nationaler Ebene bereits erreichten Schutzstandards auf die 
Ebene internationaler Verpflichtungen. Letztere waren überdies nur durch 
einen schwachen Durchsetzungsmechanismus gesichert, der in der Praxis 
überdies ungenutzt blieb. Erst die WIPO-Verträge, mit denen 1996 urhe­
berrechtliche Schutzstandards im Bereich der Digitalisierung festgeschrie­
ben wurden,31 gingen dann den nationalen Gesetzen voran, vertauschten 
mithin den historischen „bottom-up" mit einem „top-down"-Ansatz. So­
weit dabei die national erreichten Schutzstandards unter Berücksichtigung 
widerstreitender propreitärer und nicht-proprietärer Zugangs- und Nut­
zungsinteressen zustandegekommen sind, ist dann auch auf internationaler 
Ebene eine gewisse Gewähr dafür gegeben, dass widerstreitende Interes­
sen auch auf internationaler Ebene angemessen berücksichtigt werden. 
Umgekehrt verwundert es nicht, dass mit dem Hervortreten eines akzentu­
ierten Nord-Süd-Gefälles ein internationaler Kompromiss hinsichtlich 
einer Fortschreibung der internationalen Konventionen auf dem Gebiet 
des geistigen Eigentums nicht länger erreichbar war. 

Ein Wandel im Denken hat sich dann jedoch mit Schaffung der 
Welthandelsorganisation (WTO) und der damit einhergehenden Harmo­
nisierung auch des Schutzstandards geistiger Eigentumsrechte durch das 
sog. TRIPS-Abkommen 3 2 vollzogen. Auf Initiative vor allem der inter­
essierten Industriekreise der USA, Europas und Japans haben die übri­
gen Staaten auf zunächst starken bilateralen Druck seitens der USA im 
Gegenzug zum Versprechen der Beseitigung von Handelshemmnissen 

Art. 11 W I P O Copyright Treaty ( W C T ) und 18 W I P O Perfonnances and Phono­
grams Treaty (WPPT) . -Die europäische Regelung findet sich in Art . 6 Abs. 4 
der EU-Richtl inie 2001/29/EG zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des Ur­
heberrechts und der verwandten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft, die 
der U S A in See. 103 des Digital Mi l lennium Copyright Ac t ( D M C A ) , der die 
neuen See. 1201 ff. des Copyright Act geschaffen hat. - S. dazu auch die Litera­
turhinweise in Fn. 2. 
W I P O W C T und W I P O W P P T . - E in gleichfalls vorgesehener internationaler 
Vertrag zum Schutz von Datenbanken hingegen scheiterte sowohl an der Z u ­
rückhaltung der Entwicklungsländer als auch daran, dass sich die U S A auf natio­
naler Ebene hinsichtlich eines solchen Schutzes nicht einig war. 
Agreement on Trade-Related Aspects of Intellectual Property Rights. - Zur um­
fangreichen Literatur vgl . jüngst vor allem K . E. Maskus/J. H . Reichman, 
(Hrsg.), International Public Goods and Transfer of Technology, Cambridge 
2005. 
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insbesondere im Agrarbereich zugestimmt, dass der Schutzstandard des 
geistigen Eigentums weltweit auf das Niveau der am weitesten industria­
lisierten Staaten angehoben wird. Getragen war diese mit Vehemenz 
durchgesetzte weltweite Anhebung der Schutzrechtsstandards im We­
sentlichen von ökonomischen Effizienzerwägungen im Interesse der 
eigenen, nationalen Industrien der Industriestaaten, für die im Zeitalter 
der Informations- und Wissensgesellschaft der Export geistiger Güter 
immer größere Bedeutung erlangt. Die ideologische Rechtfertigung die­
ser Entwicklung erfolgt über die Theorie des freien Welthandels und das 
ökonomische Credo, dass ein freier Welthandel letztlich zu einer Steige­
rung der weltweiten Wohlfahrtsgewinne führt. Der Widerspruch, dass 
ein freier Welthandel auf den Abbau von Handelshemmnissen abzielt, 
wohingegen eine Anhebung des Schutzstandards im Bereich des geisti­
gen Eigentums territoriale Marktzutrittsschranken errichtet, wird dabei -
ebenso wie schon derjenige der Gewährung von Wettbewerbsbeschrän­
kungen zum Zwecke der Förderung des Wettbewerbs auf nationaler 
Ebene - in Kauf genommen. Zugleich wird der Schwerpunkt auf die 
Allokation der Schutzrechte wie auch der aus deren Ausübung erzielten 
finanziellen und Nutzungsgewinne gelegt, deren Distribution hingegen 
weitgehend dem Markt überlassen. Darüber hinaus liegt dem internatio­
nalen Schutzstandard kein die Interessen aller Beteiligten berücksichti­
gender Interessenkompromiss auf dem Gebiet des geistigen Eigentums 
mehr zu Grunde. In der Folge wird vielen Staaten unter TRIPS damit 
auch die Möglichkeit eines zeitlich begrenzten free riding genommen 
ebenso wie die Möglichkeit, den für ihre eigene nationale Wirtschaft 
besten Zuschnitt von Schutzrechten zu ermitteln. 

Diese wirtschaftliche Ausrichtung am Interesse vor allem der ex­
portorientierten Industriestaaten hat dann ebenfalls Auswirkungen auf 
den Technologietransfer in gegenwärtige Entwicklungsländer. Zwar 
äußern sich selbst generell eher globalisierungskritische Organisationen 
vorsichtig positiv hinsichtlich der Auswirkungen, die der durch TRIPS 
weltweit erhöhte Schutzstandard auf einen solchen Technologietransfer 
zumal in den wirtschaftlich ohnehin bereits stärkeren Entwicklungslän­
dern hat.33 Insbesondere Schwellenländer wie Indien, Brasilien - und 
demnächst sicherlich auch China - erkennen den Wert eines Schutzes 
geistigen Eigentums, von dem inzwischen auch die aufstrebenden ein­
heimischen Industrien profitieren, grundsätzlich an. Die Diskussion 
dreht sich hier vor allem um Einzelfragen der Reichweite der Aus-

IC. Watkins; P. Fowler (Hrsg.), Rigged Rules and Double Standards. Trade, 
Globalisation, and the Fight Against Poverty, Oxfam 2002 (http://www.oxfam.-
org.uk/what_we_do/issues/trade/downloads/trade_report.pdf). 

http://www.oxfam.-
http://org.uk/what_we_do/issues/trade/downloads/trade_report.pdf
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schließlichkeit. Weit weniger Vorteile dürfte das gegenwärtige System 
des hohen Schutzstandards hingegen den übrigen Entwicklungsländern 
und den am wenigsten entwickelten Staaten bringen. Für diese scheinen 
die Markteintrittsschwellen im Gegenteil jetzt sogar noch erheblich hö­
her zu sein als früher. Im internationalen Diskurs lässt sich hier gegen­
wärtig eine Disparität der Argumentationsebenen beobachten. Auf der 
einen Seite wird mit Begriffen wie „Fairness", „Ausgleich", „Entwick­
lung" und „Partizipation" sozial distributiv, unter dem Gesichtspunkt der 
Gleichheit auf internationaler Ebene allenfalls normativ argumentiert. 
Auf der anderen Seite geht es TRIPS und den auf einen hohen Schutz­
standard hinwirkenden Industriestaaten und privaten Interessengruppen 
um eine ökonomisch fundierte Allokation geistiger Güter, mit der sich 
nationale volkswirtschaftlicher wie geostrategische Prioritäten durchset­
zen lassen. 

Propertisierung hat auf der Ebene internationaler Governance natür­
lich auch eine institutionelle Komponente. Von den zahlreichen, damit 
verbundenen Aspekten seien nur zwei angesprochen, die einer zuneh­
menden Propertisierung Vorschub leisten. Zum einen lässt sich auf Sei­
ten der Industrieländer in den vergangenen Jahren zunehmend eine Ver­
lagerung der inhaltlichen Ausgestaltung von Entscheidungen wie auch 
der Verhandlungsführung von staatlichen auf private Akteure beobach­
ten. Zwar sind Verhandlungspartner internationaler Verträge nach wie 
vor die Staaten als Subjekte des Völkerrechts. Der Inhalt ihrer Vorschlä­
ge wird jedoch umso eher von den inländischen privaten betroffenen 
Kreisen vorformuliert, je homogener die inländische Klientel in sich ist. 
Hinzu kommen die bereits genannten Spielräume, welche die technische 
Entwicklung und die neueren gesetzlichen internationalen Rahmenbe­
dingungen den privaten Rechteinhabern eröffnen. Dem entspricht auf 
Seiten der Entwicklungsländer zum anderen ein Defizit an Partizipati­
onsmöglichkeiten am internationalen Entscheidungsprozeß. Ihre struktu­
relle Unterlegenheit hat vielfältige Gründe, wie etwa der Mangel an fi­
nanziellen Ressourcen, die nötig sind, um an sämtlichen Sitzungen 
teilzunehmen oder die komplexe Materie des geistigen Eigentums - zu­
mal in ihrer ohnehin wenig erforschten Wirkungsweise im internationa­
len Handelsverkehr - zu durchschauen. Der Mangel an Ressourcen hat 
wiederum eine gewisse Abhängigkeit von Nichtregierungsorganisatio­
nen zur Folge, die zwar stellvertretend für Entwicklungsländer handeln 
mögen, die dabei jedoch eine abweichende Handlungsagenda verfolgen 
und deren interne Entscheidungsmechanismen nicht immer transparent 
und demokratisch kontrolliert sind. Auch der Verhandlungsprozess in­
nerhalb der WTO weist offenbar nach wie vor einen vergleichsweise 
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hohen Grad an informationeller Entscheidungsfindung auf, durch die 
viele der vom Verhandlungsergebnis betroffenen Staaten von der kon­
kreten Aushandlung de facto weitgehend ausgeschlossen sind, 3 4 und 
dies, obwohl das auf diese Weise ausgehandelte aufgrund des verbindli­
chen WTO-Streitschlichtungsmechanismus nahezu mit der Schärfe ge­
setzlicher Normen durchgesetzt werden kann. 

Insgesamt lässt sich auf internationaler Ebene seit geraumer Zeit 
auch jenseits traditioneller Lobbyarbeit eine zunehmende Privatisierung 
der Rechtssetzung beobachten, die im Bereich des geistigen Eigentums 
vor allem zu einer sich ausweitenden rechtlichen Absicherung proprietä­
rer Interessen führt. Ein Ende dieser Entwicklung ist gegenwärtig noch 
nicht recht absehbar. Zwar lassen sich Gegenkräfte in Form genereller 
Globalisierungskritik ebenso ausmachen wie Aktionsbündnisse, die A l l ­
gemeininteressen gegenüber den ausschließenden Effekten von Schutz­
rechten des geistigen Eigentums durchzusetzen suchen (wie etwa im Fall 
der Lieferung generischer AIDS-Medikamente in Staaten, die diese 
nicht selbst herstellen). In beiden Fällen jedenfalls relativiert sich der 
verbindliche verhaltenssteuernde Einfluss von Recht zugunsten der 
(wieder) erstarkenden politischen Macht zum einen wirtschaftlich mäch­
tiger Privatinteressen und zum anderen medienwirksamer Partikularak­
teure, die vorgeben, im Allgemeininteresse zu handeln. 

Propertisierung kollektiver Güter? 

Ein besonderes Problem der Zuordnung bislang allgemein zugänglicher 
und nutzbarer öffentlicher Güter beschäftigt die internationale Debatte 
seit geraumer Zeit in Form von Partizipations-, wenn nicht gar Kontroll­
ansprüchen seitens der Entwicklungsländer in Bezug auf das ihren Ge­
bieten entstammenden traditionelle Wissen, die genetischen Ressourcen 
und kulturellen Äußerungsformen. Neben den zunächst als „Folklore" 
bezeichneten Formen von Musik, Tanz, Malerei und Kunsthandwerk 
indigener Völker und Volksgruppen (traditional cultural expressions) 
zählen dazu das von diesen Gruppen über Generationen tradierte Erfah­
rungswissen (traditional knowledge) sowie - neuerdings umfänglich 
verwertbar - die dort auffindbaren genetischen Informationen (genetic 

\ 35 
resources). 

V g l . dazu z. B . nur A . Narlikar, The World Trade Organization. A Very Short 
Introduction, Oxford 2005, S. 42 ff. 

3 5 E in Überblick der gegenwärt ig international verhandelten Ansätze findet sich vor 
allem auf der WIPO-Website unter http://www.wipo.int/tk/en/. - Einen guten 
Überblick geben auch die Beiträge in K . E . Maskus; J .H. Reichman (Hrsg.), In­
ternational Public, S. 391 ff. (wie in A n m . 32) 

http://www.wipo.int/tk/en/
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Hier verlängert sich nun das frühere, eurozentrische kulturelle Über­
legenheitsgefühl in den Bereich des Rechts. Denn die genannten Güter 
sind deshalb eigentumsrechtlich schutzlos, weil das Modell des subjek­
tiven Rechts, wie es den Rechtssystemen der westlichen Industriestaaten 
als wesentlicher Baustein zugrunde liegt und das tief in der abendländi­
schen Philosophie des Individuums verwurzelt ist, nicht greift. Bei den 
genannten Gütern gibt es weder ein dcfinierbares Objekt (da es sich um 
Gruppen von Gütern mit ähnlichen Eigenschaften handelt), noch lässt 
sich ein Subjekt erkennen (da sich die Genese der Güter nicht auf einen 
individuellen Schöpfer oder Erfinder zurückführen lässt) und schließlich 
fehlt es an der für das subjektive Recht charakteristischen Ausschließ­
lichkeit der Nutzungsbefugnis (da die nutzungsberechtigten Träger der 
genannten Güter meist Gruppen und nicht einzelne Individuen sind). 

In der Praxis führt das Fehlen des Rechtsschutzes dazu, dass insbeson­
dere ausländische und zumeist global agierende Medien- und Pharmaun­
ternehmen sich diese Güter ohne Erlaubnis und ohne Vergütungsver­
pflichtung aneignen können. Zugleich können sie für die unter 
Verwendung dieser Güter hergestellten Transformationsprodukte - und 
im Patentrecht auch der entsprechenden Gewinnungs- und Verarbeitungs­
verfahren - den Schutz des Urheber- und des Patentrechts in Anspruch 
nehmen, der sich aufgrund der Schutzstandards der internationalen Ab­
kommen auf dem Gebiet des geistigen Eigentums auch auf die einzelnen 
Herkunftsländer erstreckt. Im Extremfall kann dann sogar das zunächst 
freie Wissen im Herkunftsland nicht mehr ohne Erlaubnis des Inhabers 
der Schutzrechte an den abgeleiteten Produkten benutzt werden. Zugleich 
leistet diese Ordnung einer nicht nachhaltigen Ausbeutung begrenzter 
kultureller Ressourcen Vorschub. 

Immerhin kennt auch das Recht der Industrieländer mit der so ge­
nannten Kollektivmarke 3 6 und den geografischen Herkunftsangaben37 

einige wenige Vorbilder einer solchen kollektiven Rechtsträgerschaft. 
Die Kollektivmarke verweist im Gegensatz zu traditionellen Waren- und 
Dienstleistungskennzeichen nicht auf die Herkunft aus einem bestimm­
ten individuellen Betrieb, sondern unterscheidet die Waren oder Dienst­
leistungen einer Gruppe von Anbietern hinsichtlich ihrer betrieblichen 

§ 97 Abs. 1 MarkenG. 
§ 126 Abs. 1 MarkenG; Art . 22 Abs . 1 TRIPS . - S. in Europa die Verordnung 
2081/ 9 2 / E W G zum Schutz von geografischen Angaben und Ursprungsbezeich­
nungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel, sowie Verordnung 1107/96/EG 
zur Eintragung geografischer Angaben und Ursprungsbezeichnungen und dazu 
nur E u G H , Rs. C-289/96, C-293/96 und C-299/96, Slg. 1999, 1-1541 (Feta), so­
wie Rs. C-108/01, Slg. 2003,1-5121 (Prosciutto di Parma). 
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oder geographischen Herkunft, ihrer Art, Qualität oder sonstigen Eigen­
schaften von Waren oder Dienstleistungen anderer Unternehmen. Bei den 
geographischen Herkunftsangaben handelt es sich um die Namen von 
Orten, Gegenden, Gebieten oder Ländern sowie sonstige Angaben oder 
Zeichen, die im geschäftlichen Verkehr zur Kennzeichnung der geogra­
phischen Herkunft von Waren oder Dienstleistungen benutzt werden. 

Es verwundert nicht, dass Länder, die sich hier für eine Stärkung des 
Schutzes gegen die ungefragte Ausbeutung stark machen, mit ihren Vor­
schlägen meist an diese kollektivrechtlichen Vorbilder anzuknüpfen su­
chen. Im Einzelnen werden dabei unterschiedlichste und häufig auch ge­
gensätzliche Zielrichtungen verfolgt, die rechtspolitisch nicht immer leicht 
zu durchschauen und zu bewerten sind. Ideelle Erwägungen einer globa­
len Fairness überlagern sich mit handfesten wirtschaftlichen Interessen 
insbesondere finanzschwacher Regierungen, die hier die Möglichkeit der 
Erschließung neuer Einnahmequellen sehen, wenn nicht gar beabsichtigt 
ist, das eingehende Geld über eine entsprechende personelle Besetzung 
der empfangenden Organe zum Teil in private Hände umzuleiten. Zu­
gleich ist nicht immer klar, ob es neben dem Anliegen einer finanziellen 
Partizipation an den Verwertungserlösen nicht auch - oder aus der Sicht 
insbesondere religiös motivierter Gruppen sogar vorrangig - um Kontrolle 
und am Ende gar Restitution geht.38 Auch um die Definition der Rechts­
trägerschaft wird zum Teil mit innenpolitischen Motivationen gestritten, 
droht die Zuerkennung von Gruppenrechten in Multi-Ethnien doch nicht 
selten die Position der Zentralregierungen zu schwächen. 

Sollte sich der künftige internationale Schutz für traditionelles Wissen, 
genetische Ressourcen und kulturelle Äußerungsformen tatsächlich an 
derartigen kollektiven ausschließlichen Zuordnungen wie denen der Kol­
lektivmarke und der geographischen Herkunftsangaben orientieren, so 
bedeutete dies jedenfalls eine weltweit weitere Ausdehnung des rechtli­
chen EigenUrrnsregimes nach westlichem Vorbild. Zugleich bleiben damit 
dann die Möglichkeiten eines Modell-Transfers mit umgekehrter geogra­
phischer Richtung unausgelotet. Dieser würde umgekehrt die von nicht­
proprietären Systemen in Bezug auf die genannten öffentlichen Güter ge­
sammelten Erfahrungen für das System einer proprietären, individuellen 
Zuordnung geistiger Güter in den Industriestaaten nutzbar machen. 

V g l . dazu etwa M . F. Brown, Can Culture be Copyrighted?, Current Anthropol­
ogy 39 (1998) 2, S. 193-222. 
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4. Ausblick 

Abschließend sei noch die Aufmerksamkeit darauf gelenkt, welch starke 
nicht nur begriffs-, sondern durchaus auch rechtskonstituierende Wir­
kung den jeweils gewählten Metaphern zukommt, wenn es darum geht, 
die Propertisierung geistiger Güter im Bedeutungsfeld von wirtschaftli­
cher Macht, technischen Möglichkeiten und gesellschaftlichen Anforde­
rungen mit dem Mittel des Rechts in Rechtssetzung und Rechtsprechung 
voranzutreiben oder umgekehrt einzudämmen. Dieser äußere Einfluss 
mag zwar dem traditionellen „Rechts"bild des Rechtsdogmatikers, des­
sen Interesse auf die innere Widerspruchsfreiheit des Normsystems ab­
zielt, ebenso widersprechen wie dem Selbstverständnis desjenigen, der 
auf vornehmlich aus der Gerechtigkeit abgeleitete Begriffe fixiert ist. 
Angesichts der Sprachqualität von Recht und der Kommunikationsquali­
tät der Rechtsanwendung39 vermag die Bedeutung von Metaphern im 
und für das Recht letztlich jedoch nicht zu überraschen. Auf geistige 
Schöpfungen angewandt, stellen dann sowohl die Metapher des „Gutes" 
wie auch diejenige des in seinem ursprünglichen Bezug auf körperliche 
Sachen (§ 90 BGB) beschränkten „Eigentums" (§ 903 BGB) den Aspekt 
des „Habens" unter Ausschluss Dritter in den Vordergrund. Schon damit 
erscheinen Tendenzen der Propertisierung weitgehend prädeterminiert 
und es fällt schwer, in einem derartig metaphorisch aufgeladenen Be­
griffsfeld Strategien mit umgekehrter Zielrichtung zu formulieren oder 
gar durchzusetzen. Vielleicht hatte sich die deutsche Dogmatik - in 
deutlichem Gegensatz zur französischen {propriété intellectuelle) und 
angloamerikanischen (intellectual property) - lange Zeit vielleicht ja zu 
Recht der Anwendung des Eigentumsbegriffs auch auf Handlungsrechte 
in Bezug auf immaterielle Güter widersetzt.40 Begründet wurde dies 
zwar nicht mit einer - im 19. Jahrhundert wohl auch weniger bestehen­
den - Gefahr ausufernder Propertisierung, sondern eher mit der Verwi­
schung der noch aus dem römischen Recht übernommenen rechtlichen 

Zur rechtlich orientierten Kommunikation als Vol lzug von Gesellschaft s. vor 
allem N . Luhmann, Das Recht der Gesellschaft, Frankfurt 1993, sowie generell 
zu den Aspekten von Recht und Sprache etwa R. Posner, Law and Literature, 
Harvard 1988, S. 209 ff. 
V g l . vor allem J. Kohler, Autorrecht, Jena 1880, S. 1 f f , 155 ff. und zusammen­
fassend B . Dölemeyer /D. Kl ippel , in: Beier (wie A n m . 3), S. 185 (227 ff.). Dabei 
ergab sich im deutschsprachigen Raum neben der Abgrenzung der gewerblichen 
Schutzrechte und des Urheberrechts gegenüber dem Eigentum angesichts der 
persönlichkeitsrechtlichen Bindung des Urheberrechts und mithin dessen fehlen­
der Verkehrsfähigkeit die weitere Schwierigkeit der Suche nach einem beide 
Rechtsgebiete überwölbenden Gesamtbegriff; vgl . dazu vor allem A . Troller, 
Immaterialgüterrecht, Bd . I, 3. Auf l . , Basel 1983, § 5 I und III sowie § 8 III. 
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Kategorien im Bestreben um eine Etablierung der Eigenständigkeit des 
noch jungen Rechtsgebiets. Vermutlich schwang die Erwägung mit, sich 
in einem weitgehend begriffsscharf argumentierenden zivilrechtlichen 
Umfeld, in dessen Blickfeld die neuen gewerblichen Schutzrechte und 
das Urheberrecht ohnehin allenfalls als wenig bedeutsame Randerschei­
nungen erschienen,4' nicht ohne Not weiteren Angriffen auszusetzen. 
Umgekehrt mag es für die gegenwärtige Globalisierung und die damit 
einhergehende Harmonisierung und Beendigung nationaler Sonderwege 
bezeichnend erscheinen, dass der Sprachgebrauch auch in Deutschland 
allmählich auf die internationale Linie einschwenkt. Inzwischen hat 
selbst das renommierte Münchner Max-Planck-Institut den ursprüngli­
chen Namen „für ausländisches und internationales Patent-, Urheber-
und Wettbewerbsrecht" durch das international weit gebräuchlichere -
und ja auch griffigere - Kürzel des „geistigen Eigentums" ersetzt. 

Dennoch vermögen (andere) Metaphern umgekehrt auch neue Frei­
räume zu eröffnen. Ihre Kraft entfalten Metaphern dadurch, dass sie 
dasjenige, auf das sie angewandt werden, an Bekanntes rückbinden und 
an dessen inhaltliche wie emotionale Konnotationen anknüpfen. Die 
Wahl des „frei" und des „offen" in der - bzw. den - Open Source-, 
Open Access- und Free Software-Bewegung(en) ist das Ergebnis einer 
bewussten derartigen Strategie. „Frei" und „offen" klingt zum einen 
nicht nur „sexy", sondern auch demokratisch und jedenfalls politisch 
korrekt. Vermutlich ist der unter Insidern erbittert geführte Streit, ob 
denn nun „free " oder „ open " die korrekte Bezeichnung sei, 4 2 Indiz für 
die alles überragende Bedeutung derart metaphorischer Leitbegriffe. 
Anknüpfen ließe sich sicherlich auch an die Metapher des Kommunika­
tionsvorgangs. Auch das machte die eigentumsrechtliche Zuordnung 
allein zu einem der beteiligten Kommunikationspartner zumindest be­
gründungsbedürftig, wenn es nicht ein partizipatorisches Modell der 
rechtlichen Absicherung von Handlungsoptionen nahe legt. 

Welche Metaphern in Zukunft hinreichende Kraft zu entfalten ver­
mögen, um vor allem auf internationaler Ebene den Primat des Ökono-

Noch heute ist das Rechtsgebiet des geistigen Eigentums in der deutschen Juri­
stenausbildung - anders als vor allem in den U S A - kaum mehr als eine nur an 
manchen Universitäten gepflegte Randerscheinung. Das steht in krassem Gegen­
satz zur wirtschaftlichen Bedeutung des Rechts des geistigen Eigentums in einer 
zunehmend auf die Erzeugung und den Export von Informationen und Wissen 
ausgerichteten Gesellschaft. 
V g l . dazu etwa R. Stallman; J. Gay (Hrsg.), Free Software, Free Society. Selec­
ted Essays of Richard M . Stallman, Boston 2002; V g l . mit intendierter Doppel­
bedeutung von einerseits „frei" und andererseits „befreien" auch L . Lessig, Free 
Culture, New York 2004. 
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mischen abzulösen oder in dessen Auswirkungen doch immerhin abzu­
mildern, bleibt einstweilen wohl noch unklar. Das auch deshalb, weil die 
Modelle der Offenheit und des Teilens schon konstruktiv auf dem gei­
stigen Eigentum aufbauen, und weil sie sich, in ihrem Kern eher roman­
tisch einer vorindustriellen Tauschwirtschaft verpflichtet, letztlich nicht 
auf Bereiche übertragen lassen, in denen der schöpferisch Tätige auf 
unmittelbare Einkommenserzielung aus seiner schöpferischen Tätigkeit 
angewiesen ist. Vermutlich befinden wir uns - um gleichfalls metapho­
risch das Modell der Kuhn'schen Wissenschaftrevolutionen43 auf die 
Konstitution von Recht und Gesellschaft zu übertragen - gerade erst am 
Beginn einer Periode, in der die Glaubwürdigkeit der Begründung des 
herrschenden Eigentumsparadigmas immer häufiger erschüttert wird. 
Die größere intellektuelle Offenheit und die Suche nach Alternativen 
scheint hierfür ein sicheres Anzeichen zu sein. 

T. S. Kuhn, The Structure of Scientific Revolutions, Chicago 1962. 
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Zwischen musikalischer sprezzatura und labeur. 
Komponieren in der frühen Neuzeit als Investition 

Bei der Betrachtung der Vorreden, Widmungen und Huldigungen von 
musikalischen Werken des 16. Jahrhunderts stechen die Beteuerungen der 
Komponisten ins Auge, dass ihnen die Vorlage der Werke Mühe bereitet 
hätte. Diese Hervorhebung der Mühe, die sich auch auf die Zusammenfü­
gung mehrerer Werke zu einer Sammlung, auf die Verhandlungen mit 
Druckern und Verlegern, auf die Suche nach einem Patron oder Wid­
mungsträger, nicht zuletzt auf die geeignete Platzierung und Vermarktung 
der Sammlung in einer anonymen und überregionalen, länderübergrei­
fenden Öffentlichkeit erstrecken dürfte, ist ein Novum. Vor allem aber 
verknüpft sich die konstatierte Mühe als persönliche Investition intellek­
tueller Art ursächlich mit einem spezifischen Leistungs- und Verantwor-
tungsbewusstsein gegenüber dem Werk, dem Patron, den Käufern und 
Hörern. 

Im 16. Jahrhundert vollzieht sich offenbar ein charakteristischer 
Wandel in der Bewertung kompositorischer Tätigkeit. Akzentuiert der 
italienische Humanismus die einfach zu erwerbende Fähigkeit, bei deren 
Darbietung keine Spuren von Mühe zu entdecken sein dürfen (sprezza­
tura), werden Aufwand und Mühe Teil der öffentlichen Reflexion kom­
positorischer Arbeit. Die Erwähnung von Aufwand, Anstrengung und 
Mühe ist damit nicht mehr nur eine devote Floskel gegenüber adligen 
Patronen, mit der Künstler ihren Gönnern Dank erbieten. Sie stellt viel­
mehr eine Individualisierung der eigenen Leistung und eine Form der 
Vergesellschaft von Aufwand dar1, die, so die These, einen Baustein für 
neuzeitliche Werk- und Eigentumskonzepte darstellt. 

Der Vorgang lässt sich sowohl in der deutschsprachigen Musiktheo­
rie, wo das Komponieren und der Werkbegriff eng geführt werden2, als 

Zur Entwicklung musikalischer Individualstile vgl. K . Hortschansky, Musikle­
ben, in: L . Finscher (Hg.), Die Musik des 15. und 16. Jahrhunderts. Tei l 1, Laa-
ber 1989, S. 23-128, hier: S. 111-118. 
V g l . H . von Loesch, Der Werkbegriff in der protestantischen Musiktheorie des 
16. und 17. Jahrhunderts: ein Missverständnis, Hildesheim 2001. Dort polemisch 
gegen die in der Musikgeschichte gebräuchliche Gleichsetzung der im 16. Jahr­
hundert für musikalische Werke genutzten Bezeichnung opus perfectum et abso­
lution mit dem Werkbegriff des 19. Jahrhunderts. 

C O M P A R A T I V 16 (2006), Heft 5/6, S. 193-201. 
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auch in Sammlungen englischer, französischer und italienischer Kom­
ponisten belegen. Sie heben die investierte Zeit und Mühe (engl, labour, 
effort; ital. fatica) indirekt als Legitimation der Veröffentlichung heraus. 

Im Folgenden sind diese Beobachtungen im Sinne einer Archäologie 
der Propertization in der Musik zu sondieren. Der Begriff Propertization 
zielt auf die Ausbildung einer kulturellen Praxis, bei der Fragen der E i ­
gentumsbildung und des Eigentumsschutzes zunehmend an Bedeutung 
erlangen3. Musikalische Propertization in der frühen Neuzeit ist durch 
ein Bündel informeller Arrangements, expliziter Rechtsbefugnisse von 
Druckern, Verlegern und Komponisten, durch Aufführungs- und Hono­
rarreglements und durch die Etablierung des Urhebernamensrechtes ge­
prägt. Zudem überschnitten sich im fraglichen Zeitraum spät­
absolutistische und modern-merkantilistische, leistungsbezogene Patro-
natsmodi, in denen Komponisten agierten4. 

Erst in allerjüngster Zeit werden in der Geschichte des musikalischen 
Urheberrechts das überraschend frühe „Rechtsbewußtsein und Durch­
setzungsvermögen" und „überraschend früh entwickelte Urheberrechts-
vorstellungen der Autoren" dokumentiert und reflektiert.5 Vorliegender 
Text möchte Anhaltspunkte dafür bieten, wie diese Zusammenhänge vor 
dem Hintergrund von Eigentumsrechten als kulturellen Handlungsrech­
ten in der Musik und im Musikdruck vertieft werden könnten. Zudem 
plädiert er dafür, diese Entwicklungen in eine historische Soziologie 
musikalischer Autor-Funktionen einzubeziehen. Chronologisch siedeln 
sich die folgenden Materialien im Vorfeld eines musikalischen Eigen­
tumsdiskurses und der juristischen Regelung des Urheberrechts an. 

Die Perspektive der Propertization bietet die Gelegenheit, rechtshi­
storische Fragen zu verbinden mit der Erforschung musikalischer Sub­
jektivität in der frühen Neuzeit, mit der musikalischen Professionalisie­
rung6, der Inszenierung von musikalischer Autorschaft und der 
Würdigung von Kompositionszeugnissen als Werken, die unabhängig 
vom Urheber zirkulieren können und Bewertungen unterworfen werden 
(opus perfectum et absolutum). 

Grundlegend für den Zeitraum H . Siegrist, The History and Current Problems of 
Intellectual Property (1600-2000), in: A . Zerdick/A. Picot u. a., E-Merging M e ­
dia. Communication and the Media Economy of the Future, Berlin 2005, S. 311-
329. 

4 V g l . für England G . A . Philipps, Crown Musical Patronage from Elizabeth I to 
Charles I, in: Music & Letters, (1977) 58, S. 29-42. 

5 Siehe Th. Bösche, Art . „Urheberrecht", in: L . Finscher (Hg.), Die Musik in Ge­
schichte und Gegenwart. Sachteil Bd.9, Kassel und Stuttgart 1998, Sp. 1203-
1214, hier: 1204 und 1207. 

6 Siehe C . Kaden; V . Kai isch (Hrsg.), Professionalismus in der Musik, Essen 1999. 
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Welche Funktion könnte das Eingeständnis von Mühe und Aufwand 
gehabt haben? Handelt es sich um einen Mechanismus der Authentifizie­
rung? Steht das Eingeständnis für die Inanspruchnahme eines individuell 
auszufüllenden Handlungsspielraumes? Signalisiert die investierte Mühe 
eine Neupositionierung von Musik in der Ökonomie kultureller Produktion? 

Offenbar ist diese Verschiebung nur vor dem Hintergrund neuer Posi­
tionen gegenüber künstlerischer Arbeit und ihrer Professionalisierung 
nachzuvollziehen. Obgleich in den gelehrten Traditionen des Abendlandes 
Musik als Aktivität apostrophiert wurde, als ars bene modulandi, sind die 
jeweiligen materiellen, zeitlichen und intellektuellen Erfordernisse kaum 
thematisiert worden. Musik scheint wegen ihrer transzendenten Natur eher 
auf gleichsam unhörbaren Anstrengungen beruht zu haben. Im Spätmit­
telalter stellte Komponieren, in der Tradition des Aristoteles, eine Variante 
von Formgebung dar: introducere formam artis in materiam. Für Johan­
nes des Grocheio bedeutete componere einen höchst künstlichen, zutiefst 
intellektuellen Prozess, eine poetische Technologie, die der Materie ihre 
Form zu geben vermochte'. Compositio bezog sich darauf, die formge­
benden Prozeduren zu verstehen. Die Künste im Allgemeinen stellten ein 
officium vor Gott dar. Musik war als participatio an göttlicher Wahrheit 
eine Wissenschaft und Kunst, die über das Klingende hinaus in den Bezirk 
ontologischer Wahrheiten reichte und damit abbildenden Charakter hatte. 
Mit dem bei Cusanus reflektierten anagogicus mos, dem Bild des Künst­
lers, der der Natur nachschaffe (natura naturans), obwohl er nach Aqui­
nas nur akzidentelle Formen schaffen könne 8, sind Anhaltspunkte für das 
Selbstverständnis mittelalterlicher Komponisten benannt. Erst am Ende 
der Scholastik wurde die Spannung zwischen den artes mechanicae und 
den artes liberales aufgelöst. Die mechanischen Künste konnten den Sta­
tus einer scientia annehmen, da auch in ihnen eine ratio wirkte.9 Vor die­
sem Hintergrund erscheint die Neuartigkeit frühmoderner Konzepte arti­
stischer Inspiration und Autorschaft umso drastischer. 

Bei dem Dichter-Komponisten Guillaume de Machaut (1300-1377) 
lässt sich das Bedürfnis nachweisen, das eigene Œuvre zu ordnen und 
bereits im Hinblick auf Leser und Publikum zu agieren10. Machauts Ver-

7 V g l . E . Fladt, Der artifizielle Prozeß im Hochmittelalter, in: Die Musik­
forschung, 40 (1987), S. 203-229. 

8 Art. „Kunsttheorien im Mittelalter", in: N . Angermann (Hg.), Lexikon des Mi t ­
telalters, Bd . 5, München 1991, Sp. 1573-1576. 

9 Art. "Arbeit", in: N . Angermann (Hg.), Lexikon des Mittelalters, Bd . 1, München 
1991, Sp. 859-883 und Art . „Artes mechanicae", Sp. 1063-1065. 

1 0 K . Brownlee, 1342: Guillaume de Machaut writes his Remède de fortune. L y r i ­
cism in the Age of Allegory, in: D . Hollier (Hrsg.), A New History of French 
Literature, Cambridge M A und London 1994, S. 109-114. 
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waltung seines eigenen Werkes verschob den Fokus von der generellen 
Tätigkeit des Dichtens und Komponierens hin zum einzelnen Werk. 
Dies brachte eine Monumentalisierung der eigenen Leistung mit sich, in 
denen sich Rollenbilder des Liebenden als poetisches Subjekt, des Kle­
rikers und des dichtenden und komponierenden faiseur brechen." In 
seinen Kompositionen, die ein hohes Maß an Aufmerksamkeit bei Le­
sern und Hörern voraussetzen und sich durch formale Balance auszeich­
nen, wird der Anspruch, den Machaut mit seinem Verhalten dem Werk 
gegenüber markierte, künstlerisch eingelöst. 

Eine weitere Konstellation, in der sich künstlerisches Leistungsbe-
wusstsein manifest wird, stellen die franko-flämischen und burgundischen 
Musikergenerationen und ihre Werkstrategien dar. Die Dichter dieser Ära 
unterstrichen mit den Bezeichnungen facteur, faiseur und rhétoricien die 
aktive Leistung, die in der Bezeichnung architecte de la parole besonders 
hervortritt und die Aktivität der Buchstabenfügung sowie die Materialität 
ihres Mediums in den Mittelpunkt rückt. Die Musiker der Zeit verstanden 
Komponieren als Problemlösungsprozedur, als eine Heuristik, die in der 
Meisterung aller Regeln mit komplexem ästhetischem Anspruch kulmi­
nierte. Guillaume Dufay (1400-1474) als der überragende Meister des 15. 
Jahrhunderts12 wurde als Komponist anerkannt, der der Musik in einem 
pathetischen Sinn etwas zu geben vermochte und ihre Standards neu defi­
nierte. Aus der kollektiven Anstrengung mehrerer Generationen, die aus 
den Netzwerken der Kathedralschulen {maîtrise) als kulturelle Eliten in 
der Musik hervorgingen, ragte Dufay heraus. Gedächtnismotetten von 
Schülern und Kollegen belegen die individualisierbare Leistung dieses 
Meisters. Er verlieh der Personalisierung musikalischer Stilistiken einen 
neuen Impuls. Komponisten definieren sich zunehmend über ihre Werke 
und weniger über ihre Ämter und Funktionen. Nicht von ungefähr fällt die 
neue Monumentalisierung kompositorischer Fähigkeiten zusammen mit 
dem durch Reinhard Strohm in die Zeit um 1450 datiertem Auftauchen 
von tatsächlichen kompositorischen Ambitionen, mit der regelrechten 
Arbeit an einer künstlerischen imitatio, die andere individuell übertreffen 
möchte 1 3 . 

Doch die Entwicklung hin zur Forcierung von Komponieren als 
mühsamer Tätigkeit verlief nicht geradlinig. Hier sind nationale und 
kontext- sowie gattungsspezifische Ausprägungen zu berücksichtigen. 
Im Milieu des italienischen Humanismus wurde als Gegenbegriff zu 
merkantilistischen Bestimmungen von Leistung und Mühe die Praxis 

" Ebenda. 
1 2 V g l . P. Gülke, Guillaume Du Fay. Musik des 15. Jahrhunderts, Stuttgart 2003. 
1 3 R. Strohm, The Rise of European Music 1380-1500, Cambridge 1993, S. 9. 
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der sprezzatura diskutiert, die scheinbar mühelose Erwerb von Fähigkei­
ten zur etikettenkonformen Darbietung im größeren Kreis. Sprezzatura 
steuerte als Gebot der Etikette und als rhetorische Anforderung an die 
actio sowohl die Konversation als auch das Erlernen und Darbieten von 
Sprachen, Instrumenten und anderen Fähigkeiten 1 4. Dieser humanisti­
schen Gesprächskultur lassen sich die merkantilistischen Kontexte der 
französischen Musikkultur gegenüberstellen. In ihnen wurde das künst­
lerische Werk zur Projektionsfläche von Arbeit, Aufwand und Mühe. Es 
verlässt damit den Raum rhetorischer imitatio, aber auch der natura na-
turans - insbesondere sprachliche Schöpfungen verlangen nach einer 
regelrechten, den Reichtum der Sprache mehrenden Verwaltung. 

Die Verschiebungen gegenüber der Anerkennung von Arbeit und 
Leistung und im Verhältnis zu otium/negotium und künstlerischer wie 
handwerklicher Leistung, die hierin zum Ausdruck kommen, sind für die 
Musikgeschichte noch nicht erschlossen worden, sind aber für eine 
Archäologie von Mühe und die Etablierung kultureller Propertization 
unbedingt beachtenswert. Gerade aus der gemeinsamen Analyse von 
Prozessen der Professionalisierung, der Problemgeschichte des Kompo­
nierens und der Herausbildung von Verantwortungs- und Leistungsbe-
wusstsein, die sich unter Umständen auch in der musikalischen Struktur 
und musikalischen Semiotisierung15 zeigen könnte, ließ sich unser Ver­
ständnis neuzeitlicher Musik und Musikkultur vertiefen. 

Nutzt man die Einsichten der Forschungen zur französischen 
Sprachgeschichte, ließen sich in einer ersten Sichtung auch musikalische 
und musikwirtschaftliche Phänomene des 16. Jahrhunderts in neuem 
Licht interpretieren. Die klug disponierte Vorratswirtschaft des privile­
gierten Pariser Notendruckers, Typenschneiders und Verlegers Pierre 
Attaignant ist bekannt16. Sie hatte die Blüte einer gesamten musikali­
schen Gattung, der Pariser Chanson, ermöglicht 1 7. Die in Attaignants 

1 4 Gegen 1600 wird sprezzatura auch zu einem Gebot der Aufführung vokaler M u ­
sik. Siehe G . Caccini , Le nuove musiche, Florenz 1602, „Ai lettori". 

1 5 Gemeint ist der Anspruch musikalischer Werke, nun gleichsam ,alles' im kleinen 
zeigen zu wollen. Die damit einhergehende gesteigerte Semiotizität, Beredtheit 
und Diskursivität hängt mit der Krise religiöser Weltentwürfe und das alten har-
wom'o-Begriffs zusammen. V g l . C . Kaden, Abschied von der Harmonie der 
Welt. Zur Genese des neuzeitlichen Musikbegriffs, in W . Lipp (Hrsg.), Gesell­
schaft und Musik. Wege zur Musiksoziologie, Festgabe für Robert H . Reichardt 
zum 65. Geburtstag, Berlin 1992, S. 27-53. 

1 6 V g l . L . Finscher, Volkssprachige Gattungen und die Musik außerhalb Italiens, in: 
Die Musik des 15. und 16. Jahrhunderts (wie A n m . 1), Teil 2 (Neues Handbuch 
der Musikwissenschaft, 3.2.), S. 437-564, hier: 521-524. 

1 7 Ebenda, S. 499-536 über die Pariser Chanson. 
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königlichem Privileg vom 18. Juni 1531 gewählten anerkennenden For­
mulierungen von der „longue consumption de temps", der „difficile ima­
gination", „longue excogitation et trauail", vom „merite de ses la­
beurs"18 erlangen ihre Konturen in dem merkantilistischen Kontext, der 
in der Sprache und den Künsten eine Ressource erblickte, die auszubeu­
ten und zu mehren war. Nach Philippe Desan fand nach 1550 die mate­
rielle und ökonomische Artikulation der Gesellschaft und sozialer Pro­
zesse in Begriffen des Profits, der Steigerung und des Wachstums statt. 
Auch die Sprache wurde als etwas erachtet, das expandieren und Profit 
abwerfen konnte, ja die Sprachhumanisten nahmen merkantilistische 
Anschauungen vorweg. Was für die Dichter der Ple'iade noch göttliche 
Inspiration durch die Musen war, wurde damit durch eine Arbeitsmenta­
lität, eine mentalité ouvrière, verdrängt 1 9. Sie setzte eine lange und harte 
Schulung voraus. Die Sprache wurde einer ökonomischen Logik unter­
worfen: erst die labeur poétique ermöglicht ihren Reichtum. Dichter 
waren angehalten, neue Wörter zu erfinden, die verschiedenen Dialekte 
einzuschmelzen und einen linguistischen Mehrwert zu schaffen. 

Labeur wurde zum bevorzugten Ausdruck, um die Aktivität des Ver-
fassens von Texten zu beschreiben. Es ist nun nahe liegend, ermuntert 
durch die profitorientierte Ausrichtung des Betriebes von Attaignant, 
auch in der Musik nach Spuren merkantiler Haltungen zu suchen. Kam 
der Musik in ähnlicher Weise wie der Sprache der Status von Kapital zu, 
das bearbeitet werden müsse und an das Wert- und Quantifizierungsfra­
gen herangetragen wurden? Schließlich bestanden in der Plei'ade enge 
Verbindungen zwischen Dichtern und Komponisten. Wurde Musik einer 
labeur musicale unterworfen, um - in Anlehnung an eine Formulierung 
des Literaturwissenschaftlers Terence Cave 2 0, neben cornueopian texts 
nun auch ein akustisches Füllhorn, cornueopian sounds, zu bestücken? 

Guillaume Costeley (um 1530-1606) war ein Mitglied des Kreises 
von Antoine de Ba'if. Im Jahr der Gründung der Baïfschen Akademie 

„[ . . . ] hoher Zeitverbrauch, schwierige Vorstellungskraft, langes Ausdenken und 
Arbeit". Siehe den Wortlaut des Privilegs »Francoys par la grace de dieu Roy de 
France [...]», das Attaignant dem Primus liber viginti missarum musicalium [...] 
beigegeben hatte. Faksimile bei D. Heartz, A New Attaignant Book and the Be­
ginnings of French Music Printing, in: Journal of the American Musicological 
Society, XIV (1961) 1, S. 9-24, Tafel V. 
Die Darstellung des linguistischen Merkantilismus hier und im Folgenden nach 
P. Desan, La richesse des mots, mercantilisme linguistique à la Renaissance, in: 
ders. (Hrsg.), L'Imaginaire économique. Themenheft der Stanford French Re­
view, 15 (1991) 3, S. 297-322. Dort ohne Bezug zur Musik. 
T. Cave, The Cornueopian Text. Problems of Writing in the French Renaissance, 
Oxford 1979. 
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1570 legte er seine Musique de Guillaume Costeley vor. Diese in Paris 
erschienene Sammlung manifestiert frühmodernes Selbstbewusstsein 
nicht nur äußerlich in Form des Titels, der den Anspruch markiert, ei­
nem ganzen Medium einen eigenen Stempel aufzudrücken. Sie bietet 
einen kompletten Überblick über Costeleys stilistische Schaffensbreite, 
die Kompositionen mit Drittel- und Vierteltönen umfasste, die auf die 
Reformierung der Musik zielten. Den Kompositionen gehen umfangrei­
che mythologische und intertextuelle Referenzen in Form von Wid­
mungssonetten voran. Im Widmungsgedicht an den Comte de Retz heißt 
es: 

Monseigneur, ie vous doy, mon tem, & mes seruices, 
le vous doy mes labeurs; tout à vous ie me doy [...] 
Bref je vous suis debteur de mille benefices. [...]'' 

Der Komponist nutzt auch die Vorrede „A ses amis", um seine Tätigkeit 
als labeur zu apostrophieren: „Qui me sera occasion de vous faire aussi 
bien jouir de mes labeurs à venir que de l'œuure present".22 

Costeleys Musique war tief eingelassen in komplexe Patronagenetz­
werke und in den akademischen Wettbewerb mit Komponistenkollegen. 
Dankbarkeit und Lob werden dort im Idiom von labeur formuliert. De 
Baif höchstselbst zählt Costeley zu den Künstlern, die den Pflug zu 
handhaben wüssten, „qui saches droitement manier la charrue". Costeley 
würde die Tugenden des Musiker, Poeten und Weise („musiciens, poètes 
et sages") zusammenführen und mobilisieren, „remettre en usage". Co­
steley griff die landwirtschaftliche Metaphorik auf und stilisierte sich als 
Bauern, der eine neue Art von Samen gesät habe: 

„labourer en nouueau champ, & y semer semence nouuelle pour après la 
moisson, à l'aide des seurs recueillie, vous faire gouster nouveau past".23 

Diese fruchtbaren Versprechungen legen einen Hörprozess nahe, der der 
Einnahme eines Mahls gleicht und der dieselben Bilder exzessiver Re-

"' Mein Herr, ich verdanke Ihnen meine Zeit und meine Verpflichtung, ich verdan­
ke Ihnen meine Mühen; alles verdanke ich Ihnen [...] Kurz: Ich bin ein Schuld­
ner unzähliger Vergünstigungen. [...]. Vgl. Costeley, Musique de Guillaume Co­
steley, Paris 1570, Superius Stimmbuch, fol. 2v. Faksimile in Guillaume 
Costeley, Selected Chansons, hrsg. von J. A. Bernstein, New York 1989, Tafel 3. 

2 2 [Der mir Gelegenheit dazu geben wird, dass Sie sich an meinen künftigen Mühen 
ebenso erfreuen werden wie am vorliegenden Werk], vgl. ebenda, Quintus 
Stimmbuch, Faksimile auf Tafel 4. 

2 3 [ein neues Feld bestellen und dort neuen Samen säen, um Sie nach der Ernte mit 
Hilfe aller zusammengenommenen Mühen ein neues Mahl kosten zu lassen], vgl. 
ebenda, Tafel 4. 
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Produktion wie in den Äußerungen der Dichter und Sprachforscher der 
Zeit nutzt. Ähnlich wie die Sprachforscher entlegene französische Dia­
lekte in ein nationales Idiom einzuschmelzen trachteten, erweitert und 
bereichert Costeley das Tonsystem um neue strukturelle Varianten, die 
eine gute Ernte abwerfen könnten. Komponisten wurden damit Teil ei­
ner nationalen Erntekampagne, bei der die merkantilistischen Konnota­
tionen offen zutage traten. Diese Sichtweise lag Costeley nicht fern: er 
war ein Steuereintreiber (esleü). 

Der Komponist Antoine de Bertrand (um 1535-um 1581), der einige 
von Costeleys Anregungen bezüglich des Tonsystems fortführte, lässt 
sich ebenfalls in dieses Szenario einfügen, in dem eine Ideologie der 
Expansion dominierte. In der Vorrede zu seinem Premier livre des 
amours (1576) wollte er das musikalische Lexikon durch chromatische 
und enharmonische Genera bereichern, also durch die Ausweitung der 
harmonischen Basis des Komponierens. Er artikulierte sein Anliegen in 
Begriffen von travail, diligence und laborieux & long estude.24 

Die Frage, ob die Musik nun die in sie investierte Mühe zeigen und 
ausstellen kann, weist auf die Crux frühmoderner musikalischer Profes­
sionalisierung. Musik wird eingerückt in Prozeduren des Marktes, dort 
wie eine Ware behandelt, und kann mithin als ästhetisches Objekt keine 
Garantie über seinen ökonomischen Wert erwarten.25 Das Kokettieren 
französischer Komponisten mit dem Vokabular der Expansion und 
Vermehrung, die aus bewusst isolierter Warte getroffenen Äußerungen 
des Lautenisten und Komponisten John Dowland (1563-1626), eines 
Protagonisten musikalischer Melancholie 2 6, die in diesem Maß bis dahin 
unbekannten Empfehlungen zur Interpretation der Werke für Tastenin­
strumente des Organisten an Sankt Peter in Rom, Girolamo Frescobaldi 
(1583-1643)27, stellen unterschiedliche Reaktionen auf die strukturellen 
Unsicherheiten dar, die der Musikmarkt mit sich brachte. 

[Arbeit, Eifer und mühevollem und langem Studieren]. Bertrand in der Vorrede 
zum Premiere Livre des amours. Vgl. K. Van Orden, Sexual Discourse in the Pa­
risian Chanson. A Libidinous Aviary, in: Journal of the American Musicological 
Society XLVIII (1995) 1, S. 1-41, hier: S. 34, Anm. 71. 
C. Kaden, Professionalismus in der Musik - eine Herausforderung an die Mu­
sikwissenschaft, in: Professionalismus in der Musik (wie Anm. 6), 17-32. 
S. Klotz, ,Flow my teares'. Melancholische delectatio im pathetischen Ayre bei 
John Dowland, in: C. Kaden/V. Kaiisch (Hrsg.), Von delectatio bis entertain­
ment. Das Phänomen der Unterhaltung in der Musik, Essen 2000, S. 53-67. 
Der Komponist spricht in der Vorrede seiner Toccate e partite d'intavolatura di 
cimbalo [...], Rom 1615/16 von „debole fatiche" (schwachen Bemühungen/Ver­
suchen). Zit. nach F. Hammond, Girolamo Frescobaldi. A Guide to Research, 
New York 1988, S. 188. Das Verantwortungsbewusstsein des Komponisten er-
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Ästhetisches Prestige, die tatsächlich aufgewendete Mühe, Zeit und 
Rohstoffe, konnten nicht in kommerziellen Begriffen quantifiziert wer­
den. Das Szenario des einsamen Komponisten, der scheinbar durch 
Freunde zur Veröffentlichung seiner Werke gedrängt wurde, signalisiert 
die Dialektik zwischen der am Ende doch ungehörten, individuell er­
brachten Mühe der Komposition und den hochgradigen Sozialisicrungs-
effekten der Musik, die sie zu entfalten vermag, sobald sie ihren Weg in 
die Öffentlichkeit findet. Aufzudecken, wie die Musik diese Spannun­
gen registriert hat, wie Umbewertungen von Arbeit und Mühe realisiert 
wurden und in welcher Form die Komposition Markierungen dieser ver­
trackten Situation in sich trägt, wäre ein Unterfangen für künftige For­
schungen im Zeichen musikalischer Propertization. 

Wie löst das Komponieren als heuristisches Experimentieren die rhe­
torische inventio in Nachahmung von Vorbildern ab? Inwieweit gelingt 
es Komponisten, den Aufwand und die Anstrengung ihres Metiers auch 
im Werk und den erforderlichen Interpretationsmodi (siehe Frescobaldi) 
zu dokumentieren, wobei hier Aspekte zu entdecken wären, die weit 
über rhetorische elaboratio hinausgehen? Werden Werke zu Gefässen 
der Inszenierung von Mühe? Wie hängen diese scheinbar musikimma­
nenten, werkpoetischen Strategien mit der Ausbildung musikalischer 
Arbeitsethiken und der Erlangung musikalischer auetoritas zusammen? 
Wie lässt sich der Vergesellschaftungsgrad der thematisierten Mühe 
fassen? Die Beantwortung dieser Fragen, oder, vorsichtiger ausgedrückt, 
die Entwicklung von Kriterien, um die verschiedenen Aspekte überhaupt 
aufeinander beziehen zu können, würde eine Ausdehnung unserer Vor­
stellung von Komponieren vor dem Horizont kultureller Handlungsrech­
te, Arbeitskonzepte und Eigentumsbegriffe ermöglichen. Der Archäolo­
gie der musikalischen Propertization wäre mithin eine Geschichte der 
Phänomenologie musikalischer Mühe an die Seite zu stellen, die die 
Strukturierungskraft von Eigentumsfragen28 in der Musik selbst zu er­
schließen vermag. 

streckt sich damit nicht mehr nur auf das Werk selbst, sondern auch auf dessen 
Interpretation. 
H . Siegrist im Exposé zur Tagung „Eigentum und Handlungsrechte im Zeitalter 
der Propertization", 27-28. Januar 2006. Siehe die Einleitung in diesem Band. 



Friedemann KawohI/Martin Kretschmer 

Entgrenzungen geistiger Eigentumsrechte 
in der Musik1 

1. Einleitung 

Seit das Konzept des „geistigen Eigentums" aus der Literatur in die Mu­
sik übertragen wurde, lassen sich Ausweitungen oder Entgrenzungen 
solchen Eigentums im Sinne der von Hannes Siegrist angeregten Dis­
kussion beobachten.2 Besonders deutlich wird dieser Prozess der Ent­
grenzung an der Verrechtlichung immer neuer sogenannter 'Verwer­
tungsarten'. Frühe Formen von Privilegien und gesetzlich ausgestalteten 
Urheberrechten, mit denen Verleger und Drucker gegen geschäftsschä­
digende Nachdrucke geschützt wurden,3 blieben auf gedruckte Musika­
lien beschränkt. Erst seit dem frühen 19. Jahrhunderts wird ein geistiges 
Eigentum auch für jene Bereiche beansprucht, die heute die Grundlage 
aller weiteren wirtschaftlich relevanten Musikurheberrechte sind: die 
Rechte an der Aufführung von Musikwerken und die Rechte an verän­
dernden Bearbeitungen. Aus einem Schutzrecht der Musikverleger ge­
gen Vervielfältigungen in Papierform wurde innerhalb von zweihundert 
Jahren ein komplexes System von nicht übertragbaren Persönlichkeits­
rechten und frei handelbaren Verwertungsrechten, von Rechten an kör­
perlichen Vervielfältigungen, an Aufführungen, Sendungen und Kabel­
weiterleitungen. Mit jeder Fotokopie im Copyshop um die Ecke, mit 
jedem Erwerb einer leeren CD, mit jedem heruntergeladenen Klingelton 
bezahlen wir heute für tatsächliche Nutzungen bzw. für die Möglichkei­
ten der Nutzung von Musikurheberrechten. 

Eigentum wird entgrenzt, indem es in früher davon freigehaltene Zo­
nen privater und öffentlicher Musikpraxis hineingetragen wird. So sind 
die privaten Haushalt - auch wenn dort (noch) vergütungsfrei Hausmu­
sik gemacht werden darf - heute durch Geräte- und Leerkassettenabga­
ben, Kabel- und Rundfunkgebühren in globale Systeme des Handels mit 
Musikurheberrechten eingebunden, und nachdem die einst üblichen 

In veränderter Fassung ist dieser Beitrag bereits im Band Wissen und Eigentum, 
hg. von Jeanette Hofmann, Bundeszentrale für politische Bildung, Bonn 2006, 
erschienen. 
V g l . Hannes Siegrist in der Einleitung zu diesem Band. 
V g l . den Beitrag von Sebastian Klotz in diesem Band. 

C O M P A R A T I V 16 (2006), Heft 5/6, S. 202-233. 
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Ausnahmeregelungen für öffentliche Musikausübung in Schulen, Kir­
chen und Militär gefallen sind, zahlen selbst die zum Sonntagsgottes­
dienst versammelten Gemeinden für das Recht der Nutzung ihrer liturgi­
schen Gesänge. 

Eigentum wird aber auch entgrenzt durch die immer weitergehende 
Differenzierung von gegenseitigen Ansprüchen zwischen Urhebern, 
Verwertern und Wiederverwertern. Waren es im frühen 19. Jahrhundert 
allein die Musikverleger, die das Eigentum an einer Melodie oder einem 
Musikwerk beanspruchten, so organisierten sich seit dem späten 19. 
Jahrhundert die Komponisten, um zumindest einen Teil der neuen Auf­
führungsrechte für sich allein behalten zu können und nicht mit den Ver­
legern teilen zu müssen. Später verlangten die Interpreten ihren Anteil 
am wachsenden Kuchen und viele andere kamen hinzu. An heutigen 
Musikproduktionen sind neben Komponisten, Textern und Interpreten 
oft auch noch Bearbeiter, Opernregisseure, Produzenten, Tonmeister, 
Tonträgerhersteller, DJs, Programmgestalter, Rundfunkanstalten und 
Kabelbetreibcr beteiligt. Alle Beteiligten sind mit bestimmten, einzelnen 
Rechten ausgestattet, die aber gerade bei Formen der kreativen Wieder­
verwertungen oft nur schwer gegeneinander abzugrenzen sind. Im Zen­
trum der Diskussionen um diese Abgrenzungen steht die urheberrechtli­
che Konzeption vom geschützten originalen Werk, das kreativ 
wiederverwertet wird: als Plagiat, als Arrangement, in kritischer Aneig­
nung als Zitat oder Parodie, aber auch in Interpretationen, in denen ent­
weder ,werktreu' oder aber sehr frei mit dem vorgefundenen Material 
verfahren wird. Für alle diese Formen der Bezugnahme auf vorgefunde­
nes musikalisches Material schlagen wir den Begriff der „produktiven 
Nutzung" vor. In der Musik vor 1750 sowie in der digitalen Musikpraxis 
seit dem ausgehenden 20. Jahrhundert verschwimmen die Unterschei­
dungen zwischen Original und Bearbeitung, zwischen Komposition und 
Aufführung. Unter Musikern weit verbreitete Verfahren des Entlehnens, 
Bearbeitens, Zitierens und Samplens werden durch das Urheberrecht an 
den Rand der Illegalität und teilweise darüber hinaus gedrängt. 

Im Folgenden wollen wir zuerst erklären, wie grundlegende Verän­
derungen in der musikalischen Praxis und Ästhetik vor etwa zweihun­
dert Jahren die Entwicklung der heute gültigen urheberechtlichen Kate­
gorien wie Werk, Bearbeitung, Aufführung ermöglichten (Kapitel 2). In 
Kapitel 3 zeigen wir, wie in Folge der 1982 einsetzenden digitalen Re­
volution neue musikalische Praktiken entstanden, die einige der zweihun­
dert Jahre lang gültigen ästhetischen Normen in Frage stellen. Dadurch 
wird den auf diesen ästhetischen Normen aufbauenden urheberrechtlichen 
Kategorien die Verankerung in der musikalischen Praxis entzogen. Nach-
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dem diese historischen Ränder fokussiert sind, entwickeln wir im vierten 
Kapitel einen neuen Ansatz zur rechtlichen Einordnung von produktiven 
Nutzungen im Bereich der Musik. Das zentrale urheberrechtliche Steue­
rungselement der so genannten „ausschließlichen Rechte", das alle legalen 
Nutzungen an individuelle Verträge mit den Rechteinhabern bindet, sollte 
für bestimmte Fälle gelockert werden. Als Anregung für eine Diskussion 
um die rechtliche Ausgestaltung der unterschiedlichen produktiven Nut­
zungen schlagen wir zwei Kriterien vor: Liegen die Quellen für die pro­
duktive Nutzung offen? Und: Steht das entlehnte Material im Wettbewerb 
mit dem Original? 

2. Praxis und Ästhetik des „Musikwerks" als Grundlage des 
modernen Musikurheberrechts 

Produktive Nutzungen vor der Etablierung des abstrakten Werkbegriffs 

Erst seit dem späten 18. Jahrhundert unterscheidet man in der Musik 
zwischen Original und Kopie sowie zwischen Original und Bearbeitung. 
Zuvor ergaben solche Unterscheidungen überhaupt keinen Sinn, da sie 
eine Abstraktion voraussetzen, die zwar für literarische Werke schon 
etabliert war, nicht aber für die Musik. In der Musik ging es damals 
noch gar nicht so sehr um die bestimmten Werke bestimmter Komponi­
sten. Es ging vielmehr um die Performance, um das einmalige Ereignis 
der Aufführung, zumindest in der höfischen Tanzmusik und der Oper. 
Und in der geistlichen Musik stand die rituelle Funktion im Vorder­
grund. 

In der Opernpraxis des 17. und 18. Jahrhunderts hatte Musik etwa den 
künstlerischen Stellenwert, den im heutigen Regietheater eine Inszenie­
rung hat. Ein dauerhaftes und über den Tag der Aufführung hinaus be­
deutsames „Werk" war allein die Dichtung, nicht die Musik. Auf den An­
kündigungen wurden vor allem die Operndichter genannt und in den 
oftmals gedruckten Libretti (italienisch: Büchlein) waren ihre Texte nach­
zulesen, während Partituren fast nie gedruckt wurden. Bekannte antike 
Stoffe wurden immer wieder in neuen Libretti verarbeitet und einzelne 
Libretti - etwa die von Pietro Metastasio - wurden von Dutzenden von 
Komponisten vertont. Für die musikalische Ausgestaltung konnte in jeder 
Saison ein anderer Kapellmeister verantwortlich sein. Der schrieb dann 
eine „neue" Opernmusik, in die er nicht selten die erfolgreichsten Arien 
der vergangenen Saisons integrierte. So erklangen 1725 in einer florentini-
schen Produktion von Pietro Metastasios Didone abbandonata Arien von 
Vivaldi, Orlandini und Gasparini. Verantwortlich für die Musik war nicht 
so sehr ein „Komponist", dessen Werk man möglichst getreu wieder-
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zugeben versuchte, sondern der Praktiker, der Kapellmeister, der aber 
weniger an seinen kompositorischen Beiträgen gemessen wurde als an 
seinem Geschick, die für die Sänger geeigneten Arien in eine vorgegebene 
Dramaturgie einzupassen. Typisch dafür war die Auffassung des Ham­
burger Musikers Johann Mattheson, der schrieb 1739: 

„Entlehnen ist eine erlaubte Sache; man muß aber das Entlehnte mit Zinsen 
erstatten, d. i . man muß die Nachahmungen so einrichten und ausarbeiten, 
daß sie ein schöneres und besseres Ansehen gewinnen, als die Sätze, aus 
welchen sie entlehnet sind." 4 

Anders als in den Theatern, pflegte man in Kirchen und Klöstern auch 
ältere Musik. Diese wurde vor allem durch Abschriften verbreitet, wobei 
die Kopisten die Stücke an spezifische Aufführungsbedingungen des 
Auftraggebers oder an einen veränderten Zeitgeschmack anpassten. Fra­
gen der Authentizität spielten eine untergeordnete Rolle, weil es in der 
geistlichen Musik ja vor allem um deren Eignung für den Ritus ging. 

Die heute geläufige Trennung zwischen einem nur notenschreiben­
den Komponisten und dem ausführenden Musiker war im 18. Jahrhun­
dert noch gar nicht vollzogen. In den Arbeitsverträgen der Musiker wur­
de zwar immer wieder die Beschaffung von Notenmaterial geregelt, 
doch ging es dabei nicht immer um neue, eigene Kompositionen. So 
wurde etwa ein vom Rudolstädter Hof angestellter Musiker 1683 ver­
pflichtet, 

„die ordentlichen musikalischen Aufwartungen sowohl in der Kirche als für 
die Tafel fleißigst zu verrichten, wobei ihm aber frey steht, entweder seine 
eigene compositiones oder auch andere nach seinem gut befinden zu gebrau­
chen".5 

Opernunternehmer, höfische Verwalter, die kirchliche Obrigkeit, das 
Publikum und die Musiker selbst scherten sich wenig um Originalität. 
Johann Sebastian Bach, das zeigen die Handschriften6, hat nie ein Werk 

4 J. Mattheson, Der vollkommene Capellmeister, Hamburg 1739 (Nachdruck Hil­
desheim 1993). Das Werk des vor allem in Hamburg wirkenden Musikers Johann 
Mattheson (1681-1764) gilt als ein Hauptwerk der Musiktheorie des 18. Jahr­
hunderts und wurde mit folgenden Worten angekündigt: „Der Vollkommene Ca­
pellmeister, das ist gründliche Anzeige aller derjenigen Sachen, die einer wissen, 
können und vollkommen inne haben muss, der einer Capelle mit Ehren und Nut­
zen vorstehen will". 

5 P. H. Erlebach, zit. nach H. Pohlmann, Die Frühgeschichte des musikalischen 
Urheberrechts (ca. 1400-1800), Kassel 1962, S. 126. 

6 R. L. Marshall, The compositional Process of J. S. Bach, Princeton 1972, Artikel 
„Arrangement". 
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ohne Änderungen abgeschrieben. Georg Friedrich Händel 7 verwendete 
Melodien seiner Zeitgenossen als Themen eigener Werke. Für Mozarts 
Zauberflöte wurden 43 übernommene Melodien identifiziert8, davon 33 
aus anderen Werken Mozarts, je drei aus Werken von Haydn und Gluck 
sowie je eines aus Werken von Gassmann, Benda, Wranitzky und Phili-
dor. Christoph Willibald Gluck übernahm für seine 1779 in Paris urauf-
geführte Oper Iphigénie en Tauride sogar weit über ein Drittel der Mu­
sik aus eigenen, älteren Werken, was aber wohl nicht auf Zeitmangel, 
Bequemlichkeit oder eine versiegende Schaffenskraft zurückzuführen 
ist. Vielmehr glaubte Gluck, den für die jeweilige dramatische Situation 
einzig angemessenen Ausdruck bereits gefunden zu haben. 

Ästhetik und Praxis des musikalischen Werks 

Im Laufe des 18. Jahrhunderts traten die bis dahin allgegenwärtigen 
Praktiken der produktiven Nutzung vorgefundenen Materials zurück. 9 

Jetzt wurde es überhaupt erst möglich, zwischen Original und Bearbei­
tung, zwischen Original und Zitat, zwischen Komposition und Interpre­
tation zu unterscheiden. Diese neuen Differenzierungen sind Teil einer 
grundlegenden ästhetischen Entwicklung. 

Erstens gelten nun Autoren als Originalgenies. „Entfernt euch stolz 
von euern Vorgängern", so forderte Edward Young als einer der Ersten 
seine dichtenden Zeitgenossen auf, denn „dadurch erhebt ihr Euch zum 
Originale." 1 0 Bis dahin hatten Dichter und bildende Künstler versucht, 
die klassischen Werke zu imitieren. Die Kenntnis der Klassiker und die 
Beherrschung der Regeln galten als hinreichende Bedingungen für das 
Gelingen eines Werks. Als weitere Bedingung kam jetzt die „Originali­
tät" hinzu. Zunächst wurden nur bestimmte Künstler als „Originalge­
nies" angesehen. Um 1800 aber galt dann jeder Gedanke, jedes echte 
Kunstwerk und jeder echte Künstler als „original" und „eigentümlich". 
Originalität war zum „Grundgesetz der modernen Poesie" (Sendling), 

7 Anschaulich dargestellt etwa auf http://home.telepath.com/~hrothgar/muffat_to_-
handel_c.html 

8 A . H . K i n g , The Melodie Sources and Affinities of Die Zauber/löte, The Musical 
Quarterly 36 (1950) 2, S. 241-58; V g l . auch die Bibliographie über „musical bor­
rowing" http://www.music.indiana.edu/cgi-bin/chmtl/ifetch?borrowing+1653506 
+F. 

9 G . Schröder, Art ikel „Bearbei tung", in: L . Finscher (Hg.), Mus ik in Geschichte 
und Gegenwart, B d . 1, Bärenreiter 1994, Sp. 1322. 

1 0 E . Young, Conjectures on Original Composition, London 1759, dt. Übersetzung 
zit. nach Art . Originalität, in: Historisches Wörterbuch der Philosophie, B d . 6, 
Darmstadt 1984, Sp. 1374. 

http://home.telepath.com/~hrothgar/muffat_to_-
http://www.music.indiana.edu/cgi-bin/chmtl/ifetch?borrowing+1653506
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somit zur Norm künstlerischer Produktion geworden. Künstler, die da­
von abwichen und immer noch machten, was Künstler Jahrhunderte lang 
gemacht hatten, nämlich Bekannte Stoffe, Texte, oder kompositorische 
Techniken aufgreifen und nach überlieferten Regeln in bewährten For­
men verarbeiten, wurden seit 1830 „Epigonen" genannt, nach dem Titel 
eines Romans von Karl Immermann. 

Zweitens wurde jetzt Musik eine eigenständige, von den vorgetrage­
nen Worten unabhängige Kunst, in der dauerhafte „Werke" entstehen, 
ähnlich wie in Literatur und bildender Kunst. 

In der Originalitätsdebatte des 18. Jahrhunderts ging es um Dichtung 
und Malerei, aber nur selten um Musik, denn die galt als Kunst, die kei­
ne „Werke" hervorbringt. In mittelalterlicher Tradition hieß „Musik" die 
Tätigkeit des Musizierens,1 1 nicht aber deren Resultat, die erklingenden 
Töne selbst. Wenn Wilhelm von Humboldt im 18. Jahrhundert über die 
Sprache sagt, sie sei „kein Werk („ergon"), sondern eine Thätigkeit 
(„energeia")" 1 2, so gilt das ebenso für die Musik. Die Aufklärer des 18. 
Jahrhunderts versuchten diesen Mangel der Musik zu verdecken und 
nannten sie deshalb eine „Ton-Sprache" oder „Klang-Rede". 1 3 Doch 
noch für Kant galt die rein instrumentale, also eigentlich sprachlose Mu­
sik, als mangelhafte Kunst, da sie sich nicht an den Verstand wendet, 
sondern „bloß mit Empfindungen spielt"14. Erst in den deutschen Mu­
sikästhetiken des 19. Jahrhunderts wurde genau das zu ihrem Vorzug 
erklärt. Die von ihrer Funktion als Dienerin der Worte emanzipierte In­
strumentalmusik war jetzt die „romantischste aller Künste", weil sie 
dem Menschen eine Welt erschließt, „die nichts gemein hat mit der äu­
ßern Sinnenwelt, die ihn umgibt, und in der er alle durch Begriffe be­
stimmbaren Gefühle zurücklässt, um sich dem Unaussprechlichen hin­
zugeben"15. Bis ins 18. Jahrhundert war „Musik" eine besondere Art, ein 
literarisches Werk vorzutragen. Erst seit dem 19. Jahrhundert wird sie 
selbst als Text gelesen und „interpretiert". 

Drittens wurde angenommen, dass sich in Musikwerken ein geistiger 
„Inhalt" von der „Form" unterscheiden lässt. Wenn es in der Musik 

C. Kaden, Abschied von der Harmonie der Welt. Zur Genese des neuzeitlichen 
Musik-Begriffs, in: W . Lipp (Hrsg.) Gesellschaft und Musik. Wege zur Musikso­
ziologie. Festgabe für Robert H . Reichardt zum 65. Geburtstag., Berlin 1992, S. 
27-54, S. 27. 

1 2 Königlich Preußische Akademie der Wissenschaften (Hrsg.), Wilhelm von Hum­
boldts Gesammelte Schriften, Bd . 6, Erste Hälfte, Berlin 1907/1968, S. 47. 

1 3 J. Mattheson, Der vollkommene Capellmeister (Anm. 4), Nachdruck Hildesheim 
1993, S. 82. 

1 4 I. Kant, Kri t ik der Urteilskraft, Frankfurt a. M . 1990, § 269. 
1 5 E . T . A . Hoffmann, Schriften zur Musik, Berlin 1988, S 96 und S.23. 
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„Werke" geben sollte, wie in den anderen Künsten, mussten sich auch 
die dort üblichen Unterscheidungen zwischen Form und Inhalt finden 
lassen. Der von Hegel und Goethe beeinflusste Adolph Bernhard Marx 
glaubte „Ideen" in der Musik zu finden, deren jede sich „ihre eigene 
Form geschaffen" hat, „die wie sie selbst organisiert sein muss"16. Edu­
ard Hanslick prägte die Formel von den „tönend bewegten Formen", die 
den „Inhalt der Musik" 1 7 bildeten, was zwar zirkulär ist, aber geheim­
nisvoll klingt und deshalb unter den bürgerlichen Musikfreunden des 
späten 19. Jahrhundert besonders populär war. A m genauesten trifft 
wohl Schopenhauer die neue Auffassung von Musik. Sie spreche „das 
innere Wesen, das Ansich aller Erscheinung, den Willen selbst" aus, 
„nicht diese oder jene einzelne oder bestimmte Freude, diese oder jene 
Betrübniß", „sondern die Freude, die Betrübnis... in abstracto"18. So­
lange „Musik" noch vor allem den Akt des Musizierens meinte, war es 
um konkrete Empfindungen gegangen: Der vom Komponisten in mehr 
oder weniger konventionelle musikalische Gesten verpackte Schmerz 
einer betrogenen Liebenden konnte von einer Sängerin konkret darge­
stellt und von den Zuhörern und Zuschauern unmittelbar mitempfunden 
werden. Die von Schopenhauer gemeinten abstrakten Empfindungen 
sind dagegen nicht unmittelbar erlebbar. Sie sind von den Komponisten 
in den Werken verschlüsselt und müssen erst gelesen und interpretiert 
werden. Zum bloßen Beiwerk, zu Variablen der jeweiligen Interpretati­
on werden dabei alle visuellen Aspekte einer Musikaufführung (Kostü­
me, Gestik und Mimik der Musiker) aber auch wesentliche akustische 
Momente, das Timbre, also die individuellen Klangfarben von Stimmen 
und Instrumenten und die Phrasierungen, die durch die Noten nicht vor­
geschriebene individuelle Gestaltung von Lautstärke und Tempo inner­
halb einzelner Phrasen. 

Von den Inhalten der Musikstücke ließen sich jetzt die urheberrecht­
lich zu schützenden Formen unterscheiden. Im Bereich der Literatur war 
dieser Unterschied bereits etabliert: Nicht die durch ein Buch ausge­
drückten Inhalte waren geschützt, sondern nur die konkrete Form, in der 
diese Inhalte in einem Buch ausgedrückt wurden. Analog sollte für die 
Musik nicht die abstrakte Empfindung des Schmerzes (Inhalt!) Gegen­
stand des Nachdrucksverbotes sein, sondern die konkrete Form, die der 
Komponist dieser abstrahierten Empfindung durch seine Noten gegeben 

1 6 A . B . Marx, Berliner allgemeine musikalische Zeitung, Berl in 1824, Nr 11, S. 95. 
1 7 E . Hanslick, V o m Musikalisch-Schönen. Ein Beitrag zur Revision der Ästhetik 

der Tonkunst, Wien 1854. 
1 8 A . Schopenhauer, Die Welt als Wil le und Vorstellung I., zit. nach: Werke in Fünf 

Bänden, hrsg. von L . Lütkehaus, B d . 1, Zürich 1988, S. 345. 
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hatte. Die „Form" der Musik war das, was durch Gesetze zugunsten von 
Verlegern und Autoren geschützt werden sollte, und die „veränderte 
Form" wurde zum Kriterium eines neuen, unabhängigen Werks. Wer 
das Werk eines anderen vervielfältigte, „ohne dasselbe zu eigenthümli-
cher Form verarbeitet zu haben"19, sollte gemäß des Bayerischen Straf­
gesetzbuchs von 1803 bestraft werden. 

Viertens etablierte sich die Auffassung und Praxis, dass Komponi­
sten und Interpreten prinzipiell unterschiedliche Aufgaben erfüllen. Den 
Beruf des Komponisten gibt es erst, seit es „Werke" der Musik gibt. 
Musiker waren zuvor als Kantoren, Instrumentalisten oder Kapellmei­
ster angestellt, auch wenn ihre Arbeitsverträge die Lieferung eigener 
Kompositionen vorsahen. Die ersten freiberuflichen Komponisten (Mo­
zart, Beethoven, Liszt, Chopin, später Brahms und Bartök) bestritten 
ihren Lebensunterhalt oft als Pianisten, mit Programmen aus vor allem 
eigenen Werken. Dabei musste zwischen Interpretationen und Improvi­
sationen nicht genau unterschieden werden. Um die Mitte des 19. Jahr­
hunderts aber setzt sich ein neuer Typ des Konzertprogramms durch. 
Clara Schumann etwa improvisierte noch in den 1840er Jahren (auf den 
Programmzetteln steht dann „Fantasie") und spielte Virtuosenstücke 
sowie Klavierbearbeitungen von populären Melodien. Seit etwa 1850 
aber gibt sie reine Klassikerprogramme mit „originalen" - im Sinne von: 
original für das Klavier geschriebenen - Werken von Bach, Beethoven, 
Schumann, Chopin und Mendelssohn. Die Musik der bürgerlichen Kon­
zerte wird zur „klassischen Musik" sowohl, weil die Werke in ihrer 
„klassischen", d. h. originalen Gestalt erklingen, als auch, weil es Werke 
von Komponisten sind, die als „Klassiker" gelten. In die Sprache des 19. 
Jahrhunderts passt die sich verfestigende Unterscheidung zwischen 
„produzierenden" und „reproduzierenden" Künstlern. Der professionelle 
Komponist wird jetzt auch „Tondichter" oder „Tonkünstler" genannt 
und hat so Anteil am hohen Ansehen der Literatur und der bildenden 
Künste. In Abbildungen von nachdenkenden und notenschreibenden 
Komponisten wird die Vorstellung des frei und einsam schaffenden 
Tonkünstlers idealisiert. 

Fünftens wurde jetzt nur eine „Werktreue" Interpretation dem Mu­
sikwerk gerecht, Improvisationen galten als minderwertig. Franz Liszt 
improvisierte in seinen Konzerten der 1820er und 1830er Jahre über 
vom Publikum vorgeschlagene Melodien. Bei dieser Art zu Improvisie­
ren, so Liszt, stellen sich „zwischen Publikum und Künstler die unmit­
telbarsten Beziehungen" her. Wenn das Thema erscheint, 

Bayerisches Strafgesetzbuch von 1803 zit. nach L . Gieseke, Die geschichtliche 
Entwicklung des deutschen Urheberrechts, Göttingen 1957, S. 122. 
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„freut sich der Geber der guten Wirkung, (die er hervorruft) wie über eine 
Sache, die er persönlich beigetragen. So entsteht denn eine gemeinschaftli­
che Arbeit, eine Cisilierarbeit, mit welcher der Künstler die ihm anvertrauten 
Juwelen umgiebt."2 0 

Zusammen mit den Opernbearbeitungen verschwinden auch die Im­
provisationen aus den Konzertprogrammen. Die Interpreten aber können 
sich, mit zunehmendem zeitlichem Abstand zu den Komponisten der 
Werke, die sie interpretieren, nicht mehr allein auf die durch ihren Kla­
vierunterricht überlieferte Vortragspraxis verlassen. So versuchen sie, 
die wesentlichen Anregungen den Notentexten zu entnehmen. Später 
nennt man das eine „Werktreue" Interpretation. Was die „Werktreue" 
den Interpreten, ist die kritische Ausgabe den Musikphilologen. Werk­
ausgaben von Bach (seit 1851) und Händel (seit 1858) bemühen sich, 
eine „durch kritisch gesicherte Überlieferung beglaubigte ächte Gestalt 
der Compositionen herzustellen".21 Durch Werktreue Interpretationen 
und kritische Ausgaben entwickeln die klassischen „Werke" ein Eigen­
leben, unabhängig von den einzelnen Aufführungen. Die Noten, bis da­
hin nichts als notwendige Hilfsmittel zum Musikmachen, werden jetzt 
zu wesentlichen Repräsentanten der klassischen Werke. Damit werden 
Noten selbst zu einer Art abstrahierter Musik. Die auf diesen Grundla­
gen geschaffene Musik ist die Musik, zu deren Schutz das Urheberrecht 
entwickelt wurde.2 2 Es ist eine Musik, die sich in von genialen Autoren 
geschaffenen, dauerhaften Werken offenbart, innerhalb derer sich Inhalt 
und Form unterscheiden lassen. Diese Werke werden aufgeführt von 
Interpreten, die sich bewusst als „reproduzierende Künstler" verstehen 
und mehr oder weniger einem Ideal der Werktreue verpflichtet sind. 
Dass das konzeptionelle Gefüge des Urheberrechts seit einigen Jahrzehn­
ten ins Wanken gerät, liegt auch daran, dass diese Grundannahmen über 
Musik unsicher geworden sind. Bevor wir das an Beispielen aus der aktu­
ellen Musikpraxis belegen, zeigen wir noch, wie das frühe Musikurheber­
recht auf diese Ästhetik des Musikwerks aufbaute. 

Franz Liszt, Brief vom April und Mai 1838 an Massard, zit. nach W. Rüdiger, 
Vom Einfluss der Improvisation auf das Musikleben des 19. Jahrhunderts, Vor­
trag im Rahmen des Romantik-Projektes an der Robert-Schumann-Hochschule 
Düsseldorf, vgl. http://members.aol.com/lfelbick/improvortrag.html 
(20.11.2006). 
O. Jahn, Aufforderung zur Stiftung einer Bach-Gesellschaft (1850), in: H. 
Kretzschmar, Die Bach-Gesellschaft. Bericht im Auftrage des Directoriums, in J. 
S, Bach's Werke, Bd. 46. Leipzig 1899, S. XXXII . 
Mit Martin Geck könnte man von einer Musik des deutschen Idealismus spre­
chen, vgl. M . Geck, Von Beethoven bis Mahler. Die Musik des deutschen Idea­
lismus, Stuttgart 1993. 

http://members.aol.com/lfelbick/improvortrag.html
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Anfänge urheberrechtlicher Regulierung von Bearbeitungen und 
anderen produktiven Nutzungen 

Bevor sich im 19. Jahrhundert ein modernes Musikurheberrecht entwik-
kelte, gab es einen rechtlichen Schutz gegen Nachdruck von Musikalien 
nur durch so genannte Druckprivilegien. Diese wurden meist auf Antrag 
und gegen Bezahlung an Drucker oder/und Verleger für einzelne Werke 
vergeben. Einige Verleger wurden gegen Nachdrucke für ihre gesamte 
Produktion innerhalb eines bestimmten Zeitraumes geschützt. Ein den 
spezifischen Erfordernissen der musikalischen Praxis angepasstes Urhe­
berrecht entwickelte sich durch die Gewährung von exklusiven Rechten 
an Bearbeitungen und Aufführungen. Um aber diese neuen Rechte ge­
währen zu können, musste die Rechtspraxis sich von dem buchstäbli­
chen Begriff des Nachdrucks lösen. An die Stelle des Verbotes, ein be­
stimmtes Druckwerk ohne Genehmigung nachzudrucken, trat der Schutz 
eines von einzelnen Bearbeitungen und Aufführungen abstrahierten Mu­
sikwerks. Diese Abstraktion wurde in den kontinentaleuropäischen 
Rechtssystemen eher entwickelt als in den auf konkrete Druckausgaben 
fixierten Copyright-Systemen Englands und der USA. So gab es ein 
Aufführungsrecht an dramatischen Werken erstmals im französischen 
Gesetz von 1791. Und das preußische Urheberrechtsgesetz von 1837 sah 
neben dem Aufführungsrecht zum ersten Mal eine besondere Regelung 
für Bearbeitungen im Bereich der Musik vor. 

Die allgemeine wirtschaftliche Erholung nach den napoleonischen 
Kriegen, die Entwicklung der Lithographie, der Wegfall von Zoll­
schranken sowie bessere Transportmöglichkeiten lösten im frühen 19. 
Jahrhundert einen Boom für Bücher, Zeitschriften und Musikalien aus. 
Die Buchhändler begannen, alle deutschsprachigen Länder als natürli­
chen Markt für ihre Produkte zu betrachten. Einige Musikalienhändler 
dachten sogar noch darüber hinaus und versuchten, durch Niederlassun­
gen im Ausland oder durch gezielte Kooperationen auch an französi­
schen und englischen Ausgaben mitzuverdienen. Die Nachdrucksrege­
lungen galten aber immer nur innerhalb jedes einzelnen der vielen 
deutschen Länder. Selbst gutwillige Verleger konnten nie sicher sein, ob 
sie durch ihre Ausgabe fremde Rechte verletzten. Brachte etwa ein 
preußischer Verleger ein zuerst in Frankreich erschienenes Instrumen­
talwerk in Berlin heraus, so sah man seiner Ausgabe nicht an, ob sie 
direkt vom französischen Original abstammte - und somit legal - oder 
von einer anderen preußischen Ausgabe - und somit illegal - war. Erst 
1837 wurde ein alle Länder des deutschen Bundes umfassendes Nach­
druckverbot erlassen. 
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Ebenso wichtig wie diese räumliche war den Verlegern die sachliche 
Ausweitung ihres Schutzes auf Bearbeitungen und Sammelwerke, mit 
denen gerade die Musikverleger einen großen Teil ihrer Umsätze bestrit­
ten. Musikstücke in Sammlungen aufzunehmen, war ebenso erlaubt wie 
der Abdruck einzelner Gedichte in Anthologien. Musikalische Bearbei­
tungen wurden als „Übersetzungen" behandelt, und da die literarischen 
Übersetzungen frei waren, waren es auch die musikalischen. In „unse­
rem furchtbaren Zeitalter der Übersetzungen", so klagte Beethoven 
schon 1802, würde ein Autor sich gegen diese „nur umsonst sträuben". 
Aber „man kann wenigstens mit Recht fordern, dass die Verleger es auf 
dem Titelblatte anzeigen, damit die Ehre des Autors nicht geschmälert 
und das Publicum nicht hintergangen werde."23 Dass die Komponisten, 
bzw. deren Verleger einige Jahrzehnte später für solche Bearbeitungen 
um Erlaubnis gefragt werden mussten, konnte er sich noch nicht vorstel­
len. Vom musikalischen Standpunkt aus hielt er aber die von ihm ver­
ehrten Komponisten für die einzigen legitimen Bearbeiter ihrer eigenen 
Werke: „Ich behaupte fest, nur Mozart könne sich selbst vom Klavier 
auf andere Instrumente übersetzen, sowie Haydn auch".2 4 

Weil rechtliche Regelungen nicht zustande kamen, ergriffen einige 
der größten deutschen Musikverleger 1829 die Initiative zur Gründung 
eines Kartells. 2 5 In ihrer Satzung hieß es: 

„ D i e M e l o d i e w i r d als aussch l i eß l i ches Eigentum des Verlegers anerkannt 
und jedes Arrangement, das die T ö n e des Componisten wiedergibt und nur 
auf mechanischer Verarbeitung beruht, sol l als Nachdruck angesehen" 2 6 . 

Für Zuwiderhandlungen war eine Vertragsstrafe festgesetzt und in Zwei-
felsfällen sollte ein Schiedsgericht entscheiden. Zwar traten einige der 
kleineren Nachdrucker dem Kartell nie bei, das Schiedsgericht funktio­
niert nur selten, und schon nach wenigen Jahren traten einige Verleger 

Beethoven reagierte in einer öffentlichen Anzeige auf die bei Hofmeister in Wien 
erscheinenden Streichquartett-Versionen seiner 1. Symphonie und seines Septetts 
op. 20. Erschienen in Wiener Zeitung 30.10.1802 und Intelligenzblatt der Al lge ­
meinen Musikalischen Zeitung 3.11.1802, zit. nach M . Ladenburger, Beethoven 
und seine Verleger. Geschäftsbeziehungen. Strategien. Honorare. Probleme, in: 
N . Kämpken/M. Ladenburger (Hrsg.), A l l e Noten bringen mich nicht aus den 
Nöten - Beethoven und das Geld Ausstellungskatalog, Bonn 2005, Fn 22, S. 146. 
Zit. nach E . K . Schneider, Original und Bearbeitung. Frankfurt a. M . 1984, S. 5. 
Anknüpfend an diesen ersten Vertrag feierte der Deutsche Musikverlegerverband 
im Jahr 2004 sein 175jähriges Jubiläum. 
Bekanntmachung des Musikal ienhändlervereins, in: Allgemeinen Anzeigen der 
Deutschen (Gotha) 40, Nr . 17, 18.1.1830, Sp. 227228, sowie Nr. 58, 28.2.1830, 
Sp. 156160, zit. nach Beer (2000), S. 69, Fn. 42, 43. 
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wieder aus, um groß angelegte Nachdrucksunternehmen für den Mas­
senmarkt der klavierspielenden Laien eröffnen zu können. Erfolg aber 
hatten die organisierten Verleger, als der sächsische Gesetzgeber 1831 
die Richter folgendermaßen instruierte: 

„Bey musikalischen Compositionen entscheidet die Melodie, ob das neue 
Werk ein Nachdruck des älteren sey oder nicht."2 7 

Im preußischen Gesetz von 1837 sind zwar nicht ausdrücklich Melodien 
als Gegenstand des Schutzes erwähnt, doch sollten 

„Auszüge, Arrangements für einzelne Instrumente, oder sonstige Bearbei­
tungen, die nicht als eigenthümliche Kompositionen betrachtet werden kön-
nen" 2 8 

als Nachdrucke behandelt werden. Die preußische Formulierung wurde 
in das erste einheitliche deutsche Urheberrechtsgesetz übernommen, das 
seit 1870 im Norddeutschen Bund und seit 1871 im neu gegründeten 
Deutschen Reich galt. Nur in Österreich ließ man den Bearbeitern grö­
ßere Freiheiten. Zwar verbot der Wiener Magistrat 1846 das Arrangieren 
von in Österreich erschienenen Kompositionen, doch dieses exklusive 
Recht, Bearbeitungen zu verbieten oder zu erlauben, erlosch bereits mit 
Ablauf eines Jahres nach der Veröffentlichung. 2 9 

Das deutsche Urheberrechtsgesetz von 1901 kam den Wünschen der 
Verleger entgegen. Bei „Werken der Tonkunst" war jetzt „jede Benut­
zung unzulässig, durch welche eine Melodie erkennbar dem Werke 
entnommen und einer neuen Arbeit zugrunde gelegt wird." 3 0 Diese Re­
gelung ist 1965 in den unten noch genauer erläuterten „starren Melodi­
enschutz" des §24(2) des Urheberrechtsgesetzes übernommen worden. 
Kritisch äußerten die Verfasser eines nicht weiter verfolgten Gesetzes­
entwurfs aus dem Jahr 1934: 

„Erstklassige Meisterwerke der Tonkunst sind in Anlehnung an Themen äl­
terer Kompositionen entstanden, und es wäre höchst bedenklich, wenn sich 
an solche Schöpfungen der Vorwurf strafbaren Plagiats heranmachen könn­
te; dies gilt umso mehr, als die neuere Entwicklung der Musik über die 

Sächsisches Mandat von 1831, vgl. F. Kawohl, Urheberrecht der Musik in Preu­
ßen, Tutzing 2002, Anhang S. 136. 
§ 20, zit. ebd S. 
H. Unverricht, Autor, Komponist, Musikverleger, in: Musik und Verlag. Karl 
Vötterle zum 65. Geburtstag am 12. April 1968. Hrsg. von Richard Baum und 
Wolfgang Rehm, Kassel 1968, S. 562ff. 571, 574. 
Gesetz betreffend das Urheberrecht an Werken der Literatur und der Tonkunst 
(LUG) von 1901. 
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Liedmelodie im alten Sinne längst hinausgewachsen ist und der Melodie­
schutz folgerichtig auch dem Motive, jeder eigenartigen Verbindung von 
Tonfolge und Rhythmus - so unbedeutend sie für sich genommen sein mag 
- zukommen müsste. In solcher Ausdehnung würde der Melodienschutz 
auch echt künstlerischem Schaffen unerträgliche Fesseln auferlegen."31 

Nicht wenige Künstler empfinden heute, dass ihrem Schaffen durch Ur­
heber- und Leistungsschutzrechte solche Fesseln auferlegt werden. 

3. Zeitgenössische Musikpraktiken und ihre urheberrechtliche 
Einordnung 

Auf der Grundlage der ästhetischen Neuerungen um 1800 konnten sich 
klare Unterscheidungen zwischen Original, Bearbeitung, werktreuer 
Interpretation und Improvisation herausbilden. An diesen Kategorien 
orientierten sich die urheberrechtlichen Regeln. Rechtliche Kategorien 
aber ändern sich langsamer als ästhetische und können so von der künst­
lerischen Praxis abgehängt werden. So gibt es für den Begriff der „Co­
verversion"32, der allen Musikkäufern und Radiohörern geläufig ist, kei­
ne urheberrechtliche Entsprechung. Rechtliche Kategorien sind also 
relativ autonom von der musikalischen Praxis. Näher an der Praxis sind 
die Kategorien der Musikwissenschaften. So werden etwa aus musikso­
ziologischer Sicht Bearbeitungen nach den mit ihnen verfolgten Zwek-
ken unterschieden: Ob sie eine kritische Auseinandersetzung mit einem 
Musikwerk in einer Parodie ermöglichen oder ein Musikstück an beson­
dere Aufführungsbedingungen oder an die Fähigkeiten bestimmter Spie­
ler anpassen sollen (z. B. erleichterte Versionen für den Unterricht). Aus 
musiktheoretischer Perspektive wird nach der Art des Eingriffs in die 
musikalische Substanz differenziert: Reine Anpassungen der Instrumen­
tation (z. B. Orchestrierungen von Klavierwerken, Reduktionen von 
Opernpartituren in Klavierauszügen) stehen Bearbeitungen gegenüber, 
in denen die zeitliche Struktur der Vorlage verändert wird: Zeitliche 
Verkürzungen in der Sampling-Praxis, zeitliche Erweiterungen bei den 
im 19. Jahrhundert so beliebten „Paraphrasen" oder „Variationen über 
ein Thema von . . ." 

Einige der für die zeitgenössische Musikpraxis wesentlichen Formen 
und ihre rechtlichen Konsequenzen sind in Tabelle 1 zusammengefasst. 

Ministerialentwurf eines Urheberrechtsgesetzes vom 22. Januar 1934 (Deutsch­
land), eingeleitet von M . Rehbinder in, UFITA (2000) 3, S. 743ff. 
Vgl. M . Pendzich, Von der Coverversion zum Hit-Recycling. Historische, öko­
nomische und rechtliche Aspekte eines zentralen Phänomens der Pop- und 
Rockmusik, Münster 2004, S. 28. 
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Tabelle 1: Formen und rechtliche Konsequenzen zeitgenössischer 
Musikpraxis nach den heute geltenden rechtlichen Bestimmungen 

Funktion / 
Tätigkeit 

Genehmigung des 
Rechteinhabers 
des benutzten 
Werks/Tonträgers 

Zahlungen an 
Rechteinhaber des 
benutzten 
Werks/Tonträgers 

Rechte des Nutzers 

Freie Benut­
zung (§24) 

Nicht erforderlich Keine Ansprüche Volles eigenes Ur­
heberrecht des Nut­
zers für sein Werk 

Zitat (§51) Nicht erforderlich Keine Ansprüche Volles eigenes Ur­
heberrecht des Nut­
zers für sein Werk 

Sound-alike Nicht erforderlich Keine Ansprüche Volles eigenes Ur-
heber/-Leistungs-
schutzrecht des Nut­
zers für sein Werk 

Bearbeitung 
(§23) 

Erforderlich Bis zu 100% der 
Einnahmen 

Gesetzliches Urhe­
berrecht des Bear­
beiters, in der Praxis 
eingeschränkt, siehe 
Coverversion 

andere Umge­
staltung (§23) 

Erforderlich 100% Kein Urheberrecht 
des Nutzers 

Interpretation, 
„Darbietung" 
eines bereits 
veröffent­
lichten Wer­
kes 

Gesetzlich erfor­
derlich. In der 
Praxis reicht An­
meldung bei GE­
M A und Zahlung 
der dort festgeleg­
ten Summe 

100%> der Einah­
men aus Urheber­
recht am Musik­
werk an 
Originalverlag 

Einnahmen aus Lei­
stungsschutzrecht 

Coverversion 
/ Remix als 
geduldete 
Bearbeitung 

Duldungserklä­
rung muss beim 
Rechteinhaber 
eingeholt werden 

100% der Ein­
nahmen aus Urhe­
berrecht am Mu­
sikwerk an Origi­
nalverlag, evtl. 
plus „override" 

Einnahmen aus Leis­
tungsschutzrecht. 
Ausnahme: Beim 
sog. „override" geht 
davon ein Teil an 
den Originalverlag 

1 3 Eigene Zusammenstellung des Verfassers. Abkürzungen: § = Paragraf des deut­
schen Urheberrechtsgesetzes von 1965 und revidierte Fassungen; GEMA = Ge­
sellschaft für musikalische Aufführungs- und mechanische Vervielfältigungs­
rechte; G V L = Gesellschaft zur Verwertung von Leistungsschutzrechten. 
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Sampling 
Tonträger­ Immer erforderlich Vertraglich ver­ Eigenes Leistungs­
rechte: in USA und UK, einbart, abhängig schutzrecht, aber 

im deutschen von der Dauer des vertraglich stark 
Recht für einzelne Samples, bis zu eingeschränkt, wenn 
Sounds umstritten 100% bis zu 100 % abge­

führt werden müssen 

Urheber­ Wenn nicht nur Ggf. Verlagsrechte Eigenes Urheber­
rechte: ein einzelner bis 100% für recht, aber vertrag­

Sound,sondern Nutzung des lich stark einge­
ein „Werk" ge­ Werks schränkt, wenn bis 
nutzt wird, wie zu 100% abgeführt 
Coverversion werden müssen 

Öffentliches Keine Genehmi­ Vergütungen für Kein Urheber- oder 
Abspielen von gung erforderlich Urheber- und Lei­ Leistungsschutz­
Tonträgern stungsschutz­ recht, solange der DJ 

rechte ( G E M A / nicht als Bearbeiter 
G V L ) gilt 

Bearbeitungen und andere Umgestaltungen 

Mit „Bearbeitungen" meint man alltagssprachig sehr unterschiedliche 
Typen produktiver Nutzungen. Im geltenden deutschen Urheberrecht 
kommt der Begriff an zwei Stellen vor. Durch §3 werden „Übersetzun­
gen und andere Bearbeitungen eines Werkes, die persönliche geistige 
Schöpfungen des Bearbeiters sind", wie selbständige Werke geschützt. 
Hier kommt es darauf an, dass die Bearbeitung eine „persönliche, geisti­
ge Schöpfung" ist, das sie also dasselbe Kriterium erfüllt, das auch für 
„selbständige" Werke gilt und durch das etwa Schöpfungen von Ma­
schinen oder von Tieren aus dem Schutzbereich des Gesetzes ausge­
schlossen werden. Diese Regelung kommt auch den Bearbeitern von 
älteren, nicht mehr urheberrechtlich geschützten Werken zugute. Sie 
müssen keine Genehmigung einholen, können ihre Bearbeitungen direkt 
bei der Gesellschaft für musikalische Aufführungs- und mechanische 
Vervielfältigungsrechte (GEMA) anmelden und so Einnahmen aus deren 
Nutzung erzielen. 

In §23 ist das exklusive Recht des Originalurhebers geregelt: „Bear­
beitungen und anderen Umgestaltungen dürfen nur mit Einwilligung des 
Urhebers des bearbeiteten oder umgestalteten Werks veröffentlicht oder 
verwertet werden". Hier wird ein Unterschied gemacht zwischen Bear­
beitungen und anderen Umgestaltungen, die nicht „persönliche, geistige 
Schöpfungen" im Sinne des §3 sind und somit keinen eigenen Urheber-
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schütz genießen. Beide Typen der produktiven Nutzung sind nur mit 
Erlaubnis des Urhebers gestattet, d. h. sie werden von den Rechteinha­
bern - oft sind das die Musikverlage - entweder verboten oder nur ge­
gen Abtretung aller oder eines beträchtlichen Teils der dadurch erzielten 
Einnahmen gestattet. 

Freie Benutzung und „starrer Melodienschutz" 

Bei der „freien Benutzung" (§24) sind deutliche und eindeutige Bezüge 
auf vorbestchende Werke erlaubt, die nicht bearbeitet, sondern lediglich 
als Anregung benutzt werden. „Freie Benutzungen" dürfen „ohne Zu­
stimmung des Urhebers des benutzten Werkes veröffentlicht und ver­
wertet werden". Der Nutzer muss nicht um Erlaubnis fragen und er muss 
von seinen Einnahmen nichts an den Rechteinhaber des benutzten Wer­
kes abführen. Was durch „freie Benutzung" entsteht, ist ein eigenständi­
ges Werk, an dem der Urheber dieselben Rechte hat wie an einem Werk, 
das sich gar deutlich auf ein anderes bezieht. Ein besonderer Zusatz 
schränkt die freie Benutzung allerdings für Musikwerke ein. Ausge­
schlossen ist „die Benutzung eines Werkes der Musik, durch welche 
eine Melodie erkennbar dem Werk entnommen und einem neuen Werk 
zugrunde gelegt wird." (§ 24(2)) Trotz gelegentlicher Kritik, dass sie 
entweder unnötig oder zu weitgehend sei, 3 4 hält sich diese Sondervor­
schrift des so genannten „starren Melodienschutzes" seit der oben zitier­
ten sächsischen Verordnung von 1831. 

Zitate 

Aufgrund des §51 dürfen „einzelne Stellen" aus einem Werk in einem 
andern „selbständigen Werk der Musik angeführt werden." Berühmte 
und klassische Beispiele für Musikzitate 3 5 würden hierunter fallen, etwa 
die Festszene in Mozarts Don Giovanni, wo das kleine, auf der Bühne 
positionierte Orchester hintereinander je eine Melodie aus Una Cosa 
Rara von Martin y Soler, aus / Due Litiganti von Guiseppe Sarti sowie 
eine Melodie aus Mozarts wenige Jahre zuvor herausgekommener Oper 
Le Nozze di Figaro anstimmt. Zur Mozartschen Melodie singt Leporello, 
der Diener Don Giovannis: „Questa poi la conosco pur troppo" (das 

H . Riedel, Schutz der Melodie. Eine Betrachtung zum gegenwärtigen und zu­
künftigen Urheberrecht, in: Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht 
( G R U R ) 54 (1949) 7, S. 236-240; W . Bullinger, in: A . Wandtke/W. Bullinger 
(Hrsg.), Praxiskommentar zu Urheberrecht, München 2002, UrhG § 24, Rn 16. 
G . v. Noe, Die Musik kommt mir äußerst bekannt vor. Wege und Abwege der 
Entlehnung, Wien 1985. 
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kenne ich nur zu gut). Die Zitate sind zweifach als solche kenntlich ge­
macht: Durch die vom Hauptorchester entfernte Positionierung der zitie­
renden Musiker und auf der Ebene des Worttextes. 

Ob die Verwendung eines Tonträgers unter das Musikzitatrecht fällt, 
ist bisher nicht vor Gericht verhandelt worden. Bekannt aber ist, dass die 
EMI, als Inhaber der Tonträgerrechte, heute keine Samples aus Beatles-
Liedern mehr lizenziert. Die gesetzliche Formulierung, nach der die ein­
zelnen Stellen „angeführt" werden dürfen, bedeutet nicht, dass ein Mu­
sikzitat in irgendeiner Form, etwa im Begleittext als solches kenntlich 
gemacht werden müsste. Ein zitierter Ausschnitt darf sogar bearbeitet 
werden, solange „das Fragment als bewusst entlehntes fremdes Werk 
zur Auslösung einer bestimmten Assoziation erkennbar bleibt."3 6 

Interpretationen als „Darbietungen" eines bereits veröffentlichen Werks 

Auch Interpretationen fallen unter unseren weiten Begriff der produkti­
ven Nutzung vorgefundenen musikalischen Materials. Denn einerseits 
werden viele Musikstücke bei öffentlichen Aufführungen oder Einspie­
lungen auf Schallplatte stark in ihrer kompositorischen Substanz verän­
dert, andererseits erbringen auch die am Ideal der Werktreue orientierten 
Interpreten eine produktive, künstlerisch wertschöpfende Leistung. Wie 
wir oben gezeigt haben, entstanden die Differenzierungen reproduzie­
render/produzierender bzw. ausübender/schaffender Künstler zusammen 
mit dem Ideal der Werktreuen Interpretation in den 1830er Jahren und 
bilden seitdem eine unausgesprochene Grundlage des Musikurheber­
rechts. In der heutigen Musikpraxis ist diese Differenz aber fraglich ge­
worden. Weitgehend klar und eindeutig ist sie heute nur noch im Genre 
der klassischen, komponierten Musik der Zeit zwischen etwa 1750 und 
1950. 

Ältere Musik muss für Aufführungszwecke oft wesentlich umgear­
beitet werden, und in neuerer komponierter Musik gibt es viele sehr 
weitgehende Freiheiten für die Interpreten. In einigen Werken von Pi­
erre Boulez aus den 1950er und 1960er Jahren bestimmen etwa die In­
terpreten die Abfolge der Formteile und greifen so in die „kompositori­
sche" Substanz der Werkes ein. Einige Werke von John Cage und 
anderer konzeptueller Künstler wären wohl richtiger unter die grafi­
schen, und nicht unter die musikalischen Werke einzuordnen, denn die 
durch sie ausgelösten Aufführungen sind eher freie, weitgehend impro­
visierte Musiken als Interpretationen von Musikwerken. Vollends frag-

P. W. Hertin, Das Musikzitat im deutschen Urheberrecht, in: G R U R 94 (1989) 3, 
S. 159-167. 
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würdig werden die Kategorien des produzierenden/reproduzierenden 
Musikers im Bereich des Jazz und der populären Musikrichtungen. 
Schon in den „Interpretationen" des Bebop seit den 1950er Jahren tritt 
der Bezug zur Vorlage weit hinter die gestalterische Musikalität der Im­
provisatoren zurück. Die in der aktuellen Popmusik so beliebten Cover­
versionen sind, wie unten noch ausgeführt, oft verdeckte Bearbeitungen. 

Das so genannte „Aufführungsrecht", „das Recht, ein Werk der Mu­
sik durch persönliche Darbietung öffentlich zu Gehör zu bringen oder 
ein Werk öffentlich bühnenmäßig darzustellen" (§19(3)), ist ein exklusi­
ves Recht, und muss deshalb - folgt man dem Wortlaut des Gesetzes -
jedes Mal beim Rechteinhaber am Originalwerk neu eingeholt werden. 
In der Praxis aber kommt hier die Verwertungsgesellschaft G E M A ins 
Spiel. Ihr haben fast alle Komponisten die meisten Aufführungsrechte 
und die mechanischen Vervielfältigungsrechte übertragen, so dass der 
Vertrag mit der G E M A für den Nutzer die individuelle Erlaubnis der 
Urheber ersetzt. Die Interpreten, sie heißen im Gesetz „ausübende 
Künstler" 3 7 (§73) haben ebenfalls eigene, so genannte „Leistungsschutz­
rechte", an ihrer Darbietung. Auch die Tonträgerhersteller haben Lei­
stungsschutzrechte, so dass immer dann, wenn Tonträger benutzt und 
bearbeitet werden, etwa beim Sampling und Remix, nicht nur die eigent­
lichen Urheberrechte, sondern darüber hinaus auch die Leistungsschutz­
rechte zu klären sind. 

Für das Abspielen von Schallplatten, etwa in einer Diskothek, ist 
keine individuelle Erlaubnis einzuholen. Haben die Interpreten die Ver­
öffentlichung ihrer „Darbietung" auf Schallplatte einmal erlaubt, so ha­
ben sie kein Recht mehr, etwa die Sendung oder eine öffentliche Wie­
dergabe dieser Schallplatte zu verbieten. Allerdings bleibt Ihnen der 
Anspruch auf eine angemessene Vergütung. Wer also in Deutschland 
Tonträger öffentlich abspielen will , schließt einen Vertrag mit der GE­
M A . Das an die G E M A abgeführte Geld wird zum größten Teil an deren 
Mitglieder (Verleger, Komponisten und Textdichter) verteilt. Ein kleine­
rer Teil wird an die Gesellschaft zur Verwertung von Leistungsschutz­
rechten (GVL) weitergeleitet und von dieser an die leistungsschutzbe-
rechtigten Tonträgerhersteller und Interpreten verteilt. 

Schon der Begriff „ausübender Künst ler" verweist auf die im 19. Jahrhundert 
etablierte kategoriale Trennung zwischen dem werkschöpfenden und dem aus­
übenden Musiker. V g l . etwa A . L . Crelle, Einiges über musicalischen Ausdruck 
und Vortrag. Für Fortepiano-Spieler, zum Teil auch für andere ausübende Musiker, 
Berlin 1823, zit. nach H . Danuser, Musikalische Interpretation, Laaber 1992. 
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Sampling 

Eine umstrittene Frage ist die Behandlung des Sampling, das mit dem 
Aufschwung der digitalen Klangverarbeitung seit den 1980er Jahren zu 
einer Standardtechnologie der Musikproduktion geworden ist. Beim 
Sampling geht es vor allem darum, typische Klangfarben verfügbar zu 
machen. Ein früh entwickeltes Verfahren besteht darin, einen typischen 
Klang, etwa den der mit dem Harmon-Dämpfer gestopften Trompete 
von Miles Davis, aufzunehmen, zu transponieren, und auf verschiedenen 
Tonstufen mit einem Keyboard abzurufen. In später entwickelten Ver­
fahren werden nicht nur einzelne Klangfarben gesampelt, sondern auch 
längere Einheiten. Diesen kreativen Prozess hat Hank Shoklee, der Pro­
duzent des wegweisenden Hip-Hop Albums // Takes a Nation of Mil­
lions (Public Enemy/Chuck D, 1988) so beschrieben: 

„ T h e first thing we wou ld do is the beat, the skeleton o f the track. The beat 
wou ld actually have bits and pieces o f samples already in it, but it wou ld 
only be rhythm sections. Chuck wou ld start wr i t ing and trying different 
ideas to see what worked. Once he got an idea, we wou ld look at it and see 
where the track was going. Then we wou ld just start adding on whatever it 
needed, depending on the lyrics. It k ind o f architected the whole idea. The 
sound has a look to me, and Publ ic Enemy was a l l about having a sound that 
had its own distinct v is ion. W e didn ' t want to use anything we considered 
traditional R & B stuff - bass lines and melodies and chord structures and 

38 
things o f that nature." 

Solange es um einzelnen Klangfarben (Sounds) geht, wird kein Urheber­
recht eines Komponisten verletzt, denn ein einzelner Klang gilt nicht als 
„Werk" im Sinne des Gesetzes.39 Auch das Leistungsschutzrecht des 
Interpreten wird - zumindest im deutschen Recht - nicht tangiert, da 
dieses nur die Darbietung von „Werken" im Sinne des Gesetzes umfasst. 
Strittig aber ist die Frage, ob das Leistungsschutzrecht des Tonträgerher­
stellers durch das Sound-Sampling tangiert ist. 

Denn das Leistungsschutzrecht des Tonträgerherstellers besteht unab­
hängig davon, ob auf seiner Schallplatte die Darbietung eines „Werks" zu 
hören ist oder Aufnahmen, die nicht Werke im Sinne des Urheberrechts 
sind, etwa in der Natur aufgenommene Vogelstimmen. Unklar ist, zumin-

„How Copyright Law Changed Hip Hop: A n interview with Public Enemy's 
Chuck D and Hank Shoklee", StayFree Magazine, Issue 20, Herbst 2002. Laut 
Chuck D führten drohende gerichtliche Verfahren dazu, dass Public Enemy ihren 
Stil einer "sonic wal l" aus tausend gesampelten Klängen nach 1991 ändern musste. 
T. Hoeren, Sounds von der Datenbank - zum Schutz des Tonträgerherstellers 
gegen Sampling in: C . Schertz/H.-J. Omsels, Festschrift für Paul Hertin zum 60. 
Geburtstag, München 2000, S. 113-132. 



Entgrenzungen geistiger Eigentumsrechte in der Musik 221 

dest im deutschen Recht, ob die Kopie schon eines kleinen Musikfetzens 
dieses Recht verletzt oder erst die Kopie eines substanziellen Teils? Die 
meisten Juristen, die sich mit Fragen des Sampling beschäftigen, sind 
praktizierende Anwälte in Diensten von Rechteinhabern und neigen als 
solche zu weiten Auslegungen der Schutzbereiche. Der Münsteraner Pro­
fessor Thomas Hoeren dagegen verweist auf den ursprünglichen Zweck 
des Rechts der Tonträgerhersteller: Weil es darum gehe, deren Investi­
tionen zu schützen, komme es darauf an, ob das Sampling im jeweiligen 
Einzelfall einer normalen Auswertung des Tonträgers zuwiderläuft. Das 
aber sei beim Sound-Sampling nicht der Fall. Wenn sich die Auffassung 
Hoerens im deutschen Recht durchsetzte, wäre dies eine nationale Son­
derregelung. Im englischen und amerikanischen Recht, wo die meisten 
bisherigen Sampling-Klagen verhandelt wurden, ist die Situation ein­
deutig: Schon die kleinste Übernahme eines Tonträgers gilt als „Copy-
ing" und ist in der Regel genehmigungspflichtig. 

Bei der künstlerischen Arbeit mit einzelnen Klängen kommen also nur 
die Leistungsschutzrechte der Tonträgerhersteller in Betracht. Bei der 
Übernahme größerer musikalischer Einheiten, vor allem wenn es deutlich 
erkennbare Melodien sind, sind immer auch die eigentlichen Urheberrech­
te tangiert. Diese werden in der Regel von Musikverlagen wahrgenommen 
und im internationalen Musikgeschäft Publishing Rights genannt. Die 
Verleger verkaufen Lizenzen zur Nutzung der von ihnen vertretenen Mu­
sikwerke. Dazu gehören u. a. die Rechte an der mechanischen Reproduk­
tion auf Tonträgern (so genannte „mechanicals"), Aufführungsrechte, 
Rechte an der Verwendung einer Musik in Film, Fernsehen und Werbung, 
Rechte am Verkauf von Noten sowie an den Verwertungen im Ausland. 
Die eigentlichen Urheberrechte, d. h. die Rechte an der Verwertung eines 
Musikwerks (in welcher Form auch immer: Papier, CD, Radio, Internet) 
sind immer zu unterschieden von den Rechten an der Verwertung einer 
Tonaufnahme, den so genannten Leistungsschutzrechten. 

Die Kategorien des Urheberrechts wurden entwickelt, bevor es ver­
lässliche technische Reproduktionsmedien gab. Damals hing der Erfolg 
eines Musikstücks in der populären Musik in viel höherem Maße als 
heute von der Komposition ab. Deshalb war es angemessen, die Kom­
ponisten, Textdichter und Verleger mit weitgehenden Rechten auszustat­
ten. Heute aber hängt der Erfolg vieler Schallplatten mehr vom Sound 
ab als von der Komposition. Für diesen Sound aber sind die Interpreten 
(neben Instrumentenbauern und Toningenieuren) in viel höherem Maße 
verantwortlich als die Komponisten. Die rechtliche Bevorzugung von Ver­
legern und Komponisten gegenüber den Interpreten hat finanzielle Konse­
quenzen, die immer dann ungerecht erscheinen, wenn sie den Wert des 



222 Friedemann Kawohl/Martin Kretschmer 

jeweiligen Beitrags zum Erfolg einer Schallplatte nicht angemessen be­
rücksichtigen. Von Lou Reed etwa wird berichtet, er habe immense Sum­
men für die Lizenzierung der Bass-Samples aus seinem Lied „Walk on the 
Wild Side" erhalten. Der Bassist aber, der die Tonspur eingespielt hatte, 
während Lou Reed selbst gar nicht im Studio war, bekam einmalig £20 
und wurde an der Verwertung des Samples gar nicht mehr beteiligt.40 

Bittersweet Symphony - oder: Wie Rechteinhaber am Originalwerk ihre 
überragende Position gegenüber Interpreten und Bearbeitern ausnützen 

Lehrreich ist der Fall der britischen Gruppe „The Verve", die 100-pro­
zentig der Publishing Rights für ihren Song Bittersweet Symphony an 
den ehemaligen Rolling-Stones-Manager Allen Klein abtreten musste, 
obwohl sie gar kein Tonträger-Sample benutzt hatten. Die Musiker von 
„The Verve" hatten ein Streicherarrangement auf einer 1966 veröffent­
lichten Platte des Andrew Loog Oldham Orchestras gefunden. Oldham, 
damals Manager der Rolling Stones, hatte zusammen mit dem Arran­
geur David Withaker für diese Platte zehn der bekanntesten Lieder der 
Stones für Orchester bearbeitet.41 Als Einleitung zu dem Lied The Last 
Time wurden einige Streicherakkorde arrangiert. Die Gemeinsamkeiten 
zwischen dem Streicherarrangment und der Einleitung des Stones-
Originals beschränken sich auf eine in der Popmusik häufig gebrauchte 
Akkordfolge - die ohnehin nicht urheberrechtlich geschützt ist - sowie 
eine nur beim genauen Zuhören wahrnehmbare melodische Gewichtung 
innerhalb der Streicherstimmen. Für die Platte von „The Verve" wurde 
nun dieses Streicherarrangement benutzt, allerdings in einer neuen Auf­
nahme (mit gesampelten Streicherklängen) und überlagert mit vielen 
weiteren Spuren: Robert Ashcroft von „The Verve" erklärte: 

„We sampled four bars. That was on one track. Then we did 47 tracks of 
music beyond that little piece. We've got our own string players, our own 
percussion on it. Guitars. We're talking about a four-bar sample turning into 
Bitter Sweet Symphony and they're still claiming it's the same song." 4 2 

Die Plattenfirma von „The Verve" hatte bei der Decca, dem Hersteller 
der Oldham-Platte eine Genehmigung für die Verwendung des Strei­
cherarrangements eingeholt. Zwar hatten sich die Mitglieder der Rolling 
Stones zustimmend über den Song von „The Verve" geäußert, doch die 
entscheidenen Urheberrechte (Publishing Rights) liegen längst nicht 

H. Künzler, zack hitti zopp fasch kitti bimm, in: NZZ Folio (1997) 10, S. 20. 
G. Berndorff/B. Berndorff/K. Eigler, Musikrecht, Bergkirchen 2002, S. 171. 
M . Baran, Copyright and Music. A History Told in MP3's, http://www.illegal-
art.org/audio/historic.html, visited on 15/11/02 

http://www.illegal-
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mehr bei den Musikern, sondern bei der Firma A B C K O von Allen 
Klein, einem anderen ehemaligen Manager der Rolling Stones. Richard 
Ashcroft von „The Verve" firmiert jetzt auf der Platte nur noch als 
Textdichter: „Bittersweet Symphony written by Mick Jagger & Keith 
Richards, published by Abcko Music Inc., Lyrics by R. Ashcroft". 

A m Fall der Bitter Sweet Symphony wird die problematische rechtli­
che Bevorzugung der Rechteinhaber am Original gegenüber den Bear­
beitern und Interpreten deutlich. Historisch gesehen ist die starke Stel­
lung der Komponisten und ihrer Rechtsvertreter, in der Ästhetik der 
klassischen Musik des 19. Jahrhunderts begründet, wie wir oben gezeigt 
haben. Rechtsdogmatisch verankert ist sie im erklärten Ziel des Urhe­
berrechts, die Urheber möglichst umfassend in ihren „geistigen und per­
sönlichen Beziehungen zum Werk" (UrhG §11) zu schützten. Den Inter­
preten wird dagegen nur eine klar umgrenzte Gruppe von Rechten 
zugestanden und die Bearbeiter sind gezwungen, auf die ihnen angebo­
tenen Bedingungen einzugehen. Wegen dieser rechtlichen Abhängigkeit 
leugnen viele Produzenten von so genannten Coverversionen schlicht 
ihren Bearbeiteranteil. Denn, wenn sie sich als nicht-bearbeitende Inter­
preten ausgeben, müssen sie keine Genehmigung einholen, verlieren 
allerdings einen beträchtlichen Teil der eigentlich ihnen zustehenden 
Vergütung. Fragen sie um eine Genehmigung zur Bearbeitung an, so 
erhalten sie diese oft nur, wenn sie bereit sind, auf eine Beteilung an den 
urheberrechtlichen Einkünften aus der Verwertung dieser Bearbeitung -
vor allem über die Verwertungsgesellschaften - zu verzichten. In sol­
chen Fällen erklären die Verlage, dass 

„sie der Bearbeitung nicht ausdrücklich ,zustimmen', sie jedoch ,dulden' 
mit der Maßgabe, daß die Schöpfer der Coverversionen bzw. Remixes an 
den urheberrechtlichen Einkünften der neuen Versionen nicht beteiligt wer­
den und im Urheberrechtsvermerk nicht genannt werden."4 3 

Manche Musikverlage können sogar über die 100% Verlagstantie­
men hinausgehend eine Beteiligung an den leistungschutzrechtlichen 
Einkünften (ein sogenanntes „Override") verlangen, da die Bearbeiter 
im Bereich der Popmusik ja meist auch die Interpreten ihrer Bearbeitun­
gen sind. 4 4 

P. F. Schulz: „Remixes" und „Coverversionen" - Urheberrecht und Verwertung, 
in: C. Schertz (wie Anm. 39), S. 233. 
Ebenda, S. 219. 
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Sound-alikes 

Hätten „The Verve" die Herkunft der ersten vier Takte der Bitter Sweet 
Symphony verschwiegen, so wäre es sehr schwierig geworden, eine Urhe­
berrechtsverletzung nachzuweisen. Die Rechteinhaber des Rolling Stones 
Kataloges hätten Ähnlichkeiten aufzeigen müssen, die nur als Kopie zu 
erklären gewesen wären. Denn ein musikalischer Stil oder ein Gerne ist 
nicht schützbar. Rhythmen und Harmoniefolge dürfen sehr weitgehend 
nachgeahmt werden. Auch bei Melodien können wenige charakteristische 
Abweichungen ausreichen, um eine Nachahmung als neues Werk zu de­
klarieren. Auch die Imitation eines spezifischen Sounds ist weitgehend 
frei: Für die erfolgreiche Klage des Sängers Tom Waits vor einem ameri­
kanischen Gericht gegen einen Nachahmer seiner charakteristischen „Ra­
sierklingenstimme" waren nicht urheberrechtliche, sondern Persönlich­
keits- und markenrechtliche Prinzipien entscheidend.45 

Die gezielte Ausnutzung der urheberrechtlichen Freiheiten hat in­
zwischen ein eigenes Genre hervorbracht: Die sog. Sound-alikes, die vor 
allem für die Verwendung in Werbespots, Filmmusiken und Computer­
spielen produziert werden. Dabei geht es stets darum, sehr bekannte und 
erfolgreiche Musiken zu imitieren, ohne aber die entsprechend hohe 
Vergütung an die Rechteinhaber zahlen zu müssen. Die Komponisten 
müssen also haarscharf am Urheberrecht vorbeischrammen. In den Jah­
ren nach Erschienen des Films Titanic hatte jede fünfte Hollywoodpro­
duktion eine ähnlich klingende Titelmusik, und wer einmal Gelegenheit 
hat, die Tonspur zum Harry-Potter-Computerspiel zu hören, wird sich, 
wenn er sie gehört hat, an die wabernden Orchesterklänge im Harry-
Potter-Film erinnern können. Erst durch den genauen Blick auf die ab­
gedruckten Rechtsnachweise kommt der Musikhörer den komplexen 
Bedingungen moderner Musikproduktion auf die Spur. 

DJing 

Wie die aktuelle Musikpraxis die Kategorien des Urheberrechts durchein­
ander bringt, ist wohl am besten an der Praxis des DJing zu beobachten. 
Hier haben sich grundsätzlich neue Vorstellungen vom Verhältnis zwi­
schen Urhebern und Nutzern, und zwischen der Produktion und der Re­
zeption von Musik etabliert. Grundlage des im 19. Jahrhundert entwickel­
ten Urheberrechts der Musik waren Vorstellungen von musikalischer 
Kommunikation, für die Beethoven treffende Worte gefunden hat, als er 

Tom Waits v. Frito-Lay, Inc., 978 F. 2d 1093 (9th Cir . 1992), vgl . http://www.ar-
tistshousemusic.com/alpert_dl/Waits_Frito_Lay.pdf (21.12.2006) 

http://www.ar-
http://tistshousemusic.com/alpert_dl/Waits_Frito_Lay.pdf
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der autographen Partitur seiner Missa solemnis das Motto voranstellte: 
„Von Herzen - Möge es wieder - zu Herzen gehn!"46 Der Komponist 
schöpft aus seinem Inneren, materialisiert eine imaginierte Musik in der 
Partitur, damit diese später aufgeführt und bei den Zuhörern eine entspre­
chende Empfindung auslösen kann. Der Interpret ist auf diesem Weg der 
Vermittler, der die Botschaft des Komponisten dem Publikum zuträgt. 

Vergleichen wir damit den DJ. In einer traditionellen Analyse ist der 
plattenauflegende Diskjockey weder Komponist noch Interpret, sondern 
schlicht ein Hörer, ein unproduktiver Nutzer verschiedener Musikwerke, 
die in Form von Schallplatten vorliegen. In der Technokultur aber gilt 
der DJ als Musiker: 

„Wenn Sie auf einer Party gefragt werden, ob Sie auch mal 'die Musik ma­
chen' wollen, so erwartet niemand von Ihnen, dass Sie ein Instrument aus­
packen und musizieren, sondern dass Sie die Rolle des Disk Jockey über­
nehmen."47 

Der Diskurs der Techno-Kultur, so der Popmusikforscher Peter Wik-
ke, kennt weder die Kategorie „Musiker" noch deren strukturellen Ge­
genpol, den „Hörer". Hier ist nicht mehr von „Songs", von „Musikti­
teln" oder „-stücken" die Rede sondern von „Tracks". Die im Studio 
vorproduzierten „Tracks" sind aber nicht Tonträger, auf denen Musik­
werke dokumentiert sind. Die Tracks, so Wicke weiter, sind 

„nur eine Art von Instrumenten (...). Mit ihnen stellt der DJ dann vermittels 
eines ganzen Repertoires von Misch-Techniken in der Diskothek eine klang­
bezogene Erfahrung her, die keinerlei dingliches Äquivalent in Form eines 
aus diesem Zusammenhang herauslösbaren ,Stücks', ,Titels' oder ,Produkts' 
mehr besitzt. Da es damit durch Dritte weder ausgebeutet noch zerredet oder 
in der gehabten Art umdefiniert werden kann, entzieht die Praxis des , DJing' 
Techno tatsächlich nicht ohne Erfolg der Usurpation durch den etablierten 
Popmusikdiskurs."4 8 

Diese idealisierende Sicht Wiekes ist wohl inzwischen von der Realität 
eingeholt worden, denn inzwischen werden die Produktionen vieler DJs 
auf CDs gebannt und wie andere Produkte vermarktet. Überträgt man 

Zit. nach S. Kunze, Beethovens Spätwerk und seine Aufnahme bei den Zeitge­
nossen, in: S. Brandenburg/H. Loos (Hrsg.), Beiträge zu Beethovens Kammer­
musik, München 1987, S. 59-78. 
R. Großmann, Xtended Sampling, siehe http://kulturinformatik.uni-lueneburg.-
de/grossmann/grossmann_xtended%20_sampling.pdf 
P. Wicke, „Let the sunshine in your hearts" - Was die Musikwissenschaft mit der 
Love-Parade zu tun hat - oder: Von der diskursiven Konstruktion des Musikali­
schen, in: Die Musikforschung 50 (1997), S. 421-433. 

http://kulturinformatik.uni-lueneburg.-
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Wiekes Analyse und Terminologie auf die Kategorien des Urheber­
rechts, so wäre der DJ einerseits ausübender Musiker, insofern er die 
„tracks" wie Instrumente spielt und gleichzeitig Urheber, da er die vor­
produzierten „tracks" erst zu einer musikalischen Form „komponiert". 
Der Werknutzer wird hier selbst kreativ und verlangt zu Recht nicht nur 
einen Wegfall unangemessener Behinderungen seiner kreativen Tätig­
keit, sondern auch eine angemessene Beteiligung an deren Erfolg. 

4. Ein neuer Ansatz zur rechtlichen Beurteilung produktiver 
Nutzungen 

Die Kategorien des Urheberrechts wurden zur Regulierung musikali­
scher Praktiken in einem Musikmarkt entwickelt, der mit dem heutigen 
nur noch wenig zu tun hat. Wir schlagen deshalb vor, die traditionellen 
Kategorien: Original, Bearbeitung, Aufführung zu ersetzen durch eine 
differenzierende Sicht auf das sehr viel breiter gewordene Spektrum 
unterschiedlicher Typen produktiver Nutzung. Die Kategorien, nach 
denen eine solche differenzierende Sicht entwickelt werden kann, sind 
abhängig von der Legitimation des Urheberrechts. Auf dieser Ebene der 
Legitimation wollen wir zwischen einer traditionellen Analyse und einer 
neueren, den Bedürfnissen der Informationsgesellschaft eher angemes­
senen Analyse unterscheiden. 

In der Theorie des Urheberrechts werden seit der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts ein persönlichkeitsrechtliches und ein vermögensrechtli­
ches Interesse des Urhebers identifiziert49. Unter den Normen der Berner 
Übereinkunft gehört zu den Urheberpersönlichkeitsrechten (franz. droit 
moral, engl, moral rights) das Recht „ die Urheberschaft am Werk für sich 
in Anspruch zu nehmen und sich jeder Entstellung, Verstümmelung, son­
stigen Änderung oder Beeinträchtigung des Werkes zu widersetzen, die 
seiner Ehre oder seinem Ruf nachteilig sein könnten." 5 0 Vermögensinter­
essen werden hingegen als ausschließliches und übertragbares Recht zur 
Verwertung begriffen, oft ebenfalls auf naturrechtlicher Grundlage, wo­
nach die Früchte schöpferischer Arbeit dem Urheber zuzuordnen sind. 
Folgen wir diesen traditionellen urheberrechtlichen Grundsätzen, so lassen 
sich die verschiedenen Typen produktiver Nutzung nach zwei Kriterien 

V g l . J. Kohler, Das Autorrecht. Eine zivilistische Abhandlung; zugleich ein Be i ­
trag zur Lehre vom Eigenthum, vom Miteigenthum, vom Rechtsgeschäft und 
vom Individualrecht, Jena 1880. Zur sog. monistischen Theorie vgl . H . Schack, 
Urheber- und Urhebervertragsrecht, Tübingen 1997, Seite 140, Rdnr. 306. 
Art . 6 bis. Die W T O TRIPS-Vereinbarung schließt diesen Paragraphen ausdrück­
lich aus ( § 9 ( 1 ) ) Inzwischen sind alle größeren industrialisierten Länder Mitglied 
der Berner Übereinkunft und an die dort festgelegten Standards gebunden. 
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ordnen: Erstens berührt eine Aneignung die persönliche Integrität des Au­
tors, und zweitens sind die Resultate produktiver Nutzungen entweder 
überwiegend als Resultat früherer Arbeit zu werten oder vor allem als 
Ergebnis der Tätigkeit des Nutzers. 

Die Schädigung des Urheberpersönlichkeitsrechts ist in Schaubild 1 
auf der vertikalen Achse angezeigt. Wird eine Aneignung kommerziell 
erfolgreich und der Originalautor von diesem Erfolg ausgeschlossen, so 
wird der Autor um das Vermögensrecht gebracht, die Früchte seiner Ar­
beit zu genießen. Dieser materielle Schaden des Autors wird auf der hori­
zontalen Achse angezeigt. 

Den maximalen Schaden erleidet der Originalautor im Fall eines Pla­
giats, d. h. einer Übernahme eines gesamten Werks unter einem falschen 
Autorcnnamen. Hier entgeht ihm einerseits das Honorar für die Nutzung 
des Werks, das ihm ja in voller Höhe zusteht; andererseits wird er aber 
auch um die Anerkennung seiner künstlerischen oder wissenschaftlichen 
Leistung und um den Beifall des Publikums gebracht. Wegen des maxi­
malen Schadens auf beiden Ebenen steht das Plagiat in unserem Schaubild 
ganz rechts und ganz oben. 

Schaubild 1: Traditionelle Analyse produktiver Nutzung. Spannungen 
zwischen Urheberpersönlichkeitsrechten im Falle produktiver Nutzung 
und kreativer Wiederverwendung 

(Sound-alike) Cf Plagiat J> 

(f Arrangement 
(( Parodie " 
J> ^(^Coverversion ) 
( Sampling ) — " (Transkription ; 

Zitat "3 C D-jing > 
Anoipnung fremder Arbeit 

Die Gegenposition auf beiden Achsen wird durch das Zitat besetzt. Wird 
ein Autor zitiert, so wird sein Ansehen als Autor nicht beschädigt - im 
Gegenteil: in den Wissenschaften steigt sein Ansehen sogar durch das 
Zitiertwerden. Der Akt des Zitierens ist selbst schöpferisch, und auch 
materielle Einbußen muss der zitierte Autor kaum befürchten. 
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Im Schaubild rechts unten stehen Transkriptionen, einfache Transposi­
tionen in andere Tonarten oder Übertragungen für andere Instrumente. 
Durch solche Umgestaltungen wird die Urheberpersönlichkeit der Origi­
nalautoren kaum beschädigt, wenn die Anteile von Originalautor und pro­
duktivem Nutzer erkennbar sind und nicht etwa der Nutzer fälschlich be­
hauptet, einen größeren Anteil beigetragen zu haben. Die materiellen 
Einbußen für die Rechtinhaber an der Vorlage aber können beträchtlich 
sein. Ein CD-Käufer etwa, der sich für die Lautensuiten von Johann Seba­
stian Bach interessiert, kann möglicherweise durch eine Transkription für 
die Gitarre völlig zufrieden gestellt werden. Und für einen sowohl des 
Englischen als auch des Deutschen kundigen Leser kann die englische 
Fassung eines im Original deutschen Sachbuches einen gleichwertigen 
Ersatz bieten. 

Ganz oben und relativ weit links stehen die Sound-alikes. Durch die­
se werden die Urheberpersönlichkeitsrechte geschädigt, denn der weni­
ger aufmerksame Zuhörer hält das Gehörte für das bekannte Original. 
Der Komponist des Sound-alike eignet sich in gewissem Maße das Re­
sultat fremder Arbeit an, doch muss er auch selbst sehr viel Arbeit inve­
stieren, damit die Differenz zum Original immer groß genug bleibt, um 
nicht als unerlaubte Bearbeitung zu gelten. 

Durch eine Parodie oder eine andere Form der kritischen Adaption 
kann die Urheberpersönlichkeit der Originalautoren geschädigt werden. 
In den meisten Fällen wird man aber die Freiheit der Künste und Wis­
senschaften höher bewerten als die Kränkung des Urhebers durch eine 
kritische Auseinandersetzung mit seinem Werk bzw. die Verwendung 
eines Ausschnitts in fremdem Kontext. Das Sampling wird ähnlich be­
handelt wie die Parodie: Durch beide Praktiken wird die Persönlichkeit 
des Originalautors in geringem Maße geschädigt; und er wird in gerin­
gem Maße um die Früchte seiner Arbeit gebracht. Arrangements und 
Coverversionen stehen auf beiden Achsen etwa in der Mitte, denn eine 
genaue Einordnung kann nur für konkrete Fälle getroffen werden. Wenn 
sie sehr nah am Original bleiben, können Coverversionen und Arrange­
ments die Urheberpersönlichkeitsrechte schädigen und den Urheber um 
die Früchte seiner Arbeit bringen. Bei freieren Versionen aber wird der 
Originalautor auf beiden Ebenen so gut wie nicht geschädigt. Beim 
DJing werden Urheberpersönlichkeitsrechte in der Regel nicht geschä­
digt, da ja der Produzent der Schallplatte nur ein Material liefert, aus 
dem erst der DJ dann die Musik macht. Der Schallplattenproduzent hat 
also weniger das Ansehen eines Komponisten als das eines fähigen In­
strumentenbauers. Der DJ eignet sich aber in beträchtlichem Maße 
fremde Arbeit an, denn er investiert oft weniger eigene Arbeit in das 
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Spiel mit den Klangspuren als etwa ein Instrumentalvirtuose, der sein 
Instrument erst nach jahrelangem Üben beherrscht; zudem ist der vor­
produzierte Sound entscheidend für den Erfolg der entstehenden Musik. 

Unter den Bedingungen der Informationsgesellschaft haben sich die 
Anforderungen an das Urheberrecht gewandelt. Die Urheberrechtssy-
steme des 18. und frühen 19. Jahrhunderts dienten vor allem dem Inter­
essenausgleich zwischen Verlegern, von denen einige hohe Investitio­
nen für Originalmanuskripte, Druckmaschinen und Kupferplatten 
refinanzieren mussten, während andere verhältnismäßig billige Nach­
drucke produzierten. Seit den 1860er Jahren formierten sich starke Au­
torenverbände und Verwertungsgesellschaften für Komponisten, literari­
schen Autoren und Journalisten. So wurde das Urheberrecht im Zuge 
einer Verbürgerlichung der kreativen Berufe zum Austragungsort für 
Konflikte zwischen Autoren und Verwertern. 

Die Techniken der Digitalisierung seit den 1980er Jahren und die 
Verbreitung des Internet seit 1996 haben dazu geführt, dass jetzt die Kon­
flikte zwischen Nutzern und Verwertern ins Zentrum urheberrechtlicher 
Auseinandersetzungen rücken. 5 1 Mit großem öffentlichem Interesse wur­
den etwa die Auseinandersetzungen der Phonoindustrie mit Mitgliedern 
und Betreibern von Musiktauschbörsen wie Napster verfolgt. Die kreati­
ven Nutzer in unseren Beispielen sehen sich prinzipiell ähnlichen Proble­
men ausgesetzt wie die in musikalischer Hinsicht unproduktiven Nutzer 
der Musiktauschbörse. Auch die produktiven Nutzer müssen, bevor sie 
überhaupt als Bearbeiter und Interpret selbst urheberrechtlichen Schutz für 
ihre Tätigkeit beanspruchen könne, zunächst Lizenzen einholen und dafür 
mit international verflochtenen Musikkonzernen verhandeln, die gegen­
über dem einzelnen Künstler übermächtig erscheinen. 

Diese veränderte Interessenskonstellation erfordert neue Kriterien 
zur Beurteilung produktiver Nutzungen. In Schaubild 2 haben wir des­
halb die traditionellen Kriterien ersetzt: Statt um „Schädigung der Urhe­
berpersönlichkeit" und „Aneignung fremder Arbeit" geht es jetzt um die 
„Verunklarung der Quellen" und, utilitaristisch, um die „Konkurrenz 
zum genutzten Original". Nutzungen, die auf der vertikalen Achse im 
oberen Bereich liegen sind unethisch, weil sie gegen zentrale Prinzipien 
der Informationsgesellschaft verstoßen. Nutzungen, die auf der horizon-

Siehe dazu ausfuhrlicher: F. Kawohl , Urheberrecht, in: H . Neuhoff/H. de la Mot­
te-Haber (Hrsg.), Handbuch der Musiksoziologie, im Druck. In einigen unserer 
Beispiele sind die Autoren zunächst in der Funktion des Nutzers vorbestehender 
Werke, bevor sie überhaupt als Bearbeiter, Interpret usw. selbst fur ihre Tätigkeit 
urheberrechtlichen Schutz beanspruchen können. 



230 Friedemann Kawohl/Martin Kretschmer 

talen Achse im rechten Bereich liegen, unterwandern Investitionen und 
verletzen Wettbewerbsregeln der Marktwirtschaft. 

Der Schutz der Urheberpersönlichkeit war wesentlicher Bestandteil 
der autorenzentrierten Urheberrechtssysteme in den kontinentaleuropäi­
schen Ländern. Über die Berner Übereinkunft wurden Mindeststandards 
der so genannten „moral rights" auch in den Rechtssystemen anderer 
Ländern installiert. Wir postulieren, dass die persönlichkeitsrechtlichen 
Belange der Urheber heute ebenso gut, oder sogar besser im Rahmen der 
allgemeinen Persönlichkeitsrechte als innerhalb des Urheberrechts gere­
gelt werden können. Denn die persönlichkeitsrechtliche Legitimation 
des Urheberrechts verdeckt den Blick darauf, dass heute nicht mehr 
Komponisten, Literaten und mit diesen persönlich verbundenen Verle­
gerpersönlichkeiten die marktbestimmenden Akteure sind, sondern in­
dustriell organisierte, weltweit agierende Rechteinhaber, die den Auto­
ren fast alle Rechte abkaufen. Neu zu berücksichtigen sind stattdessen 
die Interessen sowohl der Kreativen als auch der Konsumenten, über die 
Quellen einer Information aufgeklärt zu werden. 

Schaubild 2: Produktive Nutzung in der Informationsgesellschaft 

Aus ähnlichen Gründen halten wir auch die „Aneignung fremder Ar­
beit" heute nicht mehr für ein entscheidendes Kriterium zur rechtlichen 
Einordnung produktiver Nutzungen. Urheberrechtlich geschützte, krea­
tive Leistungen werden heute meist innerhalb von geregelten Arbeits-

< 
CD 
C 
=3 

Konkurrenz zum genutzten Original 



Entgrenzungen geistiger Eigentumsrechte in der Musik 231 

Verhältnissen erbracht oder durch einmalige Zahlungen an die Urheber 
vergütet. Die Arbeit der Urheber wird also in der Praxis vor allem durch 
individuell ausgehandelte Verträge entlohnt und nicht durch das Urhe­
berrecht. Um aber den Kernkonflikt zwischen Nutzern und Verwertern 
zu moderieren, müssen urheberrechtliche Regelungen auf den Interes-
scnsausgleich zwischen diesen Gruppen zielen: Den Verwertern ist ein 
angemessener Investitionsschutz zuzusichern und den Nutzern ein mög­
lichst breites und gleichzeitig günstiges Angebot. 

Plagiat und Zitat stehen auch unter den neuen Kategorien an den ex­
tremen Positionen (vgl. Schaubilder 1 und 2). Verschiebungen aber las­
sen sich bei den anderen Typen produktiver Nutzung beobachten. Die 
kritische Aneignung, etwa durch eine Parodie, und das Arrangement 
rücken nahe an das erlaubte Zitat, solange die Quellen genannt werden 
und der Unterschied zum Original groß genug ist, um nicht in unmittel­
barer Konkurrenz zum Original zu stehen. Für kaum einen Hörer oder 
Leser bieten Zitat oder Parodie einen ausreichenden Ersatz für das Ori­
ginal, so dass er auf dessen Kauf verzichtet. Eher wird die durch das 
Zitat geweckte Neugier zu einer Steigerung der Nachfrage nach dem 
zitierten Werk fuhren. Auch das DJing steht neben Parodie und Zitat, 
weil es nicht in Konkurrenz zum vorgefundenen Material, d. h. der ein­
zelnen, vorgefertigten Klangspur steht. In Fällen von Sampling sehen 
wir in der Regel keine Gefahr einer direkten Konkurrenz zum Original, 
da ja in der Regel nur einzelne Klänge oder einzelne kurze Figuren 
(„riffs") gesampelt werden. Im Unterschied zu Zitat und Parodie wird 
den Hörern allerdings nicht klar, welche Quellen benutzt werden. 

Um diesem Informationsbedürfnis der Nutzer sowie dem Recht der 
Musiker der verwendeten Tonspuren auf Nennung ihres Namens gerecht 
zu werden, schlagen wir die Pflicht zur möglichst genauen Kennzeich­
nung der verwendeten Tonspur vor: Plattentitel, Labelcode, Name der 
Musiker, Produzent, Tonmeister usw., die auf dem Plattencover oder im 
beiliegenden Booklet abgedruckt werden kann. Das Sound-alike ist im 
Schaubild 2 weit nach rechts in die Nähe des Plagiats gerückt. Hier müs­
sen wettbewerbliche Gründe berücksichtigt werden sowie ein mögliche 
Irreführung der Konsumenten. Zur Entscheidung von Streitigkeiten um 
Sound-alikes sind aber wohl eher markenrechtliche Prinzipien anzuwen­
den als urheberechtliche. Ob ein Sound-alike verboten oder erlaubt sein 
soll, kann also nicht am imitierten musikalischen Material (Klangfarbe, 
Harmonie, Melodie, Rhythmus) gemessen werden, sondern an der Ge­
fahr der Irreführung der Verbraucher, die auch vom Verwendungszweck 
der jeweiligen Musiken abhängt. 
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5. Ergebnisse 

Musik und andere Künste stehen immer in der Spannung zwischen Altem 
und Neuem. Traditionen werden fortgeführt, unterschiedliche Traditionen 
verbunden und durch neue Elemente transformiert. Das muss bei der Ana­
lyse der Entgrenzung des Eigentums bzw. der Propertization des künstle­
rischen Feldes angemessen berücksichtigt werden. Um die immer diffe­
renzierteren Ansprüche von immer mehr Anspruchsberechtigten in 
urheberrechtlichen Termini fassen und damit verhandelbar machen zu 
können, genügt das durch die Musikpraxis und Musikästhetik des 19. 
Jahrhunderts geformte Konzept des „abstrakten Werks" und damit einher­
gehende kategoriale Differenzierung in Original, Bearbeitung und Inter­
pretation nicht mehr. Durch die Unterscheidungen zwischen freier Benut­
zung und Bearbeitung und zwischen Bearbeitung und Darbietung 
konserviert das heutige Urheberrecht Kategorien, die von der Musikästhe­
tik und der Musikpraxis überholt worden sind. Dieses Konzept des ab­
strakten Originalwerks ist durch eine Reihe exklusiver Rechte ausgestaltet 
worden. Viele kreative Nutzungen sind heute nur möglich mit der aus­
drücklichen Einwilligung des Rechteinhabers, die der sich oft teuer bezah­
len lässt. 

Diese Lizenzpraxis hat unerwünschte Konsequenzen: Produzenten von 
Coverversionen leugnen ihren Bearbeitcranteil, weil sie als bloße Interpre­
ten keine ausdrückliche Genehmigung einholen müssen. DJing bewegt 
sich, spätesten dann, wenn die Ergebnisse auf Tonträgern veröffentlicht 
werden, im rechtlich unsicheren Bereich der nicht genehmigten Bearbei­
tung und wird als kreative, musikalische Tätigkeit nicht angemessen ho­
noriert. Weil unlizensierte Samples toleriert werden, solange sie nicht ein­
deutig zu identifizieren sind, verbergen kreative Nutzer ihre Quellen, um 
nicht für ein sekundenlanges Sample bis zu 100 Prozent ihrer Einkünfte 
abtreten zu müssen. Erkennbare Referenzen werden oft nicht durch eindeu­
tige Zitate, sondern durch Sound-alikes geleistet. Solche Effekte wider­
sprechen dem grundlegenden Bedürfnis der Informationsgesellschaft auf 
Offenlegung von Quellen und behindern die kreative Arbeit unabhängiger 
Musiker, die nicht auf die Lizenzabteilung eines Musikkonzerns zurück­
greifen können. 

Urheberrechtliche Regelungen haben es wohl noch nie vermocht, 
künstlerische Entwicklungen langfristig zu behindern. Recht kann der 
Vermeidung und Lösung von Konflikten dienen und passt sich gesell­
schaftlichen Entwicklungen stets nur zögerlich an. Im Rahmen einer ab­
sehbaren Neuorientierung des Urheberrechts an den Bedürfnissen der In­
formationsgesellschaft haben wir versucht, rechtliche Kategorien zu 
entwickeln, die auch unter den Bedingungen heutiger Musikpraktiken 
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geeignet sind zur Regulierung der kreativen Nutzung vorhandener Musik. 
Die beiden vorgeschlagenen Kategorien verstehen wir als einen Beitrag 
für weitere Diskussionen darüber, unter welchen Bedingungen die Nut­
zung vorbestehender Musik eingeschränkt werden soll. 

Statt des bisher für fast alle Nutzungen vorgesehenen exklusiven 
Verbotsrechts des Rechteinhabers schlagen wir eine Differenzierung 
vor, die den unterschiedlichen Nutzungsformen eher gerecht werden 
kann. Alternativen zur Durchsetzung von Exklusivrechten sind insbe­
sondere: eine Pflicht zur Nennung von Quellen an angemessener Stelle 
sowie die Zahlung einer angemessenen Vergütung, wie sie sich etwa für 
Tonaufnahmen bereits veröffentlichter Kompositionen, für öffentliche 
Aufführungen und Rundfunkübertragungen bewährt hat.52 

In unserem Aufsatz „Abstraction and Registration: Conceptual Innovations and 
Supply Effects in Prussian and British Copyright (1820-50)" haben wir außerdem 
vorgeschlagen, unerwartete produktive Nutzungen zu ermöglichen durch die Re­
gistrierung von Rechten, die Inhaber zur Verwertung verpflichten, vgl. F. K a -
wohl; M , Kretschmer, in: Intellectual Property Quarterly (2003) 2, S. 209-228. 
Zur Debatte um alternative Vergütungsmechanismen, vgl . „Berlin Declaration on 
Collectively Managed Online Rights: Compensation without Control!", 21. Juni 
2004 (www.contentflatrate.org). 

http://www.contentflatrate.org


Isabella Lohr 

Geistiges Eigentum in Kriegszeiten. 
Der Schutz von Urheberrechten und die Berner 
Übereinkunft im Ersten und Zweiten Weltkrieg 

1. Einleitung 

Der grenzüberschreitende Handel mit Büchern und Notenwerken machte 
es bereits Anfang des 19. Jahrhunderts notwendig, dass sich die Gesetz­
geber in Europa bei der Ausarbeitung nationaler Gesetze zum Schutz 
von Urheberrechten mit Fragen des internationalen Rechtsverkehrs be­
schäftigten und sich um bilaterale Absprachen mit benachbarten Staaten 
bemühten. Denn die massenhafte Produktion von Büchern, Kunstwerken 
und Musik mit Hilfe moderner Vervielfältigungstechniken warf die Fra­
ge auf, wem das Recht an der Verbreitung, Verwertung und Rezeption 
von literarischen und künstlerischen Werken zusteht, wenn ein Werk im 
Ausland und damit jenseits des eigenen nationalen Rechtsmonopols 
verwertet wird. Einen qualitativen Sprung für diese Absprachen brachte 
1886 die Gründung der Berner Übereinkunft, ein multilateraler Vertrag, 
der einen flächendeckenden Rechtsschutz für künstlerische Werke im 
gesamten Territorium der Mitgliedsstaaten gewährleistete. Die Berner 
Übereinkunft legte einen international ausgehandelten Standard zum 
Schutz geistigen Eigentums fest, der mit Hilfe des so genannten Prinzips 
der Inländerbehandlung ausländische und inländische Urheber innerhalb 
der Vertragsstaaten rechtlich gleichstellte. Durch die Abstimmung von 
nationalem und internationalem Recht wurden Rechtsnormen und Insti­
tutionen geschaffen, die Urhebern und Verwertern über nationale Gren­
zen hinweg verbindliche Rechte zusicherten und so Handlungssicherheit 
in den grenzüberschreitenden Handel mit kulturellen Gütern brachten.1 

Die Berner Übereinkunft internationalisierte den eigentumsförmigen 
Umgang mit kulturellen Gütern. Diese anfänglich auf Europa konzen­
trierte, spezifische Form der Verrechtlichung geistigen Eigentums ex­
pandierte im weiteren Verlauf des 20. Jahrhunderts weltweit, so dass die 
Berner Übereinkunft zum maßgebenden internationalen Urheberrechts-

Zu Vorgeschichte und Bedeutung der Berner Übereinkunft: H. Siegrist, Geistiges 
Eigentum im Spannungsfeld von Individualisierung, Nationalisierung und Inter­
nationalisierung. Der Weg zur Berner Übereinkunft von 1886, in: R. Hohls/I. 
Schröder/H. Siegrist (Hrsg.), Europa und die Europäer. Quellen und Essays zur 
modernen europäischen Geschichte, Wiesbaden 2005, S. 52-61. 

C O M P A R A T I V 16 (2006), Heft 5/6, S. 234-248. 
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vertrag avancierte.2 Diese auf den ersten Blick vor allem räumliche Ent­
grenzung eines nationalen Rechtsregimes für den Umgang mit kulturel­
len Gütern verdankte die Berner Übereinkunft einer stetig wachsende 
Zahl von Mitgliedsstaaten, die begleitet wurde von einer permanenten 
Angleichung des Rechtsschutzes an technische Neuerungen und einer 
homogenisierenden Wirkung des internationalen Rechts auf die nationa­
len Gesetzgebungen der Verbandsstaaten. 

Mit „Entgrenzung" ist die besondere Qualität der Gründung einer 
zunächst europäischen Urheberrechtsunion, ihre feste Verankerung in 
der internationalen Politik und die Ausweitung ihres Rechtsschutzes 
auch auf nichteuropäische Länder indessen nur vage benannt. Was ist 
also das besondere Merkmal, das die Berner Übereinkunft nicht nur als 
einen langfristigen Prozess der Institutionalisierung und Internationali­
sierung, sondern als ein sich entgrenzendes Eigentumsregime auszeich­
net? Tatsächlich war die Berner Übereinkunft im 20. Jahrhundert der 
maßgebende internationale Urheberrechtsvertrag und das, obwohl wich­
tige europäische Mitgliedsstaaten in der ersten Hälfte des Jahrhunderts 
in zwei Weltkriegen verfeindet waren und obwohl ab den sechziger Jah­
ren das Schutzniveau der Union, das auf den kulturellen Produktions­
und Rezeptionsverhältnissen westlicher Gesellschaften basiert, im Rah­
men von Entwicklungshilfediskussionen immer wieder heftig kritisiert 
wurde.3 Das heißt, man kann eine starke Kontinuität und Ausdehnung 
privater und individueller Eigentumsrechte an geistigen Gütern im 20. 
Jahrhundert beobachten, bei der sich die Frage stellt, wie diese eigen-
tumsförmige Organisation von Urheberrechten trotz äußerer Widerstän­
de international gesichert wurde. Ist also von Entgrenzung in Bezug auf 
die Berner Übereinkunft die Rede, meint das einen langfristigen Prozess 
der Institutionalisierung und Internationalisierung von Eigentumsregeln 
für den Umgang mit kulturellen Gütern, der trotz politischer, militäri­
scher und wirtschaftlicher Krisen stabil verlief, der homogenisierend auf 
die nationalen Gesetzgebungen wirkte und der eine flächenmäßige 
Ausweitung der Rechtsstandards mit Hilfe neuer Verbandsmitglieder 
brachte. 

2 G . Schricker, Hundert Jahre Urheberrechtsentwicklung, in: F . - K . Beier/A. 
Kraft/G. Schricker/E. Wadle (Hrsg.), Gewerblicher Rechtsschutz und Urheber­
recht in Deutschland. Festschrift zum hundertjährigen Bestehen der Deutschen 
Vereinigung für gewerblichen Rechtsschutz und Urheberrecht und ihrer Zeit­
schrift, Weinheim, New York 1991, S. 1100. 

3 M . Frein, Die Globalisierung von Rechten an geistigem Eigentum und der Nord-
Süd-Konflikt, in: Prokla 126. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft 31 
(2002) 1, S. 103-125. 
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Wie eine solche institutionelle Stabilisierung und Ausweitung des in­
ternationalen Urheberrechtes funktionierte, soll im Folgenden anhand 
der Geltung und des Umganges mit der Berner Übereinkunft im Ersten 
und Zweiten Weltkrieg untersucht werden. Dabei wird die These vertre­
ten, dass nicht nur der Status quo der Eigentumsregeln, für Kriege die 
potentiell größte Gefahrenquelle darstellen, aufrechterhalten wurde, 
sondern dass die Berner Übereinkunft auch Rechtseindeutigkeit und 
damit Orientierungswissen für staatliche und nichtstaatliche Akteure in 
beiden Weltkriegen bot. Es wird gefragt, auf welchen Mechanismen 
diese Krisensicherheit beruhte und mit welchen Argumenten staatliche 
und nichtstaatliche Akteure sie aufrechterhielten. 

2. Die Berner Übereinkunft als internationale Verwaltungsunion 

Bei Ausbruch des Ersten Weltkrieges war die Berner Übereinkunft 
knappe drei Jahrzehnte in Kraft. Bis dahin hatte sie zwei Revisionskon­
ferenzen erlebt und war von ursprünglich neun überwiegend europäi­
schen Gründerstaaten auf 18 Staaten 1914 angewachsen.4 Der Ausbruch 
des Ersten Weltkrieges brachte für die Berner Union eine neuartige Si­
tuation, da wichtige Verbandsstaaten in diesen Krieg verwickelt waren 
und es stellte sich die drängende Frage, welchen Einfluss der Krieg auf 
diesen multilateralen Vertrag ausüben würde. 

Die Konvention überstand beide Weltkriege relativ unbeschadet, ei­
ne Tatsache, die von heutigen Kommentatoren nur mit wenig Aufmerk­
samkeit bedacht wird. Sie stellen vielmehr nur knapp fest, dass die Uni­
on im Ersten und Zweiten Weltkrieg prinzipiell nicht erloschen sei, die 
praktische Verbandsarbeit jedoch zum Erliegen gekommen, nach dem 
Krieg aber bald wieder reaktiviert und fortgeführt worden sei.5 Ein Blick 
in die zeitgenössische Literatur, die zwischen 1914 und der direkten 
Nachkriegszeit des Zweiten Weltkrieges entstanden ist, zeigt dagegen, 
dass die Fortexistenz der Union für die Zeitgenossen nicht selbstver­
ständlich war. Politiker, Juristen und Berufsverbände waren verunsichert 
über die Frage, wie man mit einem mehrseitigen zwischenstaatlichen 
Abkommen unter Kriegesbedingungen verfahren sollte. Denn anders als 
bei bilateralen Verträgen gab es 1914 noch keine Erfahrungswerte mit 
multilateralen Abkommen in Kriegszeiten. 

E. Röthlisberger, Der interne und internationale Schutz des Urheberrechts in den 
Ländern des Erdballs, Leipzig 1914. 
Beispielhaft: H . Hubmann, Hundert Jahre Berner Übereinkunft. Rückblick und 
Ausblick, in: U F I T A 103 (1986), S. 13; S. Ricketson, The Berne Convention for 
the Protection of Literary and Artistic Works: 1886-1986, London 1987, S. 98. 
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Die Berner Union gehörte zu den internationalen Verwaltungsunio­
nen, die in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts ins Leben gerufen 
wurden. Zu den bekannten Verwaltungsunionen zählten neben der Ber­
ner Übereinkunft ihr gewerbliches Pendant, die Pariser Verbandsüber­
einkunft zum Schutz gewerblichen Eigentums von 1883 (ab 1893 liefen 
die permanenten Büros beider Unionen unter dem Namen Vereinigte 
Büros für den Schutz geistigen Eigentums mit Sitz in Bern),6 die inter­
nationale Telegraphenunion von 1865, der Weltpostverein von 1874, die 
internationale Meterkonvention von 1875, die Union zur Veröffentli­
chung der Zolltarife von 1890 und das Zentralamt für den internationa­
len Eisenbahnverkehr von 1893.7 Diese internationalen Verwaltungs­
unionen waren eine Reaktion auf den seit der Mitte des 19. Jahrhunderts 
anwachsenden grenzüberschreitenden Verkehr von Industriegütern, 
Rohstoffen, Dienstleistungen und Informationen zwischen europäischen 
Staaten, im transatlantischen Handel und im Handel mit den europäi­
schen Kolonien. 8 Mit den internationalen Verwaltungsunionen entstand 
eine ganz neue Form zwischenstaatlicher Organisation. Denn im Unter­
schied zu einmaligen internationalen Verträgen, die beispielsweise die 
Vereinheitlichung metrischer Systeme oder die Festlegung der Zeitzo­
nen regelten,9 begründeten die genannten Abkommen eine politische 
Union mit dem pragmatischen Ziel, technische und rechtliche Fragen 
international gemeinsam zu lösen und mit der Einführung verbindlicher 
Standards feste Regeln und damit Handlungssicherheit in den interna­
tionalen Verkehr zu bringen.1 0 Ihrem Anliegen entsprechend, für soziale, 
technische und rechtliche Fragen möglichst flächendeckende und fort­
laufende Lösungen auf internationaler Ebene zu bieten, besaßen die 
Verwaltungsunionen eine offene Struktur. Sie waren auf inhaltlichen 

L ' U n i o n internationale pour la protection des oeuvres littéraires et artistiques. Sa 
fondation et son développement , Mémoire publié par le Bureau de l 'Union de 
Berne, Bern 1936, S. 103. 

7 F. Ostertag, Internationale Bureaux in der Schweiz, in: Handbuch der Schweize­
rischen Volkswirtschaft, Bern 1939, S. 619-621; A . S . von Waltershausen, Die 
Entstehung der Weltwirtschaft. Geschichte des zwischenstaatlichen Wirtschafts­
lebens vom letzten Viertel des achtzehnten Jahrhunderts bis 1914, Jena 1931, S. 
473 ff. 

8 Einführend: J. Osterhammel; N . P . Petersson, Geschichte der Globalisierung. 
Dimensionen, Prozesse, Epochen, München 2003, S. 46-86. 

9 Eine Übersicht einiger internationalen Abkommen zwischen 1865 und 1890 bei: 
T.J. Röder, Rechtsbildung im wirtschaftlichen „Weltverkehr". Das Erdbeben von 
San Francisco und die internationale Standarisierung von Vertragsbedingungen 
(1871-1914), Frankfurt am Main 2006, S. 39ff. 

1 0 M . Vec, Recht und Normierung in der Industriellen Revolution, Frankfurt a. M . 
2006, S.21-164. 
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Ausbau, Anpassung an technische Neuerungen und die Neuaufnahme 
von Mitgliedsstaaten angelegt und unterzogen sich zu diesem Zweck 
stetigen Revisionen mit Hilfe von diplomatischen Konferenzen." 

Um zu gewährleisten, dass die Verträge und technisch-administrativen 
Absprachen von den Unionsmitgliedern auch eingehalten wurden, grün­
dete man internationale Büros, die als ständige koordinierende Instanz 
funktionieren sollten und zu diesem Zweck eine gewisse Eigenständig­
keit erhielten. Das internationale Büro der Berner Union bereitete die 
diplomatischen Konferenzen vor, führte ihre Beschlüsse durch, infor­
mierte die Mitglieder der Berner Übereinkunft und mahnte sie bei Ver­
säumnissen. Trotz seiner primär administrativen Funktionen kam dem 
Berner Büro eine zentrale Bedeutung zu, weil das Ziel einer fortlaufen­
den Vertiefung des Rechtsschutzes und einer allmählichen Angleichung 
der nationalen Rechtsordnungen nur mit Hilfe eines ständigen Sitzes und 
einer internationalen Beamtenschaft erreichbar war, die das Funktionie­
ren garantierte und die Weiterentwicklung der Berner Übereinkunft ste­
tig vorantrieb.12 

Auch wenn die internationalen Büros primär exekutive Aufgaben er­
ledigten, unter Aufsicht der Schweizer Regierung standen und juristisch 
keine Selbständigkeit besaßen, sondern von den diplomatischen Konfe­
renzen der Mitgliedsstaaten delegiert wurden,1 3 wird ihre Bedeutung in 
der Forschung für die Entstehung zwischenstaatlicher Strukturen vor 
allem in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts aus drei Gründen hoch 
veranschlagt.14 Erstens brachten sie eine Ausweitung des Themenspek­
trums, das als relevant erachtet wurde für eine friedliche Regelung inter­
nationaler Beziehungen. In diesem Sinne machten sie nicht nur soziale, 
wirtschaftliche und technische Fragen international salonfähig, sondern 
unterstützen die nationalen Administrationen tatkräftig bei Aufbau und 
Erhalt einer Infrastruktur für eine funktionsfähige internationale Zu-

F. Ostertag (wie A n m . 7); P. Buck, Geistiges Eigentum und Völkerrecht. Beiträ­
ge des Völkerrechts zur Fortentwicklung des Schutzes von geistigem Eigentum, 
Berl in 1994. 
Bureau international de la propriété intellectuelle, La Convention de Berne pour 
la protection des oeuvres littéraire et artistiques de 1886 à 1986. Centenaire de la 
Convention de Berne, Genf 1986. 

1 3 R. Plaisant, L 'évolut ion des conventions de propriété intellectuelle, in: Les 
unions internationales pour la protection de la propriété industrielle, littéraire et 
artistique, 1883-1963, Genf 1962, S. 54f. 

1 4 A . Iriye, Global Community. The Role of International Organizations in the 
Making of the Contemporary World, Berkeley 2004, S. 9-36; I.L. Claude, 
Swords into Plowshares. The Problems and Progress of International Organiza­
tions, New York 1971, S. 21-40. 
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sammenarbeit im sozialen und technischen Bereich. Zweitens stellten sie 
mit ihrer strukturellen Anlage von ständigem Büro (feste Mitarbeiter, 
kontinuierliche Organisation, Konferenzvorbereitung, Ausführung von 
Beschlüssen, Aufgaben der Recherche, Kommunikation und Publikati­
on), 1 5 einer Aufsicht führenden Institution und regelmäßigen Mitglie­
derkonferenzen eine Art Prototyp internationaler Organisationen dar, 
wie sie erst der Völkerbund und später die UNO mit ihren zentralen 
Gremien Sekretariat, Rat und Versammlung einrichteten. Drittens 
schließlich werteten die internationalen Verwaltungsunionen Akteurs­
gruppen international auf, die in der bis dahin gängigen zwischenstaatli­
chen Diplomatie keinen Platz gefunden hatten. Gemeint sind nichtstaat­
liche Akteure wie Experten, national und international organisierte 
Berufs- und Interessenverbände sowie humanitäre Komitees. Besonders 
bei der Entstehungsgeschichte der Berner Übereinkunft wird immer 
wieder die Bedeutung international organisierter Berufsverbände her­
vorgehoben, allen voran die „Association littéraire et artistique interna­
tionale" und große nationale Verbände der Verleger und Buchhändler, 
die in den 1860er Jahren erste Impulse für die Gründung einer interna­
tionalen Übereinkunft zum Schutz von Urheberrechten gaben und die 
sichtbar ihre Handschrift bei der Gründung und den späteren Revisions­
konferenzen hinterließen. 1 6 In diesem Sinne wirkten die internationalen 
Verwaltungsunionen und damit auch die Berner Übereinkunft wegwei­
send, weil sie erstmals Strukturen und Institutionen schufen, die eine 
internationale Kooperation zwischen Staaten unter Beteiligung nicht­
staatlicher Akteure ermöglichten und diese Art technischer Zusammen­
arbeit als gängiges Instrument in den internationalen Beziehungen eta­
blierten. 

3. Die Berner Übereinkunft im Ersten und Zweiten Weltkrieg 

Widmet man sich nun den Auswirkungen der beiden Weltkriege auf die 
Berner Übereinkunft, sind die Rechtstheorie und die Ebene der tatsäch­
lichen Handlungen voneinander zu unterscheiden. Besonders die Kom­
mentatoren im direkten Anschluss an den Zweiten Weltkrieg betonen 

1 5 Zu den Aufgaben des Bemer Büros: J. Secretan, L 'évolut ion structurelle des 
unions internationales pour la protection de la propriété intellectuelle, in: Les 
unions internationales pour la protection de la propriété industrielle, littéraire et 
artistique, 1883-1963, Genf 1962, S. 11-18. 

1 6 J. Caval l i , La genèse de la Convention de Berne pour la protection des œuvres 
littéraires et artistiques du 9 septembre 1886, Lausanne 1986; C . Masouyé, Le 
rôle de l ' A L A I dans l 'évolution du droit d'auteur international, in: Le Droit 
d'Auteur 91 (1978)4, S. 122-128. 
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einhellig, dass es aus rechtssystematischer Perspektive gar keine andere 
Möglichkeit gab, als die Berner Übereinkunft zu bewahren, die Rechte 
auch im Krieg zu achten und die aktive Verbandsarbeit nach den Krie­
gen ohne Bruch wieder in Gang zu setzen. Denn, so das Argument, nicht 
alle, sondern nur ein Teil der Signatarstaaten lagen miteinander im 
Krieg. Anders als bei bilateralen Verträgen, die mit Kriegsbeginn zwi­
schen den Vertragspartnern automatisch erlöschen und nach Friedcns-
schluss erst wieder in Gang kommen, wenn sie entweder neu abge­
schlossen oder explizit wieder in Kraft gesetzt werden,17 kann ein Staat 
eine Union nicht gegenüber einzelnen Unionsmitgliedern aufheben, die 
Vertragsregeln gegenüber anderen Staaten jedoch unangetastet lassen. 
Sobald also nur einige Unionsstaaten in militärische Konflikte miteinan­
der geraten, haben die Kriegsparteien auf jeden Fall die Konvention wei­
ter anzuwenden.18 Oder wie es ein Zeitgenosse 1931 prägnant formulier­
te: „Une Union existe ou n'existe pas."19 Wollte ein Staat die Union aus 
Kriegsgründen für ungültig erklären, bestünde die Möglichkeit entweder 
des eigenen Austrittes oder aber einer konzertierten Auflösung der Uni­
on durch die Mehrheit der Signatarstaaten. Von beiden Möglichkeiten 
wurde während der Kriege jedoch kein Gebrauch gemacht, so dass alle 
Kommentatoren einstimmig zum Schluss kommen, die Berner Überein­
kunft sei rechtstheoretisch in beiden Weltkriegen nicht erloschen, son­
dern habe grundsätzlich weiter existiert. Offen blieb nur die Frage, wie 
sich die Kriegsgesetzgebungen, die beispielsweise den Handel mit An­
gehörigen der Feindstaaten verboten, auf die Rechtsbeziehungen zwi­
schen den Kriegführenden auswirkten, die zugleich durch das Unions­
recht aneinander gebunden waren.2 0 

Solche Fragen oblagen der Rechtsprechung, die sich während des 
Ersten Weltkrieges sehr zurückhaltend verhielt. Es gab nur eine Ge­
richtsentscheidung des Hanseatischen Oberlandesgerichtes vom Juli 
1917 über die Klage eines Mailänder Musikverlages gegen einen Ham­
burger Musikverleger, der die Rechte an zwei Verdiopern durch uner­
laubten Nachdruck verletzt haben sollte. Das Gericht entschied zu Gun­
sten des italienischen Klägers mit dem Argument, dass alle Rechte, die 
ein Angehöriger eines Verbandslandes vor Beginn des Krieges erworben 

1 7 K . Runge, Die Revidierte Berner Übereinkunft zum Schutz von Werken der 
Literatur und Kunst in Kriegs- und Nachkriegszeiten, in: G R U R 50 (1948) 1, S. 
31. 

1 8 B . Mentha, Berne Convention, in: H . L . Pinner (Hg.), World Copyright. A n En­
cyclopedia, Leyden 1953, S. 1068. 

1 9 L . Malaplate, Le droit d'auteur dans les rapports franco-étrangers, Paris 1931, S. 
133. 

2 0 K . Runge (wie A n m . 16), S. 32. 
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habe, unbedingt weiter gültig seien.21 Die aus dieser Entscheidung spre­
chende ausnahmslose Verbindlichkeit des Konventionsrechtes für die 
deutsche Rechtsprechung hob 1915 bereits Albert Osterrieth, damals 
Vorsitzender des „Deutschen Vereins für den Schutz des gewerblichen 
Eigentums", in einem Gutachten hervor mit der Feststellung, 

„dass aber bei uns in Deutschland diese Ver t r äge insofern weiter rechtsver­
bindl ich sind, als sie durch ve r f a s sungsmäß ige V e r k ü n d u n g zu einem Be-

22 
s tände der deutschen Privatrechtsgesetzgebung geworden sind." 

In der Tat ist das im Verlauf des Ersten Weltkriegs weltweit der ein­
zige Fall, der vor Gericht verhandelt wurde. Fragt man nach den Grün­
den für diese sehr niedrige Zahl, zeigt sich, dass es über die ganzen 
Kriegsjahre hinweg verschwindend wenige Fälle von Rechtsverletzung 
gab, entsprechend also auch kein gerichtlicher Handlungsbedarf bestand. 
Zwar dokumentierte das Berner Büro in seiner Zeitschrift „Le Droit 
d'Auteur" Rechtsbrüche, und auch private Berufsvertretungen wie der 
Börsenverein des Deutschen Buchhandels sammelten Informationen 
über solche Fälle, um sie dann im Börsenblatt zu veröffentlichen. Ein 
Blick auf diese Sammlungen zeigt aber, dass es sich hier um wenige 
Fälle handelte, die, vergleicht man sie mit Rechtsstreiten vor und nach 
1914/1918, keine besondere Beziehung zum Kriegsgeschehen aufwie­
sen, sondern eher zum Tagesgeschäft des Börsenvereins gehörten. 2 3 

Die Verhaltenssicherheit, die die Rechtstheorie und die Rechtsspre­
chung bzw. die ausbleibenden Anlässe für Gerichtsentscheidungen sug­
gerieren, war jedoch nur vermeintlich. Denn für die Zeitgenossen waren 
Informationen über den Status und den Umgang mit Urheberrechten in 
den anderen Verbandsländern nur schwer bis gar nicht zu bekommen, so 
dass lückenhafte Informationen, Unübersichtlichkeit der Situation und 
auch die fehlende rechtstheoretische Erfahrung an vielen Orten zu Rat­
losigkeit führten. Das lässt sich gut am Beispiel des Börsenvereins des 
Deutschen Buchhandels nachvollziehen. Auf eine Anfrage im Januar 
1915 an die Handelskammer Leipzig, welche Gültigkeit die Berner Über­
einkunft aktuell habe und wie man mit eigenen Rechtsansprüchen im 
Ausland verfahren solle, kam die Auskunft, dass nach Rücksprache mit 

K . Runge (wie A n m . 16), S. 32. 
2 2 Br ief von A . Osterrieth an die Handelskammer Leipzig vom 9.3.1915 (Sächsi­

sches Staatsarchiv Leipzig, Börsenverein des Deutschen Buchhandels I, 21765/ 
91, B l . 57). 

2 3 Das zeigen Anfragen von Verlagen und Buchhändlern in dieser Zeit an die 
Rechtsabteilung des Börsenvereins (wie A n m . 21, 21765/ 97); zu den laufenden 
Dokumentationen im Droit d'Auteur zwischen 1914 und 1918 zusammenfassend 
L . Malaplate (wie A n m . 22), S. 134 ff. 
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dem Auswärtigen Amt in Berlin auch dort keine Antwort zu bekommen 
sei, 

„da über diese verwickelte Rechtsfrage in der Theorie keine Übereinstim­
mung herrsche und es unsicher und unbekannt sei, wie die feindlichen Staa­
ten sich praktisch in dieser Angelegenheit verhalten werden." 2 4 

Welche Faktoren führten trotz dieser erheblichen Verunsicherung zu 
dieser in der Rückschau über die nationalen Grenzen hinweg sehr ge­
schlossen wirkenden Haltung der Rechtsexperten, Berufsverbände und 
der nationalen Regierungen und Rechtsprechungen? Bereits im Oktober 
1914 sprach sich der damalige Direktor des Berner Büros, Ernst Röthlis-
berger für die unbedingte Einhaltung der Übereinkunft aus, unabhängig 
davon, dass ihre Anwendung durch kriegsbedingte Ereignisse behindert 
werden könne. 2 5 In der Folgezeit trat das Berner Büro als koordinierende 
Institution der Union immer wieder öffentlich für die Aufrechterhaltung 
der Konvention ein und hielt zu diesem Zweck den Kontakt mit den 
Verbandsländern. Analog verhielt das Büro sich im Zweiten Weltkrieg, 
als es im „Droit d'Auteur" frühzeitig Material für die Notwendigkeit der 
Aufrechterhaltung sowohl der Berner als auch der Pariser Verbands­
übereinkunft veröffentlichte und sich dabei auf die Erfahrungen des Er­
sten Weltkrieges stützte. 2 6 Der Beitrag des Berner Büros wird von allen 
Kommentatoren als das zentrale Moment benannt, das zur Einhaltung 
der Konvention führte. Denn das Büro trug durch sein frühes, stetiges 
und vehementes Auftreten maßgeblich dazu bei, die anfänglichen rechts­
theoretischen Unsicherheiten aufzulösen, indem es einschlägige Inter­
pretationen der Rechtslage vorgab und damit klare Verhaltensregeln 
einforderte, die es durch umfangreiche Materialsammlungen nachhaltig 
stützen konnte. Vor allem aber entfaltete das Berner Büro in seinem 
Einsatz für die Union eine moralische Autorität, die darauf beruhte, dass 
es die Berner und die Pariser Verbandsübereinkunft als typische Frie­
densverträge „accords typiquement pacifiques" und damit als wesentli­
che Errungenschaft zwischenstaatlicher Zusammenarbeit des 19. Jahr­
hunderts propagierte, die für den Aufbau einer friedlichen Nachkriegs­
ordnung wesentlich und deswegen unbedingt zu erhalten seien.27 

Brie f des Börsenvereins an die Handelskammer Leipzig vom 15.1.1915 und 
Antwortschreiben der Handelskammer vom 17.3.1915 (wie A n m . 21, 21765/ 91, 
B l . 51, 56). 
E. Röthlisberger, Das Schicksal der Literarverträge und Literar- sowie anderer 
Rechtsschutzunionen im Kriege, in: Schweizerische Juristen-Zeitung 11 (1914), 
S. 74-78. 
K . Runge (wie A n m . 16), S. 33. 
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Aktiv unterstützt wurde das Berner Büro von den nationalen Berufs­
verbänden, die sich seiner Haltung anschlössen und strikt gegen jede 
Form der Rechtsverletzung in ihren eigenen Reihen vorgingen. Das 
belegen die wenigen Fälle von Nachdruck ausländischer Werke im Er­
sten Weltkrieg, auf die das Berner Büro in Absprache mit den jeweiligen 
Verleger- und Buchhändlerverbänden reagierte. Zumeist wurde eine 
Nachricht über den unerlaubten Nachdruck im „Droit d'Auteur", in dem 
Publikationsorgan des betroffenen nationalen Buchhändlerverbandes 
und bei anderen europäischen Berufsverbänden veröffentlicht und eine 
Aufforderung zum Boykott der Druckerzeugnisse ausgesprochen.28 In 
diesem Sinne entschied auch der Börsenverein auf einer Vorstandssit­
zung im September 1916, dass alle Rechte geistigen Eigentums unange­
tastet bleiben sollten und alle Vorschläge abzulehnen seien, die Repres­
sionen gegen die Urheberrechte der Kriegsgegner vorsähen. 2 9 

Ein ähnlich geschlossenes Auftreten legten Rechtsexperten, Berufs­
verbände und das Berner Büro 1919 an den Tag, als die Versailler Frie­
densverträge die Berner und die Pariser Verbandsübereinkunft verhan­
delten. Im Artikel 306 formulierte der Friedensvertrag, dass „die 
gewerblichen, künstlerischen und literarischen Eigentumsrechte im Sin­
ne der in Art. 286 bezeichneten internationalen Abkommen von Paris 
und Bern wieder in Kraft gesetzt oder wiederhergestellt" werden soll­
ten.3 0 Einschränkend erklärte der Vertrag, dass deutsche Staatsangehöri­
ge keine Ersatzleistungen fordern konnten für Werke, die während des 
Krieges im Ausland ohne Erlaubnis des Urhebers vervielfältigt wurden. 
Diese - aus der Perspektive der wieder eingesetzten Berner Union -
widerrechtlich hergestellten Publikationen durften nach Inkrafttreten des 
Versailler Vertrages noch für ein Jahr, das heißt bis zum Sommer 1920, 
verkauft und mussten danach vernichtet werden.31 Bemerkenswert sind 
die Reaktionen von Juristen und Berufsverbänden der Entente- und der 
Verliererstaaten, die sich nämlich einhellig über diese Regelung empör­
ten. Im Kreuzfeuer der Kritik stand grundsätzlich die Existenz dieses 

B. Mentha, La guerre et les Unions internationales pour la protection de la pro­
priété industrielle et des oeuvres littéraires et artistiques, Zürich, Leipzig 1943, S. 
5; L . Malaplate (wie A n m . 18), S. 132f. 

2 8 Ausführliche Beschreibung der Fälle: L . Malaplate (wie A n m . 18), S. 134-137; 
F. Ruffini, Francesco, De la protection internationale des droits sur les oeuvres 
littéraires et artistiques, in: Recueil des cours de l 'Académie de Droit Internatio­
nal de La Haye, B d . 12, Leyden 1927, S. 459. 

2 9 Protokoll der Vorstandssitzung des Börsenvereins vom 20.9.1916 (wie A n m . 21, 
21765/91, B l . 88). 

3 0 Zitiert nach K . Runge (wie A n m . 16), S. 32. 
3 1 K . Runge (wie A n m . 16), S. 33. 



244 Isabella Lohr 

Paragraphen als auch seine Details. Einstimmig herrschte Unverständnis 
unter den Rechtskommentatoren, dass die Friedensverträge einen mehr­
seitigen Vertrag wieder einsetzten, der vom Kriegsgeschehen unberührt 
geblieben und gar nicht suspendiert worden sei. 3 2 Auf der Suche nach 
Erklärungen wurde diese Regelung im angloamerikanischen Rechtsver­
ständnis verortet, das entgegen kontinentaleuropäischer Traditionen 
auch mehrseitige Verträge als aufgehoben betrachte, sobald einige der 
Vertragsparteien miteinander Krieg führen. Entsprechend wurde dieses 
Rechtsverständnis als die Berner Union verfehlend abgelehnt.33 Darüber 
hinaus stifteten einzelne Formulierungen des Friedensvertrages Verwir­
rung, weil sie unpräzise und in Unkenntnis der Berner Übereinkunft 
formuliert worden seien. Angefangen bei der Bemerkung, dass der Ver­
trag unter der Überschrift „propriété industrielle" auch das literarische 
Eigentumsrecht abhandelte, stand im Zentrum der Auseinandersetzun­
gen der Artikel 310, der alle Urheberrechts- und Verlagsverträge zwi­
schen deutschen Staatsangehörigen und Angehörigen der Alliierten un­
ter dem, aus dem gewerblichen Eigentum entlehnten Begriff der Lizenz 
abhandelte. In der Folge brach eine Diskussion los, was der Begriff L i ­
zenz im Urheberrecht und besonders für Verlagsverträge von vor 1914 
bedeute.34 

Auf deutscher Seite hegte man im Börsenverein die Befürchtung, 
dass bei einer missgünstigen Auslegung der Klausel durch ausländische 
Verleger die deutschen Verlage entweder alle vertraglich festgelegten 
Publikations- und Übersetzungsrechte im Ausland verlieren könnten, 
oder dass ihre Vertragsrechte herabgestuft würden auf den Status einer 
Lizenz. In Absprache mit dem Berner Büro beschloss der Börsenverein, 
eine im Versailler Vertrag festgelegte Frist von sechs Monaten nach 
Kriegsende zur Wiedereinsetzung von „Lizenzverträgen" zu ignorieren, 
um so diesem unklaren Begriff auszuweichen und dem Recht der Berner 
Union explizit Vorrang vor den Regelungen des Friedensvertrages ein­
zuräumen. 3 5 Tatsächlich ignorierte nicht nur der deutsche Börsenverein 
die Bestimmungen des Friedensvertrages. Indem auch die Urheber und 
Verleger der Entente-Staaten diese Regelungen ablehnen, konnte der 

Grundsätzlich: G . Chabaud, La propriété industrielle, littéraire et artistique et les 
traités de paix, Nancy 1921; F. Ruffini (wie A n m . 28), S. 466ff. 
K . Runge (wie A n m . 16), S. 32. 
Übersicht der Diskussion: B . Mentha (wie A n m . 27), S. 24ff; L . Malaplate (wie 
A n m . 18), S. 140ff. 
Br ie f des Börsenvereins an A . Osterrieth vom 25.3.1920 (wie A n m . 21, 21765/ 
199). 
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Friedensvertrag in der ganzen Zwischenkriegszeit keine Rolle für den 
europäischen und den internationalen Buchhandel spielen. 

Auch im Zweiten Weltkrieg setzte das Berner Büro sich in Überein­
stimmung mit den nationalen Interessensverbänden, Regierungen und 
Rechtsprechungen für die unbedingte Aufrechterhaltung der Berner 
Union ein. Für die Rechtsprechung sind ein Urteil des Berliner Kam­
mergerichts vom Juli 1942 und eine Entscheidung des Obersten Kanadi­
schen Gerichtshofes vom März 1943 als einzige Rechtsfälle überliefert. 
Beide sprachen sich für die weitere Gültigkeit der Berner Übereinkunft 
aus und sanktionierten die erfolgte Missachtung ausländischer Urheber­
rechte.36 Jedoch wäre es zu wenig festzustellen, dass die Praxis des Er­
sten im Zweiten Weltkrieg nur fortgeführt worden wäre. Gleich nach 
Kriegsausbruch wurden die Erfahrungen aus dem Ersten Weltkrieg zu 
Rate gezogen und die dort vor allem von der Rechtstheorie nach 1918 
bestätigte Einhaltung der Konvention führte von Beginn an zu einem 
vergleichsweise niedrigen Grad an Verunsicherung. Sogar im Gegenteil 
herrschte - ganz im Unterschied zum Umgang mit anderen völkerrecht­
lichen Abkommen - ein noch stärkeres Verständnis für die Rechtsgül­
tigkeit der Berner Übereinkunft im Krieg, was in den 1950er Jahren eine 
heute ungewöhnlich anmutenden Bemerkung provozierte: 

„Despite the incomparably greater destruction of the Second World War, 
there has been progress in ideas, at least as far as international protection of 
copyright is concerned."37 

Als Beleg wird zumeist die britische Kriegsgesetzgebung angeführt, 
die per Gesetz Ende September 1939 explizit das Prinzip der Inländer­
behandlung anerkannte und so die Geltung der Berner Übereinkunft 
auch während des Krieges bestätigte. 3 8 Damit verhielt sie sich grundle­
gend anders als noch im Ersten Weltkrieg, als man im August 1916 ein 
Gesetz erließ, das die Urheberrechte von Kriegsgegnern einfror und ei­
ner öffentlichen Treuhandverwaltung unterstellte. Das Argument lautete, 
dass künstlerische Werke aufgrund der Kriegsgesetzgebung in Gefahr 
stünden, jeglichen Rechtsschutz zu verlieren und ihre öffentliche Ver­
waltung dies verhindern sollte.3 9 Obwohl das Gesetz nur für Werke galt, 
die während des Krieges entweder entstanden oder erstmals veröffent­
licht wurden, die britische Regierung die Regelung auf die Dauer des 
Krieges beschränkte und den ausländischen Rechteinhabern eine Ent-

K. Runge (wie Anm. 18), S. 34. 
B. Mentha (wie Anm. 17), S. 1069. 
B. Mentha (wie Anm. 26), S. 25ff; K. Runge (wie Anm. 18), S. 33. 
F. Ruffini (wie Anm. 27). S. 462f. 
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Schädigungszahlung nach Friedensschluss zusicherte, wurde das Gesetz 
von Berufsverbänden, vom Berner Büro und von Experten staatenüber­
greifend heftig kritisiert, weil es die Geltung der Berner Übereinkunft 
vorläufig einschränkte und damit gegen das Konventionsrecht verstieß. 4 0 

4. Schluss 

Im November 1942 schickte die deutsche Gesandtschaft in Genf an das 
Auswärtige Amt ein Schreiben über eine Meldung im Manchester Guar­
dian aus demselben Monat, die den alliierten Umgang mit britischen 
Urheberrechten kommentierte. In dem Brief heißt es, 

„es sei überraschend, wie wenig die USA, die Sowjetunion und China das 
Eigentumsrecht englischer Schriftsteller respektierten. Häufig höre man jetzt 
die für englische Ohren merkwürdig klingende Beschwerde, dass Deutsch­
land, Italien und Japan britische Urheberrechte viel mehr achteten, als Eng­
lands Verbündete dazu bereit seien. Die Sowjetunion zum Beispiel störe sich 
an den geltenden Vorschriften überhaupt nicht und habe noch niemals einen 
roten Heller für die Übernahme englischen Schrifttums bezahlt. Nicht viel 
besser benahmen sich China und die Vereinigten Staaten. Gerade weil sie 
die Alliierten Englands seien, ist es gut, einmal auf diese Mängel mit allem 
Nachdruck zu verweisen, damit man sich vielleicht in Zukunft auf diesem 
Gebiet besser verstehe."41 

Anders als die britischen Alliierten waren Japan, Italien und Deutsch­
land Mitgliedsstaaten der Berner Übereinkunft und damit über das Kon­
ventionsrecht gegenüber britischen Urhebern rechtlich eindeutig gebun­
den. Dieses Beispiel zeigt anschaulich die starke Bindungskraft, die die 
Berner Übereinkunft als internationale Rechtsnorm gegenüber den na­
tionalen Urheberrechtsgesetzen entfaltet. Sie führte zu unerwartet ge­
schlossenem Auftreten der Verbandsstaaten während des Zweiten Welt­
krieges, das offensichtlich nicht den Regeln der alliierten 
Bündnisbildung folgte. 

Zusammenfassend kann man Folgendes festhalten. Trotz kriegsspezi­
fischer Gesetzgebungen, die die Wirtschaftsbeziehungen zwischen den 
Kriegführenden Staaten massiv einschränkten, blieb die Berner Überein­
kunft zwischen den Signatarstaaten in beiden Weltkriegen bestehen. Für 
den Zweiten Weltkrieg kann man sogar beobachten, dass die Einhaltung 
der Unionsbestimmungen auf einer noch solideren Basis stand als im Er­
sten Weltkrieg. Blickt man auf die Akteure, so kann man zwei maßgebli-

L. Malaplate (wie Anm. 18), S. 139. 
Bericht der deutschen Gesandtschaft in Genf an das Auswärtige Amt in Berlin 
vom 20.11.1942 (Politisches Archiv des Auswärtigen Amtes, R 43879). 
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che Gruppen ausmachen. Federführend und aktiv waren zwischenstaatli­
che und nichtstaatliche Akteure, allen voran das Berner Büro, das in sei­
nem unbedingten Eintreten für die Union von den national und internatio­
nal organisierten Berufs- und Interessenverbänden der Autoren und 
Verleger unterstützt wurde und dessen Haltung von Rechtsexperten mit 
Vehemenz bestätigt wurde. Die zweite Gruppe sind die staatlichen Akteu­
re, die die Berner Übereinkunft nicht zum Gegenstand ihrer Kriegsgesetz­
gebung machten und den nationalen Berufsverbänden die Einhaltung der 
Eigentumsrechte ausländischer Urheber auch während des Krieges emp­
fahlen;42 genauso sprachen sich die nationalen Gerichte bei der sehr gerin­
gen Anzahl von Rechtsfällen zweifelsfrei für die weitere Gültigkeit der 
Konvention aus. 

Der anfänglichen Unsicherheit über die Geltung der Union trat das 
Berner Büro bereits im Herbst 1914 entgegen, indem es eine Interpretation 
für die Fortdauer der Konvention auch unter Kriegsbedingungen vorlegte. 
Diese frühe und zielsichere Stellungnahme schöpfte das Berner Büro nicht 
aus dem Handeln der staatlichen und nichtstaatlichen Akteure, die von den 
Regelungen der Union betroffen waren, sondern aus dem Konventions­
recht und damit aus der Rechts- und Eigentumsinstitution selbst. Es setzte 
das Konventionsrecht und die nationalen Gesetzgebungen in eine klare 
Hierarchie und schuf auf diese Weise von zentraler Stelle aus Rechtsein­
deutigkeit, die die staatlichen und nichtstaatlichen Akteure aufgrund ihrer 
direkten und indirekten Verwicklung in das Kriegsgeschehen nicht leisten 
konnten. 

Woher bezog das Berner Büro diese normative Autorität, bedenkt 
man, dass es doch primär eine administrative Einrichtung zur Verwaltung 
und Ausführung der Berner Übereinkunft war? Die internationalen Ver­
waltungsunionen genossen ein hohes Ansehen, weil sie eine effiziente 
Antwort auf die seit der Mitte des 19. Jahrhunderts wachsende soziale, 
wirtschaftliche und technische Verflechtung der europäischen Industriege­
sellschaften waren. Wesentlich ist hier, dass die Kooperation zwischen 
den europäischen Staaten im technischen Bereich parallel stattfand zu 
einer sich intensivierenden Politik nationaler Abschottung, die mit den 
beiden Weltkriegen ihre aggressiven Höhepunkte erreichte. In diesem 
Sinne kann man die Weltkriege und das gleichzeitige Fortwirken der in­
ternationalen Verwaltungsunionen als einen Konflikt zwischen zwei ge­
gensätzlichen Gestaltungsoptionen zwischenstaatlicher Beziehungen be­
schreiben, in dem das Berner Büro eindeutig Stellung bezog, indem es 

4 2 Eine solche Empfehlung sprach das Reichsministerium für Volksaufklärung und 
Propaganda in einem Brief vom 5.1.1943 gegenüber dem Auswärtigen Amt aus 
(wie A n m . 34, R 43879). 
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sich auf seinen institutionellen Auftrag berief, nämlich die Verteidigung 
eines spezifischen Eigentumsregimes, den es auch entgegen der kurz- oder 
mittelfristigen Interessen der Verbandsstaaten durchsetzte. So bot es Ori­
entierung, Rechts- und Handlungssicherheit in einer für die staatlichen 
und nichtstaatlichen Akteure unübersichtlichen Situation. 

Bezeichnet man diesen langfristig stabilen und krisensichereren Um­
gang mit der Berner Übereinkunft zwischen 1914 und 1945 als eine Ent­
grenzung geistiger Eigentumsrechte, ist damit auf der deskriptiven Ebene 
die homogenisierende und maßregelnde Wirkung des Konventionsrechtes 
auf die nationalen Gesetzgebungen und Rechtsprechungen gemeint, die 
zur Folge hatte, dass das Verhalten der Verbandsstaaten nicht parallel zu 
den Kriegsereignissen verlief. In einer analytischen Perspektive zielt Ent­
grenzung auf die Qualität und die Art und Weise, wie diese Stabilisierung 
und Aufrechterhaltung der Berner Union funktionierte. Denn es waren 
nicht die staatlichen Akteure, sondern die Rechts- und Eigentumsinstituti­
on selbst, die in Form des Berner Büros die normativen Handlungsvorga­
ben für die Krisenzeiten formulierte, deren Einhaltung einforderte und es 
schließlich erreichte, dass das nationale Handeln sich an den internationa­
len Richtlinien orientierte. Entgrenzung in Bezug auf die Berner Überein­
kunft bezeichnet somit die Institutionalisierung geistiger Eigentumsrechte 
auf der Grundlage von Rechtsnormen und Rechtspraktiken, die so stabile 
institutionelle Strukturen ausbilden, dass sie trotz heftiger äußerer Wider­
stände handlungsleitend auf die vertraglich gebundenen Mitgliedsstaaten 
einwirken. Das heißt, die rechtlichen und institutionellen Strukturen der 
Konvention garantierten einen Umgang mit geistigem Eigentum, der sich 
auch unter Kriegsbedingungen behaupten konnte. So erwies die Berner 
Übereinkunft sich als ein Eigentumsregime, das in schwierigen Zeiten 
soziale und wirtschaftliche Kooperationen sicherte und das frühzeitig We­
ge für eine friedliche Nachkriegsorganisation aufzeigte, weil es im Ver­
gleich zu politischen Kooperationen Stabilität versprach und deswegen 
zukunftsfähig schien. 



Matthias Wießner 

Die DDR und das internationale Urheberrechtsregime 

1. Einleitung 

Das Urheberrecht, eine rechtliche Institution zum Schutz literarischer 
und künstlerischer Werke, dient in modernen Gesellschaften der Aus­
handlung und dem Austarieren der verschiedenen Interessen von Kreati­
ven, Verwertern und Nutzern (Staat, Öffentlichkeit und private Nutzer). 
Dies betrifft letztlich das Verhältnis von Entgrenzung und Begrenzung 
des Eigentums, in diesem Falle des geistigen Eigentums, über das sich 
die Akteure in modernen Gesellschaften stetig neu verständigen müs­
sen.1 Das Urheberrecht ist Bestandteil eines Bündels von Handlungsre­
geln und Handlungsrechten, die den Umgang mit Kultur und Wissen in 
modernen Eigentumsgesellschaften bestimmen. Diese Handlungsrechte 
werden aufgrund gesellschaftlicher, wirtschaftlicher, politischer, kultu­
reller und rechtlicher Vorstellungen, Theorien und Narrativen verschie­
den definiert, ausgestaltet und jeweils verändert. 2 

Anlässe für die Notwendigkeit einer Neuaushandlung und Modifika­
tion können technische Modernisierungen oder gesellschaftliche Wand­
lungsprozesse sein. Dies ergab sich insbesondere in den Nachkriegsge­
sellschaften des sowjetischen Einflussgebietes, die einem Wandel des 
politischen Gesellschaftssystems unterzogen worden waren. 

Zur internationalen Absicherung der Rechte von Autoren und Rech­
teinhabern wurde 1886 auf Initiative von Autoren- und Verlegerverbän­
den die „Berner Übereinkunft zum Schutz von Werken der Literatur und 
Kunst" gegründet. Jeder Unterzeichnerstaat sichert durch diese Konven­
tion den Angehörigen der anderen Verbandsstaaten denselben Schutz zu, 
den seine Gesetze den eigenen Urhebern gewähren (Grundsatz der In­
länderbehandlung). Die Berner Übereinkunft enthält auch so genannte 
Mindestrechte, deren Umfang auf den Revisionskonferenzen ständig 
erweitert wurde. Damit konnte wesentlich zur Ausbreitung des Urheber-

Dazu vgl . H . Siegrist in der Einleitung zum vorliegenden Band. 
V g l . H . Siegrist, Geistiges Eigentum im Spannungsfeld von Individualisierung, 
Nationalisierung und Internationalisierung. Der Weg zur Berner Übereinkunft 
von 1886, in: R. Hohls/I. Schröder/H. Siegrist (Hrsg.), Europa und die Europäer. 
Quellen und Essays zur modernen europäischen Geschichte, Wiesbaden 2005, S. 
52-61. 

C O M P A R A T I V 16 (2006), Heft 5/6, S. 249-267. 
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Schutzes und somit einer Internationalisierung und Entgrenzung des gei­
stigen Eigentums in der Welt beigetragen werden.3 

Der vorliegende Beitrag fragt nach der Integration der Deutschen 
Demokratischen Republik (DDR) in das Regime des Internationalen 
Urheberrechtsschutzes. Es soll gezeigt werden, wie der neue Staat die 
kulturellen Handlungsrechte im nationalen und internationalen Feld des 
geistigen Eigentums regelte und wie sich die DDR in den 1950er und 
1960er Jahren in das internationale Urheberrechtsregime einzugliedern 
versuchte. Zunächst werden die Auseinandersetzungen und die Bemü­
hungen um die Mitgliedschaft in der Berner Übereinkunft dargelegt und 
dann die Aktivitäten der einzigen Verwertungsgesellschaft der DDR, der 
Anstalt zur Wahrung der Aufführungsrechte auf dem Gebiet der Musik 
(AWA), im internationalen Feld dargestellt. In beiden Fällen geht es um 
Prozesse der Internationalisierung und Transnationalisierung auf einem 
Rechtsgebiet, in dem der nationale Bezugs- und Motivationsrahmen der 
Akteure, in diesem Falle Juristen, Urheberrechtsexperten und Politiker, 
oft stark dominierte.4 Für die jeweiligen Akteurs- bzw. Interessengrup­
pen war je nachdem der internationale oder nationale Referenzrahmen 
stärker handlungsleitend - letztlich waren beide aber oftmals eng mit­
einander verflochten. 

2. Geistiges Eigentum im Staatssozialismus 

In den staatssozialistischen Gesellschaften des 20. Jahrhunderts stand 
das individuell orientierte geistige Eigentumsrecht der stärkeren Beto­
nung der Nation und des Kollektivs entgegen und wurde mit dem Ar­
gument, dass die Rechte des „Volkes" und der „Allgemeinheit" an Wis­
sen und Kultur zu wenig beachtet würden, in Frage gestellt. Die 
Gesetzgebung der sozialistischen Staaten stellte das Institut des geisti­
gen Eigentums wie auch des gewerblichen Eigentums radikal in Frage. 
Jedoch wurden diese Termini in der entsprechenden Literatur trotzdem 
angewendet, wenn es sich um die entsprechenden internationalen Über­
einkünfte handelte. Sie wurden als bedingte Begriffe betrachtet, die den 
Umgang mit Partnern in westlichen Ländern und die Anwendung inter­
nationaler Verträge erleichterten.5 Die Rechtswissenschaftler in der 

V g l . Siegrist, wie A n m . 2; Dazu auch das Kapitel Internationale Governance im 
Aufsatz von T. Dreier in diesem Band und der Aufsatz von 1. Lohr ebenda. 
V g l . I. Lohr, Transnationale Geschichte und Internationale Rechtsregime, in: 
geschichte.transnational, 10.6.2005, http://geschichte-transnational.clio-online. 
net/forum/2005-07-001 .pdf. 
V g l . W. Schatrow, Erfinder- und Urheberrecht. Internationale Zusammenarbeit, 
Berl in ( D D R ) 1982, S. 16. 

http://geschichte-transnational.clio-online


Die DDR und das internationale Umeberrechtsregime 251 

DDR versuchten sich vom „bürgerlichen" Begriff des geistigen Eigen­
tums abzugrenzen.6 Diese rechts- und gesellschaftstheoretisch motivierte 
Kritik führte aber nicht zu einem radikalen Bruch mit den Traditionen 
des deutschen und internationalen Urheberrechts, sondern eher zu einem 
Versuch der Weiterentwicklung bürgerlicher Theorien unter dem „sozia­
listischen Mantel". 7 

Bis zur fast gleichzeitigen Verabschiedung der neuen Urheberrechts­
gesetze 1965 in der Bundesrepublik Deutschland und der DDR verblieb 
das Urheberrecht des Deutschen Reiches von 1901 bzw. 1907 in beiden 
deutschen Staaten die gesetzliche Grundlage.8 Die Transformation des 
ostdeutschen Rechtssystems erfolgte von 1945 an rechtszweigspezifisch 
in differenzierter und teilweise recht langsamer Weise.9 Letztlich war 
eine Veränderung der Urheberrechte in erster Linie gar nicht wegen der 
veränderten gesellschaftlichen und ideologischen Rahmenbedingungen 
erforderlich, sondern vor allem wegen neuer technischer Möglichkeiten 
der Reproduktion von Texten, bildlichen und musikalischen Werken. 

Noch bis zur Mitte der 1950er Jahre orientierte man sich in der DDR 
auf dem Gebiet des Urheberrechts an der formellen Rechtseinheit in 
Deutschland und verfolgte aufmerksam die juristische Diskussion und 
die richterlichen Entscheidungen im Nachbarstaat. Westdeutsche 
Rechtswissenschaftler bescheinigten dem 1965 verabschiedeten Urhe­
berrechtsgesetz der DDR in der zeitgenössischen Kritik die Verwandt-

V g l . dazu exemplarisch H . Püschel, Die Theorie vom geistigen Eigentum in der 
Entwicklung des bürgerlichen Urheberrechts, in: Staat und Recht (1967) 5, S. 
761. Die Ablehnung des Begriffes ist aber nicht singular für die D D R Rechtswis­
senschaft. Auch in der westdeutschen Rechtswissenschaft ist der Begriff umstrit­
ten, vgl . Gotting in diesem Band und Louis Pahlow, "Intellectual property", 
"propriété intellectuelle" und kein "Geistiges Eigentum"? Historisch-kritische 
Anmerkungen zu einem umstrittenen Rechtsbegriff, in: U F I T A 115 (2006), S. 
705-726. 
V g l . A . Wandtke, Zu einigen theoretischen Grundlagen des Urheberrechts in der 
D D R - Historischer Einblick, in: E. Wadle (Hg.), Historische Studien zum Urhe­
berrecht in Europa, Berlin 1993, S. 225-236, S. 226. 
Gesetz betreffend das Urheberrecht an Werken der Literatur und Tonkunst von 
1901 und Gesetz betreffend das Urheberrecht an Werken der bildenden Künste 
und der Fotographie von 1907. Zum D D R Urheberrechtsgesetz von 1965 vgl. H . 
Püschel, Urheberrecht der D D R , Berlin 1969. 
In den meisten Ostblockstaaten waren bis zur Mitte der 50er Jahre bereits neue 
Urheberrechtsgesetze erlassen bzw. standen unmittelbar vor der Verabschiedung. 
V g l . H . Püschel, Zur Entstehung des Urheberrechts der D D R , in: U F I T A (2000) 
II, S. 491-511, S. 495. 
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schaft mit dem im gleichen Jahr verabschiedeten Gesetz der Bundesre­
publik. 1 0 

A m Anfang der Gestaltung des neuen Urheberrechts der DDR stand 
die Regelung wichtiger Elemente des Inhalts von Autorenverträgen. 
Vorbild dafür waren Vereinbarungen und Richtlinien, die zwischen Ur­
heber- und Verwerterverbänden in der Weimarer Republik ausgehandelt 
und abgeschlossen worden waren.11 Davon abweichend betrieb man 
jedoch eine Abkehr vom Individualverkehr hin zu allgemein gültigen 
Vertragsbeziehungen. Einige der Exponenten bei der Gestaltung des 
Urheberrechts waren bereits in der Weimarer Republik aktiv gewesen 
und stellten sich nach 1945 bewusst nicht gegen die Tradition der Urhe-
berrechtsgesetzgebung Deutschlands und Westeuropas. Vielmehr griffen 
sie die Reformbemühungen der 1930er Jahre wieder auf.12 In der DDR 
stand die Novellierung des Urheberrechts im Konflikt zwischen dem 
Bemühen zur Verbesserung der Rechtsstellung des Urhebers, als einem 
wesentlichen Leitgedanken aus den Erfahrungen der Weimarer Repu­
blik, und der Stärkung der Nutzungsrechte der Gesamtgesellschaft unter 
dem Vorzeichen eines sozialistischen Gesellschaftsmodells. Ausgehend 
von diesem Modell beruhte das neue Urheberrechtsgesetz auf der Vor­
stellung einer Übereinstimmung der Interessen zwischen den Urhebern 
und der Gesellschaft. Einseitig vermögensrechtliche Konzeptionen des 
Urheberrechts wurden abgelehnt, man forderte eine Stärkung der per­
sönlichkeitsrechtlichen und vertragsrechtlichen Aspekte des Urheber­
rechts.13 Eine Übernahme sozialistischer Rechtsprinzipien aus der So­
wjetunion wurde, abgesehen von einigen strukturellen Anleihen bei der 
Genehmigung und Distribution von Literatur und beim Abschluss von 
Leistungs- und Entschädigungstarifen für Autoren, vermieden. 

V g l . E . Ulmer, Urheberrechtsfragen in den Beziehungen zwischen Westen und 
Osten , in: G R U R Int. (1968) 12, S. 406-412, S. 408; W. Nordemann, Das neue 
ostdeutsche Urheberrechtsgesetz, in: G R U R (1966) 12, S. 660-665; B . Samson, 
Das neue Urheberrechtsgesetz der D D R , in: Juristische Rundschau (1966) 10, S. 
361-365. 

1 1 V g l . P. Arends, Das Urhebervertragsrecht der D D R , Frankfurt a. M . 1991, S. 22. 
1 2 Dazu vgl. R. M . Vogt, Die urheberrechtliche Reformdiskussion in Deutschland 

während der Zeit der Weimarer Republik und des Nationalsozialismus, Frankfurt 
a . M . 2004. 

1 3 V g l . A . Wandtke, wie A n m . 8. Zur Entstehungsgeschichte des Gesetzes: H . Pü­
schel 2000 (wie A n m . 9); ders., Erste Vorarbeiten für ein Urheberrechtsgesetz 
der D D R , in: U F I T A (2002) I, S. 145-177; ders., Zum ersten Entwurf des Geset­
zes über das Urheberrecht der D D R , in: U F I T A (2003) II, S. 441-177; ders., Die 
letzten Etappen der gesetzgebungsarbeit bis zur Verabschiedung des Urheber­
rechtsgesetzes der D D R , in: U F I T A (2003) III, S. 769-805. 
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Insbesondere bei der Einbindung in das internationale System des 
Urheberschutzes folgte man nicht dem Beispiel der UdSSR, die zu je­
nem Zeitpunkt weder der Berner Übereinkunft zum Schutze von Werken 
der Literatur und Kunst noch dem 1952 gegründeten Welturheberrechts­
abkommen oder sonst einem multilateralen Urheberrechtsabkommen 
angehörte. 1 4 Nach sowjetischer Auffassung dienten die internationalen 
Urheberrechtsabkommen „vor allem den Interessen der großen Verlags­
konzerne und Monopolunternehmen". Der Inhalt vieler ausländischer 
Werke entsprach nicht den Zielen und Aufgaben, der sowjetischen Poli­
tik. Der Staat hätte als einziger Verleger die Honorare bezahlen müssen, 
die Werke nicht mehr beliebig kürzen bzw. sie nicht „in Einklang mit 
der von ihm verfolgten Politik bringen" können. 1 5 

3. Die Debatte um die Begrenzung und Entgrenzung des geisti­
gen Eigentums in der DDR 

Bis in die frühen 1950er Jahre schwankten Politiker, Verlage und Auto­
ren, inwiefern die DDR die Regeln des internationalen Urheberrechts 
anerkennen sollte. Einige plädierten für eine resolute Begrenzung der 
geistigen Eigentumsrechte im Sinne der sozialistischen Ideologie. Ande­
re postulierten mehr aus pragmatischen Gründen, dass der neue Staat 
seine kulturellen Interessen ohne Rücksichten auf alte, als bürgerlich 
verstandene, Institutionen, wie das Urheberrecht, durchsetzen sollte. Der 
Konflikt eskalierte, als Anfang der 1950er Jahre Ausgaben der Bände 
von Thomas Mann und Hermann Hesse im Aufbau Verlag vorbereitet 
wurden. Der Generalsekretär des Z K der SED, Walter Ulbricht, Hess 
1952 die Behörden prüfen, ob und mit welchen Folgen man nach dem 
Vorbild der Sowjetunion auf die Zugehörigkeit zur Berner Übereinkunft 
verzichten könne. Man wollte dem Aufbau Verlag die Herausgabe von 
Werken von Thomas Mann und Hermann Hesse ermöglichen, obwohl 
dieser bei den jeweiligen Rechteinhabern, d. h. den westdeutschen Ver­
lagen S. Fischer bzw. Suhrkamp keine Lizenzen eingeholt hatte. Im Zu­
ge der sozialistischen Umgestaltung des Eigentums wurde das Verlags­
recht ausländischer, kapitalistischer Unternehmer abgewertet.16 Unter 
kulturpolitischen Gesichtspunkten war es das Ziel, vorrangig humanisti-

1 4 V g l . E. Ulmer, Urheberrechtsfragen in den Beziehungen zwischen Westen und 
Osten, in: G R U R Int. (1968) 12, S. 406-412, S. 406. 

1 5 V g l . D. A . Loeber, Urheberrecht der Sowjetunion. Einführung und Quellen, 
Frankfurt a. M . 1966, S. 13. 

1 6 V g l . C . Wurm, Der frühe Aufbau Verlag 1945-1961. Wiesbaden 1996, S. 163; 
ders., Jeden Tag ein Buch, 50 Jahre Aufbau Verlag 1945-1995, Berlin 1995, S. 
38ff. 
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sehe deutsche Literatur der Emigranten möglichst rasch und in mög­
lichst großen und preiswerten Auflagen den durch die nationalsozialisti­
sche Ideologie verdorbenen Menschen zur Verfügung zu stellen. Lange 
Verhandlungen über Rechte und die Zahlung hoher Lizenzbeträge er­
schienen dabei als hinderlich. 

Der Verleger Gottfried Bermann-Fischer beschwerte sich beim 
DDR-Schriftstellerverband in Anbetracht der unlizenzierten Veröffentli­
chung und erhob Anklage wegen Verstoßes gegen das Urheberrecht vor 
dem zuständigen Ostberliner Landgericht.17 Doch der Rechts- und Be-
rufsausschuss des Deutschen Schriftstellerverbandes (DSV) in Berlin 
billigte die Veröffentlichung durch den Aufbau Verlag, da diese aus 
„kulturellen Gründen" geschah, „denen sich in diesem Falle alle anderen 
Bedenken unterzuordnen" hätten. Der Protest des S. Fischer Verlages sei 
deshalb zurückzuweisen; „umso mehr als seit jeher die Literatur Allge­
meingut des ganzen Volkes ist, und daher nicht bestimmten Bezirken 
der Nation vorenthalten werden darf."18 Das Amt für Literatur- und Ver­
lagswesen im Ministerium für Kultur jedoch warnte Walter Ulbricht vor 
einer grundsätzlichen Aufkündigung der Berner Übereinkunft und rech­
nete die ökonomischen Nachteile vor. 1 9 Deshalb einigte sich der Aufbau 
Verlag schließlich mit den Autoren und den jeweiligen Verlagen und 
erreichte eine nachträgliche Legalisierung der Lizenzdrucke. 2 0 Damit 
wurde signalisiert, dass internationale Urheberrechtskonventionen auch 
auf dem Gebiet des deutschen Staates mit einer neuen Gesellschaftsord­
nung Geltung behalten sollten. Eine drohende territoriale Begrenzung 
des geistigen Eigentums auf den kapitalistischen Westen war damit ge­
stoppt, die Entgrenzung des geistigen Eigentums blieb auch in den Län­
dern des sowjetischen Einflussgebietes Ländern möglich. 

4. Die Stellung des Urheberrechts in der DDR 

Das Urheber-, Autoren- und Verlagsrecht der meisten europäischen 
Staaten richtete sich im 20. Jahrhundert an internationalen Standards 

1 7 Das Landgericht lehnte die Klage ab. V g l . L G Berlin, Urt. vom 7. August 1952 -
4 Q 12/52 und Neue Justiz (1952) 13, S. 557-558. 

1 8 So die Rechtskommission des Schriftstellerverbandes, vgl. Archiv der Akademie 
der Künste Berl in: S V (alt) 1136, o. P. 

1 9 V g l . S. Lokatis, Phasen deutsch-deutscher Literaturpolitik der D D R unter U l ­
bricht - Devisenprobleme, Außenhandels instrumente und Kontrollinstanzen, in: 
M . Lehmstedt/S. Lokatis (Hrsg.), Das Loch in der Mauer. Der innerdeutsche L i ­
teraturaustausch, Wiesbaden 1997, S. 32-55, S. 37f. 

2 0 V g l . C. Wurm, Jeden Tag ein Buch, 50 Jahre Aufbau Verlag 1945-1995, Berl in 
1995, S. 40. 



Die DDR und das internationale Urheberrechtsregime 255 

aus. Auch die DDR konnte sich dem internationalen Markt der kulturel­
len Güter (Musik, Literatur, Kunst) bei aller gewollten und ungewollten 
nationalen und blockpolitischen Abschottung nicht gänzlich entziehen. 
Sie sah sich als Produzent geistiger Güter und als wirtschaftlich und 
kulturell entwickeltes Land, das sich am internationalen Austausch aus 
politischen, wirtschaftlichen und kulturpolitischen Gründen beteiligen 
musste und die eigenen „Kulturschaffenden" schützen wollte. Die 
schöpferisch Tätigen - Schriftsteller, Filmemacher, Komponisten, Bild­
hauer und Maler - wurden im Prozess der Schaffung einer demokrati­
schen und später sozialistischen Nationalkultur bzw. einer neuen soziali­
stischen deutschen Nation der DDR gebraucht. Die Intellektuellen 
sollten dazu beitragen, eine nationale DDR-Identität zur Abgrenzung 
von der Bundesrepublik zu schaffen und die Loyalität der Bevölkerung 
Staat und Regierung gegenüber zu stärken. 2 1 Wie in der Sowjetunion 
kursierte auch in der DDR in den 1950er Jahren bei SED Funktionären, 
wie Walter Ulbricht, die von Stalin geprägte Vorstellung vom Schrift­
steller als „Ingenieur der Seele".22 Literatur und Kunst wurden erzieheri­
sche Funktionen in der ,geistigen Formung des sozialistischen Men­
schen' zugewiesen. 

Das Urheberrecht fungierte so als Bestandteil der Kulturpolitik und 
der gesamtgesellschaftlichen Planung. Es sollte der Förderung des sozia­
listischen Schöpfertums und „als wichtiges Instrument zur Weiterfüh-
rung der sozialistischen Kulturrevolution" dienen.23 Zusammen mit dem 
Auftragswesen und der Ankaufspolitik (bei Werken der bildenden 
Kunst) dienten die Urhebervergütungen als „wirksame ökonomische 
Hebel" in den Kulturwerkstätten des neuen Staates.24 

V g l . M . Beck, Literaten im Nationswerdungsprozess der S B Z / D D R 1945-1953. 
Rolle und Handlungsfelder im Spannungsfeld zwischen staatlicher Disziplinie­
rung und Privilegierung, Diss. Bremen 2000, S. 39. 
V g l . D. Schiller, Kulturdebatten in der D D R nach dem X X . Parteitag der 
K P d S U , Berlin 1999, S. 20; Josef W. Stalin am 26. Okt. 1932 bei einem Treffen 
mit sowjetischen Schriftstellern: „Unsere Panzer sind wertlos, wenn die Seelen, 
die sie lenken müssen, aus Ton sind. Deshalb sage ich: Die Produktion von See­
len ist wichtiger als die von Panzern...", vgl . F. Westerman, Ingenieure der Seele. 
Schriftsteller unter Stalin - eine Erkundungsreise, Berlin 2003, S. 39. 
V g l . H . Werner, Das sozialistische Urheberrecht der Deutschen Demokratischen 
Republik und die wissenschaftlichen Bibliotheken, in: Zentralblatt für Bibl io­
thekswesen 80 (1966) 3, 129-147, S. 133. 
Eine Vorlage des Ministeriums für Kultur an das Politbüro des Zentralkomitees 
der S E D , Abteilung Staats- und Rechtsfragen, vgl . Bundesarchiv (BArch): 
D Y 3 0 / IV A 2/13/68, B l . 92. 
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5. Die proklamierte Wiederanwendung der Berner Übereinkunft 
in der DDR 

Die Urheberrechtsexperten der DDR machten sich zusammen mit den 
Verantwortlichen im Außenministerium zu Beginn der 1950er Jahre 
Gedanken über die Mitgliedschaft in den internationalen Abkommen 
zum Schutz des geistigen Eigentums, wie der Berner Übereinkunft, der 
Übereinkunft von Montevideo und der Pariser Verbandsübereinkunft. In 
Hinsicht der letztgenannten Übereinkunft, die gewerblichen Schutzrech­
te betreffend, war im Herbst 1949 das Berner Büro, immer bestrebt, den 
räumlichen Geltungsbereich des Unionsvertrages zu vergrößern bzw. zu 
erhalten, aktiv geworden und hatte beim Präsidenten des Büros für Er­
findungswesen der DDR nachgefragt, wie sich der neue Staat zu den 
verschiedenen Abkommen 2 5 stelle. Der Direktor des Berner Büros 
übermittelte die Hoffnung, dass die Deutsche Demokratische Republik 
sich 

„an die verschiedenen Abkommen [...] die vordem in Deutschland galten", 
halten wird und erklärte, dass man eine diesbezügl iche Erklärung „sehr be­
grüßen" w ü r d e . 2 6 

In der rechtswissenschaftlichen Literatur wurde nach Kriegsende mehr­
heitlich die Meinung vertreten, dass die Abkommen zum Schutz des 
geistigen Eigentums „durch den zweiten Weltkrieg auch im Verhältnis 
der kriegführenden Staaten untereinander nicht aufgelöst, sondern nur 
suspendiert worden sind" und eigentlich weitergalten.27 Für Deutschland 
stellten sich dabei jedoch bestimmte Probleme. Dies waren einmal die 
Besatzung Deutschlands, der fehlende Friedensvertrag, des Weiteren die 
Teilung des Landes (und somit das Fehlen einer Zentralregierung für 
alle Teile Deutschlands) und die Rechtsnachfolge des Deutschen Rei-

Gemeint sind hier die Pariser Union von 1883, das Madrider Abkommen von 
1891 und die Hager Vereinbarung von 1925. 
Vgl. Anfrage des Bureau International pour la Protection de la Propriété Indus­
trielle (Internationales Büros zum Schutz des gewerblichen Eigentums, Bern) 
vom 8. November 1949 an den Präsidenten des Büros für Erfindungswesen: PA: 
MfAA, A 6161, Bl. 103 f. 
Vgl. T. Dehler, Der Wiederaufbau des deutschen gewerblichen Rechtsschutzes -
Rückblick und Ausblick, in: GRUR (1950) 8, S. 342-349, S. 346; weiterhin K. 
Runge, Die Revidierte Berner Übereinkunft zum Schutze von Werken der Litera­
tur und Kunst in Kriegs- und Nachkriegszeit, in: GRUR (1948) 01, S. 31-35; R. 
Moser v. Filseck, Deutschland und die internationale Situation auf dem Gebiet 
des gewerblichen Rechtsschutzes, in: GRUR (1949) 04, S. 96-105; ebenso der 
Aufsatz von Isabella Lohr im vorliegenden Band. 
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ches. Die Frage der Rechtsnachfolge des Reiches wurde in der DDR, 
ebenso wie in der Bundesrepublik, in den 1950er Jahren diskutiert.28 

Rasch wurde klar, dass die Mitgliedschaft in der Berner Überein­
kunft und ebenso in der für Patente und gewerbliche Leistungsschutz­
rechte zuständigen Pariser Verbandsübereinkunft für die DDR noch mit 
speziellen Schwierigkeiten verbunden war. Ein zentrales Problem der 
Mitgliedschaft war das permanente Devisenproblem der DDR. Die Dis­
kussionen um das Urheberrecht und die Mitgliedschaft in internationa­
len Abkommen wurden deshalb auch vom Finanzministerium und von 
der Finanzabteilung des Ministeriums für Kultur aufmerksam beobach­
tet, da es auch um Fragen der Devisenzahlungen bei Lizenzgeschäften 
und den Beitragszahlungen bzw. der Devisenerwirtschaftung durch den 
Export von Kultur und Wissen ging. Wiederholt wurde auf die finanziel­
len Konsequenzen bestimmter Entscheidungen hingewiesen bzw. die 
Frage nach dem finanziellen Handlungsspielraum gestellt. Hervorgeho­
ben wurde, dass durch die Wiederanwendung der Berner Übereinkunft 
Verbindlichkeiten im Devisensektor entstünden. Deshalb sei die Ab­
stimmung mit dem Finanzministerium unbedingt notwendig und zu prü­
fen, ob durch eine Änderung des Urheberrechts und eine Besserstellung 
des Schriftstellers wesentliche Devisenverpflichtungen entstünden. 2 9 

Doch letztlich befand man, dass das Land im Endeffekt eine positive 
Bilanz im internationalen Kulturaustausch, hierbei vor allem auf dem 
Gebiet der Literatur, verzeichnen könnte. Tatsächlich legte die DDR mit 
ihren Institutionen zur Exportförderung von Literatur in den mittleren 
1950er Jahren den Grundstein für einen langfristigen Erfolgskurs. Auf 
der anderen Seite wurden der Import und das Lizenzgeschäft zentral 
gesteuert und auf Sparflamme gehalten, um die Kosten zu begrenzen. 

Die Mitgliedschaft in einer internationalen Konvention wie der Ber­
ner Übereinkunft wurde für die DDR vor allem wegen des Alleinvertre­
tungsanspruchs der Bundesrepublik Deutschland und der völkerrechtli­
chen Nichtanerkennung der DDR bis zum Anfang der 1970er Jahre 
erschwert und weitgehend verhindert. Mit dem Ziel der weltweiten Äch­
tung der als Marionettenregime angesehenen DDR-Regierung, bean­
spruchte die Bundesrepublik politisch, rechtlich und moralisch die A l -

V g l . H . Brandweiner, Die Deutsche Demokratische Republik und das Problem 
der Staatennachfolge, in: Deutsche Außenpolit ik 1 (1956) 6, S. 496-502; W. 
Poeggel, Staatennachfolge im Völkerrecht, Berlin (Ost) 1986; R. Amberg; E . 
Harhammer, Zur Wiederanwendung von Konventionen durch die Deutsche De­
mokratische Republik, in: Deutsche Außenpolit ik (1959) 7, S. 764-769. 
So die verantwortliche Person im Ministerium f. Kultur, H A Internationale Be­
ziehungen 1956, vgl . B A r c h : DR1/8351, B l . 61. 
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leinvertretung des gesamten deutschen Volkes. Die Handlungsmög­
lichkeiten der Regierung der DDR waren so auf internationaler Ebene 
erheblich eingeschränkt, der Aufbau des sozialistischen deutschen Na­
tionalstaates erheblich behindert. 

Im Laufe der 1950er Jahre versuchte die DDR, ihre außenpolitische 
Isolation zu durchbrechen, u. a. indem sie bekanntgab, dass eine Viel­
zahl von multilateralen Übereinkommen wieder angewendet würden. 3 1 

Des Weiteren bemühte man sich um eine Mitarbeit in Unterorganisatio­
nen der U N O . 3 2 Auf allen Gebieten der internationalen Organisationen, 
Verbände oder Institutionen wollte die DDR gleichberechtigt und unab­
hängig neben entsprechenden Einrichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland teilnehmen. 

Die internationalen Abkommen zum Schutz des geistigen Eigen­
tums33 waren sogenannte offene internationale Verträge. 3 4 Damit be­
stand die Möglichkeit, die „DDR als Nachfolgestaat des ehemaligen 
Deutschen Reiches" darzustellen.35 Das Deutsche Reich war 1886 einer 
der Unterzeichnerstaaten der Berner Übereinkunft. Daran versuchte die 
DDR anzuknüpfen, indem sie sich als Nachfolgestaat des Deutschen 
Reiches interpretierte, der Verträge, an denen das Reich beteiligt war, 

V g l . dazu R. M . Booz, Hallsteinzeit. Deutsche Außenpolit ik 1955 - 1972, Bonn 
1995. 
Liste von Wiederanwendungserklärungen der D D R , in: Gesetzblatt der D D R 
1959, Tei l 1, Nr. 30, S. 505f. Den Wiederanwendungserklärungen kam nur eine 
klarstellende deklaratorische Bedeutung und keine sonstige Rechtswirkung zu. 
V g l . H . Fellhauer; E . Winklbauer, Die Stockholmer Diplomaten-Konferenz und 
die Pläne zur Umgestaltung des internationalen Systems zum Schutze des geisti­
gen Eigentums, in: Der Neuerer 16 (1967) 3, S. 144-147, S. 147. 
I. Muth, Die Rolle der Strukturen, Mechanismen und Inhalte der Außenpoli t ik im 
Herrschaftssystem der D D R in der Periode von 1949-1989, in: Berichte des For­
schungsinstituts der Internationalen wissenschaftlichen Vereinigung Weltwirt­
schaft und Weltpolitik 53 (1994), S. 28-39, S. 30. Mitgl ied der U N O wird die 
D D R erst am 18. September 1973. S. Zachmann, Die Mitarbeit der D D R in in­
ternationalen Organisationen, in: Deutsche Außenpoli t ik, Sonderheft III (1959), 
S. 87-102; H . Alexy , Die Beteiligung an multilateralen Konferenzen, Verträgen 
und internationalen Organisationen als Frage der indirekten Anerkennung von 
Staaten, in: Zeitschrift für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht 26 
(1966)3-4, S. 495-601. 
In Frage kamen die Berner Übereinkunft, die Pariser Verbandsübercinkunft 
(PVÜ) und die Übereinkunft von Montevideo. 
Art ikel 25 der Übereinkunft in der Fassung vom 2.Juni 1928. Dort wird der offe­
ne multilaterale Charakter zum Ausdruck gebracht und erklärt, dass die Überein­
kunft keinen Einspruch der Mitgliedsstaaten gegen Beitritts- oder Wiederanwen­
dungserklärungen vorsieht. 
Politisches Archiv des Auswärt igen Amtes (PA), A 00829, B l . 2, B i l d 76, 
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die aber durch den Krieg suspendiert worden waren, gegenüber den an­
deren Vertragspartnern für sein Gebiet wieder in Kraft setzen könne. 3 6 

Im Laufe des Jahres 1952 prüfte das Ministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten, inwieweit die Berner Übereinkunft für die DDR „als 
verbindlich betrachtet werden soll" und „ob es möglich und notwendig 
ist, die Bestimmungen der Berner Konvention offiziell als verbindlich 
für die DDR zu erklären". 3 7 Die Leiter des 1954 neu geschaffenen M i ­
nisteriums für Kultur und des Ministeriums für Auswärtige Angelegen­
heiten kamen zu dem Entschluss, ausdrücklich zur Klarstellung der 
Rechtsverhältnisse und zur Stärkung der internationalen Stellung der 
DDR die Wiederanwendbarkeit der römischen Fassung der Berner 
Übereinkunft auf ihrem Territorium zu erklären. Dies erfolgte seitens 
des Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten gegenüber der 
Schweiz als Depositarstaat am 11. Mai 1955.38 Das Schreiben ging am 
11. Juli 1955 durch Vermittlung der Gesandtschaft der Tschechoslowa­
kischen Republik in Bern beim Schweizerischen Politischen Departe­
ment ein. Die schweizerische Regierung informierte über ihre Gesandt­
schaften die einzelnen Signatarstaaten der Berner Übereinkunft über die 
Erklärung der DDR. 

Diese Wiederanwendungserklärung rief sofort die Bonner Regierung 
auf den Plan und setzte einen aufwändigen und langwierigen diplomati­
schen Prozess in Gang. Die Bundesregierung befürchtete, dass die DDR 
die allgemein positive Einstellung zum Schutz der Urheberrechte und 
den unpolitischen Charakter der Berner Übereinkunft nutzen wollte, um 
ihre Zugehörigkeit zu multilateralen Abkommen durchzusetzen und so­
mit auch ihre außenpolitische Isolation zu durchbrechen.39 Außerdem 

Alexy (wie A n m . 32), S. 519. Die DDR-Regierung und mit ihr die Regierung der 
Sowjetunion gingen zunächst von der Identität zwischen D D R und Deutschem 
Reich (DR) aus, dann von der Dachtheorie (Fortbestand des D R als handlungsun­
fähiges Staatsdach über den nicht mit ihm identischen Teilstaaten B R D und 
D D R ) und schließlich (seit Mitte der 1950er) von der Debellationstheorie (das 
D R sei mit der bedingungslosen Kapitulation untergegangen). V g l . M . Schweit­
zer, Staatsrecht III. Staatsrecht, Völkerrecht, Europarecht, 7. neubearb. Auf l . , 
Heidelberg 2000, Rn. 631 f. 
Schreiben des M f A A der D D R an das M f A A der V R Bulgarien vom 3.Okt. 
1952, vgl . P A : M f A A , A 9793, B l . 13. 
Text der Erklärung und die Reaktionen der Mitgliedsstaaten, vgl . in: G R U R Int. 
5 (1956) 11, S. 479-483. In Ermangelung einer diplomatischen Vertretung der 
D D R in der Schweiz und umgekehrt, nutzte man dazu die diplomatische Vertre­
tung der D D R in der C S S R . 
Schreiben des Bundesministers der Justiz an das Auswärt ige Amt vom 
20.8.1955, Betreff: Wiederanwendung der Berner Übereinkunft sowie der Pariser 
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nahm man an, dass die DDR bewusst ein Abkommen ausgesucht hatte, 
dem die U S A nicht angehörten. 

In Folge machte die bundesdeutsche Regierung ihren Alleinvertre­
tungsanspruch deutlich. Bundeskanzler Konrad Adenauer hatte in einer 
Erklärung an den Vorsitzenden der Alliierten Hohen Kommission be­
reits im Februar 1950 die „uneingeschränkte Anwendbarkeit" der Berner 
Übereinkunft für das „Gebiet der Bundesrepublik Deutschland" er­
klärt. 4 0 Dies galt in seinem Verständnis für das gesamte ehemalige 
Reichsgebiet und somit auch die DDR. Die Bundesregierung bat über 
ihre diplomatischen Vertretungen die Regierungen der einzelnen Mit­
gliedsländer der Berner Konvention, sich der bundesdeutschen Erklä­
rung über die Bedeutungslosigkeit der Mitteilung der DDR aufgrund 
ihrer Nichtanerkennung anzuschließen. Besonderes Augenmerk richtete 
man dabei auf die Haltung der Schweiz, weil diese als Depositarmacht 
der Berner Übereinkunft die Note der DDR angenommen und weiterge­
leitet hatte und somit zu befürchten war, dass dies als de facto Anerken­
nung verstanden werden könnte. 4 1 

Die Regierungen der meisten Signatarstaaten äußerten daraufhin, 
dem bundesdeutschen Wunsch gemäß, Vorbehalte gegenüber der Wie-
deranwendungserklärung und Mitgliedschaft der DDR mit der Begrün­
dung, dass sie die DDR nicht anerkennen. Australien, Belgien, Brasilien, 
Dänemark, Frankreich, Großbritannien, Irland, Italien, Kanada, Libanon, 
Neuseeland, Niederlande, Pakistan, Portugal, Spanien, Südafrika, Tür­
kei, Thailand erklärten, dass sie von der Mitteilung der DDR keine Notiz 
nehmen oder ihr jegliche Rechtswirkung absprechen. Island, Luxem­
burg, Norwegen, Österreich, Philippinen, Schweden und die Schweiz 
erklärten, dass die Kenntnisnahme der Mitteilung der DDR keine Aner­
kennung derselben bedeute. Liechtenstein und Finnland hatten sich auf 
eine einfache Eingangsbestätigung des Schreibens beschränkt. 4 2 Abge­
sehen von den Mitgliedern aus dem „Ostblock", folgten die Mitglieds­
länder der Berner Übereinkunft damit weitgehend dem Wunsch und der 
Vorgabe der Bundesrepublik. Daran wird die Wirksamkeit des Allein-

Verbandsübereinkunft im sowjetischen Besatzungsgebiet Deutschlands, vgl . P A : 
A A , B 84 Nr. 233, Band 1, o.P. 
Schreiben Konrad Adenauers und die Weiterleitung der Erklärung an die diplo­
matische Vertretung der Schweiz als Depositarmacht durch die Alli ierte Hohe 
Kommission, abgedruckt in: G R U R (1950) 9, S. 412f. 
Der Versuch einer verstärkten Beeinflussung der Schweizer Regierung von Sei­
ten der Bundesregierung in dieser Frage ist deutlich erkennbar, vgl . Schweizer 
Bundesarchiv: E 2003(A) 1978/29, B d . 269 und P A : A A , B 84, Nr. 685. 
Schreiben des Auswärt igen Amts Betreff: Vordringen der S B Z in internationale 
Organisationen vom 17.Januar 1963, V g l . P A : A A , B 84 Nr. 683, o.P. 
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Vertretungsanspruchs in Kombination mit der Hallsteindoktrin und letzt­
lich auch die wirtschaftliche Potenz der BRD deutlich. Keines der Län­
der und auch nicht das Internationale Berner Büro wollte es sich mit 
einem politisch und wirtschaftlich mächtigen Partner verderben. 

Der Bundesregierung gelang es in der Folge, ihrem Standpunkt, dass 
die DDR kein Staat sei und folglich auch nicht die Mitgliedschaft er­
werben könne, Geltung zu verschaffen. Das zeigte sich vor allem in der 
Nichteinladung der DDR zu den Revisionskonferenzen von Nizza 
195743, Lissabon 195844 und Stockholm 196745. Die diesbezüglichen 
Beschwerden der DDR beim Internationalen Berner Büro wies dieses 
mit dem Hinweis zurück, dass die Verantwortlichkeit in der Einladungs­
frage beim die jeweilige Konferenz veranstaltenden Staat liege. Der Pro­
test der sozialistischen Staaten auf den jeweiligen Konferenzen gegen 
die Nichteinladung wurde mit der Zeit förmlich zur „Pflichtübung", die 
alle Beteiligten absolvierten.46 Eine Diskriminierung der DDR im prak­
tischen materiellen Rechtsschutz fand jedoch nicht statt. Die Diskrimi­
nierung bestand „lediglich" in der Verweigerung der „Wahrnehmung 
der organisatorischen Mitgliedsrechte der D D R " . 4 7 Die DDR erfüllte 
korrekt ihre materiell-rechtlichen Verpflichtungen aus der Konvention 
und zahlte ihren Beitrag. 

In den Folgejahren ist die Frage des Status der DDR in der Berner 
Konvention nie eindeutig geklärt worden. Die Bundesrepublik erreichte 
mit ihrer Politik, dass die DDR in der Ausübung ihrer Mitgliedschafts­
rechte weitgehend behindert wurde. Unterlagen, wie die Diskussionsvor­
lagen für die Stockholmer Konferenz, mussten sich die Urheberrechts­
experten der DDR stellenweise über diplomatische Kanäle aus der 
CSSR beschaffen. Zur Bekräftigung ihrer Mitgliedschaft und der daraus 
resultierenden Rechte ließ das Ministerium für Auswärtige Angelegen-

Madrider Markenabkommen Nr. 2a. 
4 4 Pariser Verbandsübereinkunft und Madrider Herkunftsabkommen Nr. 2b. 
4 5 Revisionskonferenz der Berner Übereinkunft. 
4 6 Berichtstelegramm von der ersten Generalversammlung der W I P O vom 

23.9.1970 in Genf an das Auswärt ige Amt und das Bundesjustizministerium der 
B R D , vgl . P A : A A , B 84 Nr. 683, o.P. 

4 7 So ein Bericht von Dr. Münzer an die Rechtsabteilung des M f A A vom 7.4.1967, 
vgl . P A : M f A A , C 1738/72, B l . 71-73. Außerdem dazu H . Rol in; A . Troller, 
Gutachten über die Mitgliedschaft der D D R in den internationalen Konventionen 
für den gewerblichen Rechtsschutz und den Schutz der Urheberschaft, vgl . P A : 
M f A A , C 1738/72, B l . 40ff, abgedruckt in: Staat und Recht (1967) 8, S. 1288ff. 
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heiten 1967 ein Rechtsgutachten durch zwei westliche und zwei DDR 
Rechtswissenschaftler erstellen und veröffentlichen. 4 8 

6. Die Mitgliedschaft der Anstalt zur Wahrung der Aufführungs­
rechte auf dem Gebiet der Musik in der Confédération Inter­
nationale des Sociétés d'Auteurs et Compositeurs 

Ein weiterer Versuch der Integration in das internationale Regime des 
Schutzes geistigen Eigentums war die Mitarbeit der DDR Verwertungs­
gesellschaft für musikalische Werke, der „Anstalt zur Wahrung der Auf­
führungsrechte auf dem Gebiet der Musik" ( A W A ) 4 9 , in internationalen 
Organisationen und die Zusammenarbeit mit anderen nationalen Ver­
wertungsgesellschaften. Im Februar 1956 reiste eine kleine DDR-
Delegation, bestehend aus dem Direktor der A W A und zwei Mitarbei­
tern des Ministeriums für Kultur, zu Gesprächen nach Paris. 5 0 Erste Sta­
tion war das Bureau International des Sociétés gérant les Droits 
d'Enregistrement et de Reproduction Mécanique (BIEM) 5 1 in Paris. 
Dort führten die DDR-Vertreter Gespräche mit dem Vertreter des Gene­
raldirektors in Hinsicht eines Vertrages zwischen A W A und B I E M . Der 
Vertragsabschluss erfolgte dann durch den Generaldirektor der B I E M 
Alphonse Tournier und den Präsidenten der B I E M , Herrn Dommange. 
Weiteres Ergebnis der Verhandlungen war, dass ab sofort in den Veröf­
fentlichungen der B I E M die DDR und die B R D getrennt aufgeführt und 
die Bundesrepublik nicht mehr alleinig als Gesamtvertretung für 
Deutschland genannt wurde. Aufgrund dieser Ergebnisse berichtete der 
Urheberrechtsexperte Dr. Münzer erfreut nach Berlin: „Damit tritt hier 
in einer internationalen Organisation auch klar die DDR in Erschei­
nung".5 2 

Vgl. PA: MfAA, C 1738/72. H. Rolin; A. Troller, Gutachten über die Mitglied­
schaft der Deutschen Demokratischen Republik in den internationalen Konven­
tionen für den gewerblichen Rechtsschutz und den Schutz der Urheberschaft, in: 
Staat und Recht (1967) 8, S. 1288-1293. 
Die A W A wurde als erste Organisation auf dem Gebiet des Urhebervertrags­
rechts in der DDR im April 1951 per Verordnung gegründet und war zuerst dem 
Ministerium für Volksbildung und ab 1954 dem Ministerium für Kultur unter­
stellt. Vgl. E. Schulze, geschätzte und geschützte Noten, Zur Geschichte der 
Verwertungsgesellschaften, Weinheim 1995, S. 463f; A. Dümling, Musik hat ih­
ren Wert. 100 Jahre musikalische Verwertungsgesellschaft in Deutschland, Re­
gensburg 2003, S. 268-279. 
Vgl. Bericht über die Reise nach Paris von Dr. Münzer, Morche, Folkmann, PA: 
MfAA, A 8231 und BArch: DR1/8351 o.P. 
Die BIEM vertritt die Interessen der Urheber im mechanischen Recht. 
Vgl. BArch: DR1/8351,B1. 156; PA: MfAA A 8231, Bl. 114. 
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In den darauf folgenden Verhandlungen mit dem Generalsekretär der 
CIS A C in Paris, dem Schriftsteller René Jouglet, übergab die Delegation 
die Aufnahmeanträge der A W A . Jouglet begrüßte den beabsichtigten 
Eintritt der A W A und gewährte den Besuchern aus der DDR eine „sehr 
herzliche Aufnahme"5 3. Von ihm erhofften sich die DDR Urheber­
rechtsexperten auch weitere Unterstützung „für unsere Republik in in­
ternationalen Fragen des kulturellen Gebiets".54 

Es folgte eine Aussprache mit dem Generaldirektor der Société des 
Auteurs Compositeurs et Editeurs de Musique ( S A C E M ) 5 5 , Léon Mala­
plate, in Paris. Dieser begrüßte einen Vertragsabschluss, der auch von 
der S A C E M gewünscht wurde, verwies aber auf die Tatsache, dass auch 
ein Weg des finanziellen Ausgleiches der gegenseitigen Verpflichtungen 
gefunden werden müsse. Da der Einfluss von Malaplate im internationa­
lem Kulturleben als groß eingeschätzt wurde, erhofften sich die DDR-
Vertreter, dass diese Verbindung helfen könnte, die „internationale Stel­
lung der DDR zum mindesten in kultureller Hinsicht zu stärken". 5 6 

Die abschließenden Gespräche bei der UNESCO, welche den Antrag 
der DDR auf Mitgliedschaft abgelehnt hatte, begannen stockend. Der 
UNESCO-Mitarbeiter beim ersten Treffen reagierte kühl und war über­
rascht, dass DDR-Vertreter persönlich in Paris vorsprachen. Durch 
Vermittlung von René Jouglet von der CISAC kam es zu einem zweiten 
Gespräch bei der UNESCO, wofür diesmal der Leiter der Urheber­
rechtskommission, Diaz Lewis, zuständig war. Mit ihm diskutierte man 
vor allem über das Welturheberrechtsabkommen und bat um Materiali­
en, die dieser auch zusicherte.57 

Im Frühjahr 1956 reiste eine Delegation des Ministeriums für Kultur 
nach Bern und Zürich, um auch dort Kontakte für eine internationale 
Verankerung der A W A zu organisieren. Im Mai 1956 führten Dr. Mün­
zer und Frau Rentmeister ein Gespräch beim Büro des Internationalen 
Verbandes zum Schutze von Werken der Literatur und Kunst in Bern 
und wurden dort vom Vertreter des Direktors Secretan, Albert Béguin, 
„mit Sympathie" aufgenommen. Dieser nahm in der Deutschlandfrage 
eine neutrale Position ein und erwähnte die Möglichkeit von zwei Ver­
tretern für Deutschland im Verband. Er riet, den Beitrag von 10.167.00 

5 3 V g l . P A : M f A A , A 8231, B l . 115. 
5 4 Ebenda. 
5 5 Die erste musikalische Verwertungsgesellschaft der Welt - 1851 in Paris ge­

gründet. 
5 6 V g l . P A : M f A A , A 8231, B l . 115. 
5 7 V g l . B A r c h : DR1/8351, B l . 156; P A : M f A A , A 8231, B l . 117-118. 
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SFr. für Gesamt-Deutschland aufzuteilen. Die Bundesrepublik wollte 
jedoch, gemäß dem Alleinvertretungsanspruch, alles allein zahlen.5 8 

In Zürich sprach Dr. Münzer mit dem Generaldirektor der Schweize­
rischen Gesellschaft für die Rechte der Urheber musikalischer Werke 
(SUISA), Dr. Adolf Streuli. Dieser unterbreitete den Besuchern aus der 
DDR, dass er die A W A als unseriös ansehe, da diese ihre Verbindlich­
keiten nicht zahle. Die nationalen Organisationen der Schweiz und 
Frankreich hätten große Bedenken in Bezug auf die A W A und DDR-
Urheberrechtsorganisationen. Es sei zu befürchten, so Adolf Streuli, 
dass die Mitarbeit im internationalen Maßstab nur formaler Natur sei, da 
bisher keine Zahlungen eingegangen seien.59 Vertreter der A W A führten 
in jenem Zeitraum auch mit anderen westlichen Verwertungsgesell­
schaften, wie der österreichischen Gesellschaft ( A K M ) , der englischen 
Gesellschaft (PRS) und der spanischen Gesellschaft (SGAE), die sich 
besonders aktiv zeigte, „Verbindungen zur A W A herzustellen und eine 
Realisierung der Zahlungen der A W A " zu erreichen, Verhandlungen.60 

Letztlich zeigt sich deutlich, dass auch die Verwertungsgesellschaften 
der westlichen Länder an einer Zusammenarbeit mit der DDR-
Verwertungsgesellschaft, den ordnungsgemäßen Zahlungen dieser und 
somit an der Ausweitung des Geltungsraumes eines internationalen Re­
gimes des geistigen Eigentums, über den „Eisernen Vorhang" hinweg, 
interessiert waren. 

Im Laufe des Jahres 1955 ließ das Ministerium für Kultur beim M i ­
nisterium für Auswärtige Angelegenheiten prüfen, ob eine Mitglied­
schaft der A W A in der Confédération Internationale des Sociétés d'Au­
teurs et Compositeurs (CISAC) 6 1 , dem internationalen Dachverband der 
Verwertungsgesellschaften, möglich sei. Mit einem Schreiben vom 
16.Juli 1955 teilte das Außenministerium dem verantwortlichen Staats­
sekretär Fritz Apelt im Ministerium für Kultur mit, dass das Außenmini­
sterium die Satzungen und Statuten der CISAC geprüft habe und den 
„Beitritt der A W A als Mitglied dieser internationalen Organisation be­
fürwortet". 6 2 Den wesentlichen Nutzen einer Mitgliedschaft in der CI­
SAC sah man vor allem darin, dass die internationale Vertretung 

Bericht über die Vorsprache beim Büro des Internationalen Verbandes zum 
Schutze von Werken der Literatur und Kunst in Bern (7. bis 9. Mai 1956) vom 
25.5.1956, vorgelegt von Dr. Münzer und Frau Rentmeister, vgl. BArch: 
DR1/8351, Bl. 107ff. 
Vgl. BArch: DR1/8351.B1. 113. 
Zusammenfassung über Verhandlungen der Vertreter der A W A mit Vertretern 
kapitalistischer Urheberrechtsgesellschaften, vgl. PA: MfAA, A 8.231, Bl. 44. 
Die CISAC wurde 1926 in Paris gegründet. 
Vgl. PA: MfAA, A 8.231, Bl. 1. 
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Deutschlands auf dem Gebiet des Urheberrechts nicht mehr der west­
deutschen Gesellschaft für musikalische Aufführungs- und mechanische 
Vervielfältigungsrechte (GEMA) allein überlassen werden sollte. Die 
A W A sollte gleichberechtigt neben der G E M A in Erscheinung treten 
und als „Einrichtung der Regierung der DDR internationale Anerken­
nung verschaffen".63 Außerdem sollten die AWA-Vertreter, zusammen 
mit den Mitgliedern aus den anderen Volksdemokratien, Einfluss auf die 
Politik der CISAC nehmen und den „Bestrebungen der kapitalistischen 
Rechtsinstitutionen" etwas entgegensetzen. 

Der Beitrittswunsch der A W A traf innerhalb der CISAC nicht nur 
auf Zustimmung. Laut Bericht der Urheberrechtskommission beim M i ­
nisterium für Kultur war es der „Anknüpfung normaler und guter Bezie­
hung zur G E M A zu danken, dass der Beitritt durchgesetzt wurde", denn 
die G E M A war im Rahmen der Konföderation stark verwurzelt und 
spielte eine wichtige Rolle. 6 4 Im August 1956 hatte es zwischen den 
Direktoren der A W A und der G E M A eine Aussprache gegeben. Vorher 
hatten beide Gesellschaften bereits einen Gegenseitigkeitsvertrag abge­
schlossen. Auch die G E M A war an guten Beziehungen interessiert, vor 
allem um die Zahlungen der Tantiemen an ihre Mitglieder in West­
deutschland nicht zu gefährden. 

Für eine Mitgliedschaft der A W A kamen von den Unterverbänden, 
bzw. Föderationen der CISAC, der Internationale Verband der Gesell­
schaften von Autoren und Komponisten für die Vorführungsrechte und 
der Internationale Verband der Gesellschaften von Autoren und Kom­
ponisten für die Rechte der mechanischen Wiedergabe in Betracht. Ob­
wohl die A W A noch nicht Mitglied war, war sie eingeladen worden, zu 
einer Fachtagung der CISAC und zu Tagungen der Föderationen im Juni 
1956 nach Paris Vertreter als Gäste zu entsenden. Daraufhin reisten der 
Direktor der A W A , Morche, und der stellvertretenden Direktor, Dr. An­
selm Glücksmann, nach Paris. Erstmals trat die A W A als vollberechtig­
tes Mitglied beim Kongress der CISAC im September 1957 in Erschei­
nung. Später wird neben der A W A noch das Büro für Urheberrechte 
(BfU) 6 5 der DDR in der ersten Föderation (Große Rechte) und in der 
fünften Föderation (Film) der CISAC Mitglied. 

V g l . P A : M f A A , A 8.231, B l . 3. 
V g l . Bericht über die Tätigkeit der Urheberrechtskommission beim Ministerium 
für Kultur vom 10. Juli 1957, B A r c h : DR1/1395 o.P. 
Das 1956 gegründete B f U sollte Urheber, staatliche Stellen und gesellschaftliche 
Organisationen in der D D R in urheberrechtlichen Fragen und deren Wahrung im 
internationalen Urheberrechtsverkehr beraten. Des Weiteren wirkte das B f U pri­
mär als Steuerungs- und Zensurbehörde für Manuskripte, die an ausländische 
Verlage gehen sollten, bzw. beim Lizenzerwerb durch DDR-Einrichtungen. 
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7. Schluss 

Generell zeigt sich auch für die DDR und ihre Stellung zum internatio­
nalen Regime des Urheberrechtschutzes, dass die Institutionen, des gei­
stigen Eigentums eingebunden sind in die Governance von Gesellschaft, 
Kultur und Wirtschaft. Sie bestimmen die Handlungsoptionen von poli­
tischen und kulturpolitischen Akteuren. Die Internationalisierung der 
kulturellen Werke und der Urheberrechte zwang die DDR-Akteure in 
diesem Feld zu einer Denk- und Handlungsweise abseits rein nationaler 
Gesichtspunkte und kurzfristiger politischer Interessen. Auch wenn es in 
den ersten Jahren des neugegründeten Staates einige Zweifler und Kriti­
ker der Institution des geistigen Eigentums gab, so setzten sich doch 
ohne tiefergehende Konflikte die Bewahrer und Schützer der individuel­
len Eigentumsschutzrechte durch. Die Akteure verließen bewusst den 
politischen Raum des sowjetisch dominierten „Ostblocks" und über­
wanden somit eine doppelte Grenze. Innerhalb des sozialistischen Staa­
tenblocks wurde von Urheberrechtsexperten und Kulturpolitikern wie­
derholt versucht, den Erfahrungsaustausch über urheberrechtliche 
Fragen zu intensivieren, sich für einen geschlossenen Auftritt auf inter­
nationalen Konferenzen besser abzustimmen und ein eigenes Vertrags­
system auf dem Gebiet des Urheberrechtsschutzes und der gewerblichen 
Schutzrechte zu schaffen. Letztlich blieb der Bezugsrahmen für die Ak­
teure auf dem Gebiet des Schutzes des geistigen Eigentums aber immer 
die westlich dominierte internationale Bühne. Somit wurde die kontinu­
ierliche Ausdehnung individueller Eigentumsrechte an geistigen Gütern 
im 20. Jahrhundert auch von der DDR nicht unterbrochen oder konterka­
riert. Die flächenmäßige Ausweitung eines Rechtsstandards im Umgang 
mit geistigen Gütern wurde weder aufgehalten noch radikal zurückge­
drängt. 

Für die politischen und wirtschaftlichen Entscheidungsträger der 
DDR resultierte aus der internationalen Absicherung und Förderung der 
schöpferisch Tätigen des Nationalstaates ein höherer Mehrwert im Ver­
gleich zu den Kosten dieser Maßnahmen, d. h. z. B. der Mitgliedsbeiträ­
ge und der zu zahlenden Lizenzgebühren. Dies funktionierte auch, da 
der Zugang von ausländischen geistigen Gütern politisch reguliert wer­
den konnte.66 

DDR-Autoren waren verpflichtet, die Zustimmung des Büros einzuholen. Hinzu 
kam die Abwicklung der damit verbundenen Zahlungen, d. h. die staatliche De-
visenerwirtschaftung. 
V g l . z. B . die Quote beim Abspielen von Musik in Rundfunksendungen und 
Diskos der D D R . Ende der 1950er Jahre hatte man eine 60/40 Quote zugunsten 



Die DDR und das internationale Urheberrechtsregime 267 

Bei der Wiederanwendung der internationalen Übereinkommen zum 
Schutz des geistigen Eigentums zeigt sich jedoch auch, dass es hier nicht 
nur um die Teilnahme am internationalen Urheberrechtsschutz ging, 
sondern auch um die erstrebte internationale Anerkennung der DDR. 
Eine voll akzeptierte und aktive Mitgliedschaft der DDR war bis zu Be­
ginn der 1970er Jahre aufgrund der politischen Situation des Kalten 
Krieges, der Existenz zweier deutscher Staaten, eines sehr vehement 
durchgesetzten Alleinvertretungsanspruches der Bundesrepublik und der 
daraus resultierenden internationalen Nichtanerkennung der DDR nicht 
möglich. 

von Komponisten der D D R , der Sowjetunion und der anderen sozialistischen 
Länder geschaffen. 
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Sonja Schultheiß-Heinz: Poli­
tik in der europäischen Publi­
zistik. Eine historische In­
haltsanalyse von Zeitungen 
des 17. Jahrhunderts (= Bei­
träge zur Kommunikationsge­
schichte, Bd. 16), Stuttgart: 
Franz Steiner Verlag 2004, 
357 S. 

Die Untersuchung beschäftigt 
sich mit dem Umfang, den 
Themen und der Präsentation 
politischer Nachrichten in der 
Zeitungspresse des späteren 17. 
Jhs. Das Textcorpus besteht aus 
drei sorgfältig ausgewählten, 
periodisch erscheinenden Zei ­
tungen aus drei Ländern bzw. 
europäischen Sprachräumen. Es 
handelt sich um die Zeitung 
„Teutscher Kriegs-Kurier" aus 
Nürnberg, die englische Zeitung 
„The London Gazette" sowie 
die französische „Gazette" aus 
Paris. Die Zeitung aus der 
Reichsstadt Nürnberg steht für 
ein Beispiel aus dem Reichsge­
biet. Sie erschien seit 1673 im 
Haus des berühmten Drucker-
Verlegers Felsecker, der z. B . 
auch Grimmelshausens Simpli-
cissimus Teutsch von 1668 he­
rausgebracht hat. Als im 17. Jh. 
noch immer bedeutende Han­
delsstadt ist Nürnberg auch ein 
wichtiges Nachrichtenzentrum. 
Der „Teutsche Kriegs-Kurier" 
erschien zweimal wöchentlich 
mit einer steigenden Zahl von 

Beilagen. Er weist Ähnlichkei­
ten mit dem seit 1659 erschei­
nenden Frankfurter „Diarium 
Europaeum"[l] sowie mit dem 
Verkleideten „Götter-Both Mer-
curius" auf, nach Johannes We­
ber der ältesten politisch-räson-
nierenden Zeitschrift in 
Deutschland, die ebenfalls (seit 
1674) bei Felsecker erschien. [2] 
Die Pariser „Gazet te" vertritt die 
französische Nachrichtenpresse. 
1631 von Théophraste Renaudot 
unter der Regie Richelieus ge­
gründet, besaß sie eine Mono­
polstellung und wurde bis zur 
Revolution nahezu als regie­
rungsamtliches Organ betrach­
tet. Sie erschien von Anfang an 
einmal wöchentlich als Haupt­
zeitung zusammen mit den 
„Nouvelles ordinaires", einem 
ergänzenden Nachrichtenblatt, 
und verschiedenen „Extraordi-
naires". Die „London Gazette" 
wurde 1665 ebenfalls in der 
Regie des Königshofes (von 
Charles II) gegründet („publis-
hed by Authority"). Wei l sich 
der H o f in diesem Jahr wegen 
der in London wütenden Pest 
nach Oxford abgesetzt hatte, 
erschien sie im Jahr ihrer Grün­
dung kurzzeitig unter dem Titel 
„Oxford Gazette". Anders als 
nach der ,Glorious Revolution' 
war die englische Nachrichten­
presse der Restoration, wie 
schon unter Cromwell , durch 
Staatsorgane relativ stark re-

C O M P A R A T I V 16 (2006), Heft 5/6, S . 268-355. 
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glementiert, ja monopolisiert 
(was eine Blüte nicht lizenzier­
ter Schriften und Pamphlete 
nicht nur nicht ausschloß, son­
dern förderte). Zwischen 1672 
und 1679 war die zweimal wö­
chentlich erscheinende „Gazet­
te" sogar die einzige Zeitung 
mit einer staatlichen Lizenz (S. 
58 f.). 

Der Untersuchungszeitraum 
ist auf die Jahre 1672-1679 be­
grenzt, in den untersuchten Zei­
tungen wird in erster Linie über 
den Holländisch-Schwedischen 
Krieg, den Englisch-Nieder­
ländischen Konflikt sowie den 
Konflikt um Messina und die 
Konflikte der Polen, Ungarn und 
Russen mit dem Osmanischen 
Reich berichtet. Der weitere 
Rahmen und Hintergrund für 
diese Teilkonflikte ist die Früh­
phase der Hegemonialpolitik 
Ludwigs X I V . gegen Spanien 
und die neu etablierten Mächte 
England und Niederlande, es 
kommt deshalb 1668 zur (frei­
lich sehr kurzlebigen) so ge­
nannten Tripelallianz der Nie­
derlande, Englands und Schwe­
dens gegen Frankreich, und im 
so genannten Niederländischen 
Krieg fällt die französische A r ­
mee in Holland ein und belagert 
Amsterdam (1672), was zu einer 
All ianz des Kaisers und Spani­
ens mit den Niederländern ge­
gen Frankreich führt. 1678/79 
kommt es zu den Friedensver­
trägen von Nimwegen und dem 
Separatfrieden von Saint-
Germain-en-Laye mit Branden­
burg. 

Untersuchungsverfahren und 
Aufbau: „[ . . . ] um - unter Ver­
wendung von Zahlen- und Men­
genangaben - die Zeitungsinhal­
te über die Häufigkeit von histo­
rischen Ereignissen und The­
men, handelnden Personen bzw. 
Staaten festzustellen, zu verglei­
chen und in den gesamtpoliti­
schen Zusammenhang der Un­
tersuchungsjahre 1672 bis 1679 
einzuordnen und zu deuten" (S. 
31), wurde eine Verbindung von 
historischer Presseforschung mit 
quantitativer Inhaltsanalyse ge­
wählt. Diese Methodenkombi­
nation ist das Spezifikum dieser 
Studie. Sie wird in der Einlei­
tung kurz begründet. Der Rück­
griff auf ein quantifizierendes 
Messverfahren kann sich gene­
rell aus dem Anspruch ergeben, 
daß gewonnenes und dargestell­
tes Wissen über historische Zu­
stände bzw. Prozesse für mehr 
als den einen bestimmten Fall 
oder einzelne untersuchte Ein­
zelkontexte - der Normalfall in 
historiographischen Arbeiten -
gelten soll. Vielmehr soll dann 
innerhalb eines exakt bestimm­
ten und angegebenen zeitlichen 
und sachlichen Rahmens ,objek­
tiv' erhobenes Wissen mit ei­
nem relativ hohen und ausweis­
baren Grad an Repräsentativität 
und Réhabilitât der Erhebungs­
instrumente dargestellt und aus­
gewertet werden. Ob man sich 
für ein derartiges Verfahren 
entscheiden wird, hängt wesent­
lich von der Art der Fragestel­
lung, also der Untersuchungs­
aufgabe, und zum anderen von 
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der Art und Zusammensetzung 
der Untersuchungsgegenstände 
ab - hier die Politikberichter­
stattung in einem Zeitraum von 
acht Jahren in drei gezielt aus­
gewählten Zeitungen in drei ver­
schiedenen, wiederum mit Be­
dacht gewählten Ländern Mi t ­
te l - und Westeuropas: Deutsch­
land (Nürnberg), Frankreich 
(Paris) und England (London). 
Unter der Prämisse der genann­
ten Geltungsansprüche ist die 
Entscheidung der Verf. für die 
quantitative Inhaltsanalyse 
durchaus einleuchtend. (Nur am 
Rande sei als eines der Proble­
me schon der Anlage dieser 
Arbeit vermerkt, daß „Politik" 
hier nahezu ganz auf militäri­
sche Ereignisse und deren Fol ­
gen sowie auf Diplomatie redu­
ziert wird, was auch nach den 
Politikbegriffen des 17. Jhs. 
kaum zu rechtfertigen ist). Für 
die Inhaltsanalyse werden Zei­
tungsinhalte (gedruckte Nach­
richten) zu zählbaren Daten­
mengen, die einem System von 
Inhaltskategorien subsumiert 
werden, das dem methodischen 
Standard nach möglichst exhau-
stiv sein soll, und dessen Einhei­
ten wohl definiert und trenn­
scharf sein müssen. A n der 
Wahl, der Definition und der 
Konfigurierung der Kategorien 
zu einem hierarchischen System 
auf der einen und der Definition 
der Zähleinheit (Untersuchungs­
einheit) und deren Subsumption 
unter die Kategorien auf der 
anderen Seite (Codierung) ent­
scheiden sich die ganze Aus­

richtung und der analytische 
Wert dieses Verfahrens. Vor 
allem im Hinblick auf seine 
wohldurchdachte Differenziert­
heit dürfte das Kategoriensy­
stem in dieser Untersuchung 
schwer zu überbieten sein. 

Die Studie ist in drei Haupt­
teile gegliedert. Tei l I behandelt 
„Die Zeitung im historisch­
politischen Umfeld", allgemein 
Zeitungspresse und Öffentlich­
keit im 17. Jh.; die untersuchten 
Zeitungen und ihre Verlage und 
Verleger; Zeitung und Nachricht 
usw. Teil II: „Die Zeitung, ihre 
Themen und ihre [d. i . deren] 
Gewichtungen", ist auch metho­
dologisch das Kernstück der 
Untersuchung. Hier wird noch 
einmal (Kap. 1), ausführlicher 
als in der Einleitung, von Anla­
ge und Methode der Inhaltsana­
lyse gehandelt. Sodann (Kap. 2) 
wird das Kategoriensystem 
Schritt für Schritt begründet, 
bevor die Ergebnisse der Aus­
wertung der Inhaltsanalyse dar­
gestellt werden: 2.1.: Vergleich 
der Nachrichten nach Sachge­
bieten, Schwerpunkten und Er­
eignisregionen. 2.2: Vergleich 
nach personalisierten Nachrich­
ten. 2.3: Vergleich der Nach­
richten zum Sachgebiet Konflikt 
nach weiteren Themen. 2.4: 
Vergleich der innenpolitischen 
Nachrichten. Kap. 3 behandelt 
noch einmal eigens die Schwer­
punkte der Zeitungsanalyse, 
nämlich die in den Nachrichten 
enthaltenen Konflikte, während 
Kap. 4 weitere kulturell interes­
sierende Zeitungsinhalte doku-
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mentiert (u. a. 4.3: Anzeigen 
und Sensationen, darunter Buch­
anzeigen: S. 168 f., die sich 
sporadisch auch in Organen der 
politischen' Zeitungspresse 
befinden).[3] Thema von Teil 
III ist „Die Zeitung und ihre 
Berichterstattung". Die Bericht­
erstattung in den drei Organen 
wird anhand der quantitativen 
Ergebnisse verglichen (beson­
ders zum Holländisch-Schwedi­
schen Krieg); es folgt eine Ty­
pologie der Berichterstattung 
mit Beschränkung auf Fragen 
von positiv/negativer Bewertung 
und Propaganda vs. Unpartei­
lichkeit. Der sehr allgemein 
gehaltene Schlussabschnitt zum 
Thema „Zeitung - ein Medium 
der Politik" formuliert keine Zu­
sammenfassung, sondern gene­
relle Überlegungen und Folge­
rungen, und so vermisst man die 
Darstellung eines Gesamtbildes 
der Ergebnisse. Im Anhang ent­
hält das Buch Verzeichnisse der 
Tabellen, die ja wie die anderen 
graphischen Schemata und Dia­
gramme über den illustrativen 
Wert hinaus zu den adäquaten 
Darstellungsmitteln der Ergeb­
nisse einer quantifizierenden 
Analyse gehören, sowie den 
Codeplan. Daneben findet sich 
ein ausführliches Schriftenver­
zeichnis, das die berücksichtig­
ten Beilagen aus den untersuch­
ten Zeitungen und dem „Diari­
um Europaeum", alle übrigen 
Quellen sowie die Forschungsli­
teratur umfasst. Von besonde­
rem Nutzen auch für die punk­
tuelle Erschließung der an Er­

gebnissen überaus reichhaltigen 
Untersuchung sind die beiden 
Register der Personen sowie der 
Sachen und Orte; letzteres ent­
hält auch Begriffe, mit Ein­
schluß der methodischen unter 
dem Lemma Inhaltsanalyse. 

Die Studie von Sonja 
Schultheiß-Heinz, die auf eine 
Bayreuther historische Disserta­
tion von 2000 zurückgeht, darf 
als rundum gelungen bezeichnet 
werden. Gerade im Vergleich zu 
älteren Versuchen der Auswer­
tung der Presse für die histori­
sche Forschung[4] bzw. einer 
durch quantitative Methoden 
gestützten historischen Sozial­
forschung liegt damit eine ex­
emplarische Arbeit vor, die sich, 
soweit ich sehen kann, an die 
Spitze dieser Forschungsrich­
tung gesetzt hat. Sie wird ihren 
eigenen hohen Ansprüchen, die 
sie auch in der Auseinanderset­
zung mit ähnlichen Arbeiten 
formuliert, jederzeit gerecht und 
kann als eine Art methodisches 
Lehrbeispiel, als eine Model l ­
studie für die ,historische In-
haltsanalyse'[5] benutzt werden. 
Die Studie ist nahezu fehlerlos 
gedruckt, sie ist sprachlich je­
derzeit korrekt und zeigt immer 
wieder großes Formulierungsge­
schick. Gerade bei der unum­
gänglichen Darstellung spröder 
Materialien ist sie präzise, im­
mer verständlich und gut lesbar. 
So setzt dieses Buch sowohl in 
der Applikation der Methode als 
auch in deren Beschreibung und 
Begründung wie schließlich in 
der Darstellung der Ergebnisse 



272 Buchbesprechungen 

neue Maßstäbe. Was Mängel 
oder unerfüllte Erwartungen 
betrifft, möchte ich mich auf 
zwei beschränken: Erstens 
bleibt die sprachliche Fassung 
der Zeitungstexte vollständig 
unberücksichtigt. Gemeint ist im 
weitesten Sinn die Rhetorik der 
analysierten Texte, einschließ­
lich auch der Fragen nach Tro­
pen sowie nach anderen Konno­
tationen als solchen der Bewer­
tung auf der Skala positiv/ nega­
tiv (wie in Teil III ausgewertet). 
Auch wegen dieser Skala und 
der zentralen Inhaltskategorie 
des Konflikts beschränkt sich 
die (eigentlich im Ansatz durch­
aus vorhandene) Untersu­
chungsdimension der Präsenta­
tion („Typologie der Berichter­
stattung") auf rein inhaltliche 
Kategorien der Bewertung. Aber 
damit verfehlt die Untersuchung 
eine Seite ihres Gegenstandes. 
Dabei hätte es der Rezensent, 
beeindruckt von einem durch­
weg intelligenten Umgang mit 
ihrer Methode, der Verf. durch­
aus zugetraut, dass sie in der 
Lage gewesen wäre, auch diese 
Dimension in ihre Untersuchung 
einzubauen. Sie ist für eine In­
haltsanalyse mit diesem Thema 
vielleicht etwas ungewohnt und 
schwierig, aber das methodische 
Design als solches hätte derarti­
ge Fragen wohl nicht ausge­
schlossen. Und es wäre dabei 
auch auf die Methodologie der 
Empirischen Literaturwissen­
schaft zurückzugreifen.[6] Aber 
der Hinweis darauf, dass es sich 
dabei um kein Thema für eine 

historische, vielmehr etwa für 
eine literaturwissenschaftliche 
Untersuchung handeln würde, 
gilt nicht. Hauptkriterium ist 
und bleibt, ob die Fragestellun­
gen einer Arbeit ihrem Gegen­
stand angemessen sind oder 
nicht. 

Schließen möchte ich mit 
einer zweiten kritischen Anmer­
kung. Dass gerade eine ebenso 
mustergültig durchgeführte wie 
ausgewertete quantitative In­
haltsanalyse die Schattenseiten 
quantitativer Erhebungsmetho­
den in den historischen Geistes­
wissenschaften deutlich erkenn­
bar macht, lässt sich nicht über­
sehen. Über die semantischen 
,Kosten' der Quantifizierung, 
den Untergang des signifikan­
ten Einzelfalles' (,signifikant' 
nicht im Sinne der Statistik), 
kommt auch eine so differen­
zierte und in qualitatives' Wis­
sen eingebettete Untersuchung 
wie diese nicht hinweg. Gewiss 
wäre es zuviel verlangt, von 
einer derartigen Monographie 
eine prinzipientheoretische A r ­
gumentation zu erwarten, die 
auch die meisten methodologi­
schen Beiträge vermissen las­
sen. Aber dass auch die Verf. 
sich an die Grobklischees seit 
Berelson hält und dem Märchen 
von der Alternative objektiv­
quantitativer Verfahren zur 
„Hermeneutik", von Verstehen 
und Interpretieren gegenüber 
Zählen und Messen, anhängt, ist 
doch etwas enttäuschend. M e i ­
nes Erachtens lässt sich einfach 
nicht bestreiten, dass auch quan-
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titative Methoden von Verste-
hensoperationen ,durchsetzt' 
sind, im Falle der Inhaltsanalyse 
betrifft das vor allem den Akt der 
,Codierung', d. h. der Zurech­
nung von Untersuchungseinhei­
ten (hier aus einer Zeitungsnach­
richt) zu einer vorher festgeleg­
ten Inhaltskategorie, einer Zu­
rechnung (Subsumption), die 
einen Verstehensakt voraussetzt, 
der alle die als nicht objektiv, 
intuitiv usw. gemiedenen Eigen­
schaften der „Hermeneutik" 
(wenn man das große Wort denn 
verwenden will) besitzt. 

1 V o n diesem vor allem auch als 
Quel len- und Anekdotensamm­
lung bedeutenden Periodicum 
mit seinen zahlreichen Beilagen 
handelt eine frühere Arbeit von 
S. Schultheiß-Heinz, Das „Dia­
rium Europaeum" (1659-1683). 
Verleger und Autoren, Aufbau 
und Inhalt, in: Archiv für die 
Geschichte des Buchwesens 48 
(1997), S. 315-346. 

2 V g l . J. Weber, Götter-Both 
Mercurius. Die Urgeschichte 
der politischen Zeitschrift in 
Deutschland. Bremen 1994. 

3 Zur Literaturkritik in der Frühen 
Neuzeit vgl . H . Jaumann, Cr i t i -
ca. Untersuchungen zur Ge­
schichte der Literaturkritik zwi ­
schen Quintilian und Thomasi-
us, Leiden 1995. 

4 Besonders J. Wilke , Nachrich­
tenauswahl und Medienrealität 
in vier Jahrhunderten. Eine M o ­
dellstudie zur Verbindung von 
historischer und empirischer 
Publizistikwissenschaft, Berl in 
1984; P. Ries, Der Inhalt der 
Wochenzeitungen von 1609 im 
Computer, in: Presse und Ge­

schichte II, hrsg. von E. Blühm 
und H . Gebhardt, München 
1987, S. 113-125; H . Neumann, 
Der Zeitungsjahrgang 1694. 
Nachrichteninhalt und Nach­
richtenbeschaffung im Ver­
gleich, in: Presse und Geschich­
te II, hrsg. von E. Blühm und H . 
Gebhardt, München 1987, S. 
127-157; U . E. Koch /U . Nawra-
ti 1/ D. Schröter, Französische 
Revolution und preußische Ze i ­
tungsberichte. Ein Pilotprojekt 
zur historischen Inhaltsanalyse, 
in: Französische Revolution und 
deutsche Öffentlichkeit, hrsg. 
von H . Böning, München 1992, 
S. 199-251; T. Schröder, Die er­
sten Zeitungen. Textgestaltung 
und Nachrichtenauswahl, Tü­
bingen 1995. 

5 Koch u. a. (Anm. 4). 
6 Ich verweise nur auf die ein­

schlägigen Art. in: Reallexikon 
der deutschen Literaturwissen­
schaft, 3 Bde. Berlin 1997-
2003: Botschaft; Empirische L i ­
teraturwissenschaft; Literatur­
psychologie; Statistische Litera­
turanalyse. 

Herbert Jaumann 

Gisela Engel/Nicole C. Kara-
fyllis (Hrsg.): Technik in der 
Frühen Neuzeit. Schrittma­
cher der europäischen Mo­
derne (= Zeitsprünge. For­
schungen zur Frühen Neuzeit 
8 (2004) 3/4), Frankfurt a.M.: 
Vittorio Klostermann 2004, 
248 S. 

Der vorliegende Band befasst 
sich mit der Bedeutung der 
Technik für die Herausbildung 
der Moderne. Untersucht wird 
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die als solche geläufige, aber 
gleichzeitig schwierige, da 
komplexe These von einem 
kausalen Zusammenhang zwi ­
schen beidem: Inwiefern hat die 
Technik als „Schrittmacher" der 
Moderne gewirkt? Diese Frage 
muss, so befinden die Heraus­
geberinnen Gisela Engel und 
Nicole C. Karafyllis ganz rich­
tig, in ihrem weiteren europäi­
schen Zusammenhang gesehen 
werden. Berücksichtigt wird vor 
allem Italiens praktische und 
theoretische Vorreiterrolle bei 
der Ausprägung eines modernen 
Technikdiskurses. Fünf der elf 
(auf Deutsch, English und Ita­
lienisch verfassten) Beiträge 
widmen sich der italienischen 
Renaissance und ihren Debatten 
um Technik, Erfindung und 
Patentrechte; Christian Mathieu, 
Daniela Lamberini und Marcus 
Popplow fördern mit ihren Stu­
dien zur Entwicklung der italie­
nischen Patentverfahren neue 
historische Materialien zu Tage. 
So zeigt beispielsweise Popplow 
in den ab dem 15. Jh. neu ent­
stehenden Erfinderprivilegien 
und Maschinenbüchern die A n ­
fänge einer allgemeineren ge­
sellschaftlichen Deutung von 
Technik bzw. verwandter Be­
griffe („machina") auf, die in 
dieser allgemeinen Form vorher 
weder in der enzyklopädischen, 
noch in der technischen Litera­
tur bestanden (S. 343). Romano 
Nanni geht der im Rahmen der 
europäischen „Renaissance" der 
Maschinen noch vernachlässig­
ten Entwicklung der modernen 

Maschinen für die Textilmanu-
fakturen nach. Matteo Burioni 
rekonstruiert anhand von bisher 
unveröffentlichtem Material aus 
Vincenzo Borghinis „Selva di 
notizie" eine spannende Debatte 
an der florentinischen Accade-
mia del Disegno über den ambi­
valenten Status der Architektur 
zwischen Kunst, Handwerk und 
Technik. 

Die übrigen Beiträge befas­
sen sich mit dem weiteren euro­
päischen Kontext. Außerdem 
liegt, obgleich im Titel nicht 
näher präzisiert, ein Schwer­
punkt auf den Beziehungen zwi­
schen politischen/ ökonomi­
schen Faktoren und dem früh­
neuzeitlichen Prozess der Tech­
nisierung: so befasst sich bei­
spielsweise Martin Disselkamp 
mit der politischen Funktion der 
Technik in Justus Lipsius ' 
Schriften zum antiken Rom. Der 
Autor zeigt, wie Lipsius' Dar­
stellung der römischen Belage-
rungs- und Bautechniken dem 
Nachweis der militärischen Tu­
genden der Römer diente und 
statt auf Innovation auf Konso­
lidierung der bestehenden politi­
schen Verhältnisse abzielte. Ralf 
Haekel beschäftigt sich mit der 
aus Italien kommenden und von 
deutschen Theaterarchitekten 
wie Joseph Furttenbach voran­
getriebenen Entwicklung der 
Theatertechnik im 17. Jh. und 
untersucht, wie diese Entwick­
lung der Säkularisierung und 
Demokratisierung der Bühne 
Vorschub leistete. Norman 
Fuchsloch analysiert die Neu-
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gründung der Geologie im 18. 
Jh. aus den Kosmogonien des 
Mittelalters und schreibt die 
Entwicklung dieser Disziplin in 
einen weiteren politischen und 
ökonomischen Kontext ein: weil 
die Geologie zur besseren Nut­
zung der Bodenschätze in den 
deutschen Kolonien diente, er­
füllte sie auch eine bedeutende 
ökonomische Funktion. 

Der von den Autorinnen und 
Autoren propagierte institutionel­
le, politische und ökonomische 
Ansatz ist an sich interessant, 
wenn man die tieferen wissen­
schaftsphilosophischen und er­
kenntnistheoretischen Fragestel­
lungen mitberücksichtigt, die seit 
Alexander Koyre und seinen 
Nachfolgern[l] auch unter dem 
Stichwort 'wissenschaftliche Re­
volution' abgehandelt werden. 
Denn diese bilden doch ganz 
offensichtlich den weiteren Hin­
tergrund für die Ausbildung ei­
nes neuen Technik-, Natur- und 
Weltverständnisses und auch für 
den modernen Fortschrittsge­
danken. Es ist daher verwunder­
lich, dass Petra Schaper-Rinkel 
in ihrem Artikel über „Thomas 
Morus' ,Utopia', Tommaso 
Campanellas , Sonnenstaat' und 
Francis Bacons ,Nova Atlantis'" 
glaubt, diese wissenschaftlichen 
Dimensionen weitgehend aus­
klammern zu können und sich 
z. B . mit der lapidaren Feststel­
lung begnügt, Wissenschaft be­
deute bei Bacon „nicht mehr ab­
strakte Erkenntnis, sondern Na­
turbeherrschung [...]" (S. 253). 
Muss nicht Bacons Ideal der 

„scientific community" vor dem 
Hintergrund seines wissenschaft­
lichen und naturphilosophischen 
Projekts gelesen werden? Und 
erschließt sich nicht gerade aus 
diesem Blickwinkel die Moder­
nität dieses Denkers, die Scha­
per-Rinkel ihm aus ihrer aus­
schließlich politischen Perspekti­
ve heraus etwas vorschnell ab­
spricht (S. 246)? 

Andere Artikel beziehen die 
weiteren naturphilosophischen 
Fragestellungen mit ein. Einen 
sehr ausführlichen, philoso­
phisch ausgerichteten und le­
senswerten Beitrag zum Status 
des Automaten in der frühen 
Neuzeit bietet Nicole C. Kara-
fyllis. Die Autorin revidiert die 
gängige Auffassung, dass das 
Aufkommen der Automaten in 
der frühen Neuzeit an sich eine 
Mechanisierung des Weltbildes 
bedeutete. Stattdessen sieht sie 
den Automaten sowohl vor als 
auch bei Descartes zunächst als 
ein Medium, das dem Betrachter 
die komplexe Struktur der gött­
lichen Schöpfung vor Augen 
führen und so zwischen den 
Sphären von Natur und Technik 
vermitteln sollte. Diese Interpre­
tation wirft neue Perspektiven 
auf aktuelle Debatten der Bio­
technologie. 

Torsten Meyer befasst sich 
mit Johann Beckmanns „Anlei­
tung zur Technologie" (1777), 
deren deutsche und europäische 
Vorgeschichte (z. B . das Ver­
hältnis der „Technologie" zur 
französischen Encyclopédie) 
noch weitergehende Untersu-
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chungen verdient. Meyer zeigt 
(mit Verweis auf die Arbeiten 
von Ulrich Troitzsch), wie sich 
Beckmanns „Technologie" oder 
„Wissenschaft, welche die Ver­
arbeitung der Naturalien oder 
die Kenntnis der Handwerke 
lehrt" mit der expliziten Zielset­
zung „Gewerbe erheben (zu) 
helfen)" (S. 457) in den weite­
ren Kontext der ökonomischen 
Debatten der Zeit einschreibt. 
Meyer schließt eine Diskussion 
des wissenschaftstheoretischen 
Hintergrunds an, in der er den 
Einfluss der Linnéschen taxo-
nomischen Prinzipien und des­
sen naturwissenschaftlich-funk­
tionalen Sichtweise auf die sy­
stematischen Ansätze Beck­
manns herausstreicht. 

Die Herausgeberinnen zie­
hen ein eher negatives Fazit: 
„,Die Technik' [...] gab und 
gibt es nicht, sie kann deshalb 
auch nicht allgemein als 
Schrittmacher der Moderne an­
gesehen werden. Vielmehr gab 
es ein kompliziertes Gemenge 
aus Erfindergeistern, kulturellen 
Mythen, historischen Vorbi l ­
dern, politischen Interesselagen 
und finanzkräftigen Potentaten, 
das von Region zu Region ver­
schieden war, aber in seiner 
Interdependenz die Redeweise 
von ,der Technik' formte. 
Technik war und ist Schrittma­
cher und Hemmschuh der euro­
päischen Moderne, und sie ist in 
dieser Interpretation gleichzeitig 
ein Kind der Moderne" (S. 244). 
Es ist bedauerlich, dass die He­
rausgeberinnen hier nicht im 

Ausgang von den Detailanaly­
sen einerseits und der bestehen­
den wissenschaftlichen Literatur 
zur frühen Neuzeit andererseits 
zu einer etwas klareren Antwort 
auf die anspruchsvolle E in­
gangsfrage gelangt sind. 

1 Im Überblick bei H . F. Cohen, 
The Scientific Revolution. A 
Historiographical Inquiry, C h i ­
cago 1994, S. 321 f. 

Stefanie Buchenau 

David Stack: The First Dar­
winian Left. Socialism and 
Darwinism 1859-1914, New 
Clarion Press, Cheltenham 
2003,149 S. 

Im Lexikon Linker Leitfiguren 
wird Charles Robert Darwin 
(1809-1882), der Begründer der 
Evolutions- und Selektionstheo­
rie, in einem Beitrag von Ger­
hard Beier vorgestellt, der eine 
Spalte und damit ca. 300 Wörter 
länger ist als der Beitrag von 
Iring Fetscher über Friedrich 
Engels.[l] Das mag derjenige 
für merkwürdig halten, dem bei 
Darwin vor allem der Begriff 
„Sozialdarwinismus" in den 
Sinn kommt und der damit viel­
leicht gar die Entstellung der 
Lehre Darwins in der Form der 
nationalsozialistischen Rassen­
lehre verbindet. 

Im vorliegenden Buch von 
David Stack wird der mitunter 
engen Verbindung von Sozia­
lismus und Darwinismus im 
Zeitraum von 1859 bis 1914 
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nachgegangen. Beide, Sozialis­
mus wie Darwinismus, gehören 
zu den wichtigsten Ideen des 19. 
Jhs. Die meisten der von Stack 
untersuchten Sozialisten waren 
Darwinisten, bevor sie sich in 
der Politik der Linken engagier­
ten. Dabei betont Stack mehr­
fach, dass weder Darwinismus 
noch Sozialismus im 19. Jh. 
fertige Theorien waren. Zumin­
dest für Großbritannien spricht 
er dem Darwinismus für den 
Wechsel vom Radikalismus 
zum Sozialismus eine große 
Bedeutung zu. Sozialisten ver­
suchten in der zweiten Hälfte 
des 19. und zu Beginn des 20. 
Jhs. ihre Arbeit mit wissen­
schaftlicher Autorität zu fundie­
ren. Aber das geschah in einem 
offenen Diskurs sozialistischer 
und Darwinistischer Ideen und 
nicht in einem nur instrumentei­
len Verhältnis. "Darwinism was 
not simply a useful tool to be 
picked up or discarded at w i l l . 
Nor was it simply a convenient 
cover for an independently con­
structed political argument. 
Darwinism was woven into the 
pattern of late-nineteenth- and 
early-twentieth-century social­
ism. The two were so inter­
twined that it makes no sense to 
regard one as prior to, or mak­
ing instrumental use of, the 
other. The language of Darwin­
ism became, for a time, the lan­
guage of socialism (S. 3)." 

Für die letzte Phase seines 
Untersuchungszeitraums konsta­
tiert Stack eine Verflachung des 
Darwinistisch inspirierten Dis­

kurses der Linken, teilweise 
Ergebnis der Professionalisie­
rung der Wissenschaften und 
teilweise der gewachsenen A u ­
tarkie der sozialistischen Bewe­
gung. Nach 1859, nach der Ver­
öffentlichung von On the Origin 
of Species by Means of Natural 
Selection, wurde Evolution zu 
einem wesentlichen Bestandteil 
sozialistischer Theorie. 

Nicht nur, aber besonders, 
bei James Ramsey MacDonald 
(1866-1937), einer zentralen 
Figur der Untersuchung, gipfelt 
diese Verbindung in einer ei­
genständigen, vom Liberalismus 
auf der einen Seite und vom 
Marxismus auf der anderen Sei­
te geschiedenen Form sozialisti­
schen Denkens, das mit einer 
organisch-evolutionären Spra­
che gesellschaftlichen Fort­
schritt als eine Unvermeidlich­
keit apostrophierte. 

Eine gewisse Überraschung 
bietet das, was Stack über A l ­
fred Rüssel Wallace (1823-
1913), den Mitentdecker der auf 
dem Konzept der natürlichen 
Selektion basierenden Evoluti­
onstheorie, berichtet. Bei Wal ­
lace wird die natürliche Selekti­
on als Argument gegen die Un­
gleichheit der Rassen eingesetzt. 
Nach einer Reise nach Malakka 
kontrastierte er gar die von ihm 
festgestellte Moralität der Ein­
geborenen mit dem „social bar­
barism" im viktorianischen Eng­
land. Wallace verband noch in 
späten Schriften Darwinismus 
mit Fragen politischer und so­
zialer Reformen. Sozialismus 
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war für Wallace untrennbar mit 
Fragen menschlicher Evolution 
verbunden. 

Stacks Ausführungen sind 
nicht auf die britische Linke, die 
den Hauptgegenstand der Unter­
suchung bildet, beschränkt. 
Längere Passagen der Untersu­
chung beschäftigen sich mit 
deutschen Sozialisten, mit 
Marx, Engels, Kautsky und 
Bernstein. Marx und Engels 
behandelten Darwin trotz dessen 
auf Malthus basierender Positi­
on ernsthaft und mit Sympathie. 
Stack wendet sich in der Frage 
der Beziehung von Marx und 
Engels ausdrücklich gegen Peter 
Singers Vorwürfe, diese hätten 
das Konzept einer menschlichen 
Natur zurückgewiesen. Aber er 
betont auch, dass ihr Denken 
von der Darwinschen Theorie 
unabhängig war; es existierte 
bereits als voll entwickeltes Sy­
stem vor 1859. Bernsteins Auf­
fassung der Gesellschaft als eines 
Organismus half ihm, Klassen­
gegensätze auszublenden, denn 
innerhalb eines Organismus 
konnte es nur schwerlich grund­
sätzlich völlig gegensätzliche 
Interessen geben. Kautskys frü­
her Darwinismus ist gut belegt. 

Da Stack die Auseinander­
setzungen innerhalb der deut­
schen Linken in seine Untersu­
chung einbezieht, scheint mir 
folgende Krit ik angebracht zu 
sein: Ein Manko des Buches ist 
das Auslassen deutschsprachiger 
Veröffentlichungen aus Debatte 
und Forschung über das Ver­
hältnis von Sozialismus und 

Darwinismus. Das betrifft vor 
allem die Kontrahenten in der 
Zweiten Internationale. A l s Be i ­
spiel für die politische Kontro­
verse sei hier Kar l Korsch ge­
nannt, der in Die materialisti­
sche Geschichtsauffassung ( 1929) 
eine Art „Anti-Kautsky" veröf­
fentlichte. Korsch geht mehr­
fach auf Kautskys Orientierung 
an einer von ihm als „Hobbes-
Malthus-Darwinschen Kampf-
ums-Dasein-Theorie" bezeich­
neten bürgerlichen Natur- und 
Gesellschaftsanschauung ein. 
Auch die umfangreiche deutsch­
sprachige Forschungsliteratur 
lässt Stack beiseite, was an feh­
lenden Deutschkenntnissen lie­
gen mag, aber dennoch eine 
Lücke hinterlässt. Zu Bernstein 
und Kautsky liegen bereits an­
sehnliche Ergebnisse vor. 

Stack wendet sich mit sei­
nem Text ausdrücklich gegen 
Peter Singer und sein Buch A 
Darwinian Left. [2] Weder kann 
noch wi l l er Singers Beschwö­
rung einer unveränderbaren 
Autorität Darwins, seiner Ver­
absolutierung des biologischen 
Arguments, das der Naturalisie­
rung sozialer Beziehungen dient 
und eine Apologie für Sexis­
mus, Rassismus und Ungleich­
heit liefert, folgen. Singer möch­
te den Darwinismus wieder zur 
Grundlage linker Politik machen 
und empfiehlt der Linken die 
Fokussierung auf das Statische 
und Unveränderliche in der 
menschlichen Natur; damit, so 
Stack, würde der Linken die 
Möglichkeit zur Veränderung 



Buchbesprechungen 279 

ihrer selbst und der Gesellschaft 
genommen werden. Die Kritik 
an Singers biologistischer Posi­
tion ist berechtigt. Stacks Buch 
bietet insgesamt eine Bereiche­
rung der wissenschaftlichen 
Debatte. 

1 Lexikon Linker Leitfiguren. Hg. 
von Edmund Jacoby, Frankfurt 
a. M./Olten/Wien 1988 

2 Peter Singer, A Darwinian Left. 
Politics, Evolution and Coop­
eration, London 1999 

Roland Ludwig 

Franz von Benda-Beckmann/ 
Keebet von Benda-Beckmann/ 
Melanie G. Wiber (eds.): 
Changing Properties of Prop­
erty, New York/Oxford: Berg­
hahn Books 2006, 367 S. 

Bereits der Titel und die Gestal­
tung des Umschlages des von 
drei Sozialanthropologen he­
rausgegebenen Sammelbandes 
kündigen an, dass den Leser 
keine simple Sichtweise des 
Eigentums als rein juristisch 
definierte Beziehung zwischen 
einer Sache und einer Person 
erwartet. A u f dem Umschlag 
wird eine Graslandschaft von 
einer DNS-Doppelhelix überla­
gert, womit die thematische 
Spannweite des Bandes von 
klassischem Bodeneigentum zu 
geistigem Eigentum angedeutet 
wird. Der annähernd als Wandel 
der Eigenheiten/Inhalte des E i ­
gentums zu übersetzende Titel 
ist die sprachliche Kurzform 

einer analytisch komplexen 
Konzeptionalisierung des Eigen­
tums. Insgesamt liefern die 15 
Aufsätze ein gedankenreiches 
und überzeugendes Plädoyer, 
gegen ein reduktionistisches 
Verständnis des Eigentums und 
für seine Analyse als eines Bün­
dels von Rechten und Pflichten, 
die auf mehreren Ebenen vorge­
nommen werden sollte. 

Insbesondere wenden sich 
Franz und Keebet von Benda-
Beckmann und Melanie Wiber 
in ihrem programmatischen Bei ­
trag gegen eine allein von wirt­
schaftlichen Effizienzkriterien 
geleiteten Kategorisierung der 
Eigentumsformen in vier Typen. 
Demnach sei die am wenigsten 
wünschenswerte Form der freie 
Zugang, gefolgt von Gemein-
und Staatseigentum, und ledig­
lich das voll ausgebildete Pri­
vateigentum sei in der Lage, 
wirtschaftlich und sozial die 
gewünschten Effekte zu erzie­
len. Neben der eurozentristi-
schen und teleologischen Rah­
mung dieser Kategorisierung 
kritisieren die Autoren auch ihre 
analytischen Schwächen, die auf 
einer Vermischung von Eigen­
tumsideologien, juristischen E i ­
gentumsformen und der Eigen­
tumspraxis beruhen. So sei das 
üblicherweise als individuelles 
Eigentum an einer Sache ver­
standene Privateigentum nicht 
in der Lage zu erfassen, dass 
Objekte auch von Gemeinschaf­
ten und Gesellschaften als Pri­
vateigentum gehalten werden, 
oder dass privates Eigentum 
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sich nicht auf Objekte, sondern 
auf Rechte (Pacht) beziehen 
kann. Zum Teil an empirischen 
Fällen aus Mexiko und Mada­
gaskar aus dem Beitrag von 
Monique Nuijten und David 
Lorenzo sowie Frank Muttenzer, 
zum Teil an häufig zu beobach­
teten Phänomen aus dem kolo­
nialen und post-kolonialen Kon­
text, wird die Diskrepanz zwi­
schen juristisch definierten E i ­
gentumsformen und kulturell 
bedingter Eigentumspraxis deut­
lich: Vormals im Gemeineigen­
tum als Weidegrund genutztes 
Land wird als terra nullius ver­
staatlicht. Da der Staat den Zu­
gang zu dem Land aber nicht 
überwachen kann, wird es im 
günstigsten Fall als frei zugäng­
lich Weideland genutzt, oft aber 
in einem Wettlauf der Dorf­
mächtigen de facto privatisiert, 
ohne jedoch wirtschaftlich ge­
nutzt werden zu können. 

Die von Benda-Beckmanns 
und Wiber schlagen ein kon­
struktivistisches und relationales 
Modell zur Analyse von Eigen­
tum vor, das aus drei Elementen 
besteht: Die sozialen Einheiten 
(Individuen, Gruppen, Gesell­
schaften, Staat), die Eigentums­
rechte und -pflichten halten 
können; die Konstruktion von 
Werten als Eigentumsobjekte; 
und die unterschiedlichen Rech­
te und Pflichten, die die sozialen 
Einheiten hinsichtlich der E i ­
gentumsobjekte halten können. 
Weiterhin betonen sie die Not­
wendigkeit, die drei genannten 
Schichten sozialer Organisation 

- Ideologien und Kulturen des 
Eigentums, juristische Eigen­
tumsbegriffe sowie soziale Be­
ziehungen und Praktiken des 
Eigentums - analytisch ausein­
ander zu halten, um mögliche 
Diskrepanzen nicht einfach als 
Defizit zu beschreiben. 

Charles Geisler kritisiert die 
starke Annahme der Eigentums­
ideologien seit John Locke, 
wonach modernes Eigentum 
einen starken Staat voraussetze 
als empirisch ebenso unzutref­
fend, wie naiv in normativer 
Hinsicht. Gerade im Zeichen der 
Globalisierung werde deutlich, 
dass Eigentumsformen auf sub-, 
wie suprastaatlicher Ebene vor­
kommen. Naiv sei der positiv 
konnotierte Konnex zwischen 
Staat und Eigentum, da er unter 
Ausblendung von Machtbezie­
hungen voraussetze, dass staat­
liche Agenturen Eigentumsrech­
te gleich verteilen, bzw. die 
staatliche Institutionenordnung 
die Verteilung der Rechte aus­
schließlich nach der Marktlogik 
gewährleiste. Auch Thomas 
Sikor beschäftigt sich mit kon­
kurrierenden Eigentumsideolo­
gien im polnischen und tsche­
chischen Kontext, die von Land­
eigentümern in Anschlag ge­
bracht werden, um nationale 
und europäische Anforderungen 
zum Umweltschutz umgehen zu 
können. Er betont also insbe­
sondere den Aspekt der Pflich­
ten im Eigentumsbündel sowie 
das mitunter erhebliche Ausein­
anderklaffen der Gesetzeslage 
und der Praxis des Eigentums. 
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John R. Eidsons Text zum Ge­
meinschaftseigentum in den 
LPGs der D D R plädiert dafür, 
Ideologien und Gesetze zum 
Eigentum vornehmlich als eine 
Sprache zu konzeptualisieren, in 
der bspw. innerhalb der soziali­
stischen Eigentumsideologie 
von der „reinen Lehre" abwei­
chende Praktiken legitimiert 
wurden. 

Esther Kingston-Mann hin­
terfragt die zum Ideologem ge­
ronnene positive Verbindung 
zwischen Privateigentum und 
wirtschaftlicher Innovation und 
Prosperität. Die Empirie bestäti­
ge weder in der englischen en-
c/osz/re-Bewegung, noch in den 
russischen Agrarreformen seit 
1861 die Annahme, dass agro­
nomische Innovationen aus­
schließlich von Bauern vorge­
nommen wurden, die volle E i ­
gentumsrechte an einem Stück 
Land hielten. Vielmehr sei dies 
- entgegen der top-down-Mo-
dernisierung, aber durch die 
Kenntnisse und die Initiative 
dörflicher Gemeinschaften -
auch im gemeinschaftlich ge­
nützten Eigentum des mir-
Systems geschehen. Anstelle der 
glorifizierenden Sicht auf Pri­
vateigentum und dem Marx-
schen Diktum von der „Idiotie 
des Dorfes" stellt Kingston-
Mann nun aber die „Weisheit 
des Dorfes" auch in sowjeti­
scher und post-sowjetischer 
Zeit, etwa wenn sie die Rück­
kehr zu alten Werten der Dorf­
gemeinschaft in den 1970er und 
wieder in den 1990er Jahren 

positiv vermerkt. In einem ge­
wissen Spannungsverhältnis 
dazu stehen die Ausführungen 
Oane Vissers über die Privati­
sierung von Grund und Boden 
im post-sowjetischen Russland. 
Deren Ergebnisse stünden kon­
trär zum Versprechen des indi­
viduell-universalistischen E i ­
gentums auf wirtschaftliche 
Prosperität und gleichberech­
tigte Teilhabe des Bauern als 
Staatsbürger am politischen 
Prozess. Visser findet die Grün­
de dafür im Privatisierungspro­
zess und nicht in der Privatisie­
rung selbst: Der Boden sei nicht 
als katastermäßig vermessenes 
und ins Grundbuch eingetrage­
nes Objekt privatisiert worden 
(diese Institutionen gibt es in 
Russland nicht), sondern ledig­
lich als ein abstrakter Anteil am 
vormaligen kolhoz. Viele Bau­
ern hätten nicht einmal eine 
Eigentumsurkunde erhalten, 
wüssten wenig über die Regula-
rien der Privatisierung und bei 
Rechtsstreiten würden die Ge­
richte regelmäßig für die lokalen 
alt-neuen Eliten entscheiden. 
Als Ergebnis kann das Fortwir­
ken einer autoritär-paternalisti-
schen Beherrschung der ländli­
chen Bevölkerung einerseits 
festgehalten werden, anderer­
seits aber auch die endemische 
„Privatisierung" durch Diebstahl 
an Gemeinschaftseigentum sei­
tens der Bauern. 

Paidine E. Peters stellt in ih­
rem vergleichenden Zugriff auf 
Auseinandersetzungen über 
Grund und Boden in Afrika und 
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den post-kommunistischen Län­
dern fest, dass die Zweifel an 
der globalen Gültigkeit einer 
Eigentumsform selbst bei der 
Weltbank und anderen ver­
gleichbaren Institutionen ange­
kommen seien. Damit hätte die 
Sozialanthropologie mit ihrer 
Prämisse von der kulturellen 
Einbettung des Eigentums Recht 
behalten. In einem zweiten 
Schritt warnt sie davor, nun die 
gegenwärtigen Verteilungskämp­
fe auf lokaler Ebene als natur­
wüchsige Prozesse zur Rückkehr 
in eine vorkoloniale und vorkom­
munistische Normalität miss zu 
verstehen, denn die dabei wir­
kenden Ausschlusskriterien wie 
Verwandtschaft, Ethnos, Rasse 
oder Arbeit stellten eine M i ­
schung aus Alten und Neuem 
dar. Auch Deborah James ver­
weist auf die Historizität und 
nicht Zirkularität des Umgangs 
mit Landeigentum in Südafrika 
nach der Apartheid. In Abwand­
lung der üblichen Sicht von der 
„Tragödie des Gemeinschaftsei­
gentums" das darin läge, dass 
alle darauf Zugriffen, aber nie­
mand sich dafür verantwortlich 
fühlt, führt sie die „Tragödie des 
Privateigentums" vor. Diese läge 
darin begründet, dass der Staat 
nach der Übereignung des Lan­
des keine weitere Hilfe oder A n ­
leitung folgen ließe, so dass das 
Land den Bauern schnell wieder 
verloren ginge, oder darin, dass 
das Land unter Berufung auf 
fehlgeschlagene Modelle der 
Privatisierung bzw. unter Beru­
fung auf angebliche Stammes­

strukturen in Gemeinschafts­
eigentum behalten und damit 
individuell nicht nutzbar ge­
macht werde. A u f die Problema­
tik der Rückgabe von Eigentums­
rechten weist auch Toon van 
Meiji hin: Soll der Staat Neusee­
land die Einkünfte aus Fischrech­
ten - nachdem er sie als Eigen­
tum der Maori anerkannt hat - in 
Anteilen an die entsprechenden 
lokalen Stämme erstatten oder an 
Maori-Organisationen, die sich 
vornehmlich in den Städten um 
deren soziale Belange bemüht 
sind? 

Franz und Keebet von Ben­
da-Beckmann weisen am Bei ­
spiel des muslimischen und 
matrilinearen Minangkabau auf 
Probleme hin, wenn Gesetzes­
geber die komplexe soziale Pra­
xis des Eigentums auf einen 
homogenen juristischen Begriff 
zu bringen versuchen. Was von 
außen wie Gemeinschaftseigen­
tum aussieht, kann intern durch­
aus Formen von Privateigentum 
zulassen, womit für diesen Fall 
(sowie auch für die meisten der 
besprochenen Aufsätze) die 
Thematik des legal pluralism 
angeschnitten ist. Welches der 
Gesetze findet für welchen Kon­
text Anwendung: Sind es Nor­
men aus dem muslimischen 
Kontext, der keine matrilineare 
Vererbungspraxis zulässt; oder 
Normen der Zentralregierung, 
die auf eine klare Fassung so­
wohl des Gemeinschafts-, als 
auch des Privateigentums 
drängt; oder eine lokale hoch­
spezifische Mischung aus vielen 
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Formen? Neben einem Text von 
Edella Schlager über den öffent­
lich geregelten Zugang zu 
Grund- und Fließwasser in Co­
lorado runden zwei Aufsätze zu 
Geistigem Eigentum den Band 
ab. Glsli Pâlsson geht der Frage 
nach, wessen Eigentum Stamm­
bäume in Island sind, die einer­
seits für alle Isländer auf einer 
Datenbank zugänglich sind. 
Andererseits wird dieses genea­
logische Material für genetische 
Forschungen verwandt und 
mutmaßlich kommerziell ver­
marktet werden. Ebenso wie 
Paissons Text bewegt sich auch 
der Melanie G. Wibers auf dem 
Feld der Entgrenzung des E i ­
gentums und der um sich grei­
fenden Propertisierung. Anhand 
von Beispielen aus Kanada und 
den U S A beschreibt sie den 
Konflikt um Rückgabeforderun­
gen von Kultgegenständen von 
Akteuren aus zwei Stämmen der 
indianischen Ureinwohner an 
staatliche Agenturen. Das ab­
schließende Zitat aus Wibers 
Aufsatz kann als Begründung 
dafür gelesen werden, weshalb 
die Beschäftigung mit Eigentum 
nicht auf seine formaljuristische 
und wirtschaftliche Dimension 
beschränkt bleiben kann: „Cul­
tural property claims are often 
an explicit attempt to rejoin 
physical objects to personhood, 
social order and cosmology, and 
to thereby challenge political 
order" (S. 333). 

Dietmar Müller 

Hartmut Walravens (Hrsg.): 
W. A. Unkrig (1888-1956). 
Korrespondenz mit Hans 
Findeisen, der Britischen Bi­
belgesellschaft und anderen 
über Sibirien und den La­
maismus (= Asien- und Afri­
ka-Studien, Bd. 17 der Hum­
boldt-Universität zu Berlin), 
Wiesbaden: Harrassowitz 
Verlag 2004, 204 S. 

Diese Quellenedition gibt einen 
übersichtlichen, fundierten und 
sehr leserfreundlichen Einblick 
in die umfangreiche Korrespon­
denz des Mongolisten, Tibeto-
logen und Kenners der lamaisti-
schen Medizin Wilhelm Alex­
ander Unkrigs. Die inhaltlich 
sehr weit gespannten Briefe 
überspannen einen Zeitraum 
von 1914 bis 1960. Besonders 
die von Unkrig selbst verfass­
ten, sehr wortreichen Briefe 
geben einen biographisch tief 
reichenden Einblick in Leben 
und Arbeit von Unkrig: der Le­
ser bekommt Auskunft über 
alltagspraktische Details und 
biographische Entwicklungen, 
die manchmal nur wenige Sätze 
weiter in einen ausführlichen 
Bericht über Forschungs- und 
Publikationsprojekte von Unkrig 
münden, seinen Kontakt mit 
wissenschaftlichen Kollegen 
dokumentieren und in denen der 
interessierte Leser auch intensiv 
geführte Fachdiskussionen über 
Transkriptionen und Überset­
zungen tibetischer und mongoli­
scher Texte und deren Interpre­
tation findet. 



284 Buchbesprechungen 

Die nach Empfänger struk­
turierten Kapitel halten für den 
Leser zu Beginn eine Übersicht 
der nummerierten und mit A b ­
sender, Empfänger und Entste­
hungsdatum versehenen Briefe 
bereit. Begleitet werden die 
Briefe von einem ausführlichen 
Fußnotenapparat, der die in den 
Briefen genannten und dem 
heutigen Leser nicht immer 
geläufigen Orte und Literatur­
verweise erläutert, biographi­
sche Notizen der erwähnten 
Personen bereit hält, den weite­
ren Werdegang geplanter Pro­
jekte und Manuskripte kurz 
schildert und der schließlich in 
den aktuellen Forschungsstand 
einführt. 

Isabella Lohr 

Ulrike Lindner: Gesundheits­
politik in der Nachkriegszeit. 
Großbritannien und die Bun­
desrepublik Deutschland im 
Vergleich (= Veröffentlichun­
gen des Deutschen Histori­
schen Instituts London, Bd. 
57), München: Oldenbourg 
Verlag 2004, 581 S. 

Als es nach der Bundestagswahl 
1961 für Kanzler Konrad Ade­
nauer darum ging, aus der 
C D U / C S U - F D P - K o a l i t i o n ein 
Kabinett zusammenzustellen, 
wurden seitens der Frauen in der 
Union die Rufe nach einer M i ­
nisterin immer lauter. Die Frau­
en griffen dabei auch zu unor­
thodoxen Methoden, um den 
Kanzler von diesem Schritt zu 

überzeugen. A l s Kandidatin galt 
vor allem Elisabeth Schwarz­
haupt, eine ausgebildete Juristin 
und erfahrene Politikerin, die 
prädestiniert dafür erschien, als 
erste Frau in der Bundesrepublik 
ein Ministeramt zu übernehmen. 
Doch als Juristin wollte Ade­
nauer sie nicht auf das entspre­
chende Ressort berufen, galt es 
doch der „roten Hilde" (Hilde 
Benjamin) in der D D R einen 
Mann auf bundesrepublikani­
scher Seite gegenüberzustellen. 
So wurde für Elisabeth 
Schwarzhaupt ein neues Ressort 
geschaffen, das Gesundheitsmi­
nisterium. Zwar betonte die 
Bundesregierung damit auf der 
einen Seite den Stellenwert, den 
„Gesundheit" in der Gesell­
schaft eingenommen hatte, auf 
der anderen Seite zeigt diese 
weitgehend vergessene Grün­
dungsgeschichte des Ministeri­
ums aber, welche tatsächliche 
Bedeutung „Gesundheit" im 
Kontext der Kabinettsbildung 
zugesprochen wurde. 

Gesundheit war zwar A n ­
fang der 1960er Jahre wieder zu 
einem politischen Problem ge­
worden, der Contergan-Skandal 
hatte dies nur zur Genüge be­
wiesen, doch waren die Spiel­
räume einer aktiven Gesund­
heitspolitik zu diesem Zeitpunkt 
äußerst begrenzt. Die wichtigen 
Entscheidungen, wie das Ge­
sundheitssystem in der Bundes­
republik aussehen sollte, waren 
längst gefallen, die wesentlichen 
gesundheitlichen Folgen des 
Zweiten Weltkriegs und der 



Buchbesprechungen 285 

Nachkriegszeit seit den frühen 
1950er Jahren behoben worden 
und die überaus einflussreichen 
Interessengruppen wieder er­
starkt. Es hatte sich ein weit 
verzweigtes Gesundheitssystem 
mit für den Außenstehenden 
kaum zu überschauenden K o m ­
petenzen herausgebildet, zu dem 
sich nunmehr ein zusätzliches 
Bundesgesundheitsministerium 
gesellte. 

Die Hintergründe dieser Ge­
schichte der Gesundheitspolitik 
in der Bundesrepublik Deutsch­
land sind mittlerweile für den 
Zeitraum vom Kriegsende bis in 
die späten 1960er Jahren diffe­
renziert untersucht worden. Je­
doch blieb dieses Forschungs­
feld von der Geschichtswissen­
schaft lange Zeit kaum beachtet. 
Mi t Ausnahme einiger weniger 
früherer Studien widmete sich 
die Fachzunft erst seit den 
1980er Jahren diesem Thema, 
wobei hier vor allem die natio­
nalsozialistische Gesundheits­
und Rassenpolitik im Fokus 
stand. Ab Mitte der 1990er Jah­
re waren es dann vor allem jün­
gere Historikerinnen und Histo­
riker, die sich, zumeist im Rah­
men von Qualifikationsarbeiten, 
der überaus wechselvollen Ge­
schichte der Gesundheitspolitik 
in Deutschland angenommen 
haben. Forschungsschwerpunkte 
waren aber auch hier zum einen 
die Gesundheitspolitik im Na­
tionalsozialismus, zum anderen 
rückten die gesundheitspoliti­
schen Entwicklungslinien in 
Deutschland von der Weimarer 

Republik bis in die 1960er Jahre 
in den beiden deutschen Staaten 
in den Mittelpunkt. So diente 
die Gesundheitspolitik doch im 
Zeichen des Kalten Krieges als 
Profilierungsfeld und der Blick 
ins jeweils andere Deutschland 
war ein wesentlicher Faktor der 
Gesundheitspolitik in beiden 
deutschen Staaten und in den 
daraus resultierenden Debatten 
und Kontroversen. 

Ergänzt wird dieses mittler­
weile zumindest für die natio­
nalsozialistische Diktatur und 
für die Bundesrepublik gut er­
schlossene Forschungsfeld durch 
die vorliegende Studie von Ulri­
ke Lindner. Die Münchener 
Historikerin präsentiert dabei 
eine überarbeitete Fassung ihrer 
2001 eingereichten Dissertation, 
in der sie sich auf das schwieri­
ge Feld des Staatenvergleichs 
eingelassen hat. 

Sie untersucht die Gesund­
heitspolitiken der Bundesrepu­
blik Deutschland und Großbri­
tanniens (genauer gesagt Eng­
land und Wales) vom Ende der 
1940er bis Mitte der 1960er 
Jahre. Die Studie liefert dabei 
nicht nur einen konzisen Über­
blick über die Ergebnisse der 
bisherigen Forschung auf natio­
nalstaatlicher Ebene, sondern 
kann durch den Staatenvergleich 
dazu beitragen, den Blick auf 
tatsächliche Gemeinsamkeiten 
und Unterschiede zweier konträ­
rer Gesundheitssysteme zu len­
ken. Dies trägt entscheidend 
dazu bei, mit Legenden und 
Stereotypen aufzuräumen, die 
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die gesundheitspolitische Debat­
te in Deutschland nahezu zeitlos 
prägten und bis heute beeinflus­
sen. 

Ulrike Lindner wählt für ihre 
Studie den individualisierenden 
historischen Vergleich zweier 
Staaten mit völlig unterschiedli­
chen Gesundheitssystemen: auf 
britischer Seite ein Staatsgesund­
heitsdienst, auf bundesrepublika­
nischer Seite ein Krankenkassen­
system. Beide Staaten weisen 
aber als hoch industrialisierte 
und hoch technisierte westlich­
demokratische Gesellschaften 
eine ähnliche gesellschaftlich­
politischen Prägung auf. 

Die Autorin hat den A n ­
fangs- und Endpunkt ihres Ver­
gleiches sinnvoll gewählt: Sie 
startet ihre Untersuchung mit 
der Einführung des National 
Health Service (NHS) in Groß­
britannien 1948. Damit entstand 
ein neues, staatlich dominiertes 
Gesundheitssystem. Für die 
Bundesrepublik setzt sie als A n ­
fangspunkt die im Kontext der 
Staatsgründung erfolgte Reor­
ganisation des Krankenversiche­
rungssystems 1949. Zu diesem 
Zeitpunkt waren alle nach 1945 
diskutierten oder auch nur ange­
dachten alternativen Konzepte 
ad acta gelegt und eine Grund­
satzentscheidung getroffen wor­
den, die eindeutig zu Lasten des 
staatlich organisierten öffentli­
chen Gesundheitsdienstes ging, 
der fortan einen Niedergang 
erlebte. Das Ende des Untersu­
chungszeitraums Mitte der 
1960er Jahre ist klar begründet 

und entspricht auch den bisheri­
gen Forschungsergebnissen. Seit 
diesem Zeitraum findet in beiden 
Ländern ein Ausbau des Ge­
sundheitswesens statt, der die bis 
dahin zu vergleichenden Indika­
toren maßgeblich verändert. 

A m Beispiel der Bundesre­
publik sei dazu nur verwiesen 
auf die drastisch steigenden 
Investitionen in den Gesund­
heitssektor und die erheblichen 
Kostensteigerungen im Gesund­
heitswesen. 

In diesem Zeitraum findet 
aber auch eine international 
festzustellende Hinwendung zur 
Individualmedizin mit der zu­
nehmenden Spezialisierung in 
Fachgebiete statt, was sich wie­
derum fundamental auf das Ge­
sundheitssystem und seine F i ­
nanzierung ausgewirkt hatte. 

Die Autorin gliedert ihre 
Untersuchung chronologisch 
und zeichnet jeweils in den ein­
führenden Teilen der Kapitel die 
historischen Entwicklungslinien 
nach. Damit gewinnt die Disser­
tation auch an Wert für Leser, 
die einen fachlich fundierten, 
auf breiter Literaturbasis erstell­
ten, handbuchartigen Überblick 
über zentrale Aspekte der Ge­
sundheitspolitik suchen. 

Das erste Kapitel wendet 
sich den Gesundheitssystemen 
in den beiden Staaten zu und 
gibt einen präzisen Überblick 
über die wesentlichen Grund­
konstanten. Neben einer Dar­
stellung der historischen Genese 
der Gesundheitssysteme werden 
das öffentliche Gesundheitswe-
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sen, die Ärzteschaft und das 
Krankenhauswesen analysiert 
und abschließend daran die Un­
terschiede in beiden Gesund­
heitssystemen herausgearbeitet. 

Den Hauptteil der Arbeit 
bilden vier Kapitel zu zentralen 
gesundheitspolitischen Maß­
nahmenbereichen und deren 
Umsetzung in den beiden Staa­
ten: die Tuberkulose, die Be­
kämpfung der Kinderlähmung, 
die Geschlechtskrankheiten und 
die Vorsorge für Schwangere 
und Säuglinge. 

Gefragt wird nach den Plä­
nen und Programmen, nach 
Maßnahmen zur Konkretisie­
rung und nach den Auswirkun­
gen auf die Gesundheitssysteme. 
Es geht somit nicht zuletzt um 
den Bedeutungswandel von 
Krankheiten, um die Reaktionen 
auf diese neuen Herausforde­
rungen und um die aus den ge­
troffenen Maßnahmen resultie­
renden Folgen für die Patienten. 

Die Kapitel sind so angelegt, 
dass nach der allgemeinen histo­
rischen Einführung in das jewei­
lige Themengebiet eine für die 
beiden Staaten getrennte Unter­
suchung stattfindet, die aber 
zum Ende des Kapitels gelungen 
im Vergleich zusammengeführt 
wird. Gerade diese differenzier­
te Analyse gesundheits­
politischer Entscheidungen und 
deren Konsequenzen bieten dem 
fachspezifisch Interessierten 
wichtige Erkenntnisse. Die Er­
gebnisse stützen dabei die bishe­
rige Gesundheitspolitikforschung. 
Sie zeigen, wie weit die aus der 

weitgehenden Rekonstruktion 
des Gesundheitswesens in der 
frühen Bundesrepublik hervor­
gegangene Struktur prägend für 
die Probleme in diesem Politik­
feld waren. So war dadurch die 
Trennung zwischen präventiver 
und kurativer Medizin in der 
Bundesrepublik weit ausgepräg­
ter als in England und Wales. 
Dort litt der National Health 
Service seit seiner Einführung 
an der Abhängigkeit vom 
Staatshaushalt. Dagegen bot ge­
rade diese staatliche Organisa­
tionsform mit eindeutigen Hier­
archien und Entscheidungswe­
gen den Vorteil, rasch über nö­
tige Maßnahmen zu entscheiden 
und sie durchzusetzen. 

In der Bundesrepublik war 
dagegen die Finanzierung bis in 
die 1960er Jahre hinein nicht 
das zentrale Problem, sondern 
die kaum miteinander zu ver­
einbarenden Interessen der A k ­
teure, was wiederum zu einer 
bis heute stetig kritisierten man­
gelnden Flexibilität des Ge­
sundheitssystems führte. Bei ­
spielhaft lässt sich dies an dem 
im Grundgesetz manifestierten 
Zuständigkeitsbereich der „kon­
kurrierenden Gesetzgebung" 
festmachen. Die Protokolle der 
Bund-Länder-Arbeitsgemein­
schaften auf dem Gebiet des 
Gesundheitswesens geben ein 
illustres Beispiel für den durch 
die Gesetzeslage evozierten 
Stillstand, der in einzelnen Be­
reichen über Jahre hinweg nach-
zuvollziehen ist. Ein überaus 
interessantes Ergebnis der Stu-
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die ist, dass nicht nur in der 
Bundesrepublik, sondern auch 
in Großbritannien die Ärzte 
einen sehr starken Einfluss auf 
die Ausgestaltung des Gesund­
heitswesens hatten. 

Gerade dies zeigt die Wich­
tigkeit des von Ulrike Lindner 
durchgeführten Vergleichs. Er 
hilft Stereotype abzubauen, da 
der Bl ick geschärft wird für 
tatsächliche Besonderheiten. 
Die immer wieder gern ange­
führte besondere Stellung der 
„Lobby in Weiß" im deutschen 
Gesundheitswesen wird dadurch 
im Vergleich zumindest relati­
viert, da auch in Großbritannien 
keine gesundheitspolitischen 
Maßnahmen, auch wenn sie 
zentral gesteuert wurden, ohne 
die Ärzte erfolg versprechend 
umgesetzt werden konnten. Ins­
gesamt ist Ulrike Lindner ein 
sehr überzeugender Vergleich 
der Gesundheitspolitiken der 
Bundesrepublik Deutschland 
und Großbritanniens gelungen. 
Sie bekräftigt dabei nicht nur 
die bisherigen Ergebnisse zu 
den Gesundheitspolitiken der 
beiden im Vergleich ausgewähl­
ten Länder. Sie trägt entschei­
dend dazu bei, die Forschung 
zur Geschichte der Gesund­
heitspolitik zu internationalisie­
ren. Dies hilft Besonderheiten, 
Gemeinsamkeiten, aber auch 
gravierende Unterschiede diver­
gierender Gesundheitssysteme 
zu erkennen und kann auch an­
regend sein für aktuelle gesund­
heitspolitische Debatten. 

Wolfgang Woelk 

Tammo Luther: Volkstumspo-
litik des Deutschen Reiches 
1933-1938. Die Auslandsdeut­
schen im Spannungsfeld zwi­
schen Traditionalisten und 
Nationalsozialisten (= Histori­
sche Mitteilungen der Ranke 
Gesellschaft, Bd. 55), Stutt­
gart: Franz Steiner Verlag 
2004, 217 S. 

Die Geschichte der deutschen 
„Volkstumspolit ik" ab 1933, die 
im Rahmen einer größeren M o ­
nographie die Nazifizierung der 
Deutungsmuster, Milieus und 
Politikfelder der geheimen Re­
visionspolitik des Deutschen 
Reiches darstellt, ist ein Deside­
rat. Dabei sind die Probleme 
komplex. Das einfachste Pro­
blem scheint in der begrifflichen 
Abgrenzung zwischen Revisi­
onspolitik, „Volkstumspolit ik" 
und „Deutschtumspolit ik" zu 
liegen. Unter Revisionspolitik 
fasste die neuere Geschichtswis­
senschaft in Anlehnung an Nor­
bert Krekelers bahnbrechende 
Arbeiten aus den siebziger Jah­
ren die geheime Kultur- und 
Sozialpolitik des Deutschen 
Reiches zur Stützung der deut­
schen Minderheiten in der „Di­
aspora" Ostmitteleuropas. 

Die „Grenz- und Auslands­
deutschen" galten dem Deut­
schen Reich als demographi­
scher Aktivposten für eine euro­
päische Neuordnung jenseits der 
Pariser Vorortverträge. Revisi­
onspolitik bezeichnete den 
Wunsch nach Rückkehr zu den 
alten Reichsgrenzen, sei es mit 
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militärischen oder mit diploma­
tischen Mitteln. Sie zielte daher 
auf die Erhaltung und Pflege der 
vermeintlichen ethnischen Ho­
mogenität der deutschen M i n ­
derheit durch kulturpolitische 
Subventionen. Revisionspolitik 
gilt seit den siebziger Jahren als 
sicherer Begriff, der zudem zeit­
geschichtliche Distanz anzeigte: 
Sowohl gegenüber der Gewalt­
androhung gegenüber den neuen 
ostmitteleuropäischen Staaten, 
denen ein Ost-Locarno verwei­
gert wurde, als auch gegenüber 
dem Dogma von der Homogeni­
sierung der Deutschen durch die 
Exklusion des Fremden. 

Nun hat Tammo Luther eine 
Studie vorgelegt, die bereits auf 
der analytischen Ebene mit der 
Tradition der bundesdeutschen 
Zeitgeschichte bricht. Anstatt 
von Revisionspolitik zu reden, 
verwendet er durchgehend den 
Terminus der „Volkstumspoli­
tik". Warum er diesen Begriff 
wählt, erörtert er im zweiten K a ­
pitel, das dem Leser die „Pro­
blementwicklung" des Verhält­
nisses von „Volk und Staat" 
vorstellt. Luther subsumiert 
dabei sowohl die Angehörigen 
der deutschen Minderheit in den 
U S A als auch die aus Rumänien 
als „Volksdeutsche", obwohl 
beide Minderheiten so gut wie 
nichts untereinander verband 
außer ihren „deutschen" Vorfah­
ren. Anstatt nun aufzuklären, 
dass der Terminus vom „Volk­
stum" mit der Staatsdoktrin der 
völkischen Rechten der Weima­
rer Republik zu verbinden ist, 

die Grenz- und Auslandsdeut­
schen im Kampf gegen den Ver­
sailler Vertrag zu aktivieren und 
in diesen Kampf um den 
„Volks- und Kulturboden" ein-
zubeziehen, nutzt er dieses Wort 
in den folgenden Kapiteln wie ei­
nen analytischen Begriff. Wenn 
er von „Volkstum" und „Volks­
tumspolitik" spricht, kommt er 
daher nicht nur ohne Anführungs­
striche, sondern auch ohne die 
Kontextualisierung durch eine 
kritische Begriffsgeschichte aus. 

Nun muss die Forschung 
Drittes Reich oder Nationalso­
zialismus nicht permanent in 
Anführungsstriche setzen, um 
Distanz aufzubauen. Die Ver­
wendung dieser Begriffe ohne 
diese ist bedenkenlos, weil es 
sich um Termini handelt, die 
eindeutig das NS-Herrschafts-
system meinen. Die Zeit ist vor­
bei, in dem der unbefangene 
Leser den Begriff des Dritten 
Reiches mit einem Staatsmodell 
in Verbindung setzt, das, wie es 
Moeller van den Bruck einmal 
vorgeschwebt hatte, die Supre­
matie der Deutschen in Mittel­
europa erkämpft, um dort zu 
landen, wo Hitler angekommen 
war: nämlich im Dritten Reich. 
Ähnlich sieht es mit dem Be­
griff des „Volkstums" aus. 
Nicht nur seit der NS-Zeit ver­
binden wir damit ein rassisti­
sches Konstrukt, das innerhalb 
der völkischen Bewegung der 
Weimarer Republik und auch 
des NS-Staates benutzt wurde, 
um sich die Bevölkerung als 
ethnischen reinen Personenver-
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band vorzustellen. Tammo Lu­
ther hingegen, und das ist das 
Befremdliche an seiner Studie, 
nutzt den Terminus „Volks­
tumspolitik", ohne auf seine 
schillernde Bedeutungsgeschich­
te einzugehen. Damit setzt er 
seine Studie dem Verdacht aus, 
sie betreibe eine Apologie der 
geheimen Revisionspolitik der 
ersten Hälfte des 20 Jhs. 

Tatsächlich kommt seine 
Studie zunächst harmloser da­
her. So versucht er im dritten 
Kapitel seiner Arbeit eine Art 
„Volkstumspolitik" der Weima­
rer Republik aufzubauen. Sie 
verfolgte seiner Ansicht nach le­
diglich die Absicht, den (durch 
den Versailler Vertrag) gedemü­
tigten deutschen Minderheiten 
jenseits der deutschen Reichs­
grenze karitativ unter die Arme 
zu greifen. Niemand anderem 
als Gustav Stresemann sei die 
Aufgabe zugefallen, diese 
selbstlosen Hilfsmaßnahmen zu 
initiieren. Stresemann, der 
Deutschlands Beitritt in den 
Völkerbund durchsetzte und 
damit die internationale Isolati­
on seines Landes innerhalb der 
europäischen Staatenwelt 
durchbrach, gilt Tammo Luther 
als Leitfigur. Doch nicht nur 
Stresemann, auch die Vertreter 
der „Volkstumspolitik" aus den 
Vereinen und Verbänden des 
„Volkstums" wollten nur Gutes: 
Nämlich die von den slawischen 
Mehrheiten in Polen, Tschechi­
en und Rumänien bedrohten 
deutschen Minderheiten vor den 

Übergriffen des neuen slawi­
schen Nationalismus schützen. 

Die Akteure der Strese-
mannschen „Volkstumspolit ik" 
bezeichnet der Vf . unisono als 
„Traditionalisten". Dabei wird 
übersehen, dass die Revisioni­
sten der 1920er Jahre einen Be­
griff von „Volkstum" verwand­
ten, der höchst ambivalent war, 
gerade weil er auf dem radikal­
nationalistischen Postulat ethni­
scher Reinheit beruhte. Er war 
antisemitisch aufgeladen und, 
zumindest im Gebrauch durch 
Karl C . von Loesch, Max H i l ­
debert Böhm und Karl Hausho-
fer, nach Tammo Luther die 
vermeintlichen Protagonisten 
der „Traditionalisten", zudem 
untrennbar mit dem „Großdeut­
schen Reichsgedanken" verbun­
den. Das Mi l ieu , das diesem 
Deutungsmuster folgte, war 
rechtsradikal, aber mitnichten 
liberaldemokratisch oder kon­
servativ, wie Luther das in sei­
nem dritten Kapitel glauben 
machen wi l l . Eine solide Arbeit 
hätte bereits an dieser Stelle 
zwischen Gustav Stresemanns 
behutsamer Revisionspolitik 
und den „großdeutschen" Asp i ­
rationen der Vertreter der 
„Volkstumspolit ik" unterschei­
den müssen, die bereits dort auf 
eine neue deutsche Lebens­
raumpolitik abzielte, wo Stre­
semann den neuen Staatsgrün­
dungen wie Polen oder der 
Tschechoslowakischen Politik 
lediglich ein zweites Locarno 
verweigerte. 
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Eine weitere analytische Re­
striktion erfährt der Leser im 
vierten Kapitel, in dem Tammo 
Luther den vermeintlichen Ge­
gensatz zwischen den „Traditio­
nalisten" in der „Volkstumspoli­
tik" und den Nationalsozialisten 
organisationsgeschichtlich zu­
spitzt. Auch dieser Gegensatz 
wird mehr assoziativ als histo­
risch-analytisch begründet. Der 
Zweck dieser Übung liegt darin, 
die Nationalsozialisten pauschal 
als die Bösen auszuweisen, von 
denen sich die guten „Traditio­
nalisten" abhoben, angeblich. 
Nach Tammo Luther hätten die 
„Traditionalisten" den Grenz-
und Auslandsdeutschen aus 
Selbstzweck geholfen, während 
die Nationalsozialisten sie nur 
instrumentalisierten. Eine solche 
Darstellung abstrahiert in jeder 
Hinsicht unzulässig sowohl von 
den Schlussfolgerungen der 
neueren Forschung als auch 
vom empirischen Material. Kein 
Forschungsgegenstand wurde in 
den letzten Jahren intensiver 
diskutiert als die Frage nach der 
Interessenüberschneidung zwi­
schen den „jungkonservativ-
völkischen" Rechten und den 
Vertretern der N S D A P , die sich 
bereits ab 1932 zu einem 
Zweckbündnis zusammengefun­
den hatten, um ein „Großdeut­
sches Reich" zu errichten. 

Statt nun von einer pro­
grammatischen Überschneidung 
der „großdeutschen" Ideen unter 
den völkisch-radikalen Protago­
nisten der Radikalnationalisten 
und den Nationalsozialisten aus­

zugehen, durch die beide sich 
über alle Gegensätze hinweg 
einer Anschlussfähigkeit an das 
Regime Hitlers versichert hat­
ten, kommt Luther nur auf die 
Gegensätze zwischen ihnen zu 
sprechen. In Verbindung mit der 
Lesart der veralteten Auffassung 
über den NS-Staat, dass jede 
Organisation politischen Han­
delns durch die widerstrebenden 
Ressorts aus Parteibürokratie 
und alter Staatlichkeit zerbrach, 
geht auch Luther davon aus, 
dass die „Traditionellen", die in 
Rudolf Heß einen „nur" schwa­
chen Unterstützer fanden, stän­
dig von der Auslandsorganisati­
on der N S D A P angegriffen 
worden seien. Tatsächlich lassen 
sich diese Gegensätze quellen­
mäßig nachweisen, nur wirkten 
sie sich keinesfalls so destruktiv 
aus, wie Luther meint. Tatsäch­
lich erwiesen sich die „Traditio­
nalisten" wie Karl Haushofer 
oder Hans Steinacher als über­
zeugte Anhänger der NS-Ras-
sendoktrin. Nur waren sie im 
Gegensatz zu manchen Laien 
aus der Parteihierarchie sehr viel 
realistischer. Antisemitische 
Maßnahmen gegen deutschspra­
chige Juden und ihre deutschen 
Verwandten durch die „Volks­
gruppe" drohten diese nur zu 
gefährden. Die Umsetzung der 
NS-Volkstumsdoktrin innerhalb 
der Grenz- und Auslandsdeut­
schen wurde in der Früh- und 
Stabilisierungsphase des N S -
Regimes allein schon deshalb 
nicht verfolgt, um diese nicht 
unnötig durch reichsdeutsche 
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Provokation zu gefährden. Hit­
ler hatte das weitgehend respek­
tiert. Erst nach erfolgreicher 
Aufrüstung des Drittens Reichs 
und mit Aussicht auf das Mün­
chener Abkommen kam es zu 
einem grundlegenden Wechsel. 
Bis dahin waren aber so gut wie 
alle Verbands- und Parteiorga­
nisationen der Grenz- und Aus­
landsdeutschen in Europa 
„gleichgeschaltet", auch wenn 
es, wie im Fall von Rumänien, 
zwei NS-Parteien gab, die um 
Hitlers Gunst stritten. A l s dieser 
von der Revisionspolitik zur 
Lebensraumpolitik umschaltete, 
ließ er die vermeintlichen „Tra­
ditionalisten" in der Tat zurück­
drängen. Der „Volksdeutsche 
Rat" unter Haushofer und Stei-
nacher und ihr verlängerter 
Arm, das „Büro von Kursell", 
wurden durch die „Volksdeut­
sche Mittelstelle" der SS abge­
löst. Tammo Luther sieht in 
diesem Schritt einen bedeutsa­
men Wechsel am Wirken, weil 
Himmler und der SD sich nun 
die „Volkstumspolitik" ange­
eignet hatten. 

Der Monographie von 
Tammo Luther, die ohne Litera­
turverzeichnis auf 175 Seiten 
kommt, ist kaum nachzusagen, 
dass ihre Würze in der Kürze 
läge. Auffällig ist nicht der Sei-
tenumfang, sondern die man­
gelnde Konzeptionalisierungs-
leistung. Der Autor vermochte 
das Stimmergewirr der Nach­
kriegsdeutungen seiner Zeitzeu­
gen nicht zu durchbrechen, die 
sich teilweise selbst als Ange­

klagte vor dem Nürnberger Tr i ­
bunal oder als Chefakteure der 
Vertriebenenparteien rechtferti­
gen mussten. In den Augen der 
deutschen Öffentlichkeit wog 
vor allem die katastrophale Be­
völkerungsbilanz nach dem 
Zweiten Weltkrieg, also der 
selbstverschuldeten Niedergang 
der deutschen Minderheiten in 
Europa, schwer. 

Für die ab 1938 durch 
Himmlers Handlanger in der Tat 
unfein an den Rand gedrängten 
Akteure des „Volksdeutschen 
Rates" oder des „Büros Kur-
sells" war es eine notwendige 
Verteidigungsstrategie, die Ver­
antwortung für die Nazifizie-
rung der Partei- und Vereinsmi­
lieus der Grenz- und Auslands­
deutschen auf Himmler und die 
in Nürnberg verurteilten Haupt­
kriegsverbrecher abzuwälzen 
und ihre eigene Verantwortung 
auszublenden. A l s Hans-Adolf 
Jacobsen die Biographien von 
Steinacher und Haushofer und 
die Monographie der Deutschen 
Auswärtigen Politik im Dritten 
Reich schrieb, ließ er sich von 
diesen Defensivstrategien der 
Kriegsverlierer leiten. Deren 
Selbstrechtfertigungen sind 
bruchlos in die narrativen Dis­
positionen von Jacobsens Studi­
en eingeflossen. 

Tammo Luther ist für diese 
Zeitzeugen ebenso positiv vor­
eingenommen. Indessen er­
scheint ihm die 1933 erfolgte 
Umbenennung des Vereins für 
das Deutschtum im Ausland in 
den Volksbund für das Deutsch-
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tum im Ausland, die Auswechs­
lung von Stresemanns Ge­
währsmännern in den Reichs­
ministerien durch Haushofer, 
Steinacher und andere N S -
Parteigänger, aber auch die pa­
radigmatische Umwidmung von 
1933, aus den Grenz- und Aus­
landsdeutschtum eine „Volks­
gruppe" zu machen, als Bruch 
im System der Volkstumspolitik 
genau so wenig erwähnenswert 
wie Jacobsen. Wie dieser la­
mentiert auch Luther seitenwei­
se über den Verlust der ver­
meintlich ordentlichen „Revisi­
onspolitik" für die Zeit bis 1938. 
Luthers Studie ist nicht nur vor­
zuwerfen, dass er die Reichwei­
te der vermeintlichen Anhänger 
Stresemanns bis in die N S -
Diktatur verlängert, womit er 
nicht nur die NS-Zeit bagatelli­
siert, sondern auch Stresemanns 
Wirkungsgeschichte verzeich­
net. Er spart auch die Analyse 
der „Volkstumspolitik" nach 
dem Münchener Abkommen 
und dem Angriff auf Polen aus, 
als das NS-Regime schließlich 
daran ging, Europa einer „ethni­
schen Flurbereinigung" zu un­
terziehen, indem es die von Po­
len und Juden geräumten Re­
gionen Ostmitteleuropas durch 
„Volksdeutsche" auffüllte. Den 
von Luther analytisch so eigen­
wi l l ig gesetzten Schlusspunkt 
der Studie - das Münchner A b ­
kommen - nimmt der Leser 
dieser konzeptionell verun­
glückten Studie aber dennoch 
erleichtert zur Kenntnis, denn 
ihm bleibt somit die Aufgabe 

eines weiteren Geraderückens 
erspart. 

Ingo Haar 

Jan Eckel: Hans Rothfels. 
Eine intellektuelle Biographie 
im 20. Jahrhundert (= Mo­
derne Zeit. Neue Forschungen 
zur Gesellschafts- und Kul­
turgeschichte des 19. und 20. 
Jahrhunderts, Bd. 10), Göt­
tingen: Wallstein Verlag 2005, 
479 S. 

Die Historiographiegeschichte 
erlebt seit geraumer Zeit eine 
Renaissance. So waren es jüngst 
vielfach Arbeiten zur Geschich­
te der Geschichtswissenschaft, 
die intensive Diskussionen nicht 
nur innerhalb der Fachöffent­
lichkeit auslösten. In den Fokus 
geriet das Verhältnis von Ge­
schichtswissenschaft und Natio­
nalsozialismus, das vielfach 
entlang der (wissenschaftlichen) 
Biographien prominenter Ver­
treter jener Historikergeneration 
verhandelt wurde, deren Arbeit 
in der Weimarer Republik be­
gann, die auf unterschiedlichen 
Pfaden während des Nationalso­
zialismus fortgesetzt wurde und 
schließlich die Grundlagen der 
bundesrepublikanischen Ge­
schichtswissenschaft legte. Ne­
ben dem Umstand, dass mit 
Gerhard Ritter, Werner Conze, 
Hermann Aubin und nun Hans 
Rothfels die akademischen Leh­
rer einer Vielzahl der „Histori­
ker der Bundesrepublik" (Paul 
Nolte) in den Blickpunkt rück-
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ten, sind es sicher diese spezifi­
schen Zeitumstände, die Fragen 
nach Kontinuität und Bruch, 
nach individueller Verantwor­
tung sowie dem Verhältnis von 
Wissenschaft und Politik zum 
Gegenstand mitunter heftiger 
Kontroversen werden ließen. 
Die Diskussion beschränkt sich 
freilich nicht auf moralische und 
wissenschaftspolitische Argu­
mente, die auf die (De-) Legiti­
mierung dieses oder jenes Modus 
der Produktion historischen Wis­
sens rekurrieren, sondern die 
wissenschaftsgeschichtliche Per­
spektive, insbesondere die ver­
schiedentlich erprobten diskurs­
analytischen, wissenssoziologi­
schen oder narratologischen Zu­
griffe erweisen sich insofern als 
Herausforderung, als dass sie die 
Aufmerksamkeit auf Produk­
tionsbedingungen und Funktions­
weise der Geschichtswissen­
schaft lenken und dabei auf 
grundlegender Ebene die gesell­
schaftlichen und kulturellen De­
terminanten wissenschaftlicher 
Produktion ebenso thematisieren 
wie deren Realitätseffekte. 

In diesem Kontext ist Jan 
Eckels 2004 bei Ulrich Herbert 
in Freiburg eingereichte Disser­
tation zu situieren. Angelegt als 
intellektuelle Biographie des 
Historikers Hans Rothfels geht 
sie der Frage nach, „wie sich die 
extremen Zeiterfahrungen des 
deutschen 20. Jhs. auf die wis­
senschaftliche Tätigkeit eines 
Historikers auswirkten, wie er 
mit seiner historiographischen 
Arbeit auf die wechselvollen 

Entwicklungen und Erlebnisse 
seiner Lebenszeit reagierte." (S. 
10) Geschichtsschreibung wird 
dabei als Medium der Erfah­
rungsbildung und -artikulation 
begriffen, die Deutung histori­
scher Wirklichkeit als Ausdruck 
der intellektuellen Auseinander­
setzung des Historikers mit sei­
ner jeweiligen Gegenwart, als 
Prozess der Sinnproduktion und 
Bedeutungszuweisung. Eckels 
Konzeption zielt explizit nicht 
auf eine möglichst ganzheitliche 
Erfassung einer Einzelperson in 
all ihren Lebensäußerungen und 
-bereichen: „eine ausführliche 
Lebenserzählung ist nicht beab­
sichtigt, die Lebensumstände 
des Historikers werden vielmehr 
nur insoweit berücksichtigt, als 
sie zum Verständnis seiner wis­
senschaftlichen Verarbeitung 
der Gegenwart nötig sind." (S. 
20) Eckels chronologischer 
Durchgang rekonstruiert dabei 
das komplexe, sich stets ver­
schiebende Wechselspiel histo­
riographischer Produktion, fach­
interner Positionierung und der 
jeweiligen politischen, sozialen 
und kulturellen Kontexte. 

Rothfels' wissenschaftliche 
Qualifikationen und der Ent-
schluss für eine wissenschaftli­
che Karriere fielen in eine Zeit 
der teilweisen geschichtswissen­
schaftlichen Umorientierungen 
im Zuge der Nachkriegsent­
wicklungen. So arbeitete er nach 
der Habilitation am Potsdamer 
Reichsarchiv, das mit militärge­
schichtlichen Forschungen, ins­
besondere der Kriegschuldfrage 
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befasst war. Er nahm im Rah­
men dieser Arbeit unmittelbar 
eine zeitgeschichtliche Perspek­
tive ein, die wesentlich über den 
Weg einer Reinterpretation der 
Außen- und Bündnispolitik 
Bismarcks auf die deutsche Un­
schuld am Kriegsausbruch hin­
wies. In zeitgeschichtlichen For­
schungen dieser Art zeigte sich 
bereits der explizit politische 
Charakter der Rothfelsschen 
Historiographie, die auf Basis 
eines entschieden politischen 
Standpunktes als geschichtswis­
senschaftliche Intervention in 
die politische Gegenwart, als 
historische Situierung der als 
krisenhaft diagnostizierten Ge­
genwart konzipiert war. Sie 
transportierte das Bi ld eines 
stets von innen und außen be­
drohten Staates, einer prekären 
Ordnung, die permanent mit 
politischem Geschick stabilisiert 
werden müsse. Die je spezifi­
sche Aktualisierung dieses M u ­
sters machte die Geschichts­
schreibung von Rothfels zu ei­
ner politischen und Gegen­
wartswissenschaft, die das histo­
rische Geschehen aus einer zeit­
lichen und inhaltlichen ex post­
Perspektive analysierte und be­
urteilte. 

In der Königsberger Zeit 
(1926-1933) stellten sich für 
Rothfels neue wissenschaftliche 
Aufgaben. Die spezifische S i ­
tuation Ostpreußens forcierte 
eine weitere Politisierung seiner 
Historiographie. Auch hinsicht­
lich der persönlichen Beziehun­
gen stellte Königsberg einen 

Einschnitt dar. Rothfels' neuer 
Schülerkreis wurde zum ent­
scheidenden Beziehungsnetz. 
„Diese Gaippe war und blieb 
während seiner gesamten Lauf­
bahn die einzige, die der Histo­
riker im emphatischen Sinne als 
Gemeinschaft' verstand." (S. 
106) Seine Arbeit nahm in die­
sem Kontext auch den Charakter 
historisch-politischer Bildungs­
arbeit an. Die umfassende Ein­
heit von Wissenschaft und Le­
ben fungierte als gemein­
schaftsbildende, experimentell 
vorgelebte Gegenwelt zu den 
wahrgenommenen Verfallser­
scheinungen der Gegenwart. 
Thematisch rückte nun stärker 
die sog. Nationalitätenproble­
matik in Osteuropa ins Zentrum, 
wobei sich gegenwartsbezogene 
politische Diagnosen, historio­
graphische Analysen und die 
Konstatierung einer notwendi­
gen politischen Neuordnung 
untrennbar verbanden. In den 
entsprechenden narrativen Ope­
rationen drückte sich ein „chau­
vinistisches Superioritäts- und 
Verfügbarkeitsdenken" aus, das 
immer wieder auf die Frage 
zurückkam, ob und wie ein 
deutscher Staat in einer „Völ-
kermischzone" abgesichert wer­
den könne. Das deutsche Ele­
ment wurde hierbei stets als 
Ordnungsfaktor eines politi­
schen Raums akzentuiert, dem 
ansonsten inneres und äußeres 
Chaos drohe. „Betrachtet man 
die Bildlichkeit der Texte, so 
wird deutlich, dass es sich bei 
dem Zusammenhang von sich 
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auflösender Gesellschaft und 
Notwendigkeit staatlicher Stabi­
lisierung um ein gedankliches 
Grundschema handelte, das 
nicht Resultat der Analyse war, 
sondern dieser vielmehr unter­
lag." (S. 133) Geschichtsschrei­
bung wurde unter diesen Vor­
aussetzungen von einer K o m -
pensations- zu einer geistigen 
Vorbereitungsarbeit. Die kon­
zeptionelle Retrospektivität der 
Texte wurde durch ein Reflek­
tieren über Zukunftslösungen 
ersetzt. Die narrativen Muster, 
die Rothfels' Texte prägten und 
sein Denken strukturierten, wer­
den von Jan Eckel treffend als 
fachspezifische Übersetzung 
und Aneignung rechtsintellektu­
eller Denkfiguren der Z w i ­
schenkriegszeit, als „rechtsge­
richteter Etatismus" charakteri­
siert, dem ein Staatsverständnis 
zugrunde lag, das nur schwer 
mit der Realität eines demokra­
tischen Systems vereinbar ge­
wesen sei. 

M i t dem Machtwechsel von 
1933 verschlechterte sich die 
Stellung Rothfels' im kollegia­
len Zusammenhang schlagartig. 
Aus einem zunehmend einfluss­
reichen Spezialisten wurde der 
„Fall Rothfels", ein Prüfstein für 
die Bereitschaft zu kollegialer 
Solidarität. Als Rothfels 1934/35 
seine Professur verlor, setzten 
sich insbesondere seine Studen­
ten für ihn ein, immer wieder 
seine politische Kompatibilität 
mit den neuen Machthabern 
betonend, aber verkennend, dass 
der Diskriminierungsgrund eben 

kein politischer war. Die Unter­
stützung der Fachkollegen blieb 
demgegenüber spärlich und 
enttäuschend, wenngleich es 
hier - im Unterschied zu ande­
ren „Fällen" - wenigstens ver­
steckte Gesten der Solidarität 
gab. Die sukzessive Ausgren­
zung wirkte auch auf die histo­
riographische Produktion. So 
verschärfte Rothfels seine poli­
tischen Stellungnahmen, formu­
lierte Ergebenheitsadressen, ohne 
freilich seine Arbeit thematisch 
oder konzeptionell neu auszu­
richten. Trotz dieser (wenig 
erfolgreichen) Versuche erfuhr 
Rothfels gerade die prekären 
Positionsverschiebungen inner­
halb der scientific community 
als existentiellen Einschnitt, war 
es in seiner Vorstellung doch 
die Existenz einer „Gemein­
schaft" im umfassenden Sinn, 
die Verstehen und Verstanden­
werden überhaupt erst ermög­
lichte. 1939 erhielt Rothfels 
schließlich ein zweijähriges For­
schungsstipendium und emi­
grierte - trotz der aus seiner 
Vorstellung von nationaler Iden­
tität resultierenden langen und 
quälenden Überlegungen - nach 
Großbritannien. 

Der Englandaufenthalt führ­
te nicht zur akademischen Eta­
blierung, so dass Rothfels ver­
suchte, im amerikanischen Uni ­
versitätssystem Fuß zu fassen. 
Freilich hieß das auch, die ge­
schichtlichwissenschaftliche A r ­
beit nicht mehr als „Beitrag zur 
Auslegung und Gestaltung des 
nationalen »Schicksals'" konzi-
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pieren zu können. Die neuen 
Arbeitsverhältnisse, zunächst an 
der Brown University in Provi­
dence, dann in Chicago, brach­
ten neue Anforderungen bzgl. 
Sprache, akademischen Habitus 
und Lehrpraxis mit sich. Roth­
fels nahm die erforderlichen 
Anpassungen vor, präsentierte 
sich seinen Studenten aber be-
wusst auch als Historiker mit 
europäischem Hintergrund, der 
Teile dessen, wovon er sprach, 
durchlebt hatte. Bereits im Früh­
jahr 1946 forcierte er die Wie­
deraufnahme der Kontakte zu 
ehemaligen Schülern und K o l ­
legen, um jene Verständigung 
ermöglichende Gemeinschaft 
wiederzugewinnen, die er mit 
der Emigration verloren hatte. 
Er wurde in diesem Zusammen­
hang für seine Briefpartner „zur 
zentralen Bezugsfigur für eine 
Rechenschaftslegung über die 
persönliche Vergangenheit. [...] 
Viele der Briefe waren im Duk­
tus eines Geständnisses oder 
einer Beichte gehalten, und der 
emigrierte Historiker avancierte 
für die Korrespondenzpartner zu 
einer Personifikation ihres 
Schuldbewusstseins. [...] In 
seinen Antworten auf die Le­
bens- und Rechenschaftsberich­
te der Schüler und Kollegen 
signalisierte Rothfels Nachsicht 
und die Bereitschaft, über das 
Geschehene hinwegzusehen und 
Neuanfänge zu machen. [...] 
Die Reaktionen der Briefpartner 
auf diese Haltung waren eine 
beinahe überraschte Erleichte­
rung und Dankbarkeit für das 

,Verständnis ' des amerikani­
schen Historikers, womit chiff-
renhaft der Verzicht des Emi­
granten auf persönliche Ankla­
gen bezeichnet war." (S. 225f.) 
Schnell wurde Rothfels so re­
integriert und auf Grund der 
günstigen Kombination von 
Amerikaerfahrung und der nach 
wie vor aktiven Teilnahme am 
deutschen Selbstbesinnungsdis­
kurs attraktiv für eine potentielle 
Rückberufung. In Rothfels' 
Geschichtsschreibung dieser 
Zeit finden sich feine interpreta-
torische Operationen, die jedoch 
nicht als fundamentale Umori-
entierung der etablierten Deu­
tungsmuster zu verstehen sind: 
das Weglassen der Volksper­
spektive, des emphatischen Be­
zugs auf das „Deutschtum"; eine 
Umcodierung auf den „We­
sten"; die Hinzufügung einer 
neuen, moralischen Perspektive, 
die erstmals auch Bismarckkri­
tik zuließ. A l l dies fungierte als 
Prozess der Verständigung mit 
den (früheren) Kollegen inner­
halb neuer politisch-sozialer 
Koordinaten. Paradigmatisch 
lässt sich dies an der Diskussion 
von Rothfels' Widerstands-
Buch zeigen. Das Buch selbst 
war von Beginn an als zeitge­
schichtliche Verteidigung des 
deutschen Volkes konzipiert 
und spiegelt somit Rothfels' 
ungebrochen nationalpädagogi­
sche Haltung. A u f Basis einer 
Moralisierung des Widerstands­
geschehens, einer narrativen 
Invisibilisierung deutscher Tä­
tergruppen, sowie der Verlage-
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rung der Schuld- bzw. Verant­
wortungsdiskussion auf die E-
bene individuellen moralischen 
Versagens erfüllte das Buch klar 
eine Rehabilitierungsfunktion. 
Dies erklärt die außerordentlich 
euphorische Rezeption, in der, 
so Jan Eckel, zugleich Rothfels' 
nationale Zugehörigkeit verhan­
delt wurde. 

A l s Rothfels 1951 nach 
Deutschland zurückkehrte, hatte 
sich die bundesrepublikanische 
Geschichtswissenschaft zumin­
dest institutionell fast vollstän­
dig wiederhergestellt. Rothfels 
fand in Tübingen einen Kontext 
vor, in dem er einerseits auf 
einen sukzessiven Ausbau der 
Neuzeithistorie hinwirken und 
andererseits die nationalpädago­
gische Dimension seiner Arbeit 
wieder voll entfalten konnte. 
Rothfels spielte innerhalb der 
deutschen, nicht nur fachwis­
senschaftlichen Nachkriegsöf­
fentlichkeit eine wichtige sym­
bolische Rolle, an verschiede­
nen Stellen zeigt sich aber, dass 
er das implizite Normensystem 
seiner Kollegen nicht mehr un­
eingeschränkt teilte. Dennoch 
konnte er seine neue Position 
nutzen, um neue personelle Net­
ze zu knüpfen oder alte zu re­
installieren, wobei die Wieder­
aufnahme der intensiven Bezie­
hungen zu Siegfried A . Kaehler 
sowie die Intensivierung der 
Kontakte zu seinen Königsber­
ger Schülern, insbes. Theodor 
Schieder und Werner Conze, 
von Bedeutung wurden und sich 
zu einer wirkmächtigen wissen­

schaftsstrategischen All ianz 
verdichteten. Gleichzeitig wech­
selte der Bezugspunkt der Roth-
felsschen Geschichtsschreibung, 
die nun nicht mehr vom Ersten 
Weltkrieg und der Versailler 
Nachkriegsordnung, sondern 
von der Auseinandersetzung mit 
den totalitären Systemen her 
organisiert wurde. Durch diese 
Operation konnte Rothfels den 
expliziten Gegenwartsbezug 
seiner Arbeiten wahren, d. h. 
den Erfahrungsbezug der Zeit­
geschichte sichern und das aktu­
ell Erlebte in die Geschichte 
rückzuprojizieren. Auch die 
methodisch-konzeptionelle Be­
stimmung der Zeitgeschichte als 
Epoche der „Mitlebenden" zeigt 
sich dieser konstitutive, existen­
tielle Selbstbezug. 

Wenn Jan Eckel resümie­
rend feststellt, dass eine präzise 
Analyse der verschiedenen Re-
konfigurationsprozesse der Ge­
schichtsschreibung von Hans 
Rothfels dazu geeignet sei, we­
sentliche Funktionsmechanis­
men wissenschaftlichen Arbei­
tens „unter den politisch-histo­
rischen Extrembedingungen der 
deutschen Geschichte in den 
ersten beiden Jahrhundertdrit­
teln" (S. 396) zu erschließen, so 
bleibt dem nur hinzuzufügen, 
dass seine Arbeit dies in hervor­
ragender Weise geleistet hat. Sie 
stellt einen herausragenden, für 
die weitere Diskussion grundle­
genden und unumgänglichen 
Beitrag zur Erforschung eines 
bedeutenden Teils der „Ge­
schichtswissenschaft im Zeital-



Buchbesprechungen 299 

ter der Extreme" (Lutz Raphael) 
dar. Darüber hinaus trägt ihr 
hohes theoretisches Reflexions­
niveau zur Klärung des episte-
mischen Status der Geschichts­
wissenschaft bei. Es wäre zu 
wünschen, dass Eckels narrato-
logische Perspektive und seine 
auf den Radikalen Konstrukti­
vismus zurückgreifende Akzen­
tuierung der Geschichtswissen­
schaft als gegenwärtige soziale 
Praxis der Selbstbeschreibung 
der Gesellschaft im Modus der 
Vergangenheit eine neue Theo­
riedebatte anstießen, die ebenso 
intensiv und kontrovers zu füh­
ren wäre, wie die Diskussion 
darum, was Historiker im Na­
tionalsozialismus getan haben, 
wie sie ihre Arbeit über politi­
sche Zäsuren hinweg fortgeführt 
haben und welche Auswirkun­
gen dies auf die Historiographie 
der Bundesrepublik hatte und 
hat. In einer solchen Theorie­
diskussion wäre u. a. zu verhan­
deln, in welchem Wirkungsver­
hältnis wissenschaftliche Pro­
duktion und soziale Praxis ste­
hen. Die Bezugnahme auf den 
Radikalen Konstruktivismus 
wirft hier zwar entscheidende 
Fragen auf, scheint mir diese 
aber in letzter Instanz nicht be­
friedigend klären zu können, 
zumal die theoretische Unent-
schlossenheit des Konstrukti­
vismus, sein Pendeln zwischen 
neurokognitivem Individualis­
mus und sozialem Reduktionis­
mus das für eine Geschichte der 
Denksysteme nach wie vor zen­
trale Problem der Beziehung 

von Sozial- und Ideengeschichte 
stets nur über den Weg einer 
Hypostasierung der kognitiven 
oder sozialen Dimension zu 
lösen vermag. Zu diskutieren 
wäre, ob hier nicht ein Rückgriff 
auf die diskursgeschichtlichen 
Überlegungen Michel Foucaults 
mit ihrem Blick auf die Materia­
lität der Diskurse hilfreich sein 
könnte, um die Gleichzeitigkeit 
strukturierter und strukturieren­
der Praktiken, die Zirkularität 
und das Spiel nicht-kausaler 
Effekte in den Blick zu bekom­
men, welches hier wirksam zu 
sein scheint. Solche Diskussio­
nen ermöglicht und sie inner­
halb konkreter geschichtswis­
senschaftlicher Praxis verortet 
zu haben, ist eine der wesentli­
chen Leistungen der Arbeit von 
Jan Eckel. 

Timo Luks 

Christian R. Bayer: Hoch-
schul-Ranking. Vorschlag 
eines ganzheitlichen Ranking-
Verfahrens (= Abhandlungen 
zur Bildungsforschung und 
Bildungsrecht Band 14), Ber­
lin: Duncker & Humblot 2004, 
234 S. 

Durch Rankings können Nutzer 
des Hochschulsystems die 
Dienstleistungen verschiedener 
Universitäten miteinander ver­
gleichen. Rankings haben in 
Deutschland seit mehr als einem 
Jahrzehnt einen festen Platz in 
den Medien, in den U S A und 
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Großbritannien werden sie 
schon seit den 1930er Jahren 
regelmäßig durchgeführt und 
publiziert. Sie bewerten Univer­
sitäten im Hinblick auf den Nut­
zen spezifischer Gruppen und 
orientieren deren Entscheidung 
zum Studienort, zu Forschungs­
kooperationen oder mit Hinblick 
auf Förderungsstrategien. 

In der veröffentlichten M e i ­
nung steht man den Rankings 
positiv gegenüber und meint, sie 
präsentieren die qualitative Es­
senz des Universitätssystems. 
Für Studierende, Universitäten 
und Bildungspolitiker entwik-
kelt sich ein verführerisches 
Spiel, bei dem die Qualität wis­
senschaftlicher Ausbildung, die 
Reputation von Forschungsinsti­
tuten und die Zukunftsaussich­
ten zukünftiger Studierender 
gleichzeitig und vergleichend 
bewertet werden können. Dieses 
Angebot wird von vielen dank­
bar aufgenommen und die Er­
gebnisse werden - entkoppelt 
von methodischen Bedingungen 
- als objektive Wahrheiten 
kommuniziert. Bei genauerem 
Hinsehen weiß man aber nicht, 
ob diese Urteile sich auf eine 
angemessene Methode stützen, 
ob nicht Birnen mit Äpfeln ver­
glichen werden oder ob man -
als Hilfe suchender Student -
nicht einfach im Stich gelassen 
wird. A u f diese Problemstellun­
gen verweist die sozialwissen­
schaftliche Literatur, die den 
Rankings tendenziell misstraut. 
Als Gründe werden angeführt, 
dass die methodische Vorge­

hensweise oft unzureichend, die 
Datenerhebung nicht kontrolliert 
und die Ausrichtung an Zie l ­
gruppen nur unzureichend do­
kumentiert ist. Zudem stellt sich 
die Frage, wie weit selbst me­
thodisch perfekte Rankings die 
Entscheidungen von z .B. Stu­
dierenden informieren können, 
die ihre eigenen Interessen nicht 
kennen.[l] 

Bayers Buch über Hoch-
schul-Ranking zeigt nun, wie 
man beide Fallen umgehen kann 
und weder den Verführungen 
des Ranking erliegt, noch der 
Skepsis nachgibt und sich dieser 
potentiell wichtige Informati­
onsquelle für Universitäten, 
Studierende, Firmen und auch 
die Politik beraubt: Durch me­
thodische Stringenz. Bayer be­
schäftigt sich vornehmlich mit 
der Methode des Rankings im 
Hochschulbereich und insbe­
sondere mit dem Problem, wel­
che Voraussetzungen erfüllt sein 
müssen, damit solche Bewer­
tungen in die Entscheidungen 
unterschiedlicher Zielgruppen 
eingehen können. Bayer legt 
eine Arbeit vor, die sowohl den 
historischen Kontext, das me­
thodische Selbstverständnis von 
Rankings als auch ihre Funktion 
in einem Entscheidungsprozess 
beleuchtet. Seine Grundthese 
besagt, dass Rankings keine 
allgemein gültigen Aussagen 
über die bewertete Organisation 
bereitstellen, sondern immer nur 
mit Hinblick auf eine wohl defi­
nierte Zielgruppe und ihre ex­
plizierten Entscheidungspro-
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bleme aussagekräftig sind. Bay­
er entwickelt diese These in 
fünf Kapiteln: Erst wird der 
historische Kontext der Ran-
kingverfahren erläutert. Dazu 
bezieht sich das Buch weitge­
hend auf Beispiele außerhalb 
der Hochschule und skizziert die 
finanzwirtschaftlichen Ursprün­
ge des Rankings und seiner 
Ausweitung in andere Bereiche 
der Wirtschaft und darüber hin­
aus. Ihre Funktion als Entschei­
dungshilfe, nicht als wahre Aus­
sage, wird hervorgehoben. Im 
zweiten Kapitel wird Ranking in 
der betriebswirtschaftlichen, eva­
luationstheoretischen und ent­
scheidungstheoretischen Litera­
tur verankert. Dieses Kapitel 
lässt die wesentliche wirt­
schaftswissenschaftliche Litera­
tur zum Ranking aber auf so 
schematische Weise Revue pas­
sieren, dass der Abschnitt nur 
wenig zum weiteren Verständ­
nis beiträgt; auch stilistisch steht 
es in markanten Widerspruch 
zum lebendigen ersten Kapitel. 
Im dritten Kapitel wird die M e ­
thode eines ganzheitlichen Ran-
kingverfahrens detailliert ausge­
breitet. Dabei werden methodi­
sche Fallen, die Ausrichtung an 
bestimmten Zielgruppen und die 
Funktion der Entscheidungshilfe 
für die Zielgruppen ausführlich 
diskutiert. Im vierten und fünf­
ten Kapitel werden dann die 
allgemeinen methodischen Über­
legungen zum Ranking auf die 
Hochschule angewendet. In 
Kapitel 4 werden Geschichte 
und nationale Strategien des 

Hochschulranking einander 
gegenübergestellt, aber nicht 
verglichen. Kapitel 5 diskutiert 
die spezifischen methodischen 
Bedingungen und Schwierigkei­
ten des ganzheitlichen Verfah­
rens. Abschließend zeigt Bayer 
die Unzulänglichkeiten der ak­
tuellen Praxis auf und argumen­
tiert nochmals kräftig für seine 
Auffassung, dass Rankings nur 
für bestimmte Zielgruppen aus­
sagekräftig sind. 

Das vorliegende Buch stellt 
also die methodischen Fragen 
des Ranking in seinen Mittel­
punkt, es stellt klar, was man 
sich von Rankings erwarten 
kann und argumentiert überzeu­
gend für eine bescheidenere, 
aber dafür methodisch abgesi­
cherte Anwendung dieser Me­
thode, die dann eine wichtige 
Orientierungshilfe für unter­
schiedliche Zielgruppen bietet. 
Das Buch macht einen soliden 
Vorschlag zur Methodenent­
wicklung und gibt einen Über­
blick darüber, was man misst, 
wenn eine Hochschule für eine 
bestimmte Zielgruppe bewertet 
wird. Diese geradlinige Ausrich­
tung macht die Stärke des Bu­
ches aus und ist auch der we­
sentliche Grund dafür, es als 
lesenswert zu empfehlen. 

Das Buch regt aber auch an 
über die Methode des Ranking 
hinauszugehen und es in einen 
breiteren praktischen Kontext zu 
diskutieren. Bayer liefert dazu 
einige interessante Anhaltspunk­
te wenn er z. B. die nationalen 
Geschichten des Hochschulran-
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kings präsentiert (vgl. Kapitel 
4). Die Spannung zwischen der 
Betonung der Objektivität der 
Methode und deren nationalen 
Interpretationen tritt zwar deut­
lich hervor, wird aber nicht wei­
ter behandelt. Wenn Gültigkeit, 
Verwendung und Institutionali-
sierungsgrade von Rankings 
sich aber in verschiedenen Län­
dern deutlich unterscheiden, legt 
dies nahe, Hochschulranking 
weniger als Methode, sondern 
vielmehr als , soziale Konstruk­
tion' zu interpretieren. Wenn 
Bayer also die methodische 
Stringenz und Präzision seines 
Verfahrens hervorhebt, weckt 
dies auf Hintergrund seiner ei­
genen Darstellung den Ver­
dacht, dass die soziale Praxis 
des Hochschulranking sich ab­
gekoppelt von diesen methodi­
schen Vorgaben entwickelt. U m 
etwas über die Methode zu ler­
nen, muss man mehr über ihre 
Anwendung erfahren. Damit 
kommen wir zu dem Teil der 
Rezension, der die Aspekte aus­
zeichnet, die weiterentwickelt 
hätte werden können, Damit 
wird deutlicher in welchen Zu­
sammenhängen Bayer eine be­
deutsamen Beitrag geleistet hat 
und welche Anschlussmöglich­
keiten das Buch bietet. 

In Bayers Darstellung in­
formieren Rankings die Ent­
scheidungen der Nutzer des 
Hochschulwesens. Die Praxis 
jedoch hat sich in den letzten 15 
Jahren entscheidend geändert. 
Waren Rankings zwischen 1930 
und 1990 vorrangig eine Infor­

mationsquelle für Studierende 
und ihre Eltern, sind Rankings 
heute eng mit der Ressourcenal-
lokation verbunden. Sie sind 
unverzichtbares Mittel staatli­
cher Universitätssteuerung. Die­
ser historische Bruch wird von 
Bayer übersehen, seine Darstel­
lung legt stärkeres Augenmerk 
auf die Kontinuität der Ran-
kinggeschichte. Daher entgehen 
ihm auch einige interessante 
Aspekte des Methodenentwick­
lung und der Anschlussfähigkeit 
von Entscheidungen. 

Hängt die Ressourcenalloka-
tion vom Ranking ab, wirkt die 
Entscheidungshilfe direkt auf 
die Universitätsentwicklung zu­
rück. Daran können unterschied­
liche Forschungsprogramme 
anschließen. So könnte man 
Bayers These aufgreifen, dass 
Rankings Entscheidimgshilfen 
sind, und die Frage aufwerfen, 
welche Entscheidungen welche 
Information benötigen und wie 
dies methodisch auf die Ran­
kings zurückwirkt. Damit wird 
aber auch die Validität bestimm­
ter Messinstrumente relevant. 
Dabei geht es um die Bevorzu­
gung bestimmter Methoden 
ebenso, wie um die Frage, wel­
che Methoden abgelehnt oder 
übersehen werden. Dies alles 
wäre noch innerhalb des diszi­
plinaren Bezugsrahmens des 
Buches möglich. Man geht aber 
darüber hinaus, wenn man fragt, 
wie das Verhalten der Universi­
tätsmitglieder und Nutzer durch 
die Rankingverfahren und -er-
gebnisse geprägt wird. Da be-
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stimmte Ergebnisse erwartet 
werden, um die Ressourcenallo-
kation zu optimieren, richten 
Universitätsmitglieder ihr Han­
deln an diesen Erwartungen 
aus. [2] Hochschulranking ist 
dann kein Messinstrument mehr, 
sondern entfaltet eine normative 
Macht über ihr Objekt, die 
Hochschule. Michael Power 
beschreibt am Beispiel des eng­
lischen Universitätssystems, wie 
in solchen Rankingprozessen 
das Mittel zum Zweck wird, wie 
sich universitäre Prozesse an 
den Rankings ausrichten und 
beispielsweise weniger gelehrt 
wird, weil Lehre sich schlechter 
messen lässt als Forschung. 3 Ein 
weiterer Entwicklungsvorschlag 
zielte darauf ab, die Praxis des 
Ranking vergleichend zu analy­
sieren. Es bietet sich an, die 
systematische Verwendung von 
Rankings für Forschung, Lehre 
und Verwaltung anhand des 
englischen Hochschulsystems zu 
analysieren, da England die Uni­
versitätssteuerung durch Ran­
kings am weitesten entwickelt 
hat. Eine vergleichende Analyse 
mit Deutschlands Verwendung 
von Hochschulranking ist sowohl 
mit Hinblick auf theoretische 
Konzepte, die Praxis der Ran­
kings, als auch mit Bezug auf 
politische Beratung in Deutsch­
land von großem Interesse. 

Soweit zum Inhalt des 
Buchs und einigen Anschluss­
möglichkeiten. Ich muss aber 
noch meiner Irritation Ausdruck 
verleihen, dass das Buch nicht 
ordentlich redigiert wurde. Ins­

besondere im zweiten Kapitel 
breitet der ,Prüfling' stolz sein 
Wissen aus, dessen Nutzen für 
die Argumentation dem Leser 
und der Leserin wohl für immer 
verborgen bleibt. Hätte ein Lek­
tor dieses Buch vor dem Druck 
in die Hand bekommen, hätte er 
eine Straffung des Textes vorge­
schlagen und auch eingegriffen 
wenn deutsche Professoren (als 
potentielle Arbeitsgeber?) mit 
Titel und Namen angeführt wer­
den, während alle anderen Auto­
ren - wie in wissenschaftlichen 
Publikationen üblich - nur mit 
Namen verzeichnet sind. Die 
Irritation gilt dem Verlag mehr 
als den Autor. Bayer hat ein 
wichtiges Buch geschrieben, 
dem ich eine überarbeitet Ver­
sion und viele Leser wünsche. 

1 V g l . U . Liebeskind/W. Ludwig-
Mayerhofer, A u f der Suche 
nach der Wunsch-Universi tät -
Im Stich gelassen. Anspruch 
und Wirklichkeit von Hoch-
schulrankings, in: Soziologie 
34(2005)4, S. 442-462. 

2 Im Kontext der Sozialwissen­
schaften wird dies mit dem 
Konzept disziplinärer Techno­
logien ausführlich behandelt: 
vgl . M . Foucault, Überwachen 
und Strafen. Die Geburt des Ge­
fängnisses, Frankfurt a. M . 
1979. 

3 V g l . M . Power, The Audit Soci­
ety, Oxford 1997, S. 95 ff. 

Michael Huber 
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Hartmut Kaelble/Jürgen 
Schriewer (Hrsg.): Vergleich 
und Transfer. Kompäratistik 
in den Sozial-, Geschichts­
und Kulturwissenschaften, 
Frankfurt a. M . : Campus Ver­
lag 2003,518 S. 

Im weiten Feld der Kompärati­
stik sind die Herausgeber von 
„Vergleich und Transfer", 
Hartmut Kaelble und Jürgen 
Schriewer, keine unbekannten 
Namen.[l] Der vorliegende 
Band geht auf ein Symposium 
zurück, welches die von Kaelble 
und Schriewer geleitete For­
schergruppe „Historisch-sozial­
wissenschaftlicher Gesell­
schaftsvergleich" im Jahr 2000 
an der Humboldt-Universität 
ausgerichtet hatte. Für die sieb­
zehn Beiträge aus insgesamt 
zehn verschiedenen Einzeldiszi­
plinen erhebt der Mitherausge­
ber Jürgen Schriewer den A n ­
spruch, „die umfassendste Über­
sicht zum Stand der Kompärati­
stik in Geschichts-, Kultur und 
Sozialwissenschaften, die der­
zeit im deutschen Sprachraum -
und weit darüber hinaus" (S. 52) 
zu geben. Dies weckt hochge­
steckte Erwartungen. 

U m nicht von der Wucht des 
angesammelten Spezialwissens 
erdrückt zu werden, sollte man 
den Band am besten von hinten 
nach vorn lesen, denn der in­
struktivste und in die Komplexi­
tät des Themas behutsam ein­
führende Artikel steht ganz am 
Ende, als letzter Beitrag. Wenn 
man den Fingerzeigen folgt, die 

Hartmut Kaelble unter dem 
bescheiden anmutenden Titel 
„Die interdisziplinäre Debatte 
über Vergleich und Transfer" zu 
den einzelnen Beiträgen gibt (S. 
468-493), dann wird man durch 
die einzelnen Artikel , die sich 
mit speziellen Themen befassen, 
geführt und es ergeben sich Um­
risse einer Gesamtperspektive. 
Kaelble vernetzt die verschiede­
nen Beiträge und stellt sie in 
einen gemeinsamen Rahmen. 
Die Schwierigkeiten des Dia­
logs zwischen verschiedenen 
Wissenschaftskulturen werden 
dabei nicht verschwiegen son­
dern zum Thema gemacht. Da 
es „explizite interdisziplinäre 
Dialoge über den Vergleich [...] 
nur zwischen einigen wenigen 
geistes- und sozialwissenschaft­
lichen Fächern" gibt (S. 468), 
hat der Beitrag das Anliegen, tür 
den Austausch zwischen den 
anderen Disziplinen eine ge­
meinsame Sprache zu schaffen, 
indem er „funktionale Äquiva­
lenzen" hervorhebt: denn oft 
verwenden Autoren nicht die 
gleichen Begriffe, aber sie be­
schreiben ähnliche Phänomene. 
„Wenn der Literaturwissen­
schaftler Michel Espagne oder 
der Historiker Osterhammel 
,Transfer' oder ,Austausch' sa­
gen, spricht der Politikwissen­
schaftler Dirk Berg-Schlosser 
von ,Diffusion' oder interde­
pendenz', der Ethnologe Wolf­
gang Kaschuba ebenfalls von 
,Diffusion', der Jurist Filippo 
Ranieri von ,Rezeption', der 
Romanist Peter Brockmeier von 
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,Intertextualität ' , die Psycholo­
gen Lutz H . Eckensberger und 
Ingrid Plath drücken dies mit 
dem Begriff ,Galtonsches Pro­
blem' aus. Al le meinen im Kern 
Ähnliches." (S. 470) 

Damit ist das Problem klar 
erkannt, für seine Lösung sind 
weitere Schritte notwendig, um 
nicht zu sagen es ist ein langer 
Weg. Denn durch die „Überset­
zung" der verschiedenen Wis­
senschaftssprachen in funktiona­
le Äquivalente wird zwar die 
Möglichkeit des Dialogs eröff­
net - dass man sich jedoch wirk­
lich „versteht", muss sich erst 
erweisen. 

Kaelble gibt zum Anfang 
seines Beitrags einige nützliche 
Definitionen: „In dieser Debatte 
versteht man unter Vergleich im 
Allgemeinen nur die Gegen­
überstellung von mehreren Ver­
gleichsfällen zur Analyse und 
Typisierung der Unterschiede 
und der Gemeinsamkeiten. Un­
ter Transfer versteht man dage­
gen vor allem die Anverwand-
lung von Konzepten, Werten, 
Nonnen, Einstellungen, Identi­
täten bei der Wanderung von 
Personen und Ideen zwischen 
Kulturen und bei der Begegnung 
zwischen Kulturen." (S. 472) 
Die Gewichtung der Beiträge 
des Bandes demonstriert, dass 
sich der Vergleich als histori­
sche Arbeitsmethode völlig 
etabliert zu haben scheint, wäh­
rend die heuristische Ergiebig­
keit des Transferbegriffs noch 
debattiert wird. Dies verweist 
auf Grundfragen zum wissen­

schaftlichen Ansatz der Kultur­
wissenschaften, die bei der Lek­
türe dieses Buch auf wil lkom­
mene Weise geschärft werden. 
W i l l man Kultlirforschung als 
theoriegeleitete „Wissenschaft" 
vollziehen, so öffnet der Rah­
men der Kompäratistik heute 
drei Perspektiven: Vergleich, 
Transfer und der von Michael 
Werner und Bénédicte Z im­
mermann kürzlich vorgeschla­
gene Begriff der „histoire croi­
sée". Letztere Forschungsrich­
tung wird vom vorliegenden 
Band zwar erwähnt, aber nicht 
explizit behandelt, da sie erst 
nach dem Kolloquium, in den 
Jahren 2002 und 2003, eine 
theoretische Ausarbeitung erfah­
ren hat.[2] 

Im vorliegenden Band wird 
der Vergleich von einer klaren 
Mehrzahl von Autoren verwen­
det, zehn von fünfzehn Fachbei­
trägen, die sich v. a. auf seine 
„Wissenschaftlichkeit" berufen. 
Dies kommt nicht von ungefähr, 
denn die Konstruktion eines 
Vergleichs befriedigt ein Ver­
ständnis von Objektivität und 
Wissenschaftlichkeit, dem viele 
Geisteswissenschaftler immer 
noch anhängen: Daten werden 
abstrahiert und vor dem Hinter­
grund einer einheitlichen Ver­
gleichsskala zusammengeführt. 
Die Ähnlichkeit zu naturwissen­
schaftlichen Methoden und die 
Möglichkeit, Kausalitäten auf­
zuzeigen, machen aus dem Ver­
gleich immer noch die methodi­
sche „Hauptstraße" der Ge­
schichts- und Sozialwissen-
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Schäften. So stimmen die Ver­
treter der Wirtschaftswissen­
schaften {Claude Diebolt), der 
Sozialwissenschaften (Lars 
Mjoset), der vergleichenden Po­
litikwissenschaft (Dirk Berg-
Schlosser), der Soziologie (WU 
Arts und Loek Hai man) alle 
überein, dass der Vergleich als 
Forschungsmethode aus ihrer 
Disziplin nicht mehr wegzuden­
ken sei. Die Selbstverständlich­
keit, mit welcher der Vergleich 
rezipiert und angewendet wird, 
zeigt dass er mittlerweile „ka­
nonisch" geworden ist. Al ler­
dings gibt es auch eine Zeitach­
se, die berücksichtig werden 
sollte - darauf weist der Beitrag 
von Hannes Siegrist („Perspek­
tiven der vergleichenden Ge­
schichtswissenschaft, Gesell­
schaft, Kultur und Raum", S. 
305-339) hin, der die Entwick­
lung des Wissenschaftsdiskur­
ses, von einem sozialhistori­
schen Ansatz zu einem „kultur­
wissenschaftlichen", mehr und 
mehr die Frage des „Raumes" 
einbeziehend, beleuchtet. Die 
„Kampfzeit" des Vergleichs 
liegt weit hinter uns: nach ersten 
Impulsen um die Jahrhundert­
wende (Karl Lamprecht) und 
nach dem Ersten Weltkrieg 
(Marc Bloch) wurde er vor al­
lem in der Zeit nach dem Zwei­
ten Weltkrieg immer häufiger 
praktiziert, vor allem von den 
quantifizierenden Sozialwissen­
schaften und der in den siebzi­
ger Jahren dominierenden Ge­
sellschaftsgeschichte. Wurde 
der „Vergleich" von der jetzigen 

Forschergeneration im Grunde 
nur übernommen, um weiter­
entwickelt zu werden, so ist 
„Transfer" dagegen ein Begriff, 
der sich sozusagen vor unseren 
Augen etabliert hat. Mitte der 
achtziger Jahre von Michel 
Espagne und Michael Werner 
vorgeschlagen, hinterfragte der 
Transferbegriff die Objektivität 
des vergleichenden Vorgehens, 
indem er auf die Bedingtheiten 
des Raumes hinwies, in wel­
chem sich die Abstraktion der 
Daten und ihre Projektion auf 
eine Vergleichsskala vollzog 
und vollzieht. Explizit als 
Kampfbegriff in mehreren pro­
grammatischen Artikeln an stra­
tegisch platzierten Orten (den 
Zeitschriften Annales und Genè­
ses) formuliert, hatte der Trans­
ferbegriff zwei Stoßrichtungen: 
die erste richtete sich gegen die 
damals in Frankreich dominie­
rende „littérature comparée", 
welcher man vorwarf, sich mit 
vagen, nicht feststellbaren „Ein­
flüssen" zu begnügen. Der 
Nachweis von konkreten „Ver­
mittlungen" sollte helfen, eine 
bis dato nicht vollzogene Ver­
wissenschaftlichung dieses For­
schungszweiges zu erreichen. 
Die zweite Stossrichtung wand­
te sich gegen den „Vergleich", 
dem vorgeworfen wurde, impli­
zit einen nationalen Rahmen 
vorauszusetzen, der die postu­
lierte „Objektivität" in Frage 
stellte. Der Nationalstaat, in 
dem die meisten Forscher bis 
heute einen „guten Vergleichs­
rahmen" sehen, ist selber das 
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Produkt eines Transfers, so dass 
ein Zirkel entsteht, der unbe­
dingt mitbedacht sein wi l l , wenn 
man Wissenschaftlichkeit pro­
klamiert. Transferhistoriker 
beschäftigen sich daher gerne 
mit Objekten, die von einer die 
Nation als Bezugsrahmen neh­
menden Geschichtsschreibung 
entweder vernachlässigt oder 
falsch beschrieben werden, z. B . 
die Regionalgeschichte oder die 
„unbewusste" Präsenz von Ver­
mittlungen im nationalen Ge­
dächtnis. Der Vergleich wird 
also nicht grundsätzlich in Frage 
gestellt, sondern ergänzt. In 
seinem Beitrag zu diesem Band 
beschreibt Michel Espagne in 
dieser Hinsicht die „Interkultu­
ralität in der sächsischen Regio­
nalgeschichte" als Beispiel für 
eine Geschichte von „gemisch­
ten Identitäten" (S. 423), für 
welche die Transfertheorie „ein­
deutigere Ergebnisse" erreichen 
kann als der Vergleich. Auch 
der in Konstanz lehrende Histo­
riker Jürgen Osterhammel 
(„Transferanalyse und Vergleich 
im Fernverhältnis", S. 439-466) 
unterstreicht, dass der Transfer 
den Vorteil habe, vermeintliche 
„Wesensunterschiede" (z. B . 
zwischen Europa und China) 
nicht frühzeitig als „gegeben" 
hinzunehmen; somit würde eine 
vorurteilslosere Herangehens­
weise an das Untersuchungsob­
jekt ermöglicht. 

In jüngster Zeit wiesen die 
an der Ecole des Hautes Etudes 
en Sciences Sociales in Paris 
lehrenden Wissenschaftler M i ­

chael Werner und Bénédicte 
Zimmermann in ihren schon 
erwähnten Arbeiten zur „histoi­
re croisée" darauf hin, dass der 
Transferbegriff selbst nicht so 
vorbehaltlos (und damit so ob­
jektiv) sei, wie er vorgibt. So 
fungiere z. B. die „Nation" trotz 
aller gegenteiligen Beteuerun­
gen als impliziter Bezugsrah­
men. Durch die simultane und 
bewusste Aneignung mehrerer 
Bezugsrahmen, möchte die hi­
stoire croisée den klassischen 
Vergleich und die Transferana­
lyse nicht trennen, sondern 
„kombinieren" (Kaelble, S. 
477). Ob sich damit an der 
„Front" des Historikers, nämlich 
der Archiv- und Quellenarbeit 
wirklich etwas ändert, wird sich 
zeigen.[3] Seit langem schon 
arbeiten Historiker nicht mehr 
nur mit nationalen Quellen, 
sondern vergleichen ihre Resul­
tate mit ausländischen Referen­
zen. Blickt man auf das Gesamt­
resultat, so muss gestanden 
werden, dass die Lektüre des 
Bandes doch einigen Mut abfor­
dert. Kaum ein Beitrag kommt 
unter vierzig eng, und mit reich­
lichen Fußnoten gespickten 
Seiten aus; fast hat man den 
Eindruck es mit siebzehn klei­
nen Büchern zu tun zu haben, 
die handlich unter einem Buch­
deckel vereinigt sind. Bedenk­
lich ist, dass viele Autoren keine 
Anstrengungen machen, ihren 
eigenen Wissenschaftsdiskurs 
explizit in Bezug zu den nach­
barschaftlichen Disziplinen zu 
stellen. Eine lobenswerte Aus-
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nähme stellt in dieser Hinsicht 
Christoph Bochingers Beitrag 
über „Religionsvergleiche in 
religionswissenschaftlicher und 
theologischer Perspektive" (S. 
251-281) dar, der die Diskussi­
onsangebote von Kaelble ge­
schickt aufnimmt und in sein 
Fach überträgt. Eine ausge­
zeichnete Zusammenfassungen 
und interessante interdisziplinä­
re Ausblicke findet man eben­
falls bei Christiane Eisenberg 
(„Kulturtransfer als historischer 
Prozess. Ein Beitrag zur K o m ­
päratistik", S. 399-417) die auf 
knappsten Raum ein Panorama 
der Begriffe Vergleich und 
„transfert culturel" liefert und 
die Anwendbarkeit auf anglo-
amerikanische „Kulturaneig­
nungen" (wie Sport, Unterhal­
tungsmusik etc.) skizziert. Para­
digmatisch für die disziplinar 
beschränkte Perspektive der 
meisten Beiträge ist dagegen die 
Abhandlung „Möglichkeiten 
und Grenzen des ,variableno-
rierten' Kulturvergleichs: Von 
der Kulturvergleichenden Psy­
chologie zur Kulturpsycholo­
gie", von Lutz H. Eckensberger 
und Ingrid Plath. Die beiden 
Autoren kommen auf 55 Text­
seiten und in nicht weniger als 
144 Fußnoten ohne Anspielung 
auf eine andere Humanwissen­
schaft aus. Auch Dirk Berg-
Schlosser mit seinem Beitrag 
„Vergleichende Politikwissen­
schaft im Vergleich: multi-
dimensionale Verortung und 
mögliche Anwendung" (S. 117-
140) befasst sich ausgiebig vor 

allem mit den methodologischen 
Fundamenten seiner eigenen 
Disziplin. 

Zurück zum Anspruch des 
Bandes, „die umfassendste Ü-
bersicht zum Stand der Kompä­
ratistik in Geschichts-, Kultur 
und Sozialwissenschaften, die 
derzeit im deutschen Sprach­
raum - und weit darüber hin­
aus" (S. 52) darzustellen. Ver­
steht man „Übersicht" als ein 
Nebeneinander von einführen­
den Beiträgen in eine einzelne 
Disziplin, gespickt mit einer 
Fülle von Detailinformationen, 
so liefert dieser Band tatsächlich 
eine große, hinsichtlich der Dis­
ziplinenvielfalt fast umfassende 
Bandbreite. Für denjenigen, der 
sich gezielt über eine disziplina­
re Diskussion informieren 
möchte, kann dieser Sammel-
band wie ein Nachschlagewerk 
verwendet werden. Versteht 
man „Übersicht" jedoch auch 
als Strukturierung und Vernet­
zung, so steht dieser Band, trotz 
der klugen Vorschläge von 
Kaelble, noch am Anfang eines 
längeren Weges. 

1 Aus der Arbeit der gleichen 
Forschergruppe waren schon 
folgende Bände hervorgegan­
gen: Gesellschaften im Ver­
gleich. Forschungen aus Sozial-
und Geschichtswissenschaften, 
hrsg. von H. Kaelble und J . 
Schriewer (= Komparatistische 
Bibliothek B d . 9), Frankfurt 
a. M . 1999, sowie: Diskurse und 
Entwicklungspfade. Der Gesell­
schaftsvergleich in den Ge­
schichts- und Sozialwissen-
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schaffen, hrsg. von H . 
Kaelble und J. Schriewer, 
Frankfurt a. M . 1999. 

2 M . Wcrner/B. Zimmermann, 
„Penser l'histoire croisée: entre 
empirie et réflexivité", in: A n ­
nales HSS, 2003, 58-1, S. 7-36, 
sowie dies., Vergleich, Trans­
fer, Verflechtung. Der Ansatz 
der Histoire croisée und die 
Herausforderung des Transna­
tionalen, in G G 28 (2002), S. 
607-636. 

3 V g l . die Rezension von M . 
Middel l zu: M . Werner, B . Z i m ­
mermann (Hrsg.), De la compa­
raison à l'histoire croisée. Paris 
2004, in: H-Soz-u-Kult , 
29.04.2005, <http://geschichte-
transnational.clio-online.net/re-
zensionen/2005-2-075> 

Alexandre Kostka 

Christophe Charle/Jürgen 
Schriewer/Peter Wagner 
(Hrsg.): Transnational Intel­
lectual Networks. Forms of 
Academic Knowledge and the 
Search for Cultural Identities, 
Frankfurt a. M . : Campus Ver­
lag 2004, 558 S. 

Seit geraumer Zeit machen sich 
die Sozial- und Geisteswissen­
schaften den „ N e t z w e r k - B e ­
griff zueigen, den sie aus seinem 
ursprünglichen natur- und tech­
nikwissenschaftlichen Zusam­
menhang gelöst und teils adap­
tiert, teils neu konnotiert ha­
bendi] Seitdem kursiert er re­
gelrecht transdisziplinär und ist 
längst auch in der internationa­
len Geschichtswissenschaft an­
gekommen.[2] 

Im Vorwort machen die 
Hrsg. plausibel, warum sie mit 
der Diskussion von transnatio­
nalen Intellektuellennetzwerken 
nicht etwa einer Konjunktur 
folgen, sondern sich eines ana­
lytischen Konzeptangebots an­
nehmen, von dem Erhellendes 
zu erwarten steht: Für die wis­
senssoziologische und wissen­
schaftshistorische Forschung 
nämlich, die die Autoren des 
Bandes repräsentieren. Im Kon­
text anhaltender „Globalisie­
rung" - in deren Zuge einerseits 
die Disziplinen und akademi­
schen Kulturen im 21. Jh. irre­
versibel verwoben erscheinen 
und andererseits für den einzel­
nen Wissenschaftler weder loka­
le Standorte der Wissensproduk­
tion noch nationale Vorausset­
zungen der akademischen Sy­
steme plötzlich ungültig werden 
- erweist sich der Netzwerkbe­
griff als hilfreich, weil er zur 
erforderlichen Reduktion oder 
Konkretisierung und Zuspitzung 
komplexer Zusammenhänge 
einlädt und dennoch verfrühte 
Eindeutigkeit vermeidet: Der 
Spannungszustand zwischen 
nationaler Prägung und interna­
tionaler Orientierung von Wis­
senschaft und seine soziale oder 
wissenschaftspraktische Ver­
mittlung lässt sich durch die 
Netzwerkanalyse gleichermaßen 
abbilden, untersuchen und histo­
risieren: Im Netzwerk wird kon­
kreter bestimmbar, wie Indivi­
duen, Forschergruppen, diszi­
plinare oder universitäre Ver­
bünde und Kollektive sowie 

http://geschichte-transnational.clio-online.net/re-zensionen/2005-2-075
http://geschichte-transnational.clio-online.net/re-zensionen/2005-2-075
http://geschichte-transnational.clio-online.net/re-zensionen/2005-2-075
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Institutionen und Wissen­
schaftskulturen über die Zeit 
hinweg an der Produktion von 
Wissen und Wissenschaft im 
(inter-)nationalen Bereich betei­
ligt waren und sind. 

Diesem Leitthema des Ban­
des entspricht eine plausible 
Anordnung der Einzeltexte. Die 
drei Hauptteile halten sich an 
die implizierte Raumdimension 
und weiten daher den Bl ick auf 
nationale Prägungen der Wis­
sensproduktion und ihre trans­
nationale Ausdehnung im ersten 
Teil in zwei Richtungen: Der 
zweite Teil thematisiert im 
spannungsvollen Gegenzug 
einen gleichzeitig beobachtba­
ren Regress zu nationalen oder 
lokalen Wissenschaftskulturen, 
der dritte schließlich folgt den 
Spuren diverser Netzwerkbil­
dungen im internationalen Maß­
stab. Die fast gleichgewichtigen 
Themenblöcke werden jeweils 
durch Einleitungen der drei 
Herausgeber zusammengehal­
ten, so dass die 15 Einzelbeiträ­
ge nicht nur übersichtlich arran­
giert, sondern auch konzeptio­
nell miteinander verknüpft sind. 

Die erste Sektion des Ban­
des (National Traditions and the 
Emergence of Transnational 
Forms of Knowledge) wird von 
der Beobachtung zusammen­
gehalten, dass den seit dem aus­
gehenden 19. Jh. dezidiert na­
tionalen Wissenschaftstraditio­
nen schon im Vorfeld des Ersten 
Weltkrieges transnationale Wis­
sensbestände und Wissen­
schaftspraktiken zur Seite traten. 

Die Gemengelage von nationa­
len und transnationalen Wissen­
schaftsstrukturen und -konzep-
tionen wird dann im Rahmen 
von zeitlich und thematisch 
eingegrenzten Fallstudien aus 
unterschiedlichen Disziplinen-
und Länderperspektiven ermit­
telt. 

Peter Wagner fragt nach den 
nationalen Traditionen der So­
ziologie und Sozialwissenschaf­
ten allgemein. In den nationalen 
Wissenschafts- und Wissens­
formen spiegeln sich demnach 
zum einen die jeweiligen sozio-
politischen Ordnungen (vor 
allem) der Stand der Staats- und 
Nationsbildung), in die die Wis­
sensproduktion jeweils einge­
bettet ist. Zum anderen prägen 
sich - nicht zuletzt im Rahmen 
einer spezifischen Nationalspra­
che vermittelte - kognitive Tra­
ditionen der Forscher nationale 
Wissenschaftscharakteristika 
mit aus. Bis hierhin beschreibt 
Wagner Wissenschaftsfelder 
national, um dieser Diagnose 
allerdings anschließend die rela­
tivierende Beobachtung zutiefst 
heterogener Feldstrukturen etwa 
in Gestalt unterschiedlicher bin­
nennationaler Subsdisziplinen 
gegenüberzustellen. Jonathan 
Harwood dekonstruiert an­
schließend den Gemeinplatz von 
der gegenüber den Geistes- und 
Sozialwissenschaften per se 
stärkeren internationalen Aus­
richtung der Naturwissenschaf­
ten am Beispiel der Genetischen 
Forschung in Deutschland und 
den U S A zwischen den Welt-
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kriegen. Nationale Prägung und 
transnationale Ausrichtung der 
Naturwissenschaften werden 
hier eher in einem Verlaufsmo­
dell untergebracht und es wird 
von daher für eine stärkere H i ­
storisierung entsprechend ver­
gleichender Untersuchungen 
plädiert. Jean Dhombres beob­
achtet Prozesse der Internationa­
lisierung bis in die frühen 
1920er Jahre stärker von einer 
strukturellen Warte aus und 
erachtet Internationalisierung 
auf dem Disziplinenfeld der 
Mathematik als Ergebnis ent­
sprechender Netzwerkaktivitä­
ten einzelner Wissenschaftler, 
die keinesfalls zwingend mit 
wissenschaftlichem Erkenntnis­
fortschritt, sondern häufig eher 
mit einer reinen Addition (jux­
taposition) bislang national se­
parierter Disziplinenzugänge 
zusammenfiel. Peter Schöttler 
vergleicht deutsche und franzö­
sische Historikernetzwerke in 
der ersten Hälfte des 20. Jhs. 
und arbeitet implizite Transfers 
und Abstoßungen zwischen 
französischen und deutschen 
Historikern in der formativen 
Phase der französischen Annales 
heraus. Die Netzwerkanalyse 
weist Schöttler als gewinnbrin­
genden mikrohistorischen Zu­
griff aus, der im konkreten Fall 
die Zwischenkriegszeit als Pha­
se epistemologischer Übergänge 
charakterisierbar macht. Anne 
Marie Moulin illustriert mit 
ihrer Fallstudie zum 1888 ge­
gründeten Pariser Institut Pa­
steur, wie sich internationale 

Forschernetzwerke in einem 
komplexen Prozess von Koope­
ration, Konkurrenz und Hierar­
chiebildung institutionalisierten. 
Dies wird als kognitiver Vorteil 
ausgewiesen, weil die Interna­
tionalisierung wesentlich dazu 
beitrug, die koloniale Prägung 
der französischen Forschung 
aufzubrechen. Zuletzt erörtert 
Eckhardt Fuchs am Beispiel 
belgischer und britischer Projek­
te zur Etablierung internationa­
ler Bibliographien einen ganz 
spezifischen strukturellen und 
praktischen Modus der interna­
tionalen Standardisierung von 
Wissenschaft in der Zeit vor 
dem Ersten Weltkrieg. Dem 
Wissenstransfer sollte auf die­
sem Wege eine effiziente Infra­
struktur für den Informations­
austausch verfügbar gemacht 
werden. Freilich organisierten 
sich die Wissenschaftsinterna-
tionalisierer durchaus in konkur­
rierenden Netzwerken und wa­
ren in ihren Aktivitäten so stark 
von den politischen und kultu­
rellen Rahmenbedingungen 
ihrer Zeit geprägt, dass man 
vom Internationalisierungsziel 
wiederholt im Zuge nationaler 
Exklusionen (vor allem 
Deutschlands) abkam. 

Damit illustrieren die Bei­
träge der umfangreichsten ersten 
Sektion, wie zumindest in den 
hauptsächlich berücksichtigten 
Ländern Deutschland, Frank­
reich und U S A starke Institutio­
nengehäuse der Wissenschaft 
nationale Stile aufzuprägen 
vermochten, während sie paral-
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lel dazu transnational aufgelok-
kert wurden: Erstens internatio­
nalisierten sich die Strukturen 
der Wissenschaftspraxis - im 
Rahmen von Migrations- und 
Austauscherfahrungen einzelner 
Wissenschaftler, von internatio­
nalen Kongressen, Wissen­
schaftsorganisationen und Pu­
blikationsunternehmen. Zwei­
tens wurde Internationalität be­
reits seit Ende des 19. Jhs. zu 
einem Argument im zeitgenös­
sischen wissenschaftlichen Dis­
kurs selbst, indem sie zugleich 
für die Erkenntnismöglichkeiten 
moderner Wissenschaft stand, 
die keine nationalen Einhegun­
gen kennen dürfe. In dieser 
Spielart erwies sich die Interna­
tionalität der Wissenschaft drit­
tens zugleich als politisches 
Schlagwort, da sie sich pro­
grammatisch gegen die Nationa­
lisierungstendenzen der Zeit 
wandte. 

In der zweiten Sektion (In­
tellectual Transfer and Cultural 
Resistance), die nach Spuren 
verweigerter Internationalisie­
rung fragt, legt Christophe 
Charle einleitend einen kritisch 
reflektierten Transferbegriff 
zugrunde, in dem brennglasartig 
die Kriterien für eine internatio­
nal vergleichende Analyse von 
Wissenschaftstransfers einge­
fangen werden. Das in der Sek­
tion veranschlagte Kriterienra­
ster berücksichtigt zunächst 
allgemein Zivilisations- und 
Kulturunterschiede zwischen 
der „Ausgangs"- und der „Emp-
fänger"-community, fragt -

ganz auf dem Stand der aktuel­
len Kulturtransferforschung -
nach der Rolle der Mittler. Vor 
allem betont es die Bedeutung 
intervenierender Faktoren, die 
sich ganz handfest aus Sprach­
barrieren oder, analytisch 
schwerer zu fassen, aus einer 
tatsächlichen oder vermeintli­
chen Bedrohung identitärer 
Grundelemente einer Wissen­
schaftskultur ergeben können 
und den Transfer dann modifi­
zieren oder ausbremsen. 

Zuerst zeichnet Michael 
Werner Netzwerkbildungen 
unter französischen Philologen 
im 19. Jh. nach und rückt mit 
dem Begründer der romanisti­
schen Philologie, Gaston Paris, 
und dem Begründer der verglei­
chenden Grammatik, Michel 
Bréal, die Mittlerfiguren im 
Wissenschaftstransfer in den 
Mittelpunkt. Peter Drewek un­
tersucht einlässlich die Rezepti­
on amerikanischer Bildungs­
konzepte im deutschen For­
scherdiskurs zwischen 1860 und 
1930 und bescheinigt dabei den 
deutschen Zeitgenossen eine 
spezifische Verspätung und 
argumentative Trägheit, die erst 
nach dem Ersten Weltkrieg ab­
gebaut wurde. Die Wahrneh­
mungsdisposition (hier) der 
(deutschen) Rezipienten beim 
Blick auf potentielle Transfer­
objekte wird als zentrale Ursa­
che für Tempo und Reichweite 
des Austauschs benannt. Die 
beiden folgenden Beiträge deh­
nen den Horizont der Transfer­
perspektive über Zivilisations-
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und Kulturgrenzen hinaus, in­
dem sie nun nach Wissen­
schaftstransfers zwischen China 
und der westlichen Welt fragen. 
Yongling Lu und Ruth Hayhoe 
argumentieren am Beispiel der 
Curricula zweier chinesischer 
(Sprach)Lehrinstitute, dass zwi­
schen 1860 und der Chinesi­
schen Revolution 1911 europäi­
sche Wissensbestände verstärkt 
auf dem Weg von Übersetzun­
gen ins Chinesische nicht nur 
Eingang in das dortige Wissen­
schaftssystem fanden, sondern 
zügig westliche Wissensbestän­
de nach China schleusten. Bar­
bara Schulte demonstriert an­
hand der sprachphilosophischen 
und interdisziplinär ausgerichte­
ten chinesischen Subdisziplin 
der „Kulturlinguistik", wie Dis­
kurse über den Wissenschafts­
transfer mit Europa auch zur 
Identitätsbildung und Kohärenz 
der chinesischen Forscher bei­
tragen konnten. Indem Wissen­
schaftsinternationalisierung hier 
als Diskursthema verstanden 
wird und seine zeitgenössische 
Erörterung als Instrument der 
Selbst- und Fremdbildprägung, 
erhält der Beitrag über seinen 
eigenen Gegenstand hinaus auch 
Bedeutung für entsprechende 
Austauschprozesse innerhalb 
des „Westens". 

In der letzten Sektion (Net­
work Formation and Mobility 
Patterns in an Emerging World 
Society) fokussiert Jürgen 
Schriewer einleitend noch ein­
mal konkrete Netzwerkkonstel­
lationen wie die mobilen Stu­

denten und Akademiker, die 
zugleich weit über den wissen­
schaftlichen Einzugsbereich 
hinaus zu Exponenten des sozia­
len, kulturellen und ökonomi­
schen Transfers in einer global 
vernetzten Welt (world-level 
interconnection) wurden. 

Rudolf Stichwehs Beitrag 
zur Geschichte weltweiter stu­
dentischer Mobilität zwischen 
Universitäten vom späten Mi t ­
telalter bis ins 20. Jh. eröffnet 
eine Langzeitperspektive, aus 
der die Universitäten von jeher 
ihre Studenten zwar auf lokale 
oder nationale Wissenschafts­
kulturen verpflichteten, ihnen 
zugleich aber einen fast schran­
kenlosen Kosmopolitismus er­
öffneten, der selbst in Hochpha­
sen nationalisierender Abschot­
tung nie ganz verschwand. Vic­
tor Karady untersucht datenge­
sättigt die studentische Mobilität 
an westlichen Universitäten 
zwischen 1880 und 1939 und 
macht plausibel, dass eine histo­
rische Bewertung des Prozesses 
angesichts der heterogenen M o ­
tivations- und Interessenlagen 
der Studenten wie der Universi­
täten als Vertreter der Bildungs­
systeme nur schwer zu leisten 
ist. Christophe Charle ver­
gleicht intellektuelle Netzwerke 
am Beispiel von internationalen 
Wissenschaftlerkontakten an der 
Sorbonne in Paris und an der 
Philosophischen Fakultät der 
Universität Berlin zwischen 
1890 und 1930. Die Internatio-
nalisierungsimpulse verdankten 
sich demnach auf beiden Seiten 
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nicht unwesentlich einem direk­
ten Wettbewerb, bevor gegen 
Ende des Betrachtungszeitraums 
Europa aus politischen Gründen 
so stark an Attraktivität verlor, 
dass die Verlagerung der inter­
nationalen Kontaktorte über den 
Atlantik nach den U S A begann. 
Einer Gegenbewegung zum 
Internationalisierungstrend trägt 
Jean-Christophe Bourquin Rech­
nung, indem er in den französi­
schen Missions Littéraires zwi­
schen 1842 und 1914 den Nie­
derschlag ungebrochener staat­
nationaler Beeinflussungen der 
Wissenschaft erkennt. Zuletzt 
bilanziert Jürgen Schriewer die 
bis in unsere Tage anhaltende 
Gleichzeitigkeit von internatio­
nalen und nationalen oder loka­
len Wissenschaftskulturen und 
stellt die Parameter und ersten 
Ergebnisse eines entsprechen­
den transkulturellen D F G -
Projekts vor, in dem verschie­
dene Varianten und Valenzen 
von Wissenschaftsinternationa­
lismen einschließlich der Netz­
werke als ihrer Träger weltweit 
miteinander verglichen werden. 

Insgesamt unterbreiten die 
Herausgeber und Beiträger ein 
überaus reiches Argumentati­
onsangebot. Die analytische 
Reichhaltigkeit bleibt allerdings 
weitgehend auf die Einzelbei­
träge versprengt. Eine abschlie­
ßend Bemerkung zu den - in 
den Beiträgen unterschiedlich 
theoretisch reflektierten 
„Netzwerken" wäre hilfreich 
gewesen, um deren wissen­
schaftshistorische und -soziolo­

gische Signifikanz je nach Dis­
ziplin, historischer Epoche und 
gesellschaftlicher, politischer 
und kultureller Einbettung mit 
ihren multiplen Konfigurati­
onsmustern, Kohäsionen und 
Brüchigkeiten, (in)formellen 
Funktionen und Wissensressour­
cen noch einmal systematisch zu 
beschreiben. 

Dessen ungeachtet gibt der 
Band zentrale Impulse für eine 
Wissenschaftsgeschichte als Ge­
schichte (inter)nationaler Netz­
werke. Als Orientierungsmarke 
kann die Leitthese wirken, dass 
das vielfach thematisierte Span­
nungsverhältnis von nationalen 
und transnationalen Trends der 
Wissenschaftskulturen und -prak-
tiken nicht in einer Art ,Whig-
History' der am Ende „globalen" 
Wissenschaft aufzulösen ist. 
Entsprechend wird immer wieder 
gezeigt, dass gerade kein Weg 
zwingend von den nationalen 
Eigentraditionen hin zu einem 
unaufhaltsamen transnationalen 
Universalismus führt oder führen 
müsste. Aus wissenschaftsge­
schichtlicher Sicht und vor dem 
Hintergrund der facettenreichen 
Einzelstudien des Bandes scheint 
an dieser Stelle ein Desiderat auf: 
es sind historische Studien dring­
lich, die sich in einem abgesteck­
ten Feld an ein Gesamtpanorama 
wagen. Empirisch geerdet z. B. 
in einer vergleichenden Untersu­
chungsanordnung wären die Ge­
genläufigkeiten von nationaler 
Eigentradition, Transferprozes­
sen und Transferblockaden kon-
zise (statt mit wechselnden Ver-
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gleichsfällen) darzustellen. Auch 
wären - stärker, als dies im 
Transfermodell von Charle be­
rücksichtigt scheint - die Trans­
fertaktiken und strukturellen und 
kognitiven Synkretismen zu be­
schreiben, die am Ende der un­
terschiedlichen Transferprozesse 
z. B. in den europäischen Wis-
senschaftssystemen schon in der 
ersten Hälfte des 20. Jhs. stehen. 
Zweifellos braucht es, um mit 
geschliffenen Analyseinstrumen­
ten dorthin zu kommen, trans-
disziplinär ausgewiesene Sam­
melbände wie diesen. 

1 Die wichtigste Literatur nennt 
der Sammelband. 

2 V g l . hier nur als Beispiel B . 
Lorentz, Die Commerzbank und 
die .Arisierung' im ,Altreich ' . 
Ein Vergleich der Netzwerk­
strukturen und Handlungsspiel­
räume von Großbanken in der 
NS-Zeit , in: V f Z 50(2002), S. 
237-268. 

Heike Rausch 

Florence Baillet: L'utopie en 
jeu. Critiques de l'utopie dans 
le théâtre allemand contempo­
rain. Paris: CNRS Éditions 
2003, 262 S. 

Die starke Politisierung, welche 
die deutsche literarische Debatte 
nach 1990 gekennzeichnet hat, 
scheint jetzt ein Ende zu neh­
men und einer nüchterneren 
Betrachtung beider Literaturen 
Platz zu machen. Eine solche 
analytische Betrachtung der ost-
und westdeutschen literarischen 

Entwicklung vor der Wende 
unternimmt Florence Baillet 
anhand der Kategorie Utopie. 

Baillet geht von der Feststel­
lung aus, dass „Ende der Utopi­
en", Pessimismus und Neigung 
zur Katastrophe zu vorherr­
schenden Kategorien in der 
westdeutschen Zeitschrift Thea­
ter heute würden. Eine ähnliche 
Entwicklung macht auch die 
Autorin sichtbar, was das Thea­
ter der D D R anbelangt: In Thea­
ter der Zeit würden Leiden, 
Wehmut und Hoffnungslosig­
keit zu den Hauptcharakteristika 
dramatischer Texte. Sie setzt 
sich daher zum Ziel , diesem ab 
den 60er Jahren in der ost- und 
westdeutschen Theaterszene 
herrschenden Diskurs über Uto­
pie nachzugehen. Als Quelle 
benutzt die Autorin nicht nur die 
bedeutendsten Zeitschriften der 
beiden Länder Theater heute 
und Theater der Zeit, die als 
Vermittlungsinstanzen zwischen 
der Welt des Theaters einerseits 
und der politischen Macht, der 
Gesellschaft und dem Publikum 
anderseits gelten. Zu diesen 
beiden Quellen kommen Texte 
von Heiner Müller und Thomas 
Brasch (DDR), Botho Strauss 
und Franz Xaver Kroetz (BRD), 
die im Hinblick auf ihre Utopie­
kritik analysiert werden. 

Schon in der Einleitung 
stellt die Autorin eine verschie­
dene Stellung der Utopie in der 
B R D und in der D D R fest. Im 
Gegensatz zur B R D wirkte die 
Utopie grundlegend für die 1949 
gegründete D D R . Die D D R 
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stellte sich nämlich offiziell als 
verwirklichte Utopie dar. Utopie 
wurde hier, als Wirklichkeit 
transzendierende Projektion, 
einzig in Bezug auf die Vergan­
genheit gebraucht und aus dem 
offiziellen Vokabular verbannt. 
In der orthodox marxistischen 
Theorie galten jene Vorstellun­
gen der gesellschaftlichen Ideale 
und zukünftigen vollkommenen 
Gesellschaftszustände als uto­
pisch, die nicht aus den objekti­
ven gesellschaftlichen Bedin­
gungen und Gesetzmäßigkeiten 
abgeleitet sind, sondern von 
abstrakten Prinzipien der Ge­
rechtigkeit, Gleichheit, Humani­
tät usw. ausgehen. Die Entste­
hung des Sozialismus bzw. des 
Kommunismus, die auf der 
Kenntnis der objektiven gesell­
schaftlichen und geschichtlichen 
Gesetzmäßigkeiten beruht, geht 
demzufolge mit der Überwin­
dung utopischer Bewusstseins-
formen einher. Letztere wurden 
in die Frühzeiten des Sozialis­
mus verbannt und galten im 
Zeitalter des „real existierenden 
Sozialismus" als „unzeitge­
mäß". Erst in den siebziger Jah­
ren wurde der Begriff Utopie in 
der Literaturkritik der D D R 
wieder verwendet angesichts der 
wachsenden Diskrepanz zwi­
schen dem Sozialismus als Vor­
stellung und den real existieren­
den gesellschaftlichen Verhält­
nissen. 

In der B R D stellte sich die 
Frage der Utopie anders dar, 
insofern die Utopie dort immer 
in der Krise gesteckt hat (S. 16). 

Im Westen gibt es nach dem 
Zweiten Weltkrieg keine große 
Erzählung („grande utopie glo­
bale"), die allen (Opposition 
und Regierung) als allgemeiner 
Bezugsrahmen gedient hätte. 
Nach Auschwitz schien es 
schwer, sich eine utopische Zu­
kunft der Menschheit vorzustel­
len. Die Utopie zerfiel in Rui­
nen, und die Welt schien unver­
ständlich, ohne jeglichen ratio­
nalen Endzweck. Dazu kommt 
die Tatsache, dass im Westen 
der Begriff Utopie eher im Zu­
sammenhang mit Totalitarismus 
gedacht wurde. 

Nach dieser Einführung 
kommt der erste Hauptteil, der 
sich der Auseinandersetzung mit 
der Utopie im DDR-Theater 
widmet. Vor dem Hintergrund 
der allgemeinen kulturpoliti­
schen Entwicklung werden zu­
nächst die verschiedenen Uto­
piebegriffe veranschaulicht, die 
in der Zeitschrift Theater der 
Zeit in historischer Abfolge 
verwendet wurden. A l s Organ 
der DDR-Kulturpoli t ik wurde 
diese Zeitschrift zum Sprach­
rohr eines affirmativen Diskur­
ses, der die D D R als verwirk­
lichte Utopie darstellte und The­
aterstücke danach beurteilte, ob 
sie diesem Grundsatz entspra­
chen oder nicht. Hier ist „Uto­
pie" einfach die sozialistische 
Wirklichkeit. In der Ära Hone­
cker verliert die Utopie diesen 
ideologisch-affirmativen Cha­
rakter und wird zur (marginali-
sierten) negativen Utopie (Dy­
stopie). Diese negative Utopie 
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hatte eine gesellschaftskritische 
Funktion für die Autoren, daher 
die skeptische Haltung der Re­
daktion der Zeitschrift. In einer 
dritten Phase verliert sogar diese 
kritische Utopie an Bedeutung 
für die Autoren. Die allgemeine 
Utopie zerfiel in Utopien, die 
jedes große gesellschaftliche 
Projekt ablehnen. Die Utopie 
des Ich schließt diese Entwick­
lung. Die Subjektivität wurde 
zum letzten Ort der Möglichkeit 
der Realisierung der Utopie. 
Al le diese Entwicklungen, die 
der offiziellen These widerspra­
chen, wurden von Theater der 
Zeit eher skeptisch registriert. 
A m Beispiel von Heiner Müllers 
„Hamletmaschine" wird veran­
schaulicht, wie die negative 
Utopie funktioniert. Fehlent­
wicklungen, gesellschaftliche 
Missstände und andere Kata­
strophen stehen im Vordergrund 
und gelten als Versuch, eine 
Utopie zu retten, die nicht näher 
präzisiert wird. In Thomas 
Braschs „Mercedes" wird die 
Zersetzung der Utopie festge­
stellt. Der Abschied von Raum-
Zeit-Koordinaten, der Verzicht 
auf eine rekonstruierbare Hand­
lung sowie die diffuse Gestalt 
der Protagonisten weisen auf 
problematische Existenzen ohne 
festen Bezugspunkt hin. 

Der zweite Hauptteil ist dem 
Theater im Westen gewidmet. 
Dort hat das Theater keinen 
Gegner in Form einer zu Ideo­
logie verkommenen Utopie. Die 
Utopie bezieht sich hier weniger 
auf ein existierendes gesell­

schaftliches Projekt als auf das 
Theater selbst und seine Mög­
lichkeiten. In den 60er Jahren 
herrscht eine enthusiastische 
Debatte in Theater heute über 
die politische (kritische) Funkti­
on des Theaters. Die sozialen 
Bewegungen der 60er Jahre 
stellten in diesem Zusammen­
hang den Höhepunkt des politi­
schen Theaters in der B R D aber 
auch zugleich den Beginn der 
Krise dar. Nach diesen sozialen 
Bewegungen verwandelt sich 
die Begeisterung für ein politi­
sches utopisches in ein Theater 
der Intimität (S. 145). A b den 
70er Jahren bildet die „Ver­
schwindung der Utopien" den 
herrschenden Diskurs in Theater 
heute. Der Rückzug des Thea­
ters in die private Sphäre wird 
als Flucht gegenüber den eigent­
lichen Aufgaben des Theaters 
und als Rückgang interpretiert. 
Die Vergangenheit (die 60er 
Jahre) wird idealisiert. A m Bei­
spiel von Boto Strauss' „Groß 
und K l e i n " und Franz Xaver 
Kroetz' „Nicht Fisch nicht 
Fleisch" wird dann demon­
striert, wie Autoren jede Ord­
nung zersetzen und jede Utopie 
als allgemeine Sinnleistung 
ablehnen. 

Mi t diesem Buch gelingt der 
Autorin, die Kategorie der Uto­
pie für beide literarische Szenen 
der D D R und der B R D frucht­
bar zu machen und sinnvoll für 
die literarischer Texte einzuset­
zen. Problematisch bleibt jedoch 
die Übernahme des schemati­
schen Generationenmodells, um 



318 Buchbesprechungen 

DDR-Autoren zu klassifizieren. 
Noch problematischer scheint 
mir die Verwendung des Be­
griffs Utopie. Der Leser wird 
nach einer ausführlichen Erörte­
rung der für die Untersuchung 
doch zentralen Kategorie der 
Utopie vergeblich suchen. Und 
man wird den Eindruck nicht 
los, dass dieser Begriff an man­
chen Stellen willkürlich einge­
setzt wird. 

Hyacinthe Ondoa 

Laurent Mucchielli: Mythes et 
histoire des sciences humaines, 
Paris: Éditions La Découverte 
2004, 344 S. 

Laurent Mucchielli hat sich in 
Frankreich als Historiker der 
Geistes- und Sozialwissenschaf­
ten einen Namen gemacht: seine 
seit 1994 erschienenen Bücher 
betreffen die Geburt der Sozio­
logie in Frankreich zwischen 
1870 und 1914 (La découverte 
du social, 1998), die Soziologie 
Spencers (Le cas Spencer, mit 
D. Becquemont, 1998), die Ge­
schichte der französischen K r i ­
minologie (Histoire de la crimi­
nologie française, Hrsg., 1994). 
Im vorliegenden Band hat er 
mehrere seiner in den letzten 
Jahren erschienenen Beiträge 
und Artikel versammelt, denen 
das Ankämpfen gegen einige 
hartnäckige Mythen in der Ge­
schichte der Geistes- und Sozi­
alwissenschaften gemeinsam ist. 
In der Einleitung erklärt der 
Verfasser, dass es ihm darum 

gehe, indem er diese Mythen 
abbaut, auch das selektive Ge­
dächtnis gewisser Disziplinen 
(mémoires disciplinaires), in 
diesem Fall der Soziologie, der 
Geschichte und der Sozialpsy­
chologie, zu hinterfragen und 
die gegenwärtigen Gründe für 
eine bestimmte (mythische) 
Rekonstruktion der Vergangen­
heit aufzudecken. So gehöre 
zum Beispiel zu den üblichen 
Darstellungen der Soziologie 
die Vorstellung ihrer Entstehung 
aus zwei Hauptströmungen, 
einer deutschen und einer fran­
zösischen, einer durch Emile 
Dürkheim und einer durch Max 
Weber vertretenen, einer durch 
das „Erklären" und einer durch 
das „Verstehen" gekennzeichne­
ten. Solche vereinfachenden 
Darstellungen vergleichen nach 
Muchielli theoretische Texte, 
um Unterschiede herauszuarbei­
ten, untersuchen aber nie die 
empirische Arbeitsweise der 
beiden Soziologen, die ganz im 
Gegenteil interessante Gemein­
samkeiten offenbaren würde. 
Dies gehe Hand in Hand mit 
einer gewissen Sakralisierung 
von „höheren Geistern", die 
gewiss ein interessantes Licht 
auf die individuellen Strategien 
heutiger Akademiker werfe, 
intellektuell und pädagogisch 
aber höchst unfruchtbar sei. 
Muchielli w i l l die Existenz sol­
cher Gründerfiguren als Träger 
großer Innovationen überhaupt 
in Frage stellen. Entdeckungen 
selbst seien im Grunde eine 
mythische Vorstellung. 



Buchbesprechungen 319 

Vielmehr geht es Muchielli 
darum, die psychologischen und 
soziologischen Bedingungen zu 
beleuchten, die eine Person dazu 
bringen und befähigen, meist 
nach einer Phase der „Suche" 
mit depressiven Konnotationen, 
sich selbst als Gründer zu ver­
stehen, sich den anderen gegen­
über als solcher hinzustellen, 
indem eine gewisse Phase der 
persönlichen und intellektuellen 
Entwicklung als „Entdeckung" 
inszeniert wird. Es geht dem­
nach nicht darum, Individuen in 
einen Kontext aufzulösen, son­
dern die biographischen und 
sozialen Bedingungen des Er­
folgs zu untersuchen. Das Er­
gebnis wäre eine authentische 
Geschichte der Geistes- und 
Sozialwissenschaften. Das L o ­
sungswort heißt also Kontextua-
lisierung. Wenn dies auch kein 
neues Programm ist, so greift 
Mucchielli doch mit energischer 
Kampflust bestimmte harte 
Kerne an, die diesem Prozess, 
wie er es zeigt, noch nicht oder 
nur ungenügend unterzogen 
worden sind. 

Einer seiner Angriffspunkte 
ist wie bereits erwähnt die Tren­
nung zwischen deutscher und 
französischer Soziologie. So 
zeigt ein Text über die Bezie­
hung der französischen Soziolo­
gen zu Deutschland zwischen 
1870 und 1940, dass diese kei­
neswegs seit dem Ende des 19. 
Jhs. mit Deutschland gebrochen 
hatten und dass Weber und 
Simmel zum Beispiel in Frank­
reich schon früh gelesen worden 

sind. Ein zweiter Angriffspunkt 
ist die lange Reihe der „Wieder­
entdeckungen" des französi­
schen Soziologen Gabriel Tarde 
oder „Tardomanie", die nach 
Muchiell i vor ungefähr dreißig 
Jahren begonnen hat. „Wieder­
entdeckung" sei in Wirklichkeit 
eine polemische Rhetorik, die 
im Dienste eines normativen 
Eingreifens in ein bestimmtes 
intellektuelles und wissenschaft­
liches Feld stehe. Im Falle Tar­
des geht es, wie Muchielli es 
zeigt, vor allem um die erneute 
Verteidigung eines individuali­
stischen Paradigmas in den So­
zialwissenschaften oder um das 
Heraufbeschwören einer Sozio­
logie der Zukunft, denn Tarde 
habe nicht die Gesellschaft „ge­
dacht", sondern bereits Netz­
werke. Gegen solche Projizie­
rungen ruft Muchielli nach einer 
objektiven Untersuchung der 
Soziologie Tardes in ihrem zeit­
lichen Kontext. Seine Studie 
belässt es allerdings bei dem 
Aufdecken der „Manipulatio­
nen" und liefert selbst noch 
nicht die objektive Analyse, 
nach der er verlangt. 

In weiteren Untersuchungen 
geht es um die Ursprünge der 
Nouvelle Histoire, die von der 
Gründung der Annales 1929 auf 
die Zeit zwischen 1885-1914 
zurückgeschoben werden müs­
se, um die Beziehungen von 
Emile Dürkheim zu der Rassen­
anthropologie, in der sich Ele­
mente aus dem sozio-politischen 
Bereich (der Antisemitismus 
und die Dreyfus-Affäre) mit 
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solchen der wissenschaftlichen 
Konkurrenz vermengen. Noch 
präziser wird Dürkheims „Er­
leuchtung" von 1895 untersucht, 
um die Entwicklungsdynamik 
seiner Soziologie in ein neues 
Licht zu stellen und sie unmit­
telbar auf die Persönlichkeit des 
Forschers, der stark für seine 
eigene innere Befreiung von der 
Religion kämpfen musste, zu 
beziehen. Ein existenzielles 
Problem wurde hier nach Mu­
chielli in ein Forschungsprojekt 
sublimiert. 

Zentral für die Geschichte 
der französischen Sozialwissen­
schaften war natürlich auch 
Dürkheims Auseinandersetzung 
mit der Psychologie. Zuerst 
interessiert Muchielli die Ent­
stehung der akademischen Psy­
chologie als universitäres Fach 
und die ganz wesentliche Rolle 
von Théodule Ribot in diesem 
Prozess. Dann untersucht er die 
Beziehungen von Psychologie 
und Soziologie zwischen 1890 
und 1940 in einer langen Folge 
von Gegenreaktionen. So ist die 
Soziologie zuerst eine Reaktion 
gegen die Psychophysiologie 
des Endes des 19. Jhs. gewesen, 
hat dann selbst die Psychologie 
beeinflusst. 

Interessant ist hierbei die 
wichtige Rolle, die Muchielli 
der Figur von Maurice Halb­
wachs beimisst, die seiner M e i ­
nung nach ein Beweis dafür ist, 
dass in Frankreich Soziologie 
und Psychologie vor dem Krieg 
zu einer Versöhnung strebten. 
Die meisten der Texte in diesem 

Band kreisen um die Figur von 
Emile Dürkheim, und man 
spürt, wie wichtig die Ausein­
andersetzung mit dessen Sozio­
logie und ihrem Umfeld für das 
Herausbilden von Muchiellis 
eigener Forschungsperspektive, 
u. a. zu den heutigen banlieues, 
gewesen ist. Die Tatsache, dass 
diese „Vaterfigur" allerdings ge­
nauso wenig „geschont" wird 
wie andere große Figuren der 
französischen Sozialwissen­
schaften, ist ein Zeichen der 
hohen Ansprüche, die der Band 
einer Geschichte derselben 
stellt. 

Céline Trautmann-Waller 

Carsten Goehrke: Russischer 
Alltag. Eine Geschichte in 
neun Zeitbildern vom Früh­
mittelalter bis zur Gegenwart, 
Bd. 2: Auf dem Weg in die 
Moderne, Zürich: Chronos-
Verlag, 2003, 547 S. 

Es ist ein gewaltiges, geradezu 
spektakuläres Projekt, das Car­
sten Goehrke sich vorgenom­
men hat: Basierend auf Vorle­
sungszyklen hat er ein dreibän­
diges Werk verfasst, in dem er 
die russische Alltagsgeschichte 
vom Frühmittelalter bis in die 
Gegenwart präsentiert. Die 
Kombination eines so langen 
Zeitraums mit einem so aus­
ufernden Thema wie der A l l ­
tagsgeschichte ist für einen ein­
zelnen Autor eigentlich nicht zu 
bewältigen. Goehrke hat sich 
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folgerichtig und nachvollziehbar 
dafür entschieden, Schlaglichter 
auf die Geschichte zu werfen 
und einzelne „Zeitbilder" he­
rauszugreifen. Der erste Band, 
„Die Vormoderne", behandelte 
das 9. Jh., die späte Phase des 
Kiever Reiches sowie das 
15. Jh.. Der zweite Band greift 
die Zeitbilder der katharinäi-
schen Herrschaft und das späte 
Kaiserreich heraus, während der 
dritte Band sich auf das erste 
Jahrzehnt der Herrschaft Stalins, 
die Jahre zwischen Chrushchov 
und Gorbachov sowie die Trans­
formationen nach dem Ende der 
Sowjetunion konzentriert. Eine 
kluge Wahl, die Konzentration 
ermöglicht; einführende Kapitel 
über die Entwicklungen der 
jeweiligen Epochen betten die 
„Zeitbilder" in politische, wirt­
schaftliche und soziale Entwick­
lungslinien ein. 

Goehrke spricht nicht unbe­
dingt nur ein rein wissenschaft­
liches Publikum an, sondern 
wendet sich mit seiner ange­
nehm unprätentiösen Sprache, 
den vielen Abbildungen sowie 
der Zusammenstellung illustrie­
render Quellen an den, wie es so 
schön heißt, „interessierten L a i ­
en". Sehr nützlich ist hier auch 
das Glossar am Ende des Bu­
ches. Diese Vorzüge des Buches 
machen es auch zu einer geeig­
neten Einführungs- und Hinter­
grundlektüre für Studenten. 

Inhaltlich liegt der Schwer­
punkt stark auf der Beschrei­
bung von - relativ konkreten -
Lebenswelten; Goehrke versteht 

das Konzept der Alltagsge­
schichte sehr weit. Doch ist es 
das „einfache Leben", das die 
größte Aufmerksamkeit auf sich 
zieht, integriert in die Beschrei­
bung politischer und ökonomi­
scher Strukturen. Eindeutig ist 
hier eine große kompilatorische 
Leistung vorgelegt worden. 
Insbesondere ist auch zu begrü­
ßen, dass die Geschichte Russ­
lands einem breiten Publikum 
nicht mehr ausschließlich als 
Geschichte großer Männer und 
Frauen präsentiert wird, sondern 
dass die Geschichte des Alltags 
und vor allem die Lebenswelten 
von Bauern, Städtern und - in 
deutlich geringerem Maße - des 
Adels in den Blickpunkt gerückt 
werden. 

Ausgesprochen traditionell 
allerdings ist die von Goehrke 
gezeichnete Grundlinie. Bereits 
der Titel des zweiten Bandes, 
„Auf dem Weg in die Moder­
ne", macht deutlich, wie er Ge­
schichte versteht: als einen l i ­
nearen Weg, eine vorbestimmte 
und notwendige Entwicklung 
hin zu einer modernen Gesell­
schaft. Gerade die Alltagsge­
schichte, die Goehrke doch 
selbst auch an die Tradition der 
Mentalitätsgeschichte knüpft, 
brächte die Chance mit sich, der 
Vergangenheit nicht stets nur 
moderne Wertmaßstäbe anzule­
gen, sondern vielmehr das Le­
ben und Denken von Menschen 
aus sich heraus zu verstehen. 
Die Frühneuzeitforschung hat 
dies sowohl für Westeuropa als 
auch für Russland wieder und 
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wieder in beeindruckender Wei­
se gezeigt. Für Goehrke aber ist 
Geschichte in erster Linie Ent­
wicklung, normativ verstanden 
als Fortschritt. Seine Sprache 
zeigt dies ebenso wie seine ex­
pliziten Wertungen. Die Erzäh­
lung ist bestimmt von Zuord­
nungen wie „noch immer", „le­
diglich" oder „sogar". Aus der 
Sicht des modernen Intellektuel­
len staunt er über Fremdes in 
der Vergangenheit und erklärt es 
sich mit seinen eigenen Begrif­
fen und Modellen, statt nach der 
Bedeutung und den Funktionen 
der Merkwürdigkeiten in den 
historischen Mentalitäten und 
Gesellschaften zu fragen. In 
Verbindung mit einem linearen 
Geschichtsbild ergibt dies dann 
ausgesprochen klassische Be­
wertungen wie die vom Wider­
spruch zwischen der „aufgeklär­
ten Pose" Katharinas II. und der 
durch sie gestützten Stärkung 
der Leibeigenschaft. Nun gilt, 
um einmal bei diesem sehr ein­
fachen Beispiel zu bleiben, die 
Aufklärung in der Forschung 
längst nicht mehr so eindeutig 
und ausschließlich als ein histo­
risches Phänomen von Freiheit, 
Fortschritt und modern verstan­
dener Gerechtigkeit, sondern 
steht seit mehreren Jahrzehnten 
ebenso für Disziplin, Kontrolle 
und Effektivität - gesellschaftli­
che Ziele, die eben auch mithilfe 
des Instruments der Leibeigen­
schaft erreichbar schienen. 

Es ist schade, dass Goehrke 
auf diese Weise leider die 
Chance vergibt, einer nichtaka­

demischen Leserschaft nicht nur 
neue Wege und Felder der Ge­
schichtswissenschaft zu präsen­
tieren, sondern auch neuere Er­
gebnisse. Das Gesamtbild, das 
auf diese Weise entsteht, ist 
zwar in mancher Hinsicht sehr 
vielfältig, plastisch und detail­
reich. Es entspricht jedoch auch 
dem klassischen B i l d vom rück­
ständigen und gewalttätigen -
um nicht zu sagen barbarischen 
- Russland und zeigt so leider 
nur einem Teil der aktuellen 
Forschung. 

Martina Winkler 

Alfred Payrleitner: Österrei­
cher und Tschechen. Alter 
Streit und neue Hoffnung, 
Wien: Bühlau Verlag 2003, 
300 S. 

Als „eifersüchtige Verwandt­
schaft" hatte der österreichische 
Publizist Alfred Payrleitner 
1990 das Verhältnis der Tsche­
chen und Österreicher auf einen 
Punkt gebracht. Gut zehn Jahre 
später, am Vorabend der E U -
Erweiterung, entschied er sich 
in der Neuauflage seines Buches 
„Österreicher und Tschechen" 
gegen diese Pointierung als Un­
tertitel und wählte die neutrale 
Feststellung: „Alter Streit und 
neue Hoffnung". Der mittler­
weile ins Tschechische über­
setzte Band wurde durch The­
men wie die Benes-Dekrete und 
die Abspaltung der Slowakei 
erweitert^ 1] Im Großen und 
Ganzen ist ein Buch anzuzeigen, 
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welches einmal mehr den inter­
essierten Laien ansprechen soll, 
ihm detailliert die jahrhundert­
lang bestehenden Verknüpfun­
gen zwischen beiden Völkern 
vor Augen führen wi l l , obwohl, 
wie der 1935 geborene Payrleit­
ner nüchtern kommentiert, „bio­
logisch [...] die beiden Nach­
barn nahezu ein Volk [sind]. Mi t 
keinem anderen Land außer 
Deutschland gibt es derart starke 
blutsmäßige Verwandtschaften" 
(S. 271). Der Verfasser macht 
eingangs deutlich, dass sich die 
Völker Mitteleuropas, wi l l man 
denn ihre Nachbarschaft be­
schreiben, nicht säuberlich von­
einander trennen lassen. Dem­
entsprechend hat der Leser denn 
auch den Eindruck, das Buch 
könne durchaus unter dem Titel 
„Österreicher, Tschechen und 
Deutsche" firmieren, einen der­
art breiten Raum nehmen in ihm 
die deutsch-tschechischen Be­
ziehungen ein. 

Im Vorwort verweist Jiri 
Grusa, tschechischer Schriftstel­
ler und bis vor wenigen Jahren 
Botschafter seines Landes in 
Wien, auf die eigene wissen­
schaftliche Herkunft als Histori­
ker hin, um anschließend die in 
ihren jeweiligen Vorurteilen 
verharrende nationale Ge­
schichtsforschung zu kritisieren. 

Dem Publizisten Payrleitner 
geht es aber nicht nur um eine 
Revision bzw. Hinterfragung 
nationaler Standpunkte, sondern 
auch um die Wichtigkeit von 
„Gefühlen im Bereich des Poli­
tischen" (S. 13). Wie er dieses 

Vorhaben umsetzt, das zeigt 
schon ein flüchtiger Blick auf 
ein metaphernreiches Inhalts­
verzeichnis: Payrleitners Beob­
achtungen setzen noch vor dem 
Großmährischen Reich ein, wo 
es in Kapitel I heißt: „Der Löwe 
war vor dem Adler da" (S. 19). 
Weiter geht es mit Überschriften 
wie „Vielerlei Träume vom 
Ostreich", „Die unheimlichen 
Hussiten", „Habsburgs Glanz -
Böhmens Finsternis", „Sprache 
sucht Staat, Volk sucht Blut", 
„Kollektivschuld ohne Ende?". 
Dem eingeweihten Leser er­
schließen sich anhand dieser 
Leitmetaphern sofort die histori­
schen Ereignisse, um die es im 
dazugehörigen Kapitel geht. 

Viele der Zwischentitel zei­
gen, dass Payrleitner die öster­
reichisch-tschechische Bezie­
hung in einen Bezug zur euro­
päischen Geschichte stellt, ge­
nauer zur mitteleuropäischen 
„Familienchronik". Diese ist bei 
ihm vor allem ein „Gestrüpp 
trunken machender Begriffe, 
dümmlicher Klischees und un­
terschlagener Wahrheiten" (S. 
15). Darauf folgt eine rasant 
anmutende Aufreihung von 
Krieg auf Krieg, Herrscher auf 
Herrscher, Heirat auf Heirat, 
welche mit Blick auf die Adres­
saten des Buches, und das sind 
in erster Linie nicht Historiker, 
durch auflockernde Einschübe, 
lakonische Kommentare, rück­
blickende Spekulationen und 
erläuternde Vorwegnahmen 
immer wieder unterbrochen 
wird. Somit gelingt es Payrleit-
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ner, den historisch „unbeleck­
ten" Rezipienten am Lesen zu 
halten. Der Autor setzt mit sei­
nem Schreibstil auf erzähleri­
sches Tempo, was er immer 
dann geschickt dämpft, wenn 
historische Personen von Ge­
wicht geschildert und ihnen ein 
persönliches Profil verliehen 
werden soll: So müsse Friedrich 
II. auf die Babenbergerin Ger­
trud wie ein Mann „von gerade­
zu unheimlicher Exotik" (S. 42) 
gewirkt haben, unter Ottokar II. 
sei Böhmen zu einem „Land der 
scheinbar unbegrenzten Mög­
lichkeiten" (S. 52) geworden, 
vor Kar l IV. habe man als „am­
bulanter Monarch praktisch aus 
dem Sattel regiert" (S. 57), der 
„letzte Ritter" Maximil ian I. 
gelte als „Bankrotteur und mit­
telalterliches Genie zugleich" 
(S. 74). Weiter heißt es, dass 
Tomas G . Masaryk zwar ein 
„unerbittlicher Habsburghasser" 
(S. 159) gewesen sei, doch er 
habe sich „gleichzeitig als ein 
echtes Produkt dieser verspiel­
ten, verwehten Donaumonar­
chie" (S. 159) erwiesen. Dass 
Payrleitner ein gutes Gespür für 
das von ihm betonte „Gefühl im 
Politschen" besitzt, zeigt sich 
z. B . in seiner Einschätzung, 
„für nationale Zwecke sei Kar l 
IV. eben nur schwer zu gebrau­
chen". Dies ist es wohl auch, 
was übernationale Ausstel­
lungsprojekte zu einem solchen 
„Großherrscher", siehe z. B . 
„The Crown of Bohemia 1347-
1437" im New Yorker Metropo­
litan Museum of Art (2005), 

nach wie vor schwierig macht.[2] 
Was sich für den Leser wie ein 
roter Faden durch die essayisti­
sche Sammlung zieht, sind die 
aus dem geografischen Raum 
resultierenden, aber „verpass-
ten" Chancen: nämlich die ge­
scheiterten oder nie verwirklich­
ten Ideen eines wie auch immer 
konzipierten mitteleuropäischen 
Zwischenreichs als Dreierkom­
bination aus den böhmischen, 
ungarischen und österreichi­
schen Ländern. Payrleitner ge­
lingt es nämlich, über seine un­
verhofft anmutenden Gedanken­
sprünge in die EU-Gegenwart 
zu verdeutlichen, dass all den 
Konstrukten einer Länderunion 
in mehr oder weniger großem 
Umfang der Gedanke der „Gol­
denen Bul le" mit seinem Selbst­
verständnis von der gemeinsa­
men Existenz verschiedener 
Nationen im Heiligen Römi­
schen Reich innewohnt. So baut 
er z. B . in seinen historischen 
Bogen politische Konzepte wie 
das vom „Donau-Plan" eines 
Mi lan Hodza ein, der übrigens 
konsequent ohne Häkchen ge­
schrieben wird. 

In der Mitte des Bandes ge­
langt Payrleitner zum 19. und 
20. Jh., welche naturgemäß den 
Schwerpunkt seiner Überlegun­
gen bilden. Naturgemäß des­
halb, weil sich vor allem auf sie 
die Leseerwartung seiner 
„Klientel" richtet. Warum sonst 
sollte im Abschnitt über die 
„wilden Vertreibungen" der 
Sudetendeutschen von 1945 und 
nach dem Verzicht auf deren 
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detaillierte Schilderung die de­
plaziert wirkende Klammer ste­
hen: „In diesem Buch geschieht 
dies auch nicht bei den Verbre­
chen der Nationalsozialisten" 
(S. 212). Mi t nationalen K l i ­
schees, so die Beobachtung des 
Verfassers während seines 
Blicks auf die Jahrhunderte des 
Zusammenlebens, sei den politi­
schen Verhältnissen im Donau­
raum nicht beizukommen. K l i ­
schees wirkten im Gegenteil wie 
sich selbst erfüllende Prophe­
zeiungen, schreibt er angesichts 
der österreichischen Außensicht 
auf den tschechischen Nach­
barn. Insbesondere hier fällt ins 
Auge, dass es der deutschspra­
chige Leser ist, welcher ange­
sprochen werden soll, denn es 
handelt sich um den Blick des 
Österreichers auf die Tschechen, 
Slowaken und auch Ungarn. 
Das zeigt sich zuvorderst in der 
augenfälligen „Überblätterung" 
der Nachkriegsentwicklung in 
der Tschechoslowakei. Oder 
sollten die Österreicher an ihr 
schlichtweg kein Interesse ha­
ben? 

Der Verf. greift zum Schluss 
die aktuellen Debatten um die 
Benes-Dekrete im Vorfeld der 
EU-Erweiterung auf, wobei er 
die Abhängigkeit zwischen dem 
Fazit der Gutachten und deren 
jeweiligen Auftraggebern ohne 
Umschweife benennt. Der V o l l ­
ständigkeit halber hat er die 
entsprechenden Dekrete gleich 
im Anhang mit freundlicher 
Genehmigung der Sudetendeut­
schen Landsmannschaft Öster­

reichs abgedruckt. Seine unpo­
lemischen Beobachtungen der 
aktuellen politischen Beziehun­
gen führen dem Leser einmal 
mehr vor Augen, dass es sich 
auch bei den Benes-Dekreten 
nicht um ein tschechisch­
österreichisches, sondern um ein 
tschechisch-(sudeten)deutsches 
Problem handelt. 

Nichtsdestoweniger ist „Ös­
terreicher und Tschechen" ein 
Werk, das gegen nationale Op­
fermythen angeht. Payrleitner 
unterstreicht dies mit der Be­
merkung, dass keines der hier 
betrachteten Völker - weder das 
deutsche, noch das tschechische, 
noch das österreichische - ein 
„unbeflecktes historisches 
Wunschbild" (S. 226) sein eigen 
nennen bzw. auf den ungebro­
chenen Status einer „unschuldi­
gen" Nation verweisen könne. 

Das, was den literarischen 
Reiz des Buches ausmacht, die 
lebensnahe Schilderung und 
relativierende Darstellung poli­
tischer Konflikte zwischen den 
Völkern, erweist sich allerdings 
zugleich als sein Fallstrick. Die 
Fülle der vorgestellten Gedan­
ken zur Verknüpfung von Ver­
gangenem und Gegenwärtigem 
wirken stellenweise, vor allem 
in Einleitung und Epilog, allzu 
Splitter- und sprunghaft und 
dadurch mit der Zeit ermüdend. 

Was die historischen Fakten 
anbelangt, so bleibt der Rezen­
sentin nichts anderes übrig, als 
auf die diesbezügliche Einschät­
zung des Historikers Detlef 
Brandes zu verweisen: „Der 
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Leser stolpert zunehmend über 
sachliche Fehler, wobei es sich 
sowohl um falsche Angaben als 
auch oft einfach um Schlampe­
rei handelt (...)."[3] Dennoch 
soll mit Jiri Grusa festgehalten 
werden: „Die Geschichte kennt 
nur Punkte nach einem Satz. Sie 
ist eine narrative Sache und 
Payrleitner ein guter Erzähler" 
(S. 11). 

1 Tschechische Ausgabe unter 
folgender Angabe: Rakusané a 
Cesi . Svârlivé pribuzenstvî, 
Brno 2003, 180 S. 

2 Die Ausstellung wurde 2006 in 
Prag eröffnet. Der englische 
Begleitkatalog erschien unter: 
B . DrakeBoehm/J. Fajt (Hrsg.), 
The Crown of Bohemia 1347-
1437, New York 2005. E in er­
heblich erweiterter und verän­
derter Katalog erschien 2006 in 
deutscher und tschechischer 
Sprache. 

3 D . Brandes, Alfred Payrleitner. 
Österreicher und Tschechen 
(Rezension), in: Zeitschrift für 
Ostmitteleuropa-Forschung 53 
(2004) 4, S. 596 f. 

Alfrun Kliems 

Michaela Marek: Kunst und 
Identitätspolitik. Architektur 
und Bildkünste im Prozess der 
tschechischen Nationsbildung, 
Köln/Weimar/Wien: Bühlau 
Verlag 2004, 462 S. 

„Narod sobë" - „Die Nation" 
oder „Das V o l k " (für) sich 
selbst"[l], steht als Sinnspruch 
über dem Nationaltheater in 

Prag. Der Adressat des Sinn­
spruchs aber, der zugleich sein 
Absender war, musste mit der 
Errichtung des Nationaltheaters 
erst konstruiert werden. [2] Mi­
chaela Marek zeichnet nach, 
wie die tschechische Nation als 
Nation im wahrsten Sinn des 
Wortes ,erbaut' wurde: In ihrer 
herausragenden Habilitations­
schrift beleuchtet sie die Rolle 
von Architektur und Kunst bei 
der Entstehung der tschechi­
schen Nation. Detailgenau und 
mit Gespür für politische Nuan­
cen schildert die in Prag gebo­
rene Kunsthistorikerin die Aus­
einandersetzungen um die Er­
richtung verschiedener erstmals 
als national tschechisch' co­
dierter ,Identifikationsbauten' 
im Böhmen des 19. Jhs. 

Die sich hierdurch konstitu­
ierende tschechische National­
bewegung gilt als paradigma­
tisch für die europäischen Na­
tionalbewegungen des 19. Jhs. 
Mareks Untersuchung setzt in 
der Zeit des Vormärz an, als 
sich gegen den Niedergang der 
tschechischen Sprache und die 
mangelnde politische Repräsen­
tation im Habsburgerreich in 
Teilen der tschechischsprachi­
gen Bevölkerung Widerstand 
formierte. Christopher P. Storck, 
der sich ebenfalls mit der tsche­
chischen „Kulturnation und 
Nationalkunst"[3] beschäftigt, 
wenn auch mit anderer Akzentu­
ierung, konstatiert, zu jener Zeit 
hätten „die nationalen Protago­
nisten erstmals ihre Gelehrten­
stuben" verlassen, um „Politik 
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zu machen".[4] Es scheint folge­
richtig, dass es sich bei dieser 
Politik vor dem Hintergrund 
mangelnder politischer Mitspra­
cherechte vor allem um symbo­
lische Politik' handelte. 

Es ist das Verdienst von 
Mareks Studie, aufzuzeigen, 
dass das entscheidende Feld 
dieser symbolischen Politik die 
Kulturpolitik war. Zudem 
verstand sich die ohne das Dach 
eines Nationalstaates agierende, 
im Entstehen begriffene tsche­
chische Nation, wie andere Na­
tionalbewegungen unter ähnli­
chen Bedingungen auch, in A n ­
lehnung an Herder als „Kultur­
nation". [5] Mareks grundlegen­
der Anspruch richtet sich dem­
nach auf die Kunst als Politik, 
auf die Verbindungslinien „zwi­
schen der Absicht, im Medium 
der Kunst einen Anspruch auf 
Eigenständigkeit zu artikulieren 
- speziell Nation zu repräsentie­
ren und zu charakterisieren -
und der Kunst selbst" (S. 6). 

U m diesen Zusammenhang 
aufzuzeigen, konzentriert sich 
Marek nach der Abhandlung 
erster „Impulse landespatrioti­
scher Selbstbehauptung in Prag" 
(Kap. A ) , wie der Kaiser-Fran-
zens-Kettenbrücke (1839/41) 
oder des Baus des Bahnhofs der 
k. k. Staatseisenbahn (1844/45), 
auf die beiden prestigeträchtig­
sten Bauwerke der Zeit: Zum 
ersten stellt sie das National­
theater, dessen Entstehungsge­
schichte eine lange Phase 
(1840er/1880er Jahre) umspannt, 
und das 1883 endgültig eröffnet 

wurde, als „Kristallisationskern 
der tschechischen Nationsbil­
dung" (Kap. B) in den Mittel­
punkt. Einen zweiten Schwer­
punkt legt Marek, die dem „Pro­
jekt einer nationalen Kunst" 
auch anhand zeitgenössischer 
vergleichbarer Bauten nachgeht 
(Kap. C), auf die Auseinander­
setzungen um das Museum des 
Königreiches Böhmen (Kap. D), 
das schließlich 1891 der Öffent­
lichkeit übergeben wurde. 

Das Nationaltheater wie das 
Landesmuseum repräsentieren 
verschiedene Phasen der Natio­
nalbewegung. Der Bau des The­
aters in der Frühphase der Na­
tionalbewegung wurde auf In­
itiative eines Theatervereins 
vorangetrieben. Der Theaterver­
ein diente daher, wie Marek 
analysiert, der Formierung und 
Ausdifferenzierung tschechi­
scher Politik, womit er zum 
Ersatzschauplatz der National­
politik wurde, während der 
Theaterbau selbst als „Katalysa­
tor und Projektionsfläche" (79) 
und schließlich als Basis sowohl 
für die Herausbildung kulturel­
ler Identität als auch für die 
Schaffung nationaler Öffent­
lichkeit fungierte. 

Die politischen Koordinaten 
und Bedürfnisse änderten sich 
mit dem Sieg der tschechischen 
Parteien bei der Landtagswahl 
1883. Mittlerweile hatte sich die 
öffentlich-repräsentative Bautä­
tigkeit als „Medium der politi­
schen Argumentation" (328) 
etabliert. War man im Vorfeld 
des Theaterbaus noch darauf 
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angewiesen gewesen, den Ein­
druck eines kollektiven nationa­
len Bedürfnisses zu erzeugen, 
indem man Sammlungen in allen 
tschechischsprachigen Landes­
teilen durchführte (91), ver­
schleierte man in der Planung 
des Nationalmuseum dessen 
Charakter als elitäres Vorhaben 
nicht mehr. Auch hatte sich die 
Fraktion der so genannten Al t ­
tschechen gegen die radikaleren 
, Jungtschechen' durchgesetzt, 
die den Fortgang des Theater­
baus dominiert hatten, weswe­
gen in Ausstattung und Motivik 
des Museums Loyalitätsbekun­
dungen gegenüber der habsbur-
gischen Regierung wieder stär­
ker in den Vordergrund rückten. 

A u f der Basis eines äußerst 
umfangreichen Quellenmaterials 
arbeitet Marek heraus, wie die 
politischen Anliegen in die Plä­
ne zur künstlerischen Umset­
zung und architektonischen Ge­
staltung eingingen. Jegliche 
Details der Bauplanung waren 
im Vorfeld bereits politisiert 
und daher umkämpft: Dies galt 
für die Wahl des Standorts und 
die Auswahl der Künstler eben­
so wie für Baumaterial und In­
nenausstattung. So spiegelte 
sich beispielsweise die Absicht, 
dass das Theater nicht nur die 
Ebenbürtigkeit der tschechi­
schen Sprache symbolisieren, 
sondern auch die imaginäre 
Sozialstruktur der tschechischen 
Gesellschaft abbilden sollte, in 
Debatten über die Anzahl der 
Sitz-, Steh, Logen-Plätze oder 
der Gestaltung der „Königs­

loge" (98, 164, 193). Der A u ­
ßenbau nach den Plänen Josef 
Ziteks, der neben barockisieren-
den Elementen auf die venezia­
nische Renaissancearchitektur 
und Elemente lokaler Denkmal­
tradition verwies (167-169), 
sollte vor allem eins sein: reprä­
sentativ und den Theatern ande­
rer bedeutender europäischer 
Städte ebenbürtig. Dies führt 
Marek dazu, das Streben nach 
Anerkennung als zentrales M o ­
tiv der Bauunternehmen in den 
Blickpunkt zu rücken. 

Das Streben nach Anerken­
nung schuf im Anliegen der 
Protagonisten der Nationalbe­
wegung, eine „nationale Kunst" 
zu etablieren, ein inneres Span­
nungsfeld. Denn die nationale 
Kunst sollte idealerweise ,aus 
dem V o l k ' hervorgehen (243), 
durfte aber den Rahmen der 
konventionellen, das heißt, im 
internationalen, europäischen 
Kontext angesehenen, Kunst­
formen nicht überschreiten. 
Dies führte zu paradoxen Be­
mühungen: So wurde von einer 
zeitgenössischen Zeitschrift 
beispielsweise die Renaissance-
Architektur Ziteks als einheimi­
scher Stil gepriesen, der aus 
Italien als „Land der Kunst" 
übertragen worden sei und da­
mit als eine Art Wiedergeburt 
der Renaissance auf tschechi­
schem Boden angesehen werden 
könne (149; 310). Ähnliches 
galt auch für die Auswahl der 
Künstler und Architekten: So 
war es einerseits wichtig, dass 
diese tschechischer Herkunft 
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waren, andererseits sollten sie 
die internationalen Standards 
beherrschen und dementspre-
chende internationale Anerken­
nung genießen (139 ff). 

Auch beim Projekt eines 
Landesmuseums, wie es ur­
sprünglich von Frantisek Pa­
lacky als „Francisceum" ent­
worfen worden war (321), kam 
es in erster Linie auf Repräsen­
tation an: Al le drei preisgekrön­
ten Entwürfe „setzten auf mo­
numentale Proportionen und 
anspruchsvolle Instrumentie­
rung" (343), und der Standort 
am Kopfende des Wenzelplatzes 
dürfte an Monumentalität kaum 
zu überbieten gewesen sein. 
Josef Schulz habe, so Marek, 
das Museum im ambivalenten 
Spiel mit signalhaften Motiv­
zitaten zugleich als staatsloyalen 
Prachtbau wie im Sinne eines 
nationalen Abgrenzungsgestus 
konzipiert (348). Die beiden 
Anliegen wurden je auf Außen 
und Innen verteilt: Während 
sich im Außenbau eine „landes­
patriotische Linie mit tsche­
chisch-nationaler Tendenz" 
(356) durchsetzte, wurde das 
nationale Thema im Inneren 
wiederum unter Betonung der 
Nation als Kulturnation entfaltet 
(357) . So wählte man als Per­
sönlichkeiten, die in den Büsten 
im Inneren porträtiert werden 
sollten, vor allem solche, die für 
Kultur und Gelehrsamkeit stan­
den (371). Marek interpretiert 
dies auch als einen Akt der D i ­
plomatie, der seinen Gipfel­
punkt in der Aufstellung von 

Marmorbüsten für Kaiser Franz 
Joseph und Kaiserin Elisabeth 
gefunden habe. Die Auswahl 
der Nationalrepräsentanten wie 
auch die Gestaltung des Wen­
zelsdenkmals vor dem Museum 
(378), bei dem eine Debatte 
darüber entbrannte, wie der 
Charakter des Nationalsymbols 
zu interpretieren sei, zeigt vor 
allem eins: Das imaginäre 
tschechische Haus' als Sinnbild 
der Nation war gebaut, aber es 
musste noch mit Inhalt gefüllt 
werden. Hieran war neben der 
Nationalbewegung selbst die 
zeitgenössische Kunstkritik 
wesentlich beteiligt, die Marek 
als entscheidenden Akteur her­
vorhebt (394). In der nationalen 
tschechischen Emanzipation 
mittels Kunst kam es aber, wie 
Marek betont, noch nicht zu 
Sezessionsplänen (390). V i e l ­
mehr blieb der Bezugspunkt der 
Selbstbehauptung stets das 
Habsburgerreich und eine Aner­
kennung in diesem Kontext. 

Dieses Ergebnis markiert ei­
nen wichtigen Teil des wissen­
schaftlichen Erkenntnisgewinns 
der vorliegenden Arbeit: Sie 
zeigt auf, welch gewaltiges M o -
vens der Faktor der Anerken­
nung im Prozess der Nationsbil­
dung darstellte. Im Verweis auf 
Charles Taylor[6] sieht Michae­
la Marek die symbolische Poli­
tik der repräsentativen Bautätig­
keit, die sich in Prag seit etwa 
Mitte des 19. Jhs. entfaltete, vor 
allem als „Politik der Anerken­
nung" (390). Diese Erkenntnis 
spiegelt sich in der Bewertung 
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der Stilmodi: Nationalstile wa­
ren keinem kollektiven Bedürf­
nis geschuldet, sie waren keine 
selbstverständliche Erscheinung 
von Emanzipationsbewegungen, 
und vor allem stellten sie eine 
Mischung aus Vorgefundenem 
und Importiertem dar, betont die 
Autorin (318). Damit wendet sie 
sich gegen die einschlägige bis­
herige Forschung und plädiert 
für eine Relativierung des Be­
griffs des Nationalstils selbst 
(5). 

Deutlich macht Marek fer­
ner, dass sich Finden und Erfin­
den eines Nationalstils innerhalb 
eines europäischen Raumes 
abspielte. Schön wären hier 
nähere Hinweise auf die Rolle 
des Panslawismus und des slo­
wakischen Widerparts gewesen: 
Letzteres wird in der Erwäh­
nung des Dichters Jan Kollar, 
der als eine der Repräsentations­
figuren im Inneren des Museum 
dargestellt war, nur angedeutet 
(371). Dies schmälert nicht den 
hohen Informationswert der 
Habilitationsschrift Michaela 
Mareks, deren kluge Analysen, 
Detailgenauigkeit und interdis­
ziplinäre Ausrichtung sie zu 
einem der entscheidenden Wer­
ke auf dem momentan promi­
nenten Gebiet von Kunst und 
Identitätspolitik machen wird. 

1 „Narod" hat im Tschechischen 
sowohl die Bedeutung von 
„Volk" wie auch von „Nation". 

2 V g l . als Klassiker zur Theorie 
kollektiver Identität: A . Ass­
mann, Zum Problem der Identi­
tät aus kulturwissenschaftlicher 

Sicht, in: R. Linder (Hrsg.), Die 
Wiederkehr des Regionalen. 
Über neue Formen kultureller 
Identität, Frankfurt a. M. /New 
York 1994, S. 13-36; J. Ass­
mann, Das kulturelle Gedächt­
nis. Schrift, Erinnerung und po­
litische Identität in frühen 
Hochkulturen, München 1992; 
L . Niethammer, Kollektive 
Identität: Heimliche Quellen ei­
ner unheimlichen Konjunktur, 
Reinbek b. Hamburg 2000. 

3 P. Ch . Storck, Kultumation und 
Nationalkunst. Strategien und 
Mechanismen tschechischer 
Nationsbildung von 1860 bis 
1914, Köln 2001. 

4 Ebenda, S. 18. 
5 V g l . zur nationalen tschechi­

schen Identität: L . Holy , 
Ladislav, The little Czech and 
the Great Czech Nation. Na­
tional Identity and the post-
communist social transforma­
tion, Cambridge 1996. 

6 Ergänzbar wäre der Verweis 
noch durch A x e l Honneths A r ­
beit bzw. durch den Hinweis, 
dass es sich hier um einen He-
gelschen Grundgedanken han­
delt; vgl. A . Honneth, K a m p f 
um Anerkennung. Zur morali­
schen Grammatik sozialer K o n ­
flikte, Frankfurt a. M . 1994. 

Birgit Hofmann 

Geoff Andrews: Endgames 
and New Times. The Final 
Years of British Communism 
1964-1991, London: Law­
rence and Wishart 2004, 264 
S. 

Mit Andrews' Buch, basierend 
auf seiner Doktorarbeit, liegt der 
sechste und letzte Band der von 
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Lawrence and Wishart verlegten 
umfassenden Geschichte der 
Kommunistischen Partei Groß­
britanniens vor. 

Nach dem gut lesbaren und 
gut recherchierten Buch von 
John Callaghan „Cold War, 
Crisis and Conflict. The History 
of the Communist Party of 
Great Britain 1951-1968" 
(London 2003), dem fünften 
Band der Serie, liegt mit An­
drews ' Studie ein weiterer Titel 
der Reihe vor, der sich in der 
kritischen Haltung von den vor­
angegangen vier Bänden unter­
scheidet. Andrews ist eine kon­
zentrierte und zugespitzte Studie 
gelungen, der aber auf Grund 
der Festlegung des Verfassers 
auf eine dezidierte Argumenta­
tion, der Vorwurf gemacht wer­
den kann, die den Verfasser 
weniger interessierenden Aspek­
te nicht zu berücksichtigen. 
Keinesfalls war die K P G B nur 
ein britischer Außenposten der 
Sowjetunion, nein, für Andrews 
waren es zunehmend britische 
und westeuropäische politische 
Traditionen, die in Politik und 
Debatten der Partei zum Aus­
druck kamen. Das Hauptargu­
ment Andrews' ist: „It is the 
British context that is crucial in 
understanding the C P G B ' s ide­
ology, cultural influences and 
strategic options" (S. 15). 

Die Beziehung zur interna­
tionalen kommunistischen Be­
wegung versteht Andrews als 
nur eine unter diversen interna­
tionalen Verbindungen. So b i l ­
dete der Eurokommunismus der 

Mitte der 1970er Jahre zumin­
dest für Teile der britischen K P 
- in Anlehnung an die Vorbilder 
in Italien, Frankreich und Spa­
nien - eine kulturelle und politi­
sche Orientierung. Die britische 
K P war klein (30 - 40 000 Mi t ­
glieder), aber sie spielte zeitwei­
se eine nicht unbedeutende Rol ­
le in der britischen Arbeiter­
und Gewerkschaftsbewegung. 

Aus der Krise von 1956 war 
die britische K P stark ge­
schwächt hervorgegangen, aber 
- so Andrews - Anfang der 
sechziger Jahre begann für die 
K P nach einer Phase der Erho­
lung ein langer Weg der Erneue­
rung. In der Jugendorganisation 
der K P , der Young Communist 
League ( Y C L ) , kam es in den 
sechziger Jahren zu einem „cul­
tural turn", einer Zuwendung 
der Organisation zu neuen Ju­
gendbewegungen; für den Zeit­
raum 1964-67 spricht Andrews 
gar von einer kulturellen Trans­
formation der Jugendorganisati­
on der K P . Der soziale Wandel 
und der Generationswandel der 
britischen Gesellschaft fanden 
nicht in allen Teilen der Partei 
eine zeitnahe Reflexion: die 
Studentenorganisation der K P 
war 1968 auf Grund des Kon­
servativismus und der marxisti­
schen Orthodoxie ihrer Führung 
isoliert von der Studentenbewe­
gung und trat erst nach der Ein­
setzung eines neuen Vorsitzen­
den im Jahr 1972 in eine gewis­
se Hochphase ein. Andrews' 
Argumentation fokussiert auf 
das sich verändernde soziale 
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Umfeld der KP-Organisation, 
die das traditionelle Arbeitermi­
lieu ergänzenden, verändernden 
und herausfordernden neuen 
sozialen Bewegungen - Bewe­
gungen wie die schwarze Bür­
gerrechtsbewegung, die Studen­
ten-, Frauen- und Schwulen-
und Lesbenbewegung. Immer 
weniger war es die weiße, 
männliche Facharbeiterschaft, 
auf die sich die K P in Agitation 
und Propaganda bezog. 

Die Partei blieb nicht unbe­
rührt - statt um eine leninisti­
sche Revolutionspartei handelte 
es sich in der britischen K P seit 
den sechziger Jahren um zwei 
Strömungen: „My argument .. . 
is that from the mid-1960s on­
wards, militant labourism and 
socialist humanism, and subse­
quently ,British Gramscism', 
provided the decisive ideologi­
cal contours within which the 
party formed its communist 
identity" (S. 17). 

Unter „militant labourism" 
versteht Andrews den Teil der 
K P , der den Schwerpunkt seiner 
Arbeit im Gewerkschaftskampf 
sah. Die Verfechter des „mili­
tant labourism" verteidigten das 
„collective bargaining" (Tarif­
verhandlungen), standen aber 
der in den sechziger Jahren ent­
standenen „workers control"-
Bewegung äußerst kritisch ge­
genüber. Der Aufschwung der 
K P von 1964 bis 1977 wurde 
von der Gewährung eines Frei­
raums für Dissidenten in den 
eigenen Reihen begleitet. Mi t 
der militanten Gewerkschaftspo­

litik und den Ideen eines soziali­
stischen Humanismus, was in 
diesem Fall vielfach einer Re­
zeption der Ideen Gramscis ent­
sprach, sind die ideologischen 
Schwerpunkte der britischen K P 
genannt. Die Wiederentdeckung 
der sozialistischen humanisti­
schen Tradition, der wesentlich 
die Argumentation der Dissi­
denten von 1956 wie E. P. 
Thompson und John Saville 
entstammte, verband sich mit 
einer oder verwandelte sich in 
eine Orientierung an den Schrif­
ten Gramscis. Die außerordent­
liche Bedeutung der Arbeiten 
Gramscis für die britische Linke 
-Andrews sieht in keinem ande­
ren Land außerhalb Italiens ein 
vergleichbares Interesse an den 
Arbeiten Gramscis wie in Groß­
britannien - hebt der Verf. 
mehrfach hervor. 

Der partielle Sieg der 
Gramscianer im Jahr 1977, der 
in der Neuformulierung des Pro­
gramms „British Road to Socia­
l ism" mit dem Konzept einer 
„broad democratic alliance" 
statt der alten „broad popular 
alliance" zum Ausdruck kam, 
war nur von kurzer Dauer: 1979 
wurden ihre weitergehenden 
Versuche einer Reformierung 
der Parteistruktur von der Par­
teiführung zurückgewiesen. Es 
kam zu einer de facto-Spaltung 
der Partei: Die Gramscianer 
übernahmen die Theoriezeit­
schrift „Marxism Today" und 
kontrollierten den Parteiapparat, 
während die die Klassenpolitik 
favorisierende Strömung die 
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Zeitung „Morning Star" und die 
industrielle Basis der Partei 
leitete. Den Zeitraum 1977 bis 
1979 bezeichnet Andrews denn 
auch als einen des Niedergangs 
der Partei, zu dem ein „second 
exodus" (nach 1956) führender 
Intellektueller zählt. Diesmal 
sind es die Gramscianer, die 
gehen. 

Die Niederlage des Bergar­
beiterstreiks 1984/85 wird von 
Andrews auch als Niederlage 
der Politik des „militant labou­
rism" analysiert; sie steht im 
Kontrast zum Erfolg der von 
den Gramscianern kontrollierten 
Zeitschrift „Marxism Today" 
unter Martin Jacques, die mit 
einer Verbreitung von 10.000 
Exemplaren zu einer zentralen 
Zeitschrift der britischen Linken 
geworden war. A u f den Seiten 
von „Marxism Today" erschie­
nen Artikel wie der von Stuart 
Hal l , der zu Beginn der achtzi­
ger Jahre die Politik Margaret 
Thatchers als hegemoniales 
Projekt analysierte und den Be­
griff „Thatcherism" prägte. 

Der Thatcherismus, eine Po­
litik der regressiven Modernisie­
rung, wurde möglich durch ein 
verändertes Wahlverhalten eines 
Teils der Arbeiterklasse, der 
1979 für die Konservativen vo­
tierte. Tony Blair setzte mit 
New Labour das Modernisie­
rungsprojekt fort und fand aber 
1994 die Unterstützung von 
„Marxism Today", die auf eine 
Modernisierung ihrer gesell­
schaftlichen Wirkung setzte. 
Trotz essentieller Differenzen 

zwischen den Kräften um „Mar­
xism Today" und New Labour 
bestand auch eine gewisse Fa­
miliarität zwischen Blairs 
„Third way politics" und der 
„New Times"-Analyse der 
Gramscianer. Zudem wurden 
prominente Autoren von „Mar­
xism Today" und ehemalige 
KP-Mitglieder zu Vordenkern 
und politischen Beratern der 
New Labour-Regierung oder gar 
zu ihren aktiven Repräsentanten. 

Andrews, während seiner ak­
tiven Zeit in der britischen K P 
selbst Anhänger des Eurokom­
munismus, zeichnet ein beschö­
nigendes Bi ld einer mitunter 
geradezu liberal wirkenden Or­
ganisation, die viel Platz für 
Kontroversen und dissidente 
Positionen bot. Sein Fokus auf 
den Erneuerungskampf in der 
K P vor allem durch die Grams­
cianer und Eurokommunisten ist 
verbunden mit einer überaus 
positiven Interpretation. Das 
Erbe leninistischer und stalini­
stischer Ideologie und Politik, 
dem Andrews einen so geringen 
Stellenwert beimisst, hätte 
durchaus tiefer und breiter un­
tersucht werden müssen. 

Gramscis eher in Fragmen­
ten vorhandene politische Theo­
rie war keineswegs so „klassen­
los" auf Kulturfragen fixiert, 
wie es die von Andrews favori­
sierten Gramscianer waren. Der 
Politikwissenschaftler John Cal-
laghan schätzt den Einfluss der 
Gramsci-Rezeption in der K P 
geringer ein als Andrews; nach 
Callaghan beschränkte sich die-
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se auf kleine Intellektuellenzir­
kel. Andrews spricht die zuneh­
mende Abhängigkeit der K P 
von linken Bürokraten in den 
Gewerkschaften an: So erwähnt 
er den Fall des Parteimitglieds 
Des Warren, der als einer der als 
„Shrewsbury Three" bekannt 
gewordenen Bauarbeiter wegen 
eines wilden Streiks inhaftiert 
worden war. Warren warf der 
Parteiführung vor, mehr auf ihre 
guten Beziehungen zu Gewerk­
schaftsführern zu achten, als 
dass sie sich für die Freilassung 
der Streikposten eingesetzt hät­
ten. Fragen, die sich aus der 
Unentschiedenheit der K P -
Führung, die sich mit den Füh­
rungen einzelner britischer Ge­
werkschaften arrangierten, er­
geben, untersucht Andrews nicht 
grundlegend. 

Andrews ' Perspektive ist ge­
radezu anglozentrisch - zwar 
werden die Krisen und Nieder­
lagen der Eurokommunisten 
Ende der siebziger Jahre er­
wähnt und selbstverständlich ist 
auch mal von den Entwicklun­
gen in Osteuropa seit Mitte der 
1980er Jahre die Rede, aber der 
Zusammenhang mit der Ent­
wicklung der britischen K P lässt 
sich höchstens erahnen, heraus­
gearbeitet wird er nicht. Einer 
Perspektive, die die Verbindun­
gen und Vernetzungen, die Ur­
sachen und Wirkungen berück­
sichtigt, steht Andrews' zentrale 
These von der im Grunde rein 
britischen Prägung der Partei im 
Weg. 

Roland Ludwig 

Monika Gibas/Rüdiger Haufe 
(Hrsg.), „Mythen der Mitte". 
Regionen als nationale Werte­
zentren. Konstruktionsprozes­
se und Sinnstiftungskonzepte 
im 19. und 20. Jahrhundert, 
Weimar: Verlag der Bauhaus-
Universität 2005, 339 S. 

Kulturwissenschaftliche For­
schungen zu raumbezogenen 
Deutungsmustern und Identifi­
kationsangeboten haben heute 
wieder Hochkonjunktur, und das 
nicht trotz, sondern wegen der 
unübersehbaren Globalisie­
rungsprozesse. In dieses Span­
nungsfeld von Entgrenzung und 
Verräumlichung ordnet sich 
auch der im Folgenden zu be­
sprechende Band ein. Er enthält 
die Ergebnisse einer interdiszi­
plinären Tagung des For­
schungsverbundes „Deutsch­
lands Mitte" vom Oktober 2002 
zum Thema „Mythen der Mitte. 
Zur Konstruktion nationaler 
Wertezentren im 19. und 20. 
Jahrhundert". 

Genutzt wird, so die Hrsg. in 
ihrer Einleitung, der inzwischen 
in den Kultur- und Sozialwis­
senschaften bewährte konstruk­
tivistische Ansatz der „imagined 
community". Das geschieht 
aber, ohne wie mitunter üblich 
die Raumdimension als bloße 
Fiktion ohne soziale Relevanz 
abzutun. Vielmehr werden For­
schungsansätze aufgegriffen, die 
nach dem Zusammenspiel von 
„invention, memory und place" 
fragen. In vorwiegend histori­
scher Perspektive wird der auch 
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theoriesystematisch spannenden 
Frage nachgegangen, wie gei­
stig-moralische Werte und geo­
graphische und/oder imaginierte 
Räume miteinander verknüpft 
sind. Dabei soll das Mitte-Motiv 
in doppelter Weise als Klammer 
fungieren; einerseits zwischen 
Raum und Wert (Region als Ort 
der Werteverdichtung), anderer­
seits zwischen regionalen und 
nationalen Diskursen (Region 
als nationales Wertezentrum). 

Als Fallbeispiel solcher Mi t ­
te-Mythen dienen Diskurse über 
„Deutschlands Mitte" („Mittel­
deutschland"). Vor allem zwei 
Untersuchungsrichtungen wer­
den favorisiert: 

Erstens geht es um die Re­
konstruktion des Raum- und 
Wertekonstrukts im Kontext 
unterschiedlicher politischer 
Systeme. Dabei soll speziell 
auch den Gründen für die Lang­
lebigkeit des Konstrukts „Mit­
teldeutschland" nachgegangen 
werden. 

Zweitens interessiert man 
sich in den Untersuchungen für 
die Konstrukteure bzw. Propa­
gandisten selbst - also die intel­
lektuellen Gruppen, Netzwerke, 
Milieus, die diese Deutungspro­
zesse „tragen". Insbesondere 
wird den Konstruktionsprozes­
sen „von unten", der Instrumen­
talisierung solcher Mitte-
Konstrukte durch regionale poli­
tische Eliten, nachgegangen (S. 
9 f.). 

Es ist hier nicht der Platz, 
die Artikel des Sammelbandes 
im Einzelnen zu kommentieren. 

Die Untersuchungen zeigen aber 
mit aller Deutlichkeit die Plasti­
zität des Mitte-Dispositivs. Die­
se Dehnbarkeit scheint geradezu 
eine Voraussetzung seiner sy­
stemübergreifenden Verwen­
dung zu sein. Das gilt einmal für 
die räumlicher Perspektive, also 
die Frage, wo sich die Mitte 
Deutschlands (oder Europas) 
befindet. Die Ambivalenzen des 
Mitte-Diskurses zeigen sich 
aber auch, wenn man sich die 
unterschiedlichen thematischen 
Kontexte und sozialen System­
zusammenhänge vergegenwär­
tigt, auf die sich die jeweils un­
tersuchten Mitte-Diskurse be­
ziehen: 
- Mitteldeutschland-Diskurse in 
der Geographie (siehe den Bei ­
trag von Schultz zur Sicht der 
klassischen länderkundlichen 
Geographie auf die Mitte), 
- Mitte als Naturraum im Rah­
men von Heimatdiskursen (sie­
he die Beiträge von Haufe zu 
Thüringen als grünem Herz 
Deutschlands und von Ude-
Koeller zum Harz als patrioti­
schem Erfahrungsraum), 
- Mitte als technisch-industriel­
ler Innovationsraum (siehe den 
Beitrag von Gibas zum mittel­
deutschen Industrierevier), 
- Mitte im Spannungsfeld von 
ökonomischen, touristischen 
und kulturellen Diskursen vor 
dem Hintergrund von regionalen 
Modernisierungsdefiziten (siehe 
den Beitrag von Friedreich zum 
Weihnachtsland Erzgebirge), 
- Orte als symbolische Mitte 
des Rechtsraums (siehe den 



336 Buchbesprechungen 

Beitrag von Henne zum Reichs­
gericht in Leipzig), 
- Mitte als Kulturraum (siehe 
die Beiträge von Ulbricht über 
den Mythos des klassischen 
Weimar und von Dilly über 
Versuche der kunsthistorischen 
Konstruktion Mitteldeutsch­
lands), 
- Mitte als Grenzraum (siehe 
die Beiträge von Müller über 
das Städtedreieck Aachen-
Maastricht-Lüttich und von 
Haslinger über den Grenzraum 
der böhmischen Länder). 

Trotz dieser angedeuteten 
Vielfalt existiert jedoch in den 
analysierten Mitte-Diskursen ein 
gemeinsamer Nenner: Die sym­
bolisch aufgeladene Region 
erscheint nämlich in den mei­
sten Fällen als Referenzraum 
eines nationalen Mythos. In den 
Beiträgen des Sammelbandes 
gelingt es in beeindruckender 
Weise, die enge Wechselwir­
kung von Nationalismus und 
Regionalismus aufzuzeigen. 
Dass diese Verbindung aller­
dings nicht zwangsläufig so eng 
ist, macht der Artikel von Bo 
Frandsen zu Dänemark als 
„Reich ohne Regionen" (aber 
mit einem dominanten Zentrum) 
deutlich. Aus Sicht des Rezen­
senten kritisch anzumerken wä­
re in diesem Zusammenhang, 
dass man - kontrastierend zur 
Untersuchung der Regionen als 
nationale Wertezentren - auch 
gegenteilige Fälle der Suche der 
Regionen nach einer „eigenen 
politischen Mitte" hätte heran­
ziehen können (wie sie bei­

spielsweise im eher spannungs­
geladenen baskischen oder 
schottischen Regionalismus/Na­
tionalismus zum Ausdruck 
kommen). Damit wäre dann 
auch deutlicher herauszuarbei­
ten gewesen, dass und warum 
Mitte-Diskurse in der Regel 
jenseits des politischen Zen­
trums ihren Platz finden. 

Positiv hervorzuheben ist 
aber, dass die Beiträge überwie­
gend über den üblichen ideolo­
giekritischen Impetus der zeit­
genössischen Nationalismusfor­
schung, der einseitig auf Dekon-
struktion aus ist, hinausreichen. 
Zu den wichtigsten Ergebnisses 
des Sammelbandes gehört aus 
meiner Sicht der Nachweis, dass 

1. es strukturelle Kontinuitä­
ten im Mitte-Diskurs über die 
Grenzen sozialer und politischer 
Systeme (dt. Kaiserreich, Wei ­
marer Republik, Nationalsozia­
lismus, B R Deutschland, 
S B Z / D D R ) hinweg gibt, 

2. die Region als Mitte/na­
tionales Wertezentrum recht 
unterschiedliche Werte „tragen" 
kann (vom rückwärts gewandten 
Heimatmotiv bis zu nach vorn 
gerichteten Modernisierungsbe­
strebungen, von der Abschot­
tung nach außen bis hin zur 
Betonung der Weltoffenheit der 
Region) und damit auch das 
damit verknüpfte Nationsmotiv 
eine je unterschiedliche Aufla­
dung erhält, 

3. im regionalen Mitte-Dis­
kurs häufig nationale und euro­
päische Dimensionen ineinander 
greifen, nationale und europäi-
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sehe Mitte-Inszenierungen sich 
also keinesfalls zwangsläufig 
ausschließen müssen. 

Diese Untersuchungsergeb­
nisse dürften nicht zuletzt für 
den aktuellen Europa-Diskurs 
von Bedeutung sein. Insbeson­
dere Konzepte postnationaler 
Demokratie, die mit der A n ­
nahme einer prinzipiellen A n ­
dersartigkeit der Konstruktions­
prozesse europäischer Identität 
verglichen mit nationalen Dis­
kursen arbeiten, sind angesichts 
der aufgedeckten strukturellen 
Analogien aus meiner Sicht 
kritisch zu hinterfragen. 

Zu begrüßen ist auch, dass 
die Mitte-Diskurse nicht allein 
als deutsche Eigentümlichkeit 
dargestellt werden, sondern eine 
über Deutschland hinausrei­
chende vergleichende Perspek­
tive eingebaut wird (siehe be­
sonders Haslinger zu den 
Grenzregionen der böhmischen 
Länder oder den Beitrag von Bo 
Francis en zu Dänemark). Wün­
schenswert wäre es allerdings 
gewesen, wenn die vergleichen­
de Perspektive im Kontext der 
Konstruktionsprozesse Europas 
zeitlich auf die neueste Zeitge­
schichte ausgedehnt worden 
wäre. Erinnert sei nur daran, wie 
vehement von den (ost-) mittel­
europäischen Ländern (v. a. von 
Polen und Tschechien) im Zuge 
der Verhandlungen um die E U -
Aufnahme die Karte „Mitteleu­
ropa" ausgespielt wurde. 

Die Wünsche beziehen sich 
aber nicht nur auf die Auswei­
tung der Gegenstandsebene, 

sondern auch auf die Anreiche­
rung der theoretischen Perspek­
tive. Vor allem sollte eine stär­
kere Systematisierung der Mi t ­
te-Diskurse vorgenommen wer­
den, was Versuche der Typen­
bildung einschließt: Zum einen 
sind die spezifischen „Füllun­
gen" des räumlichen Mitte-
Topos je nach verwendeter 
Leitmetaphorik zu beachten. Zu 
unterscheiden ist etwa zwischen 
„Mitte" im Sinne von Herz (Or­
ganismus-Metapher), „Mitte" 
als Zentrum (Bild konzentri­
scher Kreise) und „Mitte" auf-
gefasst als Mittleres (Bild des 
Dazwischen-Liegens). 

Zweitens sind regionale Mi t ­
tediskurse unter funktionalen 
Gesichtspunkten zu unterschei­
den. Hier lassen sich grob zwei 
Typen voneinander abheben: 
Die Mitte kann entweder gedeu­
tet werden als Zentrum eines 
(nationalen bzw. europäischen) 
Wertekreises oder als Mittler 
zwischen divergierenden Wert­
systemen. Dementsprechend 
fungiert der regionale Raum 
zum einen als Ort der Verdich­
tung/Präsentation der einheitlich 
gedachten Kultur, zum anderen 
dient er als Ort der Begegnung, 
unter Umständen aber auch des 
Kampfes, unterschiedlicher K u l ­
turen. Angedeutet wird diese 
Unterscheidung im Beitrag von 
Schultz, der in Hinblick auf den 
geographischen Mitteldeutsch­
land-Diskurs das Modell kon­
zentrischer Kreise von einem 
zonalen Modell abhebt (S. 
23 ff) . Drittens sollte die Diffe-
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renz des Mitte-Motivs zu ande­
ren räumlichen Mustern, zum 
Beispiel dem Teil-Ganzes-Bild, 
den Bildern des Dammes/ 
Schutzwalles, der Raumverdich­
tung/Raumüberwindung oder 
des Netzes/Knotens herausgear­
beitet werden. A u f die Bedeu­
tung des Netzbildes für den 
Ausbau des deutschen Postkom­
munikations- und Eisenbahnver­
kehrssystems im späten 19. Jh. 
wird etwa im Beitrag von 
Weichlein (S. 143 ff.) aufmerk­
sam gemacht. Die Abhebung 
verschiedener Raummuster ist 
gerade mit Bl ick auf die von den 
Herausgebern beabsichtigte 
Untersuchung unterschiedlicher 
Wertmuster von Interesse. 

Diese Bemerkungen sind 
aber weniger als Krit ik denn als 
Anregung für weitere Untersu­
chungen und mögliche theoreti­
sche Verdichtungen zu verste­
hen. Die Beiträge des Sammel­
bandes lassen sich jedenfalls mit 
viel intellektuellem Gewinn 
lesen. Sie sind über den Kreis 
der kulturwissenschaftlich und 
geschichtlich Interessierter hin­
aus auch Geographen, Politik­
wissenschaftlern und Soziolo­
gen zu empfehlen. 

Wolfgang Luutz 

Katrin Keller: Landesge­
schichte Sachsen (= UTB 
2291), Stuttgart: Verlag Eu­
gen Ulmer 2002, 424 S. 

Die Gesamtdarstellung einer 
Geschichte Sachsens stellt in 
vielfacher Hinsicht eine große 
Herausforderung dar. Dies liegt 
zum einen an der Verwendung 
des Namens „Sachsen" für ver­
schiedene Landschaften bzw. 
politische Gebilde im Deutschen 
Reich, was eine deutliche Be­
schränkung bei der Wahl des zu 
behandelnden geographischen 
Raumes erfordert. Ferner sind 
die Vorarbeiten für eine Ge­
samtdarstellung äußerst unter­
schiedlich verteilt. Obwohl es 
zahlreiche Überblicksdarstellun­
gen gibt (Kötzschke/Kretzschmar 
1935, Czok (Hg.) 1989, Groß 
2001), fehlen für viele Bereiche 
der Geschichte die Vorarbeiten 
für Sachsen. Katrin Keller hat 
sich dieser Herausforderung 
gestellt. Das entstandene Werk 
erschien in einer Buchreihe, die 
auf die Bedürfnisse von Studie­
renden zugeschnitten ist. Die 
Bände sollen neben einer ge­
strafften Darstellung des The­
mas weiterführende Literatur­
hinweise bieten. Im Vorwort 
betont die Verfasserin die 
Schwierigkeiten, die sich aus 
einer gerafften Überblicksdar­
stellung ergeben, zumal sich der 
heutige Zuschnitt des Freistaates 
Sachsen für viele Zeiträume (so 
für das späte Mittelalter oder die 
„Bezirkezeit" nach 1952) 
schwer anwenden lässt. Kurz 
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wird Sachsen als „europäische 
Region" charakterisiert, gleich­
zeitig als ein Durchgangsland, 
was die positiven kulturellen 
und wirtschaftlichen Leistungen 
befördert habe. Im Mittelpunkt 
der Darstellung sollen Wirt­
schafts-, Sozial- und Kulturge­
schichte stehen, während poli­
tisch-administrative Entwick­
lungen nur einen äußeren Rah­
men abgeben. Angesichts dieser 
Prämissen überrascht der Bl ick 
auf die Gliederung des Buches: 
Mi t Ausnahme der ersten beiden 
Kapitel dominieren rein politi­
sche Zäsursetzungen: die Leip­
ziger Teilung 1485, die bürger­
lichen Reformen um 1830, die 
Auflösung und Wiederbegrün­
dung des Landes Sachsen 1952 
bzw. 1990. Fraglich ist insbe­
sondere, ob das vierte Kapitel, 
das den Zeitraum von 1485 bis 
1830 umfasst, auch im Sinne 
besserer Lesbarkeit, nicht hätte 
geteilt werden können. Auch die 
Unterkapitel beginnen jeweils 
mit den politisch-administrati­
ven Verhältnissen, ehe Sozial-, 
Wirtschafts- und Kulturge­
schichte angesprochen werden. 

Das erste Kapitel führt in 
der Darstellung der naturräumli­
chen Gliederung Sachsens so­
wie seiner territorialpolitischen 
Wechsellagen auf die Gesamt­
darstellung hin. Wie sämtliche 
Kapitel verzichtet auch dieses 
auf Nachweise in Form von 
Anmerkungen, sondern führt 
Quellen und Literatur im A n ­
hang auf. Das zweite Kapitel 
behandelt die schriftlose Zeit 

der Vor- und Frühgeschichte 
Sachsens, die geprägt ist von der 
dauerhaften Besiedlung durch 
slawische Stämme seit der Völ­
kerwanderung. Das dritte Kapi­
tel ist dem Mittelalter gewidmet, 
wobei insbesondere die Wech­
selfälle der wettinischen Herr­
schaft in geraffter Form darge­
boten werden. Anzumerken ist, 
dass die Wettiner nach 1247 
nicht durch das Aussterben der 
Billunger, sondern das Ausster­
ben der Ludowinger, die Beleh­
nung mit der Landgrafschaft 
Thüringen und der Pfalzgraf­
schaft Sachsen erhielten. Dieser 
Vorgang kann, trotz seiner 
Rückwirkung auf den markgräf­
lichen Hof, durch die Beschrän­
kung auf Sachsen, nicht aus­
führlich gewürdigt werden. 
Deutlich streicht die Verfasserin 
die „Verdichtung" der wettini­
schen Territorien heraus und 
betont, dass diese relativ früh 
modern verwaltet wurden. Da­
bei spielen auch moderne For­
schungsfragen, so die Residen­
zenbildung, eine wichtige Rolle. 
Die starke Untergliederung der 
einzelnen Kapitel in Unterkapi­
tel führt dazu, dass beginnend 
mit dem Mittelalterkapitel ne­
ben der Politik auch Kirchen-, 
Sozial- und Wirtschaftsge­
schichte sowie Aspekte kulturel­
ler Entwicklung behandelt wer­
den. Dies führt zwangsläufig zu 
Überschneidungen, zumal, 
denkt man an die spätmittelal­
terliche Wüstungsperiode, diese 
Auswirkungen auf die Politik 
der Wettiner, aber auch auf das 
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städtische Gewerbe Einfluss 
hatte. In aller Regel wird im 
Text auf die Unterkapitel ver­
wiesen, die Näheres zum ange­
sprochenen Gegenstand enthal­
ten. Zudem treten in anderen 
Kapiteln Unterkapitel zurück, so 
die Kirchengeschichte im Kapi ­
tel 5 (19 . und 20. Jh.), während 
neue hinzugefügt werden, wie 
das über die „Geschichte der 
politischen Bewegungen" oder 
„Arbeiterschaft" und „Bürger­
tum". Hervorgehoben seien im 
Mittelalterkapitel die Ausfüh­
rungen über die zweite Stadt­
gründungswelle nach 1250 so­
wie über das Dorfhandwerk. 
Letzteres berührt den Bereich 
der Volkskultur, für die die Ver­
fasserin zu Recht große For­
schungsdefizite beklagt. Die 
abschließenden Unterkapitel 
über kulturelle Aspekte beleuch­
ten daher oft nur Elitenkulturen, 
so Aspekte adliger Lebensfüh­
rung, die als gut erforscht gelten 
dürfen. Der Verweis auf diese 
Forschungslücken ist eine Stär­
ke des vorliegenden Buches, das 
dem Leser, vor allem der Stu­
dentin/ dem Studenten, deutlich 
macht, dass die Erforschung der 
Geschichte Sachsens nicht ab­
geschlossen ist, sondern offene 
Flanken aufweist. Gleichwohl 
kann Katrin Keller, wie sie be­
tont, Forschungsdefizite und 
wissenschaftliche Debatten 
nicht im Einzelnen thematisie­
ren. 

Im Blick auf die Literatur 
zum Mittelalterkapitel werden 
schmerzlich die Arbeiten von 

Hubert Ermisch zur Stadtge­
schichte und zum 14. und 15. 
Jh. sowie die von Woldemar 
Lippert zu den Wettinern und 
deren Kanzlei im 14. Jh. ver-
misst. Grundsätzlich bietet das 
Verzeichnis jedoch einen brei­
ten Zugang zur sächsischen 
Geschichte des Mittelalters. A l s 
studentisches Hilfsmittel hätten 
in sämtlichen Literaturverzeich­
nissen Reihentitel (der Verzicht 
darauf wird freilich mit dem 
Platzmangel begründet) mit 
aufgenommen werden müssen. 

Der große zeitliche Rahmen 
des vierten Kapitels (1485 bis 
1830) wurde bereits angespro­
chen. Deutlich wird, dass in 
diesem Zeitraum die größten 
Forschungsdesiderata liegen, 
was den vergleichsweise gerin­
gen Umfang der Ausführungen 
erklärt. Andererseits können die 
spezifischen Forschungsfelder 
der Autorin, so zum Handwerk, 
der Geschichte der Kleinstädte 
sowie zu Festen positiv hervor­
gehoben werden. Politisch­
administrativ verweist Katrin 
Keller auf die anhaltende M o ­
dernisierung der landesherrli­
chen Verwaltung, die erst seit 
den Konfrontationen mit Preu­
ßen im 18. Jh. stagnierte. Kur­
fürst Friedrich August I. („Au­
gust der Starke", als polnischer 
König: August II.) erfährt eine 
positive Bewertung als kulturel­
ler Vermittler, der Sachsen zu­
dem den Weg zur europäischen 
Großmacht zu ebnen versuchte. 
Angesichts der sich seit dem 
späten Mittelalter ausformenden 
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Mitbestimmung der Stände 
vermeidet die Verf. im Zusam­
menhang der Regierungszeit 
Kurfürst Friedrich Augusts I. 
den umstrittenen Begriff „Abso­
lutismus". Gleichwohl stellt die 
Verfasserin unter Kurfürst 
Friedrich Christian eine Orien­
tierung an den Staatszielen des 
„aufgeklärten Absolutismus" 
fest. Hatte die Verfasserin ein­
leitend festgestellt, dass die 
sächsische Identität sich auch in 
Form von antipreußischen Res­
sentiments manifestierte, so 
zeigt sie nun deutlich auf, dass 
der Abstieg Sachsen seit dem 
Siebenjährigen Krieg nicht al­
lein dem mangelnden Kriegs­
glück geschuldet war, sondern 
auch hausgemachte Gründe 
hatte. Die Bemühungen im Zuge 
des Rétablissements zeitigten 
deutlich weniger Wirkung als in 
Preußen und in den habsburgi-
schen Erblanden. Gleichwohl 
müssen die Gebietsabtretungen 
von 1815 als ein wesentlicher 
Einschnitt in der politischen, 
aber auch wirtschaftlichen und 
kulturellen Entwicklung Sach­
sens gesehen werden. Das Land 
spielte politisch lediglich eine 
Nebenrolle. Zudem verweist 
Katrin Keller auf die erstarrten 
Strukturen innerhalb von Regie­
rung und Verwaltung, die sich 
kaum dem Bürgertum öffneten. 
Angesichts einer eingehend 
beschriebenen stürmischen wirt­
schaftlichen Entwicklung, die 
zur Ausbildung von Gewerbere­
gionen rührte, mussten sich 
politische Widersprüche auftun, 

die nach einer Lösung drängten. 
Deutlich macht dies die Verfas­
serin auch anhand der sozialen 
Schichtung im Dorf (die leider 
im Unterkapitel „Landwirt­
schaft" versteckt wird) und der 
dörflichen gewerblichen Ent­
wicklung. Im fünften Kapitel 
wird herausgestellt, dass die 
Revolutionen von 1830 und 
1848 Reformen auslösten, die 
gleichwohl sehr langsam zur 
Zurückdrängung der politischen 
Eliten, vor allem des Adels, 
führten. Deutlich arbeitet Katrin 
Keller heraus, dass für die Be­
wältigung gesellschaftlicher 
Probleme, wie der Verelendung 
der Arbeiterschaft sowie der 
Benachteiligung von Frauen, 
von Sachsen wichtige Impulse 
ausgingen. Insbesondere wird 
ferner das Vereinswesen für die 
kulturelle Arbeit hervorgeho­
ben. 

Trotz der schwierigen For­
schungslage wird somit die 
Entwicklung Sachsen von den 
bürgerlichen Reformen bis 1952 
möglichst umfassend ausge­
leuchtet. Vergleiche mit anderen 
Staaten werden gesucht, können 
jedoch kaum breiter ausgeführt 
werden. So wird nicht recht 
deutlich, warum „weite Teile 
Kursachsens" durch ihre Kon­
takte zu „europäischen Innova­
tionszentren" als „europäische 
Region" bezeichnet werden 
können. Es zeigt sich hieran die 
Schwierigkeit bei der Benen­
nung von administrativ, wirt­
schaftlich und kulturell differie­
renden geographischen Räumen. 
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Im vorliegenden Band zeigt dies 
besonders die notwendige Ein­
beziehung der Oberlausitz, die 
seit 1635 erst nach und nach in 
das Kurfürstentum bzw. König­
reich Sachsen integriert wurde. 

Der Schluss des Bandes ver­
deutlicht die Probleme des 
Schreibens einer Landesge­
schichte in der Bezirkezeit: die­
ser Bereich bleibt fast völlig 
ausgespart. Dies zeigt allerdings 
die recht starke Orientierung an 
politisch vorgegebenen Struktu­
ren, zumal das letzte Kapitel, 
das auf Sachsen nach 1990 ein­
geht, wiederum breiter gefasst 
ist. In gedrängter Form werden 
hier die wichtigsten Entwick­
lungen nach der Wiederbegrün­
dung der Länder auf dem Gebiet 
der D D R aufgezeigt. Leider 
fehlt jeder Verweis auf die 
Friedliche Revolution von 1989 
(obwohl zahlreiche Literatur 
genannt wird), die ja im Bl ick 
auf die frühen Massenproteste 
ein sächsisches Ereignis war. 
Für die neuere Zeit bleibt also 
festzuhalten, dass die sächsische 
Geschichte unter den Bedingun­
gen der D D R noch zu erfor­
schen ist. Katrin Keller gelingt 
in gedrängter Form eine Einfüh­
rung in die wichtigsten Aspekte 
sächsischer Landesgeschichte, 
wobei Forschungsdefizite kennt­
lich gemacht werden und eigene 
Forschungsgebiete viel Neues 
bieten. 

Als Beigaben enthält der 
Band lediglich Karten, die terri­
toriale und administrative Ver­
änderungen aufzeigen. Leider 

wird auf die Karten nicht kon­
sequent verwiesen, zudem ist 
die Karte auf Seite 406, die die 
kursächsische Kreiseinteilung 
nach 1570 zeigt, gar nicht aus­
gewiesen. Eine Bereicherung 
hätte der Band durch genealogi­
sche Tafeln und statistische 
Tabellen erfahren. Schließlich 
ist bedauerlich, dass der Rük-
kentext des Buches zum Inhalt 
keinen rechten Bezug hat („Ein­
zelne Fürstenpersönlichkeiten, 
aber auch Kultur- und Alltags­
leben der einfachen Menschen 
werden lebendig geschildert.") 
Dem dort formulierten A n ­
spruch, ein Buch für Schüler 
und Studenten zu sein, wird der 
Preis von 24,90 Euro für ein 
Taschenbuch allerdings nicht 
gerecht. Positiv ist hervorzuhe­
ben, dass das Werk durch ein 
kombiniertes Orts-, Personen-
und Sachregister erschlossen 
wird. 

Markus Cottin 

Horst Dreier (Hrsg.): Grund­
gesetz Kommentar, Bd. I: 
Präambel, Artikel 1-19, 
XXXV, Tübingen: Verlag 
Mohr Siebeck 220 04, 1741 S.; 
Bd. II Artikel 20-82 XXXIX, 
Tübingen: Verlag Mohr Sieb­
eck 2006, 1996 S. 

Der aufgeschlossene, als Projekt 
der zur Zeit der Erstauflage -
Mitte der neunziger Jahre - jün­
geren Generation eines Fachs 
entstandene wissenschaftliche 
Standard-Kommentar ist nun 
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mit zwei von drei Bänden in 
zweiter Auflage auf dem Markt. 
Die Autoren sind mit Ausnahme 
von Gertrude Lübbe-Woljf die­
selben geblieben. Sie konnte 
neben dem neuen Amt einer 
Richterin des Bundesverfas­
sungsgerichts und der bisheri­
gen Professur nicht auch eine 
Kommentierung fortführen, 
deren Gegenstände im übrigen 
in dem Senat sub iudice sind, 
dem sie als Richterin angehört. 
A n ihre Stelle ist der Augsbur­
ger Ordinarius und Schüler von 
Rainer Wahl Johannes Masing 
getreten. Aufbau und Ausgestal­
tung der Kommentierung, die 
Machart und das Format sind 
gleich geblieben. Die jüngsten 
Rechtsänderungen im Rahmen 
der Föderalismusreform sind 
naturgemäß im zweiten Band 
nicht enthalten. Sie betreffen 
nicht nur die Gesetzgebungs­
kompetenzen. E in konsolidierter 
wissenschaftlicher Kommentar 
hat allerdings nicht die Funktion 
einer ersten Kommentierung, 
insofern ist nur zu begrüßen, 
wenn eine gewisse Distanz zu 
Rechtsänderungen gewahrt 
wird, die noch nicht auf die 
Probe vor allem der Tauglich­
keit gestellt waren. Es mag sich 
sehr rasch erweisen, dass diese 
„Reform" nicht nur kurzschlüs­
sig, sondern auch in die Irre 
führend ausgefallen ist, indem 
sie die Länder zu stärken sucht, 
die aber ihrerseits nicht in der 
Lage sind, das zu schultern, was 
sie übernommen haben - und 
das, ohne die Finanzbeziehun­

gen neu zu regeln und sich und 
der breiteren Öffentlichkeit die 
realen Strukturen verschleiert 
hat. 

Der Kommentar bleibt dem­
gegenüber mehr als solide, 
wiewohl nicht ganz gefeit gegen 
den über den Atlantik wehenden 
Zeitgeist, so wenn der Heraus­
geber in seiner Kommentierung 
zur Würde des Menschen wie 
sie Art. 1 Abs. 1 Grundgesetz 
nicht nur festhält, sondern ver­
bindlich macht, unter Art. 1 I 
Rn. 133 als Autor im Anschluss 
an einen seiner Schüler nicht 
mehr ausschließt, dass eine so 
genannte Rettungsfolter nach 
Ausschöpfung aller Alternativen 
rechtmäßig sein könne. Dies 
erstaunt, und man darf gespannt 
sein, wie die Kommentierung zu 
Art. 104 Abs. 1 Satz 2 G G vom 
Würzburger Kollegen des Her­
ausgebers Helmuth Schulze-
Fielitz demnächst im letzten 
Band des Kommentars ausfallen 
wird. Denn diese Vorschrift 
untersagt jede Form der Folter 
uneingeschränkt, ebenso wie die 
völkerrechtlichen Normen, de­
nen sich die Bundesrepublik 
Deutschland unterworfen hat. 
Dass Folter regelmäßig in Lagen 
empfohlen wird, die im Tatsäch­
lichen in hohem Maße von Un-
gewissheit geprägt sind, und 
deshalb die Redeweise von der 
„Ausschöpfung aller Alterna­
tiven" eine kaschierende Formel 
ist, das geht dabei in dem Ge­
dränge und der Enge einer 
Kommentierung, die auf alle 
aktuellen Entwicklungen einge-
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hen soll, unter. Dennoch: Der 
Aufbau der Kommentierung, 
nämlich für jeden Artikel des 
Grundgesetzes entsprechend der 
traditionell und immer noch 
regelmäßig für die wissenschaft­
liche Betrachtung aufgeschlos­
senen Arbeitsweise des Bundes­
verfassungsgerichts zunächst 
Herkunft, Entstehung und Ent­
wicklung darzustellen, dann an 
internationale, supranationale 
und vergleichende Bezüge anzu­
knüpfen und erst darauf mit den 
Erläuterungen einzusetzen, das 
überzeugt unverändert. Zudem 
werden nicht nur als solche be­
zeichnete Leitentscheidungen 
des Bundesverfassungsgerichts, 
sondern auch eine Literaturaus­
wahl vorangestellt, neben zahl­
losen Literatur- und Rechtspre­
chungsverweisen in den Fußno­
ten der Kommentierungen selbst. 
Auch sind in aller Regel die 
Kommentierungen in der zwei­
ten Auflage auf den neuesten 
Stand gebracht, von wenigen 
Ausnahmen abgesehen. Es wird 
nicht ganz leicht sein, all die 
Hochschullehrer - und das sind 
sie alle - , die die Kommentie­
rung vorgenommen haben, kon­
tinuierlich anzuhalten, den ho­
hen Standard der ersten Auflage 
des Kommentars durchzuhalten 
- angesichts der mannigfachen 
und stetig wachsenden Ver­
pflichtungen dieser Berufsgrup­
pe, die ein ruhiges wissen­
schaftliches Arbeiten oft kaum 
mehr zulassen. 

A l s Konkurrenz steht in na­
hezu kopierender Machart dem 

Kommentar ein ebenfalls drei­
bändig angelegtes Kommentar-
Werk gegenüber, das von dem 
früheren Göttinger Ordinarius 
Christian Starck herausgegeben 
wird und unter v. Mangoldt/ 
Klein/Starck auftritt. Es ist aus 
einem Großkommentar hervor­
gegangen, der nie vollendet 
wurde, und trat erst auf den Plan 
als der Mohr-Verlag mit dem 
Dreierschen Kommentar auf den 
Markt gekommen war. Offen­
sichtlich hat hier der Beck-
Verlag nachgezogen, indem er 
eine „Kopie" als Konkurrenz 
aufzog, unter dem Namen des 
Vahlen-Verlags, der schon lange 
zu der am Markt dominanten 
Beck-Gruppe gehört. Dieses 
Konkurrenz-Produkt hat schon 
die fünfte Auflage erreicht. Es 
ist allerdings weniger konsi­
stent, weniger historisch fun­
diert und auch nicht verglei­
chend, noch - im Bl ick auf die 
europäische Integration - ähn­
lich integrativ angelegt. Auch ist 
er nicht ein gemeinsames wis­
senschaftliches Projekt eines 
Teams, eher vielmehr das Er­
gebnis einer beflissenen Reakti­
on auf die erste Auflage des 
Dreierschen Kommentars ent­
standen, und auch deshalb, weil 
die von Starck herausgegebene 
genannte Großkommentierung, 
die auf vierzehn Bände angelegt 
war, ersichtlich stecken blieb 
und deshalb scheiterte; der Ver­
lag setzte dann offenbar auf ein 
beherrschbares, durch einen 
Herausgeber koordinierbares 
Unterfangen. Dabei ist nun auch 
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diese Kommentierung gewiss 
im wissenschaftlichen Diskurs 
einzubeziehen, zumal viele, die 
dem Kreis um Horst Dreier an 
sich nahe stehen, aber etwas 
jünger sind, eben die Chance, 
unter seiner Herausgeberschaft 
zu arbeiten, nicht mehr hatten 
und dann das Angebot der Mi t ­
arbeit bei dem Konkur­
renzvorhaben gar nicht aus­
schlagen konnten. Der Vorgang 
spiegelt auch die Vermehrung 
der Zahl der Professoren des 
öffentlichen Rechts, die sich in 
der Regel „Staatsrechtslehrer" -
nicht Verfassungs(rechts)lehrer 
- nennen, an den juristischen 
Fakultäten arbeiten und sämtlich 
der Vereinigung dieses Namens 
angehören. 

Der erste Band des Dreier­
schen Kommentars enthält die 
Kommentierung zur Präambel 
des Grundgesetzes und den 
Grundrechten des ersten A b ­
schnitts des Grundgesetzes, die 
im dritten Band um die K o m ­
mentierung der Justizgrundrech­
te sowie zum Staatskirchen­
recht, d. h. zahlreicher Kautelen 
zum Verhältnis zwischen Staat 
und Religionsgesellschaften, zu 
ergänzen sein wird; insoweit 
muss man also noch immer auf 
die erste Auflage zurückgreifen. 
Weitere wichtige Bestimmun­
gen mit Grundrechtscharakter 
finden sich in Art. 33 - insbe­
sondere zum Zugang zum öf­
fentlichen Dienst und weiteren 
Diskriminierungsverboten -
sowie zu Art. 38 des Grundge­
setzes, hier zum aktiven und 

passiven Wahlrecht; insoweit 
muss man die Kommentierung 
des zweiten Bandes, der nun in 
zweiter Auflage vorliegt, heran­
ziehen. 

Der zweite Band enthält die 
Kommentierung zu den A b ­
schnitten 2 bis 7 des Grundge­
setzes. Sie verhandeln die zen­
tralen Strukturprinzipen dieser 
Verfassung, den Aufbau des 
Staates in Bund, Länder und 
Gemeinden sowie die Bestim­
mungen über den Bundestag, 
den Bundesrat, den Gemeinsa­
men Ausschuss von Bundestag 
und Bundesrat, den Bundesprä­
sidenten, die Bundesregierung 
und die Gesetzgebung des Bun­
des. Sucht man etwas zur Stel­
lung der Gemeinden, so findet 
man dies in der Kommentierung 
zu Art. 28 des Grundgesetzes. 
Nicht rezipiert und kommentiert 
sind allerdings - wie gesagt -
die Änderungen des Grundge­
setzes durch die so genannte Fö­
deralismusreform. Es fehlen im 
übrigen auch - ganz regulär wie 
in der ersten Auflage vorgese­
hen für den dritten Band - vor 
allem die Abschnitte über die 
Ausführung der Bundesgesetze 
und die Bundesverwaltung, die 
Gemeinschaftsaufgaben, die 
Rechtsprechung, das Finanzwe­
sen, den Verteidigungsfall sowie 
die Übergangs- und Schlussbe­
stimmungen, die - wie gesagt -
ganze Normkomplexe enthalten, 
etwa zum besagten „Staatskir­
chenrecht", das aus der Weima­
rer Zeit stammt, sich aber zu­
nehmend in der Praxis verän-
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dert, indem die Gerichte es fort­
bilden. Hier bestehen starke 
Bezüge zu den Grundrechten 
des ersten Abschnitts, nicht nur 
der Glaubens- und Bekenntnis­
freiheit wegen, sondern etwa 
auch im Bl ick auf Verfahrensga­
rantien wie sie insbesondere der 
Abschnitt über die Rechtspre­
chung konkretisiert, Verfahrens­
garantien, die bei Gerichten 
entstanden und daher der Recht­
sprechung zugeordnet sind. 

Der im Umfang griffige, wie 
gesagt im Aufbau und in der 
Methode überzeugende und 
bisher erfolgreiche Kommentar 
kann nur empfohlen werden. 
Seine Autoren sind nicht einge­
bunden in Loyalitätszusam­
menhänge etwa von Verbänden, 
die ihre Sicht trüben könnten. 
Die Bearbeitung der zweiten 
Auflage ist bis auf ganz wenige 
Ausnahmen makellos und auf 
dem neuesten Stand. Sie fällt 
nicht hinter die erste Auflage 
zurück. Insgesamt wird das 
Werk auch weiterhin seinen 
Weg machen, gerade auch weil 
die Strategie des Verlages und 
der Autoren weiterhin dem se­
riösen Muster folgt, das bisher 
zugrunde lag, nämlich eine 
Neuauflage nur nach hinrei­
chend langen Abschnitten der 
Weiterentwicklung der Recht­
sprechung auf den Markt zu 
bringen, also nicht im Rahmen 
der Vermarktung der Bände vor 
allem Mittel abzugreifen durch 
rasch aufeinander folgender, 
kaum veränderter und deshalb 
fragwürdiger Neuauflagen. 

Wünschenswert wäre im Bl ick 
auf das Inkrafttreten der Födera­
lismusreform mit zahlreichen 
fragwürdigen und komplizierten 
Änderungen des Grundgesetzes 
eine raschere dritte Auflage 
jedenfalls des zweiten Bandes. 
Angesichts der Qualität des 
Kommentars erlaubt aber auch 
ein knapp bemessener Bibl io­
theksetat die ernsthafte Erwä­
gung, die Neuauflagen dieses 
Kommentars anzuschaffen. Man 
kann mit ihm gut arbeiten, das 
gilt auch für die Nachbardiszi­
plinen der Jurisprudenz, also 
etwa die Politikwissenschaft, die 
Geschichtswissenschaft und im 
weiteren Sinne die alte Staats­
wissenschaft überhaupt. 

Helmut Goerlich 

Thomas Fues/Jochen Hippler 
(Hrsg.): Globale Politik. Ent­
wicklung und Frieden in der 
Weltgesellschaft. Festschrift 
für Franz Nuscheier, Bonn: 
Dietz Verlag 2003, 400 S. 

Festschriften sind zuweilen in 
ihrem Erkenntniswert be­
schränkt, da es sich typischer­
weise um nur lose verknüpfte 
Beiträge handelt, die den 
Hauptzweck verfolgen, Wich­
tigkeit (die eigene und die des 
Geehrten) zu demonstrieren. Für 
die vorliegende Festschrift zur 
Emeritierung von Franz Nu­
scheier gilt das nicht. Es handelt 
sich um eine umfangreiche und 
zuweilen schonungslose Bilan-
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zierung zum theoretischen und 
politischen Stand von Global 
Governance, Frieden und Ent­
wicklung. In dieser Breite und 
Aktualität dürfte der Sammel­
band eine gewisse Einzigartig­
keit aufweisen. Das erleichtert 
es, über die teilweise schwärme­
rischen und allzu persönlich 
geratenen Beiträge zur Person 
Nuschelers im ersten Teil des 
Buches hinweg zu lesen. 

Im Anschluss an Vorwort 
und Grußwort von Johannes 
Rau und der österreichischen 
Außenministerin Benita Ferrero-
Waldner eröffnet der Einlei­
tungsbeitrag von Thomas Fues 
und Jochen Hippler den Band 
mit der Frage, wie Weltproble­
me unter Globalisierungsbedin­
gungen lösbar werden können 
(S. 17), die das bisherige Werk 
von Franz Nuscheier in prä­
gnanter Weise auf den Punkt 
bringt. Die Autoren bemerken 
zu Recht, dass die Festschrift in 
einer kritischen Umbruchphase 
erscheint, die eine Bilanzierung 
besonders nahe legt. Der erste 
Buchteil zu Person und Werk 
Franz Nuschelers enthält Bei ­
träge von Klaus Hänsch, Anne-
lie Buntenbach, Erfried Adam, 
Sybille von Fölkersamb, Ri­
chard Hermle und Ernst Ulrich 
von Weizsäcker. Daran schlie­
ßen sich drei weitere thematisch 
fokussierte Buchteile an. Der 
zweite Teil stellt Global Gover­
nance auf den Prüfstand, und 
zwar sowohl in Bezug auf seine 
Wirksamkeit als Politikmodell 
als auch auf seine analytischen 

Potentiale. Autorinnen sind 
Lothar Brock, Dirk Messner, 
Marianne Beisheim, Achim 
Brunnengräber, Uta Ruppert 
und Inge Kaul. Im dritten Teil 
finden sich Beiträge zu den 
Themen Entwicklung und Frie­
den von Michael Bohnet, Rainer 
Tetzlaff, Peter Meyns, Volker 
Matthies, Herbert Wulf und 
Volker Perthes. Der vierte Teil 
schließlich ist mit den Stichwor­
ten Nation - Kulturen - Men­
schenrechte überschrieben. In 
der Überschrift spiegelt sich der 
etwas zusammengewürfelte 
Charakter dieses letzten Teils 
wider, in dem sehr unterschied­
liche Beiträge von Dieter O-
berndörfer, Dieter Senghaas, 
Paul Streeten, Thomas Heberer 
und Kurt P. Tudyka versammelt 
sind. 

Da an dieser Stelle nicht alle 
Einzelbeiträge besprochen wer­
den können, greife ich im Fol­
genden diejenigen Beiträge her­
aus, die ich für besonders le­
senswert im Kontext der ange­
sprochenen Thematiken halte. 
Das beginnt mit dem Beitrag 
von Lothar Brock, der bei dem 
Thema Global Governance 
gleich zum Kern der Krit ik vor­
stößt: Wie kann man überhaupt 
noch von Global Governance 
reden, wenn es der Weltmacht 
U S A möglich ist, Kriege zur 
vorbeugenden Verteidigung zu 
führen? Brock stellt dieses 
scheinbare Totschlagargument 
jedoch sogleich in einen breite­
ren Kontext und zeigt auf, dass 
sich im Rahmen der Vereinten 
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Nationen bereits in den 1990er 
Jahren der Trend zum demokra­
tischen Erzwingungskrieg ab­
zeichnete, lange bevor die U S A 
ihre Strategie zur Terrorbe­
kämpfung offiziell darauf ab­
stellten. Mi t Erzwingungskrie­
gen ist die militärische Rechts­
durchsetzung ohne vollständige 
Selbstbindung an das Recht 
gemeint, und Brock zeigt über­
zeugend, wie diese Erzwin­
gungskriege zugleich als Teil 
und als Infragestellung von 
Global Governance betrachtet 
werden können, deren wichtig­
ste Agenda die Zivilisierung der 
Weltpolitik ist. So plädiert er 
dafür, das Wiederaufleben und 
die neuen Legitimationsversu­
che von Krieg als Mittel der 
Herstellung von Weltordnung 
nicht einfach als Gegensatz zu 
Global Governance zu sehen 
sondern vielmehr zu fragen, 
welchen Stellenwert Kriege in 
der umkämpften Agenda für 
Weltpolitik und Weltfrieden 
haben. 

Neben der wiederaufflam­
menden Bedeutung militärischer 
Macht ist es häufig die ökono­
mische Macht der Großkonzer­
ne, die Kritiker dem Konzept 
von Global Governance als A r ­
gument entgegenhalten. Diese 
Thematik greift der Beitrag von 
Dirk Messner auf, indem er 
sowohl dem neoliberalen als 
auch dem globalisierungskriti­
schen Skeptizismus gegenüber 
der politischen Gestaltbarkeit 
globaler Marktdynamik Ansatz­
punkte für neue Governance-

Muster in der Weltwirtschaft 
entgegenhält. Unter dem Stich­
wort Weltwirtschafts-Triangle 
diskutiert er verschiedene For­
men von Governance. Er stellt 
dabei zum einen Formen von 
Private Governance heraus, die 
die Abstimmungsprozesse in 
den netzwerkartigen Verbin­
dungen globaler Wertschöp­
fungsketten betreffen. Zum an­
deren verweist er auf die wach­
sende Bedeutung von globalen 
(technischen, sozialen, ökologi­
schen) Standards, die durch 
Abstimmungsprozesse in globa­
len Politiknetzwerken zustande 
kommen. Der Beitrag leistet 
damit den Versuch, die fruchtlo­
se Debatte um mehr Markt ver­
sus mehr Staat zu überwinden, 
indem er auf die neuen Gover­
nance-Muster der Weltwirt­
schaft verweist, die in koordi­
nierten Abstimmungsprozessen 
zwischen privaten Akteuren 
untereinander sowie von priva­
ten und öffentlichen Akteuren 
gemeinsam erzeugt werden. 

Eine wesentlich skeptischere 
Einschätzung der realpolitischen 
Bedeutung von Global Gover­
nance findet sich in dem Beitrag 
von Uta Ruppert, die eine B i ­
lanzierung aus feministischer 
Sicht leistet. Dabei fragt sie 
nach den möglichen Anschluss­
stellen für die Theorie und Pra­
xis globaler Frauenpolitik. Sie 
sieht zum einen zumindest theo­
retisch die Offenheit für Fragen 
der Geschlechtergerechtigkeit 
und Frauenmenschenrechten. 
Zum anderen verweist sie je-
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doch auf die Problematik, dass 
feministische Politik kein Inter­
esse an Stabilität und Ordnung 
sondern gerade im Gegenteil an 
einer grundlegenden Verände­
rung der Prozesse und Struktu­
ren der Weltpolitik hat. Die 
Politiktauglichkeit von Global 
Governance scheint aber gerade 
auf Politikbereiche beschränkt 
zu bleiben, die solche umwäl­
zenden Veränderungen nicht 
ermöglichen. Der Ansatz könne 
daher als Handlungsrahmen 
nicht einhalten, was er als Ana­
lyserahmen verspreche, weshalb 
Global Governance aus femini­
stischer Sicht eine zunehmend 
ambivalente Herausforderung 
darstelle. 

Geht es im nächsten Teil des 
Buches um die Themen Ent­
wicklung und Frieden, so ist 
wohl kein anderer Kontinent als 
Afrika besser geeignet, den 
Prüfstein für eine Bilanz ab­
zugeben. Der Beitrag von Peter 
Meyns leistet das erfreulicher­
weise, indem er die Rekonstruk­
tion afrikanischer Sichtweisen 
thematisiert, anstatt sich auf die 
Kritik zentraler weltpolitischer 
Akteure wie Weltbank und IWF 
zu versteifen. Dabei geht es vor 
allem um die Vorgeschichte und 
den gegenwärtigen Stellenwert 
der NEPAD-Init iat ive (New 
Partnership for African Deve­
lopment). Zum besseren Ver­
ständnis nimmt Meyns eine Dif­
ferenzierung in zwei politische 
Strömungen vor: dem Panafri-
kanismus, den er als kulturelle 
und politische Bewegung von 

unten bezeichnet, sowie der eher 
staatsorientierten Bewegung zur 
Erzielung einer Pan-
Afrikanischen Einheit. Dieses 
politische Spannungsfeld, in 
dem sich sowohl die auf Gadda­
fis Initiative zurückgehende 
Neugründung einer Afrikani­
schen Union (AU) bewegt als 
auch die schon erwähnte N E ­
PAD-Initiative, wird durch die­
sen Beitrag als wichtiger Aus­
gangspunkt für die zukünftige 
Positionierung des afrikanischen 
Kontinents in der Weltgesell­
schaft sichtbar. 

Volker Matthies schafft mit 
seinem Beitrag zur Friedensfor­
schung eine interessante Ergän­
zung zu dem Beitrag von Lothar 
Brock. Er stellt heraus, dass die 
Aufmerksamkeit für die soge­
nannten neuen Kriege die Sicht 
auf die Tatsache verstellt, dass 
in vielen Regionen der Welt 
dauerhafter Friede herrscht. 
Dieses Phänomen solle zum 
Anlass genommen werden, stär­
ker nach den Bedingungen für 
Frieden zu suchen, anstatt sich 
auf die Erklärung von kriegeri­
schen Auseinandersetzungen zu 
beschränken. Er unterscheidet 
dabei zwischen der prä-
konfliktiven Prävention, die an 
eine theoretisch anspruchsvolle 
Friedensforschung anknüpfen 
könnte, und der in der Praxis so 
häufig überwiegenden post-
konfliktiven Friedenskonsolidie­
rung. Indem er Bezüge zu der 
Global Governance-Diskussion 
herstellt, schlägt er den Bogen 
zum zweiten Teil des Buches. 
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Noch pointierter geschieht 
dies im Beitrag von Herbert 
Wulf, der die Frage nach den 
Möglichkeiten demokratischer 
Kontrolle der Streitkräfte bei 
militärischen Einsätzen im 
Rahmen der Vereinten Nationen 
stellt. Ausgangspunkt der Über­
legungen ist dabei, dass die de­
mokratische Kontrolle von 
Streitkräften bisher fast aus­
schließlich national organisiert 
ist und damit eine systematische 
Überforderung erleidet, wenn es 
um multinationale Einsätze 
geht. Wul f verweist darauf, dass 
seit Ende der 1980er Jahre so­
wohl eine zahlenmäßige Aus­
weitung von UN-Friedens-
missionen als auch eine Neube­
stimmung ihres Aufgabenspek­
trums zu beobachten ist. Der 
durch Internationalisierung und 
Privatisierung militärischer 
Funktionen gekennzeichnete 
Wandel des Verhältnisses von 
Militär und Nationalstaat bleibe 
in der bisherigen Theorie und 
Praxis von Global Governance 
aber weitgehend unbeachtet. 

Stellvertretend für den letz­
ten Teil des Buches soll der 
Beitrag von Paul Streeten ge­
nannt werden, der u. a. als einer 
der geistigen Väter des Human 
Development Index des U N D P 
die entwicklungspolitischen Dis­
kussionen der vergangenen 
Jahrzehnte mit geprägt hat. Sei­
ne kritische Analyse der Bedeu­
tung von negativen und positi­
ven Menschenrechten im Ent-
wicklungsprozess führt zu der 
sicherlich umstrittenen Ein­

schätzung, dass der Weg zur 
Befriedigung von Grundbedürf­
nissen in vielen Fällen gerade 
nicht über die Durchsetzung von 
entsprechenden positiven Rech­
ten (auf Arbeit, auf Gesundheit 
etc.) zu erreichen ist. Der Abso-
lutheitsanspruch dieser Rechte 
verdeckt eher, dass es sich um 
konfligierende Ansprüche an 
knappe Ressourcen handelt, die 
selbst im Kontext reicher Volks­
wirtschaften immer nur be­
stimmten Gruppen auf Kosten 
von anderen Gruppen gewährt 
werden können. 

Insgesamt berühren die Be i ­
träge ein weites Spektrum an 
Themen und kommen zu einer 
relativ ausgewogenen Bilanzie­
rung, die weder unangemessen 
optimistisch noch hoffnungslos 
fatalistisch ausfällt. Das Buch 
als Gesamtwerk lässt jedoch das 
Defizit erkennen, dass auch 
mehr als ein Jahrzehnt nach dem 
von Ulrich Menzel verkündeten 
Scheitern der großen (Ent-
wicklungs-) Theorie eine theo­
retisch anspruchsvolle integrie­
rende Sichtweise fehlt. Die 
Konzeptualisierungsversuche in 
der Global Governance-For­
schung verdeutlichen dieses 
Fehlen eher noch, als dass sie 
die Leerstelle besetzen. Hier 
wäre es interessant gewesen zu 
prüfen, inwiefern weltgesell­
schaftliche Theorieentwürfe 
eine überzeugende Alternative 
bereitstellen können. Zwar 
taucht der Begriff der Weltge­
sellschaft im Titel auf, er wird 
aber in keinem Beitrag ernsthaft 
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aufgegriffen. Systemtheoreti­
sche Weltgesellschaftsanalysen, 
neo-institutionalistische World 
Polity-Forschungen oder die an 
der Analyse der kapitalistischen 
Weltordnung interessierten 
Weltsystemtheorie wären Kan­
didaten, die auf jeweils spezifi­
sche Weise eine radikale M a ­
kro-Perspektive einnehmen. In 
der vorliegenden Festschrift 
spiegelt der Begriff der Weltge­
sellschaft eher die normative 
Vorstellung von Einer Welt 
wieder, die zur Begründung der 
Notwendigkeit von Weltpolitik 
herangezogen wird. Versteht 
man Weltgesellschaft jedoch als 
Ausgangs- und Bezugspunkt 
von Makrotheorie, können welt­
weite Interdependenzen und 
extreme Asymmetrien im Welt­
maßstab möglicherweise ange­
messener analysiert werden. 

Anita Engels 

Marc Szydlik (Hrsg.): Genera­
tion und Ungleichheit. Wies­
baden: VS Verlag für Sozial­
wissenschaften 2004, 276 S. 

Obgleich es eine Vielzahl an 
Forschungsbeiträgen zur sozia­
len Ungleichheit in Deutschland 
gibt, und ebenfalls schon ver­
sucht wurde, den Generationen­
begriff in die soziologische 
Terminologie einzuführen, stellt 
der sich mit diesen Themenkrei­
sen befassende Sammelband ein 
Novum dar. Der Band enthält 
eine Auswahl der Beiträge zur 

Erfurter Frühjahrstagung 2003 
der Sektion „Soziale Ungleich­
heit und Sozialstrukturanalyse" 
der D G S . Die gemeinsamen 
Bestrebungen der vertretenen 
Autoren richten sich auf den 
Versuch, den Generationenbe­
griff für die sozialstrukturelle 
Betrachtung sozialer Differen­
zen fruchtbar zu machen. Dem 
liegt die Idee zugrunde, mit dem 
Generationenbegriff die sozialen 
Ungleichheiten fortschreibende 
und sogar vergrößernde Fakto­
ren erfassen zu können. Es geht 
also darum, dynamische Ent­
wicklungsbedingungen sozialer 
Ungleichheiten in den Blick zu 
bekommen. 

Szydlik gliedert seinen Band 
in drei Hauptabschnitte, deren 
erster sich der theoretischen 
Fundierung der Problematik 
annimmt. Die Abschnitte zwei 
und drei versammeln jeweils 
Einzeluntersuchungen unter den 
Titeln „generationale Ungleich­
heit in Kindheit und Jugend" 
bzw. „unter Erwachsenen". In 
einer kurzen Einleitung umreißt 
Szydlik die Schwierigkeiten, den 
umgangssprachlich recht geläu­
figen Generationenbegriff sozio­
logisch gehaltvoll zu formulie­
ren und faßt sowohl die theore­
tischen Überlegungen wie auch 
den Kern der Einzeluntersu­
chungen zusammen. Das ist der 
Heranführung an die vorgestell­
te Problematik und dem Über­
blick über die versammelten 
Beiträge durchaus dienlich. 
Dennoch wäre - bei aller V i e l ­
schichtigkeit - eine deutlichere 
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Herausarbeitung des von den 
Autoren benutzten Generatio­
nenbegriffs wünschenswert ge­
wesen, insofern es darum geht, 
die Einzeluntersuchungen in das 
gemeinsame Konzept zu inte­
grieren. 

Im ersten Beitrag zum Theo­
rieteil des Bandes bemüht sich 
Reinhold Sackmann um eine 
institutionalistische Bestim­
mung des Generationenbegriffs 
zur Annäherung an den sozial-
strukturanalytischen Ansatz. 
Das geschieht auf der Grundlage 
der strukturanalytischen Einhei­
ten „Kohorte" und „Altersgrup­
pe". Einer recht übersichtlichen 
Darstellung der geläufigsten 
Kohorten- und Generationen­
theorien (Norman Ryder bzw. 
Kar l Mannheim) sowie altersso­
ziologischer Ansätze folgt die 
Darstellung der Vergesellschaf­
tungsformen von Generationen 
als Organisationsformen von 
gemeinsamen Interessen. Es sei 
nämlich, um zu einem gehalt­
vollen Generationenbegriff zu 
kommen - und das ist eines der 
Hauptanliegen des Bandes -
erforderlich, reflexive Mecha­
nismen in die strukturanalyti­
sche Betrachtung mit einzube-
ziehen. Diese Mechanismen, 
die, der Terminologie Kar l 
Mannheims folgend, Generation 
vom ,an sich' zum ,für sich' 
wandeln, erblickt Sackmann in 
einigen Formen von Vergesell­
schaftung, strukturanalytisch 
erfaßbar in Organisationen und 
Institutionen. So werden in Or­
ganisationen und Institutionen 

als Vertreter generationaler In­
teressen generationsspezifische 
Ungleichheiten ausgehandelt, 
wie auch neue eingeführt. Das 
Analysekonzept bleibt so nicht 
nur auf materielle, jedenfalls 
statische Ungleichheitsfaktoren 
abgestellt, sondern kann Ursa­
chen der Erzeugung von Un­
gleichheit mit einbeziehen. 
Fraglich bleibt für den Leser 
jedoch zweierlei: 1) ob und in­
wiefern mit den erfaßten Perso­
nengruppen zeitgeschichtliche 
Generationen zusammenfallen, 
und 2) welche der unterschied­
lich großen Personengruppen 
mit verschieden stark und ver­
schieden homogen ausgeprägten 
Interessen noch als Generation 
erfaßt werden und welche nicht. 

Demgegenüber versteht Olaf 
Struck in dem zweiten um theo­
retische Fundierung bemühten 
Aufsatz den Generationenbe­
griff von vornherein als eine Art 
Bündel verschiedener Aus­
tausch- und Interaktionsbezie­
hungen auf allen Handlungs­
ebenen der Gesellschaft. Dabei 
differenziert er zunächst Kohor­
ten nach unterschiedlichen „Er-
fahrungs-" und „Ressourcenauf­
schichtungen", welche unter der 
Bedingung spezifischer „Anläs­
se" Generationen bilden. Unter 
solchen „Anlässen" versteht er 
Unterschiede in Kohortengröße 
und Altersabstand, Prägungen 
durch arbeitsorganisatorische 
und technische Veränderungen, 
sowie Zuschreibungen durch 
politische Akteure. A u f der Ba­
sis sowohl selbst- als auch 
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fremdzugeschriebener wechsel­
seitiger „Erwartungen" führen 
die genannten Differenzen zu 
Aushandlungs- und Entschei-
dungsprozessen auf allen Ebe­
nen der Gesellschaft. Der von 
Struck entwickelte Generatio­
nenbegriff soll in erster Linie 
der Erklärung sozialer Wand­
lungsprozesse dienen, und ver­
meidet daher auch den bei 
Sackmann eher statisch akzentu­
ierten Gruppencharakter von 
Generationen. Der Zusammen­
hang von Kohorte und Genera­
tion ist bei Struck jedoch deut­
lich weniger plausibel darge­
stellt, als es Sackmann vermit­
tels der generationsrelevanten 
Vergesellschaftungsformen 
möglich war. So verwendet 
Struck beide Begriffe wenig 
trennscharf genau an der Stelle, 
wo vermittels der „Anlässe" die 
Spezifizierung von Kohorten zu 
Generationen gezeigt werden 
soll. 

Thorsten Schneider belegt in 
seiner Analyse Zusammenhänge 
zwischen der sozialen Herkunft 
schulpflichtiger Kinder und der 
von ihnen bzw. für sie getroffe­
nen Bildungswegentscheidung 
in der Sekundarstufe I. Seinem 
Konzept der sozialen Herkunft 
liegen u. a. das Einkommen der 
Eltern, das Prestige des von 
ihnen ausgeübten Berufes sowie 
deren Bildungsgrad zugrunde. 
Damit wird als maßgebliche 
Einflussvariable auf die Soziali­
sation des Kindes die Ausstat­
tung des Elternhauses ange­
nommen. Diese lässt sich mit 

den Mitteln der herkömmlichen 
Strukturanalyse erfassen. Die 
Untersuchung geht von der Fra­
ge aus, in welchem Grade sozia­
le Differenzen hauptsächlich des 
Bildungsniveaus auf die Folge­
generation fortgeschrieben wer­
den. Jedoch: was hier Folgege­
neration genannt wurde, bezieht 
sich auf die sozialstrukturell in 
Kohorten erfassbaren Familien­
generationen. Einen im obigen 
Sinne „vollen" Generationenbe­
griff kann - und sollte wohl 
auch - diese Einzeluntersu­
chung nicht leisten. 

In ähnliche Richtung zielt 
die Arbeit von Martin Diewald 
und Jürgen Schupp, die der Fra­
ge nachgehen, in welchem Gra­
de der Zugang zu kulturellem 
und sozialem Kapital für Schul­
kinder unabhängig von der je­
weils gewählten Schulform ist, 
bzw. inwieweit dieser von Klas­
se, Status und unterschiedlichen 
Familienformen abhängt. Ähn­
lich wie in der vorangegangenen 
Analyse, konnte auch hier die 
maßgebliche Bedeutung der 
Herkunftsfamilie sowie der 
Qualität der Eltern-Kind-Be­
ziehung für die Fortschreibung 
sozialer Ungleichheit herausge­
stellt werden. Interessant ist, 
dass für den zeitweiligen Auf­
enthalt des Kindes in einer Pfle­
gefamilie eine positive Korrela­
tion mit dem Erwerb kulturellen 
Kapitals festgestellt werden 
konnte. Das führt u. a. auf die in 
der Studie nicht weiter berück­
sichtigte Frage, inwiefern für 
die Transmission von Ungleich-
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heiten leibliche Elternschaft 
eine Rolle spielt. 

Lazio A. Vaskovics zeichnet 
in seinem Beitrag die Entwick­
lung der Ungleichheitsstruktur 
in Deutschland seit den 70er 
Jahren nach. Dabei konnte er 
eine relativ geringe soziale M o ­
bilität bei annähernd gleich blei­
bender Familienstruktur feststel­
len. Der Aufsatz geht der Frage 
nach der ungleichheitsperpetuie-
renden Bedeutung einer Her­
kunftsfamilie in Abhängigkeit 
von der Ausdifferenzierung der 
Familienstrukturen in den Fol ­
gejahrzehnten nach. Besonders 
unter dem Hinweis auf die auch 
in der voraufgegangenen Studie 
unberücksichtigt gebliebene, 
wie überhaupt bislang kaum 
erforschte Frage nach der Rele­
vanz der Form der Elternschaft, 
leistet Vaskovics'1 Arbeit einen 
perspektivenreichen und daher 
wichtigen Beitrag für den neuen 
Forschungsansatz. 

Johannes Huinink und Dirk 
Konietzka wenden sich dem 
Ereignis des Auszugs aus dem 
Elternhaus als Übergang in das 
Erwachsenenalter zu. Dabei 
konnten sie im historischen 
Vergleich feststellen, dass diese 
Entscheidung zunehmend weni­
ger an Eheschließung und Fami­
liengründung denn an den Be­
rufseintritt gebunden ist. Der 
herkunftsspezifische Bezug des 
Auszugsalters bleibt dabei aller­
dings nur schwach markiert. 

Bezogen auf den sich an­
schließenden, durch den Er­
werbseinstieg gekennzeichneten 

Lebensabschnitt, stellt sich Brit­
ta Matthes der Frage, ob beson­
dere historische Umbruchsitua­
tionen die intergenerationale 
Mobilität verändern, d. h. u. a. 
auf die Fortschreibung der Her­
kunftsverhältnisse modifizie­
rend einwirken. Diese Vermu­
tung ist nahe liegend, insofern 
Sackmann den Generationenbe­
griff u. a. durch eine spezifische 
Gelegenheitsstruktur, und damit 
historisch, gekennzeichnet hat. 
Entgegen dieser Annahme aber 
kann Matthes für den von ihr 
untersuchten Fall - die gesell­
schaftlichen Wandlungsprozesse 
im Rahmen der ostdeutschen 
Transformation - keinen Bedeu­
tungsverlust der sozialen Her­
kunftsverhältnisse feststellen. 

Während Susanne von Be­
low in ihrem Beitrag den Ein­
fluss der elterlichen Bildung in 
Migrantenfamilien auf die Qua­
lifikation und Qualifikations­
chancen der Folgegeneration 
untersucht, wendet sich Martin 
Schmeiser dem Phänomen des 
sozialen Abstiegs speziell in 
akademischen Familien zu. Dort 
konnte er für die Erst- und 
Letztgeborenen eine besonders 
starke Tendenz zur Fortschrei­
bung der Herkunftsverhältnisse 
feststellen, während die Lebens­
läufe der in der Mitte Gebore­
nen eher durch sozialen Abstieg 
gefährdet sind. 

A l l e im Band versammelten 
Aufsätze belegen die herausra­
gende Bedeutung der Familien­
solidarität für die Fortschrei­
bung (und sogar Vergrößerung) 
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sozialer Ungleichheiten. Dieser 
Einfluss ist auch an markanten 
Punkten der Weichenstellung 
für den weiteren Lebenslauf, 
wie auch in historischen U m ­
sturzsituationen ungebrochen. 

Marc Szydlik legt mit sei­
nem Sammelband eine maßgeb­
lich nach Lebensabschnitten 
gegliederte Untersuchung dieses 
Zusammenhangs vor. Auch 
wenn, vermutlich dem Anlass 
der Abfassung geschuldet, Re­
dundanzen auftreten, bietet der 
empirische Teil dieses Bandes 
einen perspektivenreichen Ein­
blick in die Thematik. Aller­
dings handelt es sich bei dem 
Band - und das ist wohl der 
hervorstechende Schwachpunkt 
seiner Konzeption - eben nicht 
um einen Brückenschlag zwi ­
schen der soziologischen Be­
trachtung von Generation und 
sozialstruktureller Ungleich­
heitsforschung. In den empiri­
schen Analysen wurde zumeist 
der Begriff der Familiengenera­
tion (und das entspricht letztlich 
einer Abgrenzung nach Kohor­
ten) zu Grunde gelegt, was ei­

nem „vollen" Generationenbe­
griff nicht gerecht wird. So steht 
auch der erste, theoretische Teil 
des Bandes, in welchem sich 
Struck und Sackmann um die 
Annäherung des Generationen­
begriffs an die Sozialstruktur­
analyse bemühen, in nur schwa­
chem Bezug zu den empirischen 
Einzeluntersuchungen. Das, was 
hier theoretisch versucht wurde, 
wurde dort empirisch nicht zur 
Gänze nachvollzogen. Daher 
können die aus dem Titel des 
Bandes und den theoretischen 
Vorüberlegungen resultierenden 
Erwartungen in den Einzelstudi­
en nicht vollkommen eingelöst 
werden. Dennoch bietet der 
Sammelband reichhaltige und, 
zum Teil auch gerade wegen 
seiner Inkohärenzen, spannende 
Einblicke in ein sich neu formie­
rendes Forschungsprogramm und 
zeigt zudem, wie weit die soziale 
Wirklichkeit von der viel propa­
gierten „Offenen Gesellschaft" 
tatsächlich entfernt ist. 

Nils Kasper 
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